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Vorwort. 
Die freundliche Aufnahme, welche der unter dem Titel 

„Die Entstehung der deutschböhmischen Arbeiterbewegung" 
1928 erschienene erste Band dieses Werkes gefunden hat, 
hat mich ermutigt, sofort danach an die Niederschrift der 
Fortsetzung zu schreiten, welche die Geschichte der deutschen 
Sozialdemokratie Böhmens bis zum Ausbruch des Welt- 
krieges weiterführt. Wenn der Einwand erhoben werden 
sollte, daß nicht 1914 sondern 1918, nicht der Beginn des Welt- 
krieges sondern die Neugestaltung der politischen Ver- 
hältnisse nach dem Ausgange des großen Krieges den Be- 
ginn einer neuen Epoche europäischer Geschichte und damit 
auch der deutschen Arbeiterbewegung Böhmens bilden, so 
möchte ich mir die Bemerkung gestatten, daß die Kräfte, 
durch welche insbesondere die Neugestaltung der staatlichen 
Verhältnisse in den Sudetenländern erfolgte, im Kriege 
herangereift sind und daß vom Standpunkt der historischen 
Darstellung doch eher 1914 den Schlußpunkt einer Epoche 
und zugleich den Ausgangspunkt einer neuen darstellt. 

Was die Quellen der Darstellung betrifft, mußte ich 
diesmal auf Aktenmaterial aus dem Staatsarchiv Verzicht 
leisten, da die Akten für die dargestellte Zeit sich noch in 
den für Historiker unzugänglichen Registraturen der be- 
treffenden Aemter, insbesondere der politischen Lanües- 
verwaltung in Prag befinden. Ich war daher hauptsächlich 
auf Zeitungen, Protokolle von Parteitagen und Bro- 
schüren angewiesen. Die Erzählung der Ereignisse, die 
Schilderung der Zustände konnte aber vom Standpunkt 
historischer Kritik ohne viel Bedenken auf diese Art der 
Quellen aufgebaut werden, weil sich ja die Bewegung nicht 
mehr wie vor 1889 in geheimen Klubs, sondern in aller 
Oeffentlichkeit abgespielt hat. Damit soll freilich nicht ge- 



sagt sein, daß nach Oeffnung des Archivs der ehe- 
maligen Statthalterei in Prag nicht manche heute noch 
unbekannte Einzelheiten aus der Geschichte der deutsch- 
böhmischen Arbeiterbewegung in den Jahren 1889 bis 
1914 zutage treten werden. 

Denjenigen, welche in dem vorliegenden Werke eine 
geschlossene Darstellung der Entwicklung der Arbeiter- 
bewegung gerade des Bezirkes, in welchem sie wohnen 
und wirken und der sie daher am meisten interessiert, nicht 
finden, möchte ich sagen, daß meine Aufgabe darin be- 
stand, die Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung des 
ganzen Landes zu schreiben und daß die Darstellung zu 
sehr in die Breite gegangen, ja geradezu zerflossen wäre, 
wenn mein Blick nicht stets auf das Ganze gerichtet ge- 
wesen wäre. Die Geschichte der Arbeiterbewegung einzelner 
Gegenden Deutschböhmens zu schreiben, ist Aufgabe einer 
Heimatforschung, welche sich dessen bewußt ist, daß Deutsch- 
böhmen auch die Heimat der Arbeiter ist. 

Ein Wort sei mir noch gestattet über die Art, wie 
einzelne Persönlichkeiten, die in der Geschichte der deutsch- 
böhmischen Arbeiterbewegung eine Rolle gespielt haben, 
in diesem Werke Erwähnung finden. Ein Urteil über 
lebende Personen kann der Historiker — insbesondere in 
der Politik — nicht leicht fällen, weil ihr Lebenswerk nicht 
abgeschlossen vorliegt. Deswegen habe ich mir in dieser 
Hinsicht einige Zurückhaltung auferlegt. 

Zum Schlüsse danke ich dem Parteivorstande der Deut- 
schen sozialdemokratischen Arbeiterpartei in der Tschecho- 
slowakischen Republik nicht nur für die Herausgabe auch 
des zweiten Bandes, sondern auch dafür, daß es mir durch 
Regelung meiner Berufsarbeit überhaupt möglich gemacht 
wurde, mein Werk zu vollenden. 

Die weitere Geschichte der deutschen Sozialdemokratie 
Böhmens zu schreiben — dazu ist die Zeit noch nicht ge- 
kommen. 

Prag, am 1. Oktober 1926. 
Der Verfasser. 



Erster Abschnitt: 

Bis zu den ersten allgemeinen Wahlen 
in das Abgeordnetenhaus. 

(1889-1897) 

Erstes Kapitel: 

WirtschaftsentivickluAg und Proletariat. 

In den achtziger Jahren des 19. Jahrhunderts hatten 
innere Streitigkeiten die Arbeiterbewegung allüberall ge- 
schwächt, Ausnahmsverfügungen die politische und kul- 
turelle Entwicklung des europäischen Proletariats aufge- 
halten. Nach der geistigen Ueberwindung des Anarchis- 
mus, nach dem Fall aller Ausnahmsgesetze beginnt, be- 
günstigt von der Entfaltung der kapitalistischen Wirtschaft, 
eine Epoche neuen Aufschwunges der Sozial- 
demokratie. 

Am Neujahrstage 1889 war der Hainfelder Parteitag 
der österreichischen Sozialdemokratie geschlossen worden, 
nachdem er das große Werk der Einigung vollbracht 
hatte? Ein halbes Jahr später fand in Paris der i n t e r - 
nationaleSozialistenkongreß statt, auf dem die 
1872 aufgelöste Internationale der sozialistischen Parteien 
wieder aufgerichtet wurde. Schon 1881 war auf einer 
Konferenz im Schweizer Städtchen Chur der Wunsch nach 
einer internationalen Organisation sozialistischer Parteien 
laut geworden, 1886 wurde auf einer zweiten in Paris 
stattgefundenen Konferenz beschlossen, einen internatio- 
nalen Kongreß zur Zeit der Jahrhundertfeier der französi- 

> Emil Strauß:, „Die Entstehung der dentschböhmischen Arbeiter- 
bewegung." Prag 1928. S. 199 ff. 



fájen Revolution in Paris, wo das Herz des Befreiungs- 
kampfes Frankreichs geschlagen hatte, abzuhalten? Im 
Juni 1889 flatterte der Ausruf zur Beschickung des Kon- 
gresses — der unter anderen vom Deutschböhmen Eduard 
Rieger unterschrieben war — in alle Lande hinaus. 
Vom 14. bis 21. Juli saßen die Delegierten der sozial- 
demokratischen Parteien in Paris beisammen. Während 
die herrschenden Klassen gleichzeitig auf der Weltausstel- 
lung den Besuchern aus aller Herren Länder den Glanz 
kapitalistischer Kultur zu zeigen bemüht waren, tagten 
eine Woche lang die Vertreter der Arbeiter vieler Na- 
tionen, um dem Kampf gegen Sen Kapitalismus eine 
internationale Grundlage zu geben. So wurde die Jahr- 
hundertfeier der französischen Revolution zur G e b u r t s- 
stunde der sogenannten Zweiten Inter- 
nationale, und mit Recht konnte Wilhelm Liebknecht 
vom Beginn einer neuen Aera sprechen. Es war selbst- 
verständlich, daß die nunmehr geeinigte österreichische 
Sozialdemokratie auf dem Kongresse, der die Forderung 
des Achtstundentages auf die Fahne der Sozialdemokratie 
schrieb, auf das Banner, welches auf dem ganzen Erdball 
Jahr für Jahr am 1. Mai entfaltet werden sollte, der die 
Abschaffung des stehenden Heeres und die allgemeine 
Volksbewaffnung verlangte, würdig vertreten war. Die 
Delegation bestand aus Viktor Adler, Emil K r a l i k, 
Julius Popp, Rudolf Pokorny (diese aus Wien), 
Wilhelm Ko erb er (Prag), Josef HybeL (Brünn), 
Josef Franz (Jägerndorf) und Heinrich D i e t l (Nord- 
böhmen)? In ganz Oesterreich und damit auch unter den 

" K. L. Müller: „Zwischen der Ersten und Zweiten Inter- 
nationale." „Kampf" (Wiens, XIV. Jabrg., S. 44 ff. 

8 Sieh Ludwig B rü g e l: „Geschichte der österreichische» Sozial- 
demokratie. IV. Band. Wien 1923. S. 38, sowie „Protokoll des Interna- 
tionalen Arbciter-Congreffes zu Parts. Abgehalten vom 14. bis 20. Juli 1889 
Deutsche Uebersetzung Nürnberg 1890", S. 130. — Brügel schreibt irrtümlich 
Hermann statt Heinrich Dtetl. Dietl, der am 15. Dezember 1864 ge- 
boren wurde, ist aus der Porzellanarbeiterschaft bervorgeaangen. Er 
selbst wollte ursprünglich Priester werden. 1888 wurde er Obmann des 
Fachvereines der Porzellanmaler in Altroblau bei Karlsbad, war Dele- 
gierter auf dem Hainfelder Kongreß 1888 und dem Pariser Kongreß 
1889. Er war dann in Brünn, Haida, Wien, Altroblau und schließlich 
als Redakteur des „Volksrecht" in Aussig tätig und bekleidete das Amt 
eines Kassiers der deutfchböhmischen Landespartei. Am 16. Mai 1911 
ist er gestorben. —- In dem angeführten Protokoll werden noch ohne Angabe 
des Wohnortes als Delegierte angeführt: Altbanns und Georg 
Habrowsky. 
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Hach der gonsiscctfion zweite Aufrage. 

Der Freigeist 
Sozialdemokratische Zeitschrift für das arbeitende Jolk. 

Br. 8. Reichsnbevg, am 24. April 1890. Jahrgang. 

Dkl Srcivîoist cricbcmt am 2. und 4. Tonnerstage jeden Manuls. 
Ter Ab--»»en>-l'tspr-is beträgt: 

enzjöhrtg I st. 20 fr., balbiahrig 60 fr., oicrlelialirin 30 fr. — Einzelne Nummer 6 fr. 

Annoncen und Jnlcrale werden aut das billiglli 

Redaction. Admiuislralion und Expedilii 
WaEenfteinstrafs« 31 r. 15 

Arn ersten 'SSai ron çSanò 31t Lcrnd, rubi ^roscíarxafs schwielige L>and! 

Z)ccb òcm ersten Zitat 18c)ö! 

Erkenntnis. 
3m Home« Seiner àjellal des f.nisrrs : 

Bam I. f. flrtt«. al« Peeßgcrichte in Reichender« wird 
über da» von der f. f. 3:aat»anu’.itt(d>ait in Reichender« 
unterm 12. Avril 1890, ,'f. 1225 und 1226 Sl.-A. «cueilli 
Aeqebr.n ersann, l Tai, der 'nil-alt !.. de« Ablage» beginnend 
    - "» ..Traawjchas geiamuiell" auf der 

- ichciurnkrn vcciodijckcnDruckichrifl.-er Areigeiil" 
1890 den Thatbestand de» Vergeben« gegen - 
Rüde und Ordnung »ach * 300 3t«. ■ 2.. de 
ti5tn auf Leite 4. «Halte 3 und Seite 7, Spa 
Aufschrift .Giiiuniald" unterschrieben mit .Eine 
Äaba« spiels und mit der Aufschrift .Röchlib" 
-nit .Die geutaftregclten Weber" den Ibalbeftat 
Artung nach $ 3 de« (Wcfcute über da« «Mlitioiftrctbt vom 
7. Ar rit 1370. Sir. 43. R.-Kl.-Vl. - 3., de« Artife!» auf Seite 
0 mit der Aufschrift „Spaziergänge eine, Sozialisten: erster 
Ansfiug," den Tbalbcstaud de« 'Vergeben» gegen die öiscnllichc 
Ruhe und Ordnung nach 8 300 3t«. und An 3 de« Gelebt« 
tarn 17. Dezember 1862, Dir. 8 R.-G.-Bl. für 1863, daun den 
Thatbestand de» Vergeben« gegen die Sichcrbeii der Ehre nach 
4. 4SI, 4M 3,fl., begründet. 

e« wird die verfügte Bejcklagnabmc nach 8 489 St.-P -O. 
bestätigt. nach 8 493 St.-P. O. die Weitervcrbicitnug der Sit. 
7 dieser Druckschrift verboten, auf Lernichtun« der Mit Veitblag 
' ' -n Erempiare ersannt und ist diese," '   

CJrünSc 
ftüt Preßerfenntntftc ;f.i3077 3trf. de« f. '. Preisgerichte« in 
Ueichender« über die Vcfchlaguahme der Sir. 7 der Druckschrift 

»Ter isreigeift". 
Zu dem ersten beanständeten Absätze wird -ine Entscheidung 

eet f. !. Statttaltcrci und de» Magistrate« tu SIcichenberg 
durch Verspottung herabzuwürdigen gesucht, wesbalb der Inbalt 
dtafclden den Tbatbcstand de» Vergeben» gegen die Sifentlichc 

ecbrocktcncn Strifes die Arbeit wieder aufttadmen, ai 
eadtnng ihres freien Ef.tfchlusie». Arbeit zu ttehmcn. dura, 
Mittel der Etnschüchierung zu liindern t ersucht und begründet 
demnach der Inhalt den Ibalbestand der Ucberrretung nach 
8 3 de« Gefeite» über da» lfaatition«r.-chl vom 7. April 1870, 
Ttr. 43 R.-G.-Vl. In dent Aussät!- mit der «ttfjchrisi „Tvazier- 
göngi eine» Sozialisten t erster Ausflug" wird durch Versporrtmg 
i'.r Berat,tim« gegen da« Abgeordneten bau» ttnlerc« Retchs- 
ralbeut. Ir-r-e durch nowahri Angaben zum k-asfe und zur Ver- 
t 'riunfl gegen die Wiener Polizei anfzttreizett gesucht, toeshalb 
der Inhalt diese» Aufsähe» den Thatbestand de» Vergeben« 
„ach Art 3 de» Gesetze» vom 17. Dezember 1862, Sir. 8 
».-«.-Bl. für 1863 und nach 8 300 Erg. begründ«. 

E» wird aber auch weiter» IN die 'Nt Ailtfrl Ec. Ma,estât 
der deutsche Kaiser Wilhelm II vcr-chu cher Etg°nschast-n ge- 
i-ehen. und liegt der Thatbestand de» -ergeben» nach 8 491, 

Es^mutzte deshalb die beringte Befchfaflnahme nach 8 4S9 
St.>9.>D. bestätigt, nach 8 4*3 St.-V.-O. da» Verbot der 
2«eii-rverbre!iung ausgesprochen und nach 8 37 P.-G. auf dte 
D ernichtaug der mir Vefchlag belegten Exemplar« dieser Slumnter 

etchenber 

Erkenntnis. 
3m Üflmrn Seiner Mojistii! des Kaisers! 

Vom f. I. Kreis- al« Prehgerichte in Sleichcnbetg 

rm 12. April 1890, X. 1232 tyti 1238.Sl.-A. gefreit 

... „et 3 Spalte abgedruckten Korrespondenz mir 

Vesibtagnadme nach 8 489 2 
t.-P.-O. die Weiterverbrcili 
7 dielet Druckichrifl verbot 

zum Prefterfetmitttfse J. 3076 Lits, de« l. f. KretSgerickue« in 
Slcichcubrrg über die Vetchlagnabme der zweiten Auslage der 

Ar. 7 der Druckschrift „2er Srcifltiif. 
In der beanständeten Korrespondenz wird anlägltch de« 

von der k. I. Bczirfsbauptmannfchafr in Salfmau ausgesprochenen 
Verbotes der am 30, März 1890 in Simla III abgehaltenen 
Boltsverfammlunfl diese bchõrdlichcAnordnung herabzuwürdigen 
und zur Verachtung gegen dieses Organ der Regierung in Vc- 
ziehuug auf leine Amrsfubrung aufzureizen versucht, wodurch 
der Thatbestand de« Vergehens gegen die öfienitiche Sluhe und 
Ordnung nackt 8 300 Slg. begr ‘ ' 

Deutgetnaft musite die verfugte Beschlagnahme 
Sl.-V.-O. bestätigt. nach 8 493 St -P.-S. da» tvervvt 
Wetierverbretiung ausgelveock-itt und nach 8 37 P.-G. au 
Ver,lichtn,tg der Uli, Vefchlag belegrett Exemplare dieser Slut 
crkannl werden. 

SIeichenberg, am 15. 'April 1890. 

Dev «eiten Ziern evftev 2Uat. 
von Robert Sei bei. - 

Wir schaffen nicht! Der erste Mat 
8ci unser, unser Feiertag; 
AIs höchste» nehmen wir ihn fret 
Und führen diejen ersten Schlag. 
Den gleichen Schlag in aller Well, 
Wo unterm Joch die Arbeit feucht. 
Den gleichen Schlag, so weit dos Geld, 
Das seile Geld den Geist verscheuch«. 

Wir graben nicht an diesem Tag! 
Wir gruben lang im tiefen Schacht. 
Wohin kein Füntchen bringen mag 
Vom Feuer, das am Himmel lacht. 
Wir steige» an der Sonne Licht, 
Wo unsere Kohle kocht den Dauipi, 
Ter eilend uns die Bahnen bricht 
Zur Freude, weit hinweg vom Kampf. 

Wir bauen nichl an diesem Tag. 
Da jeder Keim zur Lust erwacht: 
Wer knechtisch baut in dumpfer Plag. 
Wird von der Welt mit Recht verlacht. 
Wir haben lang genug gebaut 
Die Ztoingburg gold'ner Tyrannei. 
Run endlich fei auch aus geschaut! 
Run komme endlich unser Mai! 

Wir weben nicht au diesem Tag! 
Wir woben lung am Hungertuch; 
Es ruh' der Weberlade Schlag. 
Es rube auch des Webers Fluch.. 
Den Webstuhl einer neuen Zeit — 
Den rüsten wir und bäumen aut, 
Und nach der Freiheit Herrlichkeit 
Gerichtet sei der Schisse Laut. 

Wir hämmern nicht au diesem Tag! 
Mir schmieden nicht am ersten Mai! 
Wir stellen aber eine Frag' 
An jeden, der vom Golde frei: 
Wer hat das Recht zu jeiern? Wer? 
Wer nur dais sagen: Heut sei Fest! 
Vielleicht der Drohnen kleines Heer 
Und nicht der grobe, sleiß'ge Rest? 

Als Gott der Herr die Welt gemacht. 
Da sprach auch er: Run will ich ruh'n; 
Und wir. die Schöpfer irdischer Pracht. 
Wir bürsten nicht ein Gleiche» thun? 
Rein, üben wir ein göttlich Recht. 
Wie groß der Knechte Furcht auch sei; 
Denn wir, der netten Zeit Geschlecht, 
Wir bilden unser Loos uns frei. 

Nur einen, einen ein,; gen Lag 
Für uns, die wir die Arbeit thun! 
Nur einen, einen einz'zen Tag 
An dem wir frei uns wollen nih'ii! 

Wlr schassen nichl am ersten Mai! 
Wir schassen ja das ganze Jahr 
Und werden doch nicht svrgenirei. 
Und doch bleicht Elend unkt Hoar! 
Drum soll die Arbeit einmal ruh'n 
Bei jedem Volk am gleichen Tag — 
Ter Freiheit gelte unser Thun, 
Und Knechtscha't liesse wuchl'ger Schlag. 

Ein Losungswort, ein Feldgeschrei. 
So weil erschallt der Arbeit Klag: 
Der erste Tag int schönen Mai 
Set unser, unser Feiertag! 
Wir nehmen und wir halten sest 
Und geben ihn sür Gold nichl frei 
Den einen Tag. das hohe Fest. 
Der neuen Aera ersten Mai. 

Tcr 1. Mat 1890. 
Rriftft auf. mein Volk, mit Trommeffchfag 
Im Zornesweflersehein! 
O wag' e? doch nur einen Tag. 
Rur einen frei zu fein ! 

e. r. Immer näher und näher lückl der Tag heran, 
von dem schon seil Wochen die Parieipresse, sowie auch 
die Presse unserer Gegner erfüllt ist. Während die 
Besitzlosen, die Arbeiter, also die große Masse des 
Volkes, mit Sehnsucht diesem Tage entgegensehen, der 
sie wohl nichtmileinem Schlage von Noth und Entbehrung 
befreien wird, der aber dazu dienen soll, eine großartige 
Demonstration. eine Siicsenluitdgebung zur Erringung 
des achtstündigen Arbeitstage- der Enterbten der Ge- 
sellschaft aller Länder in Szene zu setzen, schauen die 
besitzenden Klassen mit einem geradezu lächerlichen 
Bangen dem I. Moi entgegen. Es ist eben auch eine 
ganz außerordentliche Kundgebung des Volkes, die am 
1. Mat o-r sich gehen soll. Zahllose Fabriksschlote 
werden an diesem Tage keinen Rauch empoisendei, zu», 
Firmamente, in zahllosen Fabriken wird es ganz mäuschen- 
still sein am I. Mai. di- brausenden und schwirrenden 
Räder wertet! still stehen, weil das Volk der Arbeit 
cs so will. Und daß die Arbeiter dieses thun wollen, 
nicht nur in Oesterreich, sondera überall, wo es überhaupt 
eine Thätigkeit, ritte Industrie gibt, das ist freilich elf 
was die Welt noch nicht gesehen, das mit großen, nicht 
vecwijchbaren Buchstaben eingetragen ist in das Buch 
der Weltgeschichte. Und wenn das Proletariat sich 
rührt, der Riese Arbeiterklasse, dann sind auch seine 
Feinde in Gesto.il der modernen Preßkosaken gleich bei 
der Hand. mit ihn mit Steinen zu werten und in Ar- 
tikeln. Die mit den schmutzigsten Farben der Berläuurtung 

Arbeiter, Genossen! Tretet ein für die Verbreitung des „Freigeist" am l. Mai 1890! 

Titelseite des „Freigeist" zum 1. Mai 1890 





Arbeitern Deutschböhmens erweckte der Kongreß helle Be- 
geisterung. Die Referate der Kongreßteilnehmer, welche die 
Pariser Tage als eines der größten Erlebnisse ihres Lebens 
schilderten, ließen alle kleinlichen Schikanen vergessen, mit 
denen die österreichische Regierung die Bekenner des Sozia- 
lismus zu quälen suchte? 

Nicht minder befeuerte die deutschen Arbeiter Böh- 
mens der Siegeszug der Sozialdemokratie 
Deutschlands. Im Jänner 1890 zerbrach die schwere 
Kette, an die Deutschlands Arbeiterschaft mehr als ein 
Jahrzehnt gefesselt war: -er Reichstag lehnte die Ver- 
längerung des Sozialistengesetzes ab, Bismarcks Politik 
der Vernichtung der Sozialdemokratie war gescheitert, der 
Anfang vom Ende der Regierung des „eisernen" Kanzlers 
gekommen. Am 20. Feber rechneten die Arbeiter mit 
Bismarck ab, die Neuwahlen in den deutschen Reichstag 
brachten der Sozialdemokratie fast eineinhalb Millionen 
Stimmen, um eine halbe Million mehr als 1887. Zwanzig 
Prozent aller deutschen Wähler bekannten sich zu der von 
den herrschenden Klassen verfemten Sozialdemokratie. 
Aus den Grenzgebieten Deutschböhmens hatten sich sozial- 
demokratische Agitatoren an der Wahlbewegung beteiligt, 
allgemein sah man den Erfolg der Arbeiter Deutschlands 
als eigenen Erfolg an.° 

Die dank der Einigung der Partei und der günstigen 
Entwicklung des Sozialismus im Auslande hervorge- 
rufene größere politische Lebendigkeit der Arbeiter, ihre 
Hoffnung, daß die Zeit zu einem Angriff auf die wirt- 
schaftlichen und politischen Vorrechte von Feudalismus und 
Bürgertum gekommen sei, erhielt immer wieder neue 
Nahrung durch die Wirtschaftsentwicklung, welche 
die Zahl des industriellen Proletariats vermehrte und so 
Tag für Tag den anschaulichen Beweis für die Marxsche 
Lehre erbrachte, daß mit dem Erstarken des Kapitalismus 
auch die Kraft seiner Widersacher zunehme. 

Der Stand der kapitalistischen Wirtschaft Oesterreichs 
bot zu Beginn der neunziger Jahre der Entwicklung der 

4 Sv wurde ein Vcrsicherungsangestcllter vergastet, weil er an den 
Kongretz ein Begrütznngstelegramm geschickt batte! 

° Gustav Kränkel: „Erinnerungen aus der westböhm. Arbeiter- 
bewegung." „Sozialdemokrat" Prag. 8. Jeder 1924 ff. 
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%iüettei6emeßiwß weit günfitgeie ^uibeòtngmmen am 
ein Bierteljahrhundert zuvor, öa die ersten Organisa- 
tionen der Arbeiterllasse euistñudeu Waren, Seither hatte 
tn^befonbete Me #nöußite eilten macbltgen %nf= 
schnmng genommen. Von 1869 bis 1892 stieg die Er- 
zeugung von Eisenerz von 6.8 auf 9.9 Millionen Meter- 
zentner, also um 44 Prozent, die Steinkohlenföröerung 
von 34.7 auf 92.4 Millionen Meterzentner, das ist um 
167 ^oaent, unb gana befonbetë Me #tannfoMenfötbe= 
rung, nämlich von 31.3 auf 161.9 Millionen Meterzentner 
der Zuwachs betrug hier in diesen 32 Jahren gar 417 
Prozent. Dieser Zuwachs entfiel fast ganz auf Norüwest- 
nnb 2Bef#%nen. #n Mese ^a#e fönt Me etgenm# 
Entfaltung der beiden Reviere, wodurch das Bild des 
sozialen Lebens von Eger bis Aussig völlig verändert 
wurde. Aber auch die Textilindustrie des östlichen Nord- 
böhmens nahm an dem wirtschaftlichen Aufschwünge teil. 
1876 gab es in Oesterreich etwa eineinhalb Millionen 
Sptnbeln, 1890 me# a18 aioetei#aI5 mutonen. #n bet 
Flachs- und Juteindustrie stieg in der Zeit von 1870 bis 
1892 die Zahl der mechanischen Webstühle von 453 auf 
3430, Neue Industrien gewannen für die Gesamtwirtschaft 
große Bedeutung, so die Erzeugung von Rübenzucker. 
Wahrend noch 1870 151.000 Tonnen Zucker erzeugt wurden, 
schnellte die Menge des gewonnenen Zuckers 1890 auf 
778.000 Tonnen hinauf? Da die Landwirtschaft hinter 
Mefet @ntmt#nng antüdMteb, net#ob # Me amasse bet 
eetnfMöHgen non #a#aeW a% SMtaeW ans bet 
Landwrrtschaft in Industrie und Handel. Bon 1880 bis 
1890 fans Me 3# bet BetnfMäügen tn bet Banbmttt= 
fctjaft von 60.69 Prozent auf 55.80 Prozent aller Berufs- 
tätigen. Unter den Berufstätigen im allgemeinen aber 
trat Me Bedeutung der Selbständigen immer mehr zurück 
dre der Unselbständigen wuchs. 1890 waren von 100 be- 
tnfMäügen ^etfonen 28.32 @eIb^^änbige, 3,97 anaefieKte 
und 67.71 Arbeiter. Die Arbeiter machten schon 
zwei Drittel der Berufstätigen aus. Immer 
mehr vollzog stch die Scheidung der Klassen, der Wider- 



spruch zwischen der ökonomischen Bedeutung der Arbeiter- 
klasse für das Wirtschafts- und damit Staatsleben einer- 
seits und ihrem geringen Einkommen und ihrer politischen 
Rechtlosigkeit andererseits, wurde immer unerträglicher. 
Nach den Ergebnissen der Personaleinkommensteuer 1898 
hatten 92.71 Prozent der Gesamtbevölkerung 61 Prozent 
des Gesamteinkommens, 7.29 Prozent der Bevölkerung 
aber verfügten über 39 Prozent des Gesamteinkommens. 
92.71 Prozent der Bevölkerung waren von der Personal- 
einkommensteuer frei, weil das Einkommen des Haus- 
haltes, in dem sie lebten, den Betrag von 600 Gulden 
jährlich nicht erreichte. Selb st der Klassen st aat 
war nicht in der Lage, von mehr als sieben 
Prozent der Bevölkerung eine direkte 
Steuer zu erheben! 

Eine Betrachtung der Arbeiterlöhne zu Beginn 
der neunziger Jahre wird zu einem Bild düsteren Elends 
und verzweiflungsvollen Kampfes von Arbeitern, Ar- 
beiterinnen und Arbeiterkindern ums Dasein. Die Wiener 
Handelskammer bezifferte das zur Bestreitung der not- 
wendigsten Lebensbedürfnisse erforderliche Mindestein- 
kommen für einen ledigen Arbeiter auf 416 bis 478 
Gulden, für eine Arbeiterfamilie von drei Köpfen auf 
600 bis 730, für eine solche von fünf Köpfen auf 697 bis 
870 Gulden. Die Wiener „Arbeiterzeitung" veranschlagte 
die Ausgaben einer Arbeiterfamilie, bestehend aus Mann, 
Frau und Kindern von zwei bis fünf Jahren nach einer 
sorgfältigen Berechnung auf 898 Gulden 80 Kreuzer? 
Was verdienten aber die Arbeiter? Nach einer von der 
Reichenberger Handelskammer herausgegebenen Uebersicht 
betrug der durchschnittliche Wochenveröienst der gesamten 
industriellen Arbeiterschaft des Kammerbezirkes 4.96 Gul- 
den, das sind 257 Gulden 92 Kreuzer jährlich, also etwa 
ein Drittel des selb st von industriellen 
Kreisen angenommenen Existenzminimums. 
94 Prozent aller Arbeiter verdienten weniger als 
500 Gulden. Noch weniger verdienten Arbeiterinnen, 
nämlich 179.92 Gulden jährlich im Durchschnitt. In diesem 

? Diele sowie andere Angaben find dem ausgezeichneten Büchlein von 
Ernst Berner: „Das Rote Einmaleins oder „So leben wir!" Dritte, 
umgearbeitete und vermehrte Auflage, Wien 1899, entnommen. 
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Elend, das zu einem ständigen Kampf gegen den Hunger 
führen mußte, lebten die Arbeiter aller Berufe. Trotzdem 
sie von zeitlich früh bis spät abends arbeiteten — die 
Heimarbeit kennt ihrer Natur nach keine Begrenzung des 
Arbeitstages — verdienten die Weber in Neustadt an der 
Mettau 15 bis 20 Kreuzer täglich, wovon sie sich höchstens 
Kartoffeln und Haferbrot kaufen konnten. Die Leinen- 
weber arbeiteten von 4 Uhr früh bis 10 Uhr abends und 
konnten am Wochenende nicht mehr als einen Gulden, 
wenn eß gal ging, einen ®ulben fünfatg ßtenaet na# 
Hause bringen. In der Teplitzer Textilindustrie waren die 
Verhältnisse, wenn man so sagen darf, etwas „besser", bei 
zwölf- bis dreizehnstündiger Arbeitszeit verdienten die 
Männer vier bis acht Gulden, und die Frauen, dazu be- 
stimmt, „himmlische Rosen ins irdische Leben" zu flechten, 
zwei Gulden fünfzig bis vier Gulden. Dafür gab es auch 
kein Licht in den Werkstätten, eine Maschine stand neben 
der anderen, so daß sich der Tod aus den Reihen der Arbei- 
ter öfters seine Opfer holen konnte. Das Erzgebirge war 
auch weiterhin eine Stätte des Elends, genau so wie vor 
einem halben Jahrhundert. So wird uns von der haus- 
industriellen Herstellung von Stroh- und Bastgeflechten 
daselbst erzählt: „Die Strohflechterei ist Saisonarbeit. Die 
Hauptsaison dauert von Mitte Oktober bis gegen Weih- 
nachten. In dieser Zeit versammeln sich die Flechter bald 
in diesem, bald in jenem Hause zur sogenannten Rocken- 
stube und flechten emsig vom frühen Tagesgrauen bis tief 
in die Nacht, häufig bis 12 Uhr, manchmal sogar bis 2 Uhr 
nachts . . . Kartoffeln und Ziegenmilch sind die Haupt- 
nabrnugßmiiiel. ^ocfeneß SBrot uns) 3#orten5t#e, 
Kaffee genannt, bilden die Früh- und Abendmahlzeit, die- 
felBen Stoffe uni, etmaß geil bie täglicße ^#^0% . . . 
SBet aB bem Jammer unb @Ienb, baß 6 tefe ^enf^^en Bei 
nnermüblidßer arbeit burcßauioften Wen, finbet man sie 
größtenteils aufrieben mit ißrem Goß, maß man neben 
ihrer sozialen Unwissenheit und ihrer Bedürfnislosigkeit 
hauptsächlich auf ihren Glauben an ein besseres Jenseits 
aurüdfiißren (nun; benu nur bur# fleißigen ßinweiß auf 
baß leitete ist eß möglicß, baß man ben Beuten außer ben 
grumten ißrer Arbeit ißr ß#fteß ®ut, bie ®efunbbeit, 
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rauben samt."8 Im Feber 1890 kam es zu Ausschrei- 
tungen der Glasarbeiter im Gablonz-Tannwalder Gebiet, 
weil diese infolge Hungers schon ganz verzweifelt waren. 
Man zahlte ihnen bei zwölf- bis siebzehnstündiger Arbeits- 
zeit 35, 20, ja sogar auch nur 10 Kreuzer täglich. Zwei 
Jahre später (Juni 1892) kam es zu einem Verzweiflungs- 
streik der Glasperlenarbeiter in demselben Gebiet, weil 
sie die alle Menschenkraft verzehrende Ausbeutung bei 
Wochenlöhnen von zwei Gulden nicht ertragen konnten. 
In der Kostener Schamottefabrik (Bezirk Teplitz) erhielten 
die Arbeiter für je 12 Stunden Arbeit — es wurde dort 
24, ja sogar 36 Stunden ohne Unterbrechung gearbeitet — 
einen Gulden Lohn. Der stündlich unter Lebensgefahr 
arbeitende Bergmann erhielt 40 bis 90 Kreuzer pro 
Schicht." Die Bauarbeiter forderten zu Beginn des Zeit- 
abschnittes, von dem wir handeln, einen Mindestlohn von 
1.30 fl. Im Kleingewerbe galten sozialpolitische Vorschrif- 
ten überhaupt nicht. Die Reichenberger Schuhmachergehil- 
fen verdienten bei 16- bis 18stündiger Arbeitszeit zwei 
bis drei Gulden wöchentlich. 

Noch düsterer war das Schicksal jener Arbeiter, die in 
ein industriearmes Gebiet verschlagen waren und die dem 
Ausbeutungsörang des Kapitals sich entgegenzustellen noch 
nicht die Kraft gefunden hatten. „Ich kenne Taglöhner- 
familien," so schreibt man einem bürgerlichen Blatt aus 
dem Böhmerwald/" „die manchen Tag das Salz, welches sie 
kreuzerweise zu kaufen gewohnt sind, nicht erschwingen 
können. Es fehlt selbst der eine Kreuzer. Eine Fleischsuppe 
kennen sie kaum mehr dem Namen nach." Bei den Schachtel- 
machern in Bergreichenstein reichte der Lohn „kaum auf 
einen Laib Schwarzbrot hin,' wo bleiben die Kartoffeln 
und das Zugehör zur elenden Wassersuppe?" Immerhin 
hatten es diese Heimarbeiter noch besser als ihre Arbeits- 
kameraden in der Zündhölzchenerzeugung, denen die gif- 
tigen Ausdünstungen ein frühes Grab bereiteten. 

8 Jakob Reumann: „Die Heimarbeit in Oesterreich." Wien 1897. 
» Sieh Me Angaben über Arbeitslöhne im Parteitagsvrotokoll von 

1892. S. 18. (Wien 1892.) — Aufsehen erregte im Oktober 1891 der Fall 
eines Bergarbeiters, der sich die Pulsadern zerschnitten hatte, weil er als 
Vater von vier Kindern nicht mehr als 2.49 fl. in der Woche verdiente. 

>° „Prager Tagblatt" 1894 zit. bei Berner a. a. O. S. 18/19. 
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Dem frühen Tod dieser Arbeitergeneration ging ein 
Leben voraus, bas nur Arbeit und Schlaf kannte. Ja man 
brachte sogar die Arbeiter darum, daß sie ihre müden Kno- 
chen ein paar Stunden ausruhen lassen konnten. Auf dem 
1890 in Wien abgehaltenen Kongreß der Porzellan- und 
Glasarbeiter wurde erzählt, daß die Arbeitszeit der Glas- 
maler des Jsergebirges — also von Kunstmalern — 12 bis 
14, mitunter sogar 16 bis 18 Stunden betrage. Die Perlen- 
bläser mühten sich um ihren kärglichen Lohn 14 bis 17 
Stunden ab. In den Hohlglasraffinerien von Steinschönau 
(Hausindustrie) wurde im Sommer von zeitlich früh, im 
Winter von 8 Uhr morgens bis 9, 10, 12 Uhr nachts, ja 
sogar bis 2 und 3 Uhr früh gearbeitet. Die armen Leinen- 
weber mußten 18 Stunden arbeiten, die Arbeiter in den 
kontinuierlichen Betrieben oft 24 und mehr Stunden, und 
selbst die Arbeiter in großindustriellen Betrieben 12 bis 
13 Stunden, obzwar es einen gesetzlichen elfstündigen 
Arbeitstag gab. Dieses Unmaß von Arbeitszeit muß man 
kennen, um die Leidenschaftlichkeit zu verstehen, mit der 
Deutschböhmens Lohnsklaven seit 1890 am 1. Mai jedes 
Jahres gerade die Forderung nach dem Achtstundentag er- 
hoben. Die überlange Arbeitszeit war mit dem Aufstieg 
der Arbeiterklasse unvereinbar geworden, die technische 
Entwicklung schuf die Voraussetzung für die Verkürzung 
des Arbeitstages, deswegen konnte der Siegeszug der 
Arbeiterklasse auch auf diesem Gebiete nicht aufgehalten 
werden. Nicht der Wunsch nach Müßiggang, sondern 
der Wunsch nach Muße, nach kulturellem Fortschritt war 
die bewegende Kraft des opferreichen Kampfes um den 
Achtstundentag. 

In immer stärkerem Maße beutete der Kapitalismus 
auch die schwachen Arbeitskräfte von Frauen und Kin- 
dern aus. Bei den österreichischen Krankenkassen stieg die 
Zahl der männlichen Mitglieder von 1894 bis 1896 um 12 
Prozent, der weiblichen aber um 14 Prozent. Ende 1889 
entfielen in den versicherungspflichtigen Betrieben Oester- 
reichs auf je 100 Arbeiter in der Seiöeninöustrie 57 Frauen, 
2 Knaben und 4 Mädchen, in der Schafwollindustrie 44 
Frauen, 3 Knaben, 2 Mädchen, in der Flachs-, Hanf- und 
Juteindustrie 55 Frauen, 1 Knabe, 3 Mädchen, in der 
Baumwollindustrie 58 Frauen, 2 Knaben, 3 Mädchen. Nach 



den Berichten der österreichischen Baumwollindustriellen 
betrug 1890 die Zahl der beschäftigten männlichen Arbeiter 
208.137, der weiblichen 320.608, hievon unter 13 Jah- 
ren männliche 22.701, weibliche 25.432. In der Tabak- 
fabrikation waren von 1000 Arbeitspersonen 896 weibliche, 
in der den Körper besonders angreifenden chemischen In- 
dustrie 569. 

Von dem Grauen, das vor Frauen und Kindern nicht 
haltmachte, wurden auch die landwirtschaft- 
lichen Arbeiter nicht verschont. Rascher als die 
technischen Methoden des Industriekapitals eigneten sich 
die großen Grundbesitzer die industriellen Methoden der 
Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft an, der christliche 
Sozialismus der Großgrundbesitzer der achtziger Jahre 
begann einer Interessengemeinschaft von Industrie- und 
Agrarkapital Platz zu machen. Die feudale Gesellschafts- 
ordnung und die politischen Geschehnisse insbesondere 
im Jahrhundert des Dreißigjährigen Krieges hatten in 
Böhmen innerhalb der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
krasse Besitzunterschieüe geschaffen. 35.6 Prozent der 
Fläche des Landes gehörte 776 Personen, während 43 
Prozent aller Besitzfälle ein halbes Hektar nicht über- 
stiegen. Dem Fürsten Johann Adolf zu Schwarzenberg 
gehörten 177.310 Hektar, das waren 3.4 Prozent der gesam- 
ten Bodenfläche des Landes." Was die Herrschaft dieses 
Mannes über den Böhmerwald, wo sich der größte Teil sei- 
ner Besitzungen befand, bedeutete, lassen wir uns von 
einem guten Beobachter erzählen: „Der König des Böh- 
merwaldes unterbindet Handel und Verkehr: er verhin- 
dert, daß aus seinem Riesenbesitz der Nutzen gezogen wird, 
der bei geteilter Wirtschaft und darum intensiver Aus- 
nützung von Grund und Boden gezogen werden könnte: er 
verhindert das Entstehen von Industrien, er wehrt dem 
Vieh das Gras der Weide, er wehrt den Kindern die Beeren 
des Waldes, den geplagten Alten das Holz und die Streu 
für das Vieh, die sie aus den armseligen Feldern nicht 
gewinnen können, für die er ihnen zehnfach so hohen Pacht 
abnimmt, als er dem Staate an Steuern zahlt: er versagt 
ihnen den Schutz gegen die Tiere des Waldes, die sich ihre 

" T. W. Teisen: „Die Besitzenden und die Besitzlosen in Oester- 
reich." Wien 1906. 

/ 
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Leckerbissen von den Feldern holen, er zwingt Zehn- 
tausende unter sein Joch und schmälert und raubt ihnen 
erworbene und ersessene Rechte nach den Gesetzen der 
Macht, die ihm eigen tft/" Trotz der Aufhebung der Robot 
durch den Kremsierer Reichstag (1849) mußten die Zwerg- 
besitzer und Kleinpächter auf den Feldern der Adeligen 
arbeiten, weil sie sonst aus dem herrschaftlichen Walde kein 
Holz bekamen. An die Stelle der Leibeigenschaft und Zehent- 
pflicht war die Zinspacht getreten. Dem Fürsten 
Schwarzenberg allein waren etwa 5000 Holzhauerfamilien 
zinspflichtig, die auf einem wenig ertragreichen Boden ihr 
armseliges Dasein fristeten und der Willkür des Fürsten 
der ihnen jeden Augenblick die Pacht kündigen konnte^ 
schutzlos ausgeliefert waren.» Im Flachlande wieder be- 
saßen die Arbeiter weder Eigenbesitz noch Pachtgrund und 
waren einzig und allein auf den elenden Stundenlohn von 
1^ bis 3 Kreuzer, den ihnen die feudalen Kavaliere zahl- 
ten, angewiesen. Nach einer amtlichen Statistik war der 
Taglohn im Winter in 18 Bezirken Böhmens 30 bis 40 
Kreuzer täglich, in 50 Bezirken 40 bis 50 Kreuzer. Im 
Sommer wurde etwas mehr gezahlt, freilich bei einer 
Arbeitszeit, die vom Sonnenaufgang und -Untergang 
begrenzt wurde." Bei der Entlohnung in Naturalien 
wurden die Opfer der Grundbesitzer hintergangen, ihre 
Schlafstätte fanden sie im Stall oder wenn es gut ging zu 
Haufen in einer elenden Dachstube. In den Gebirgsgegen- 
den war auch die Ernährung der Landbevölkerung kaum 
besser als die der Heimarbeiter des Erz-, Jser- und Riesen- 
gebirges. Der wöchentliche Speisezettel bereitete den Zins- 
sklaven des Böhmerwalöes wenig Sorgen: 

Und an' Erdäpfelsterz, 
Und an' Erdäpfelbrein, 
Und an' Erdäpfelsuppen, 
Und an' Erdäpfel drein. 

„Bilder aus "Æ s, 'àê mm# 
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So sah also das „idyllische Landleben" aus! Die 
berüchtigten Dienstbotenordnungen stießen den landwirt- 
schaftlichen Arbeiter auf die Stufe eines Leibeigenen hinab. 
Der Dienstherr hatte das Recht, dem Gesinde einen unan- 
gemessenen Aufwand in Kleidung und Vergnügungen zu 
verbieten, ja es stand ihm sogar das Recht der Züchtigung 
zu. Durch spitzfindige Kontrakte wurde den Aermsten der 
Armen die Freizügigkeit geraubt, sie wurden am Hofe da- 
durch festgehalten, daß man ihnen einen großen Teil des 
Lohnes ein Jahr lang vorenthielt. Wenn die Menschen alt 
geworden waren, fielen sie der ländlichen Armenderpfle- 
gung anheim, d. h. dem Verhungern oder dem Bettel. 
Diese menschenunwürdigen Zustände bewogen die Sozial- 
demokratie Oesterreichs, sich auf dem im April 1896 auf der 
Echützeninsel in Prag stattgefundenen Parteitage mit dem 
Elend der ländlichen Arbeiterschaft zu befassen. Das gründ- 
lich vorbereitete Referat des späteren deutschböhmischen 
Abgeordneten Dr. Leo Verkauf gipfelte in einer vom 
Parteitage zum Beschluß erhobenen Resolution, in der die 
Beseitigung der Dienstbotenordnung und die Ausdehnung 
des Arbeiterschutzes auf die landwirtschaftlichen Arbeiter 
verlangt wurde." 

Zu den Unerträglichkeiten des Arbeiterlebens trugen 
auch die unzulänglichen Wohnungen bei, in denen die 
Arbeiter ihre kärglichen Mutze- und Schlafstunöen ver- 
brachten. Jnsbesonders in den „aufblühenden" nordböhmi- 
schen Städten machte sich das Wohnungselend fühlbar. In 
Reichenberg wohnten 1890 etwa 88 Prozent der Bevöl- 
kerung in elenden Räumlichkeiten." Die österreichische 
Militärverwaltung schrieb in den Kasernen 17 Kubikmeter 
Schlafraum pro Mann vor. Bon 105 Wohnungen, die 
Berner, der verdienstvolle Schilderer des Arbeiterlebens 
jener Zeit, im Gerichtsbezirke Teplitz besucht hat, wiesen 
nur 20 über 16 Kubikmeter Luftraum für eine Person auf. 
„In einer 1.33 Meter breiten Dachkammer in Teplitz," so 
erzählt er uns, „fand ich zwei Mädchen, Schwestern, 
Näherinnen, eine krank,' Mietpries fl. 3.66 per Quadrat- 
meter. Auf dem Marktplatz eine von vier Gehilfen eines 

" 1897 wurde der Verband landwirtschaftlicher Arbeiter in Saaz 
begründet. 

" Sieh Berner a. a. O. 
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Färbers bewohnte, mit vier von Wanzen wimmelnden 
Betten besetzte, nie gereinigte Dachstube von 2.25 Meter 
Höhe, ohne Ofen, Tisch, Sessel oder anderes Gerät ... Ich 
bin keine sentimentale Natur,' dennoch preßte mir der An- 
blick des schauerlichen Elends manchmal Tränen in die 
Augen." Während sich in den Böhmerwald von Jahr zu 
Jahr der Strom der Touristen breiter ergoß und die Glück- 
lichen, die einen Urlaub kannten, sich an den Naturschön- 
heiten der dunkelgrünen Berge ergötzten, lebten die Indu- 
striearbeiter dieses Gebietes, dessen Bild sich die Menschen 
aus Adalbert Stifters Schilderungen formten, in dumpfen 
Löchern. „Die Wohnräume der Arbeiter sehen den Arbeits- 
räumen gleich. Betten sind eine Seltenheit, gewöhnlich 
findet sich in den Wohnungen ein einziges Bett für den 
Meister. Die Kinder, Gesellen und andere Hausgenossen 
schlafen auf Strohsäcken auf dem Fußboden.^ 

Bei so elenden Löhnen, mangelhafter Ernährung, über- 
langer Arbeitszeit, elenden Wohnungsverhältnissen muß- 
ten Krankheiten und früher Tod häufige Gäste in 
den Arbeiterfamilien sein. Bei den österreichischen Kranken- 
kassen wurden 1896 fast die Hälfte der Versicherten (45.7 
Prozent) krank, die Durchschnittsdauer einer Erkrankung 
war 17 Tage. In den Krankenhäusern entfielen 1895 mehr 
als fünf Prozent aller Todesfälle auf die Tuberkulose, 
beim Verband der Genossenschaftskrankenkassen für Wien 
und Umgebung starben 46 Prozent der Versicherten unter 
30 Jahren, die Tuberkulose riß 61 Prozent der Verstor- 
benen ins Grab. 

Die Menschen, die nichts zu essen hatten, irrten von 
einem Ort zum anderen, in den Naturalverpflegsstationen 
Böhmens wurden vom 1. November 1896 bis 80. Oktober 
1897 512.908 Personen aufgenommen, Gendarmen und Po- 
lizei waren den Unglücklichen stets auf den Fersen. Wegen 
Landstreicherei wurden in Böhmen 1894 allein 39.651 Per- 
sonen verurteilt, das ist die Hälfte aller derartigen Ver- 
urteilungen in Oesterreich, und wenn die Arbeits- und 
Wohnungslosen dem Lande Böhmen, das damals die Hei- 
mat der Polizeischikanen und bürokratischer Arbeiterfeind- 
lichkeit war, den Rücken kehrten und ihre Schritte nach der 

17 Der bereits erwähnte Berichterstatter des „Prager Tagblatt". 

18 



Hauptstadt des Reiches lenkten, wo sie das Glück suchten, 
wurden sie wegen Obdachlosigkeit eingesperrt. 1893 wurden 
in Wien etwa 30.000 obdachlose Personen aufgegriffen. 

Prostitution und Geschlechtskrankheiten 
fanden unter solchen Verhältnissen einen guten Nährboden. 
Von allen aus den Krankenhäusern 1894 Entlassenen waren 
8.6 Prozent geschlechtskrank. Die Prostitution wurde eine 
notwendige Einrichtung der kapitalistischen Ordnung. Tau- 
sende Frauen mußten, getrieben von bitterer Not, ihren 
Körper verkaufen und die Organe des bürgerlichen Klas- 
senstaates fanden das ganz in der Ordnung. So schreibt ein 
Polizeiarzt jener Zeit, „daß das Vorhandensein von Pro- 
stitution eine Notwendigkeit geworden ist, wenn nicht die 
Ruhe und Ordnung im staatlichen Leben gefährdet wer- 
den soll"." 

So war die Arbeiterschaft zu Beginn der neunziger 
Jahre von tausenden Uebeln gepeinigt, von tausend Gefah- 
ren umgeben, schier übermenschlich schien es, den Kampf 
gegen die Tücken und Rücken der wirtschaftlich und politisch 
ihre Macht ausnützenden herrschenden Klassen mit Aussicht 
auf Erfolg zu führen. Aber die Arbeiterschaft nahm diesen 
Kampf im großen und im kleinen auf. Im großen: gegen 
die ganze sie hemmende Gesellschaftsordnung, im kleinen: 
gegen die Unzulänglichkeit der Gewerbeinspektion, die in 
den Großbetrieben sich keinen Einfluß gegenüber dem jede 
Vorschrift umgehenden Unternehmertum verschaffen konnte, 
im Kleingewerbe überhaupt nichts vermochte, für die Haus- 
industrie aber schließlich keine Geltung hatte. (Im Bergbau 
wurden die Gruben einmal in zwei Jahren untersucht, nach 
einem Unglücksfall keine Maßregeln unternommen, um 
das Leben der Grubenproletarier zu schützen,19) dagegen, 
daß das Krankenversicherungsgesetz zuungunsten der Ver- 
sicherten ausgelegt wurde,' dagegen, daß die von Unfällen 
betroffenen Arbeiter um ihre Renten geprellt wurden,' 
dafür, daß neue sozialpolitische Maßnahmen ins Leben 
treten sollten. Auf dem Parteitage in Wien 1891 wurde den 
Beratungen über die Sozialreform breiter Raum 
gewidmet. In der hiezu angenommenen Entschließung 

" Dr. Jos. Schrank: „Die Prostitution in Wien." 1886. 
19 Sieb Sie Rebe Simon S t a r ck s, des Delegierten von Falkenau. 

auf dem Parteitage in Wien 1881. 
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kommt eine wertvolle Erkenntnis zum Ausdruck, welche 
die Arbeiterklasse in den Kämpfen der vergangenen Jahre 
gewonnen hatte und die zu ihrem dauernden Besitztum 
geworden ist, daß nämlich auch die kleinste sozialpolitische 
Reform, die geringfügigste Arbeiterschutzbestimmung aus- 
genützt werden müsse. Der Parteitag forderte in diesem 
Sinne auf, „die der Gesetzgebung bereits abgerungenen 
und etwa noch zu erringenden Konzessionen, so geringfügig 
dieselben auch sein mögen, voll und ganz im Interesse der 
arbeitenden Klasse ausnützen". 

Aber auch eine andere Erkenntnis war bereits in den 
Hirnen der Arbeiter fest verankert, daß es nämlich eigener 
Organisationen bedürfe, um die wirtschaftlichen Interessen 
des Proletariats tatkräftig zu vertreten. Schon 1847 hatte 
Marx in seiner Streitschrift gegen Proudhon den Gewerk- 
schaften dieselbe Bedeutung für die Arbeiterschaft 
zuerkannt wie den Gemeinden für das aufstrebende Bür- 
gertum des Mittelalters, und der Kongreß der Interna- 
tionalen Arbeiterassoziation zu Basel 1869 beschloß, daß 
die Bildung von „Gewerksgenossenschaften" energisch an- 
gestrebt werden solle?» Und obwohl die „rechtgläubigen" 
Lassalleaner den Gewerkschaften kühl gegenüberstanden — 
die Theorie Lassalles vom „ehernen Lohngesetz" versperrte 
ihm den Weg zur Erkenntnis der Notwendigkeit der Ge- 
werkschaften — brach sich auch die Entwicklung der Gewerk- 
schaftsorganisationen in Deutschland und Oesterreich schon 
zu Ende der sechziger Jahre Bahn. Was die Gewerkschaften 
von den Fabrikskassen, wie sie schon vor 1848 in Böhmen 
bestanden hatten, unterschied, war, daß sie K a m p f v e r e i n e 
waren, dazu bestimmt, nicht nur Unterstützungen an ihre 
Mitglieder auszuzahlen, sondern sie für den Kampf um 
eine bessere Lebenshaltung zu organisieren. Solange der 
Ausnahmszustand herrschte, waren die durch die Gewerbe- 
novelle von 1883 geschaffenen Zwangsgenossen- 
schaften eine Art organisatorischer Notbehelf. Als dann 
der politische Druck ein wenig nachgelassen hatte, entstan- 
den allerorts lokale Fachvereine, welche die Arbei- 
ter eines Berufes vereinigten. Bon besonderer Bedeutung 
war die Gründung des Fachvereins der Textilarbeiter in 

19Í4. (BmnffMk,,. törc CWmtdlnna uní, 
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Reichenberg, welche in einer Massenversammlung am 
19. August 1889 beschlossen würbe, und des Fachvereines 
der Bergarbeiter in Graupen, der im September 1891 
gegründet wurde. Hand in Hand mit der Entstehung der- 
artiger Vereine ging die Schaffung von Fachblättern. 
1891 gab es nach dem Bericht Högers auf dem Wiener Par- 
teitage in ganz Oesterreich etwa 800 Fach- und Gewerk- 
schaftsvereine mit etwa 60.000 Mitgliedern. Die österreichi- 
schen Behörden bereiteten — getreu ihrer Tradition, alles 
Neue zu verhindern — der Gründung von Fachvereinen die 
größten Schwierigkeiten. Sie erklärten die Fachvereine für 
politische Vereine und wollten die Statuten nicht 
genehmigen. Monatelang wurde die Bewilligung der ein- 
gereichten Statuten hinausgezogen, die Kratzauer Textil- 
arbeiter mußten 2% Jahre auf eine derartige Erledigung 
warten. Den Lorbeer holte sich aber die Prager Polizei- 
direktion, die in einem Dekret vom 1. Juli 1891 die Gewerk- 
schaften als „staatsgefährlich" bezeichnete.^ Durch die Grün- 
dung der Gewerkschaften glaubten viele Vertrauensmäner 
der Partei, daß die neuen Vereine eine gewisse Konkurrenz 
für die freien Parteiorganisationen seien. Auf der Landes- 
konferenz der nordböhmischen Sozialdemokratie in Warns- 
dorf am 24. September 1893 kam es zu einer Debatte dar- 
über, ob die politische oder gewerkschaftliche 
Organisation wichtiger sei. Der immer mehr zu einem 
der ersten Vertauensmänner der deutschböhmischen Sozial- 
demokratie sich entwickelnde Wilhelm Kiesewetter 
brachte die gewünschte Klärung, indem er eingehend aus- 
einandersetzte, daß beide Organisationen gleich 
notwendig seien und Hand in Hand zusammenarbeiten 
müßten. In ähnlicher Weise hatte dies schon früher die 
Entschließung des Wiener Parteitages von 1891 betont und 
noch hinzugefügt, „daß durch die Gewerkschaftsorganisation 
die sozialdemokratische Bewegung in keiner Weise hintan- 
gesetzt werden darf". In dem Referat, das auf diesem Par- 
teitage Höger über die Gewerkschaften hielt, hob er den 

" Deutsch a. a. O. S. 157. Aus das ausgezeichnete Buch von Julius 
Deutsch, worin mit einem bewunderungswürdigen Fleiß Dokumente 
aus der Entwicklung der österreichischen Gewerkschaftsbewegung zusammen- 
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®op.peIdjstrstftet biefer Orgctntîctttonen prägnant Deiuor. 
Sie sollten Kampfvereine und Versiche runas- 
an st alten zugleich sein. Mit Entschiedenheit betonte 
der Referent auch, daß qualifizierte und Hilfsarbeiter in 
einer Organisation beisammen sein und daß auch die 
aibeüenben ginnen für Me Gewonnen 
werden müßten. Daß die Partei die Gründung von Ge- 
werkschaften überall zu unterstützen habe, wurde damit 
zum Gemeingut aller Sozialdemokraten. Aber der Partei- 
tag ging gleich einen Schritt weiter und faßte den wichtigen 
Beschluß, daß die Gewerkschaftsvereine „die Verpflichtung" 
haben, „die Bildung eines das ganze Reich umspannenden 
Verbandes anzustreben". Damit traten die Gewerkschaften 
îu. die zweite Phase ihrer Entwicklung ein, nämlich in die der 
Brldung von Reichsverbänden. Das Jahr 1890 schon 
Wie sogenannte » a 4 tage bei 8n#bincfer, Bremer, 
GiWmmW, %if#er, GntmacW, Begtdarbeiter, #erg= 
arberter, Bäcker, Porzellan- und Glasarbeiter und Metall- 
arbeiter gesehen, auf denen die allen lokalen Vereinen ge- 
meinsamen Fragen beraten wurden und wo allgemein 
das Bestreben, Reichsvereine zu gründen, vorherrschte 
S)te %e#iben fe^en btcfei 85#t amar SBiberftanb ent= 
gegen, den jedoch die Arbeiter mit zäher Geduld über- 
wanden. Zunächst wurden nur Lanöesvereine gestattet, 
aber am 6. August 1892 war der Sieg der Arbeiter ein 
vollständiger, die genehmigten Statuten eines Reichsver- 
bandes der Metallarbeiter waren die Siegestrophäe. Nun 
gab es keinen Halt mehr, in den meisten Berufen ent- 
fümben in fnr&er geit gie#falia Organisationen, bie ibr 
Tätigkeitsgebiet auf ganz Oesterreich erstreckten. Auch die 
Unternehmer, welche die gewerkschaftlichen Vertrauens- 
männer mit allen Mitteln quälten und verfolgten, hatten 
denselben Erfolg wie die ihnen in die Hand arbeitenden 
Behörden. Die Betriebsleitungen der Fabriken in Deutsch- 
5#nten fd&rteben gewissen BrBeitern in baß mbeitëbnA 
„Zur Zufriedenheit" und machten an das t einen s-för- 
migen Schnörkel. Das bedeutete nämlich Sozialist und 
wehe dem Arbeiter, der dies im Buche hatte. Er konnte 
wochenlang von Betrieb zu Betrieb wandern, ohne eine 
Arbeit zu bekommen. Eine Jndustriellenversammlung in 
Rerchenberg beschloß 1895, ben wegen der Feier des 1. Mai 
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entlassenen Arbeitern „das Datum in den Arbeitsbüchern 
nicht in Ziffern, sondern in Buchstaben beizusetzen". Später 
machten die Unternehmer auch weniger auffällige Zeichen, 
die schwer erkennbar waren, aber nur zu oft ihren Zweck 
— den Arbeiter existenzlos zu machen — erfüllten. 

Ein Zeichen des entschlossenen Willens der Arbeiter- 
schaft, aus dem betretenen Wege so rasch als möglich fort- 
zuschreiten, ist die Tatsache, daß kaum als der erste Reichs- 
verband genehmigt war, schon der Versuch unternommen 
wurde, die Gewerkschaften der verschiedenen 
Berufe irgendwie zusammenzufassen. In 
einer Versammlung, die am 18. Oktober 1892 in Wien 
stattfand, wurde eine Kommission der Wiener Gewerk- 
schaftsvereine gewählt, aus der die „provisorische Kommis- 
sion der Gewerkschaften Oesterreichs" hervorging, die auf 
dem in Wien ftattgefundenen ersten österreichischen Ge- 
werf#aftëfou6te% (24. Big 26. BeaemBeT 1898) etnei 
dauernden Institution der Arbeiterbewegung ausgestaltet 
wurde. Sowohl in den Ortsvereinen, als auch in den 
SRet#oei5änben, auf bem ®emerffcWtgIonßrei3 ««6 in 
der Gewerkschaftskommission waren deutsche, tschechische, 
polnische und italienische Arbeiter vereinigt. Daraus er- 
gaben sich frühzeitig gewisse Schwierigkeiten, die bereits 
auf dem zweiten Gewerkschaftskongreß — der"u. a. die 
Schaffung von Ortsverbänden beschloß — zu lebhaften Aus- 
einandersetzungen insbesondere zwischen Deutschen und 
Tschechen führten. Diese nationalen Kämpfe innerhalb 
der Arbeiterbewegung werden noch zusammengefaßt ihre 
Erörterung erfahren. 

Bei bei llmBtlbmtß Maler ^adjoeretne tu baß 
ganze Staatsgebiet umfassende Gewerkschaftsverbände voll- 
zog sich nicht in stiller Weltabgeschiedenheit, sondern in 
einer Zeit heftiger Kämpfe mit dem Unter- 
nehmertum, die durch das neubelebte Selbstgefühl der 
Arbeiter hervorgerufen waren. Der erste große Lohn- 
kampf, der die großen wirtschaftlichen Auseinandersetzun- 
gen zwischen den Klassen der Lohnempfänger und der 
Profitmacher einleitete, war der denkwürdige Streik der 
Wiener Tramwaykutscher im April 1889. Bei einer 18= bis 
19-stttndigen Arbeitszeit verdienten die „weißen Sklaven 
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der Wiener Tramwaygesellschaft"-- 1 fl. 20 kr. bis 1 fl. 
40 kr. pro Tag. Sie verlangten nun die Herabsetzung der 
Arbeitszeit auf 12 Stunden und die Erhöhung des Tages- 
lohnes auf 1 fl. 80 kr. Im Verlaufe des Kampfes kam es 
zu schweren Zusammenstößen mit der Polizei. Da fast die 
gesamte Wiener Öffentlichkeit gegen die ausbeuterischen 
Methoden üer Reitzes-Gesellschaft-- Stellung nahm, konnten 
die streikenden Kutscher einen Erfolg erringen. Um sich 
zu rächen, verbot die Regierung die von Viktor Adler seit 
1886 herausgegebene „Gleichheit", die die Rechte üer Strei- 
kenden mit flammenden Worten verteidigt hatte (26. Juni 
1889) und löste den Verein „Wahrheit" auf, der bis dahin 
der geistige Mittelpunkt der Wiener Arbeiterbewegung 
gewesen war. Adler selbst kam vor das Ausnahmsgericht, 
dem der berüchtigte Holzinger vorsaß, und wurde trotz 
seiner glänzenden Verteidigung zu vier Monaten ver- 
urteilt. Aber die tapfere Schar der Vertrauensmänner 
wankte nicht einen Augenblick: Schon am 12. Juli 1889 
erschien an Stelle der „Gleichheit", mit deren Name auf 
immer die Einigung der Radikalen und Gemäßigten ver- 
bunden bleiben wird, die „Arbeiterzeitung", zunächst zwei- 
mal monatlich, vom 18. Oktober schon wöchentlich, die mit 
dem gleichen Scharfsinn und mit üer gleichen Leidenschaft 
wie ihre Vorgängerin die Sache der Arbeiter verfocht. 

Zu Beginn des Jahres 1890 brach ein schwerer Kampf 
der Glasarbeiter Nordostböhmens aus, der auch Menschen- 
leben kostete. Schon im Sommer 1888 war es in Albrechts- 
öorf und Umgebung zu einem Streik der Perlenarbeiter 
gekommen, die unter den denkbar elendesten Verhältnissen 
lebten. Ihr Wochenveröienst betrug 1 fl. 80 kr. bis 2 fl. 
Die von den Behörden veranstaltete Notstandsenquete, 
die im März 1889 in Morchenstern abgehalten wurde, 
endete ohne Erfolg. Am 1. Jänner 1890 kam es zu einem 
neuerlichen Streik der Glasarbeiter der Gablonzer Um- 
gebung, an dem sich etwa 2000 Personen beteiligten Der 
Menschheit ganzen Jammer hatten die Streikenden iahre- 
lang ertragen müssen. Bei 14- bis 17stünöiger Arbeitszeit 
verdienten sie 28 bis 30 Kreuzer täglich. Gleich ihren 

% : n" ace WfUWWalm 8W. 
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Vorfahren von 1844 hatte sie Verzweiflung ergriffen, die 
ihnen ein Ende mit Schrecken wünschenswerter erscheinen 
ließ, als einen Schrecken ohne Ende. „Todmüde von der 
anstrengenden, gesundheitsschädlichen Arbeit," so erzählten 
sie in einem Aufruf, „schwach und entkräftet durch die 
karge, unzureichende Nahrung, ohne Aussicht und Hoff- 
nung auf eine bessere Zukunft, schien es uns, daß ein 
schnelles Ende diesem steten Ringen um ein qualvolles 
Dasein vorzuziehen sei." Bescheiden verlangten die armen 
Opfer der Ausbeutung von Verlegern und Fabrikanten 
eine Verkürzung der Arbeitszeit und einen Normaltarif. 
Tatsächlich kam dank der Solidarität der Streikenden und 
ihrer Unterstützung durch die gesamte Arbeiterschaft Oester- 
reichs am 20. Jänner ein Tarif zustande, der den Arbeitern 
die Errungenschaft der elfstündigen Arbeitszeit brachte. 
Nun geschah Las Unglaubliche! Ein Teil der Unternehmer 
brach den abgeschlossenen Vertrag und zahlte 40 Prozent 
unter dem Tarif. Erbittert über diesen Treubruch zogen 
— es war ein prachtvoller Jännertag des Jahres 1891 — 
mehrere hundert Arbeiter nach Albrechtsüorf und Marien- 
berg und zerschlugen die in den Werken befindlichen 
Fertigwaren. Bei den Firmen Wanke in Neudorf und 
Breit in Wiesental zertrümmerten sie auch die Maschinen. 
„Die revoltierenden Glasschleifer suchten die Häuser durch 
und die Kisten und Säcke mit Glaswaren wurden aus 
dem Heu hervorgeholt (wo man sie versteckt hatte. Der 
Vers.) und über die Stiegen und Treppen in den Haus- 
flur hinuntergeworfen und mit Knüppeln und großen 
Steinen in Scherben geschlagen. Auch die Keller und Rad- 
stuben wurden durchsucht und alles, was an Glas vorge- 
funden wurde, zertrümmert und zerschlagen."^ Militär 
schritt ein, zwei Personen wurden getötet, 50 verhaftet?' 
(29. Jänner 1890.) Wie so oft kam der Staat den reichen 
Unternehmern zu Hilfe und schonte dabei nicht das Leben 
der Opfer der Ausbeutung. So erkannten die Arbeiter 
immer wieder den Klassencharakter des Staates?' 

S4 Anton Hackel: Einige Episoden aus der Zeit des Werdens 
unseres Verbandes. „Glasarbeiterzettung" (Tannwalds. 21. Jaürg. Nr. 21 
vom^^8.^Okt^ier^te^ &je gjxûeiter Franz B aldus airs Giftet und 
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Bedeutungsvoll durch seinen Umfang war der Streik 
der Maurer in Wien im April 1890, an dem 12.000 Arbei- 
ter beteiligt waren, furchtbarer aber in seinen Folgen der 
Streif im ptlfener ßoblenrenier. Bie geter beß i. BW 
1890 hatte in den Bergarbeitern ein solches Kraftgefühl 
geweckt, daß sie sich entschlossen, durch einen Streik ihre 
Lebens- und Arbeitsverhältnisse zu bessern. Am 19. Mai 
zogen große Massen von Bergleuten von Schacht zu Schacht 
und löschten im ganzen Kohlengebiet die Kesselfeuer aus. 
Am nächsten Tage — einem herrlichen Maientage — wollten 
Me jBerglente 6er a%r St. ^cmfrmecGe in mrfcban geW 
renöen S##te tßre (Belbmarfen Wen. SDaBet fam eß ans 
6em StWte „^#50" an einem gnfammenftoß mit bem 
^i^tär. @in Leutnant ließ in bie Arbeiter mehrere sparse 
Salven abgeben, die eine verheerende Wirkung ausübten: 
sieben Menschen waren sofort tot, etwa vierzig verwundet, 
wovon an den Folgen der Verletzungen noch sechs starben. 
Nicht genug daran, wurde vielen Bergarbeitern der Pro- 
zeß gemacht, große Strafen wurden verhängt, wobei die 
Verwundeten und Krüppel nicht ausgenommen waren. 
129 Arbeiter wurden entlassen — der Streik war 
gebrochen?? 

S#n serrer, mtte Äprtl, mar im Dftraner Denier 
cut Streik ausgebrochen, der 30.000 Arbeiter ergriffen 
hatte. Bon Interesse ist die Ursache dieses Streiks. Die 
«rßeiter eineß S#d)te3 monten ben 1. ibtai 1890 bnrcb 
eine ftr#d)e mteffe feiern, ber betreffenbe ®etfll#e ober 
zeigte die Arbeiter an, was zu ihrer Verhaftung führte! 
Vier Jahre später kam es auch im dortigen Revier zu einer 
entsetzlichen Katastrophe: Am 9. Mai 1894 schoß Gendar- 
merie in Polnisch-Ostrau auf streikende Arbeiter, 14 von 
shuen waren tot, 20 schwer verletzt. Im Feber 1896 kam es 
int Ostrauer Revier zu einem neuerlichen Streik von 
30.000 Bergarbeitern, der mit einem teilweisen Erfolg 
endete. Auch der Kampf von mehr als 7000 Wiener Vegel- 
ürbettern (barnnter fnft 3000 granen), bet bem Dragoner 
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zu Streikbrecherdiensten verwendet wurden (April 1895), 
kostete ein Menschenleben. Von aufrüttelnder Wirkung auf 
Deutschböhmens Arbeiter aber waren die Ereignisse des 
4. Mai 1894 in Falkenau, wo die westböhmischen Arbei- 
ter, die damals eine immer größere Rolle in der Arbeiter- 
bewegung Deutschböhmens zu spielen begannen, ihre Blut- 
taufe empfingen. 

Im April 1894 war wegen einer Lohnherabsetzung auf 
einem Schachte in Zieditz bei Falkenau ein Streik aus- 
gebrochen. Die Bezirkshauptmannschaft von Falkenau ging 
mit altgewohnter Brutalität gegen die Arbeiter vor und 
verbot alle Versammlungen, in denen die Arbeiter über 
den Streik beraten wollten. Man machte sogar den Versuch, 
die Wirte zu zwingen, einen Revers zu unterschreiben, wo- 
nach sie keine Versammlungen in ihren Lokalen dulden 
sollten. Am 4. Mai 1894 sollte eine solche Versammlung 
stattfinden, die aber gleichfalls verboten wurde, trotzdem 
die Tagesordnung einen Punkt: „Wiederaufnahme der 
Arbeit", vorsah. Die streikenden Arbeiter kamen in dem 
Gasthause „Im Hau" zusammen und zogen von dort in der 
Stärke von etwa 250 Mann auf dem Wege von Zieditz nach 
Falkenau. Beim Bahnhöfe Zieditz standen Gendarmen, die 
man, um ihnen Mut zu machen, in der Schenke des Schach- 
tes vorher bewirtet hatte. Von den Arbeitern hielt eine 
Anzahl Liederbücher in der Hand und sang daraus Arbei- 
terlieder. Als der Zug etwa 80 Schritte von der Verla- 
dungsrampe des Zieditzer Bahnhofes entfernt war, kom- 
mandierten die Gendarmen: „Halt!" Darauf wollten einige 
Arbeiter vorgehen, um den Gendarmen zu sagen, daß sie 
nichts wollten, als nach Falkenau nach Hause gehen. Die 
Gendarmen aber ließen die Arbeiter nicht heran und riefen: 
..Halt und zurück!", worauf der an der Spitze gehende 
Arbeiter mit Namen S t i tz l sich umdrehte und den Leuten 
sagte: „Geht zurück, sonst wird geschossen." Kaum war die- 
ses Wort ausgesprochen, krachte schon die erste Salve und 
Stitzl stürzte, von hinten in den Kopf getroffen, tot zu 
Boden. Ein Teil der Arbeiter, von namenloser Wut ge- 
packt, bewarf die Gendarmen mit Steinen, der größte Teil 
aber ergriff die Flucht und stürmte davon. In die davon- 
eilenden Arbeiter gaben die Gendarmen noch einige Sal- 
ven ab. Elf Menschen wurden getroffen, da- 
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von waren drei sofort tot. Bemerkenswert ist, 
daß neun von den Getroffenen von rückwärts angeschossen 
wurden, woraus zu ersehen war, daß die Arbeiter keine 
Angriffsabsichten gehabt hatten. Wie brutal die Genöar- 
men oorgtngen, getgt, ala bte grau beß getötete» 
Stitzl kam, die Gendarmen sie nicht zur Leiche ihres Man- 
nes ließen. Als sie trotzdem an die Leiche ihres 
Mannes herantreten wollte, riefen die Gendarmen: 
„Noch einen Schritt, und sie werden erschossen!" Verzwei- 
felt rief die Frau: „Ihr habt meinen Mann gemordet, 
mordet auch mich!" Schließlich ließen sie die Gendarmen 
zu. Der Rittmeister, der die Gendarmen kommandierte, 
war aber so gemein, die Frau folgendermaßen zu höhnen: 
„Hätten Sie Ihren Mann bei sich im Bett zu Hause behal- 
ten, so wäre das nicht geschehen." Die Verwundeten ließ 
man von halb 5 Uhr bis 7 Uhr nachmittags ohne ärztliche 
Hilfe! Als die Arbeiterschaft von Falkenan und Umgebung 
den Toten ein würdiges Begräbnis bereiten wollte, ließ 
der Amtsleiter der Bezirkshauptmannschaft den Friedhof 
durch Militär und Gendarmen besetzen. 

Trotzdem die Behörden alles taten, um die blutigen 
Vorgänge beim Bahnhof in Zieöitz zu bemänteln und den 
wahren Sachverhalt zu verschleiern, erfuhr die breiteste 
Öffentlichkeit bald darauf den Hergang der Sache. Am 
Tage nach dem blutigen Ereignis traf in Falkenan der 
Abgeordnete Engelbert Pernerstorfer ein (der damals 
noch nicht der sozialdemokratischen Partei angehörte), erhob 
den Tatbestand und hielt am 10. Mai 1894 im Abgeordne- 
tenhause eine wuchtige Anklagerede gegen die Regierung 
und deren Organe?" 

Die häufigen Streiks, die Opfer an Gut und Blut, welche 
die Arbeiter dabei brachten, legten es den gewerkschaftlichen 
Vertrauensmännern nahe, sich über den Streik und 
seine Erfolgmöglichkeiten auseinanderzusetzen 
und klarzuwerden. Gegenüber gewissen Strömungen in 
der Arbeiterschaft, immer und unter allen Umständen zu 
streifen, würbe bag @rßebntß ber maserigen @rWrunßeK 
in einer Resolution formuliert, die in einer von der Be- 
hörde verbotenen Wiener Versammlung im Juli 1890 hätte 
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zur Annahme gelangen sollen: „Vor allem ist davor zu 
warnen, in der Arbeitseinstellung ein Mittel zu sehen, 
welches die Arbeiterklasse von den wesentlichen Grund- 
übeln ihrer heutigen Lage befreien könnte. Ihre ökono- 
mische Abhängigkeit und politische Unfreiheit sind eben von 
der gesamten Gesellschaftsordnung und ihrer Grundlage, 
der kapitalistischen Produktionsweise, bedingt, können da- 
her nur mit dieser beseitigt werden." Während also die 
Arbeiterschaft erkannte, daß die Lohnkämpfe zwischen 
Arbeitern und Unternehmern eine naturnotwenöige Folge 
der herrschenden Ordnung sind, wollten die bürgerlichen 
Klassen, denen die Streiks ein Hindernis im Geldverdie- 
nen waren, diese beseitigen, ohne an den Grundlagen der 
bestehenden Gesellschaft zu rütteln. Ein Gesetz, durch welches 
Einigungsämter eingesetzt werden sollten, blieb im Aus- 
schüsse des Parlaments stecken, obzwar eine Enquete (vom 
26. April bis 8. Juli 1892) wochenlang darüber beriet. Da- 
gegen verständigten sich die Arbeiter rasch über die An- 
wendbarkeit ihres stärksten Kampfmittels, eben der 
Arbeitseinstellung) auf dem ersten Gewerkschaftskongreß 
(1893) wurde ein Streikregulativ angenommen, welches 
jeden größeren Streik zur Sache der Gesamtarbeiterschaft 
erklärte?" Auseinandersetzungen gab es auf dem Kongreß 
nur über die Anwendbarkeit des Generalstreiks. 
Während Höger den Generalstreik als eine Waffe in 
erster Reihe für die ökonomische Verbesserung der Lage der 
Arbeiter erklärte, meinte Schäfer (Reichenberg), daß der 
Generalstreik nur für die Erringung des Wahlrechtes zu 
organisieren sei, wohingegen der tschechische Bergarbeiter 
Weih den Generalstreik nur für den Achtstundentag an- 
gewandt wissen wollte. Viktor Adler führte die Dinge 
auf das richtige Maß zurück, indem er darlegte, daß poli- 
tische Knechtschaft und ökonomische Ausbeutung aufs engste 
zusammenhängen und daß die Frage, für welche Forde- 
rung der Generalstreik zur Anwendung gelangen könne, 
erst in der revolutionären Situation selbst, aus der ein 
Massenausstand hervorgehe, entschieden werden könne. So 
kämpfte sich die Arbeiterschaft tn den ge- 

2!> „Jeder Streik — Werkstättenstreik ausgenommen — muh an die 
jeweilige Kronlandszentralleituna zur Anmeldung gelangen, welche unver- 
züglich die Gewcrkschaftskommisswn hievon zu verständigen hat/' 
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werkschaftlichen Kämpfen der er st en Hälfte 
der neunziger Jahre nicht nur wirtschaft- 
lich, sondern auch geistig vorwärts und bildete 
die Strategie des Gewerkschaftskrieges aus. 

Das Streben, der Ausbeutung der Arbeiter auf allen 
Gebieten, auch auf dem des Warenverkaufes entgegenzu- 
treten, führte in der Zeit, von der wir erzählen, auch 
zur Gründung von Konsumgenossenfchaften?° 
1891 entstanden Konsumvereine in Karbitz und Josefstal 
bei Gablonz, 1892 in Antoniwald bei Reichenberg und 
mehreren Orten des Gablonzer Bezirkes, 1894 in der 
Friedländer Gegend, 1895 in Bodenbach, in Neustadt an 
der Tafelfichte, in Orten des Reichenberger Bezirkes, 1896 
in der Kratzauer und Bodenbacher Gegend. Alle diese 
Vereine begannen mit einem lächerlich geringen Geschäfts- 
kapital und wenigen Mitgliedern. Ihre Leiter waren oft 
mehr von der Idee der Verdrängung des Zwischenhandels 
begeistert als geschäftskundig, wodurch mehrere dieser 
ersten Gründungen eingingen. Deswegen herrschte unter 
den Vertrauensmännern der Arbeiterschaft gegenüber den 
Genossenschaften Mißtrauen, das auf dem Parteitage in 
Prag (1896), wo über die Konsumvereine zum ersten Male 
gesprochen wurde, in einem höheren Grade zum Ausdrucke 
kam, als es diese Vereine verdienten. Ein Wiener An- 
trag, die Konsumgenossenschaften — Produktivgenossen- 
schaften gab es nur wenige — als Kampfmittel des 
Proletariats anzuerkennen und dementsprechend zu unter- 
stützen, stieß bei der Mehrheit des Parteitages auf ent- 
schiedenen Widerstand. Selbst der Antrag Viktor Adlers, 
daß an die Gründung von Konsumvereinen nur mit Vor- 
sicht geschritten werden sollte, fand nicht die Zustimmung 
des Parteitages. Ein Beweis für die geringe Klärung in 
dieser Frage ist, daß ein Antrag (Jngwer-Schuhmeier), in 
dem die Gründung von Genossenschaften abgelehnt wurde, 
weil diese nicht geeignet seien, die wirtschaftliche Lage des 
Proletariats zu verbessern, gleichfalls bei der Mehrheit 
der Delegierten keine Gnade fand?* Aus dem Dilemma 

so Josef Aron: „Die Anfänge der Geuossenschaftsbewegnng in der 
Tschechoslovakei." „Konsumgenossenschaft" (Prag». Jahrs. 1823. 

y Schäfer sprach vom gewerkschaftlichen Standpunkt gegen die 
Konsumvereine. 
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fand sich der Parteitag dadurch heraus, daß er einen An- 
trag Karl Schiller (Reichenberg) annahm, wonach die 
Partei „mit der Gründung von Konsum- und Prodnktiv- 
genossenschaften nichts zu tun habe". Es dauerte noch 
einige Jahre, bevor die Erkenntnis durchdrang, daß die 
Genossenschaften neben der Parteiorganisation und den 
Gewerkschaften ein lebendiger Zweig am grünen Baume 
der Arbeiterbewegung sind. 

Zweites Kapitel: 

Maifeier und Wahlrechtskampf. 

Das politische Kraftgefühl der Arbeiterschaft, die Be- 
geisterung für ihre historische Aufgabe, der Wille, alle 
Opfer für die Zukunft der Klasse auf sich zu nehmen, trat 
in den neunziger Jahren nirgends so eindrucksvoll zutage 
wie bei der vom Pariser Kongreß 1889 beschlossenen, jähr- 
lich wiederkehrenden Feier des ersten Mai, und in den 
schweren Kämpfen, welche Oesterreichs Arbeiterklasse gegen 
ihre politische Entrechtung und für das gleiche Stimmrecht 
aller Staatsbürger geführt hat. Insbesondere die allererste 
Maifeier, der erste Mai 1890, ist ein historisch denkwürdiger 
Tag, da sich Regierung und Bürgertum, aber auch die 
Arbeiterschaft selbst dessen bewußt wurden, daß sich eine 
geschichtliche Weltenwende in den sozialen Machtverhält- 
nissen der Klassen ankündige, der Sonnenaufgang eines 
neuen Tages, den einst Lassalle prophetisch vorausgesehen 
hatte. 

Oesterreichs Arbeiter waren seit dem Pariser Sommer- 
too (1889) entf#Ioffe%, am l. 90W 1890 bei ganzen SBelt 5« 
zeigen, daß auf dem Boden, wo man mit Ausnahmsge- 
setzen und Verfolgungen den Samen der Arbeiter- 
bewegung zu vernichten geglaubt hatte, ein trotziges und 
zukunftsfrohes Geschlecht erstanden war. In Reichenberg, 
dem Mittelpunkt der deutschböhmischen Sozialdemokratie, 
bereitete man sich schon im Dezember 1889 auf den großen 
Tag vor. Der dortige „Freigeist" trug wochenlang auf der 
ersten Seite den holperigen Vers: „Am ersten Mai von 
Land zu Land, ruht Proletariats schwiel'ge Hand!" In 
freudiger Erregung verlebte man die letzten Apriltage, 
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feierlicher Ernst und frohe Erwartung erfüllten die 
Menschen. „So kommt denn alle herbei, ihr Armen und 
Elenden, ihr Bedrückten und Beladenen" rief die Wiener 
„Arbeiterzeitung" die ausgebeuteten, von aller Freude 
und Kultur ausgeschlossenen arbeitenden Menschen auf: 
„Oh, wagt es doch, nur einen Tag, nur einen frei zu 
sein... es ist ein Tag der Hoffnung und der Siegeszu- 
versicht, einer jener Tage, welche über die Geschichte der 
gesamten Menschheit entscheiden." Die herrschenden Klas- 
sen, welche Las Fühlen und Wollen der Arbeiter nicht be- 
griffen, waren von blasser Furcht erfüllt und harrten mit 
banger Erwartung der Dinge, die da kommen sollten. In 
Wien jagte ein Ministerrat den anderen, Erlässe an die 
Statthalter gingen hinaus, alle Botschafter wurden in 
Bewegung gesetzt, Aufmarschpläne für die Truppen aus- 
gearbeitet? Selbst dem freisinnigen Bürgertum lag der 
Schrecken in allen Gliedern. „Die Soldaten sind in Bereit- 
schaft, die Tore der Häuser werden geschlossen, in den 
Wohnungen wird Proviant vorbereitet wie vor einer Be- 
lagerung, die Geschäfte sind verödet. Frauen und Kinder 
wagen sich nicht auf die Gasse, auf allen Gemütern lastet 
der Druck einer schweren Sorge," so schrieb die „Neue 
Freie Presse". In den öeutschböhmischen Städten wurden 
am Vorabend die abenteuerlichsten Gerüchte verbreitet 
und geglaubt. Besonders eifrige, dem Bürgertum mit 
Leib und Seele ergebene Stadtväter, wie in Trautenau 
und Falkenau, hatten die Schützen mobil gemacht, 
während anderwärts die freiwilligen Feuerwehren aufge- 
boten wurden, wohl um das Feuer zu löschen, das in den 
Herzen der Enterbten glühte? Im nordwestböhmischen 
Braunkohlengebiet hieß es, die Duxer Bergarbeiter 
würden kommen und alles, was nicht Niet- und nagelfest 
sei, plündern. In Steinschönau hatten ängstliche Glas- 
geschäftsinhaber die Fenster mit Brettern verschlagen las- 
sen. Gläubige Gemüter erzählten, das Ende der Welt sei 
nicht mehr ferne, denn der Antichrist gehe um. In den 

3n6ïflS8i924Im Kiesewetter: Erinnerungen. „Sozialdemokrat" Prag. 
Kiihnel: Eine Erinnerung. „Sozialdemokrat" lPrag) vom 1. Mai 
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Kirchen wurden den Frommen die Gefahren geschildert, 
die der 1. Mai mit sich bringen werde und den Sozialisten 
wurden alle Qualen -er Hölle in Aussicht gestellt. 

Am Vormittage des ersten Mai — einem herrlichen 
Frühlingsmorgen — waren die Gassen der Industrie- 
städte wie ausgestorben, die Soldaten hatten Bereitschaft. 
In Reichenberg waren in dem Gehölz nächst dem Gast- 
haus „Zum Stadtwäldchen", wo die Festversammlung 
stattfand, Jäger mit geladenen Gewehren aufgestellt, in 
Grottau ritten vor dem Kolosseum, in dem Kiesewetter 
sprach, Dragoner mit gezogenen Säbeln, die in -er Sonne 
blitzten, auf und ab. Die Arbeiter aber ließen sich durch 
die aufgebotene Heeresmacht weder herausfordern noch 
einschüchtern, sie lernten daraus, daß das Militär auch 
anderen Zwecken als dem der Vaterlanösverteidigung 
diente. So verlief der erste Maientag ruhig und würdig. 
In Wien und in den nordböhmischen Jndustrieorten ruhte 
die Arbeit, die Arbeiter hielten ihren Feiertag. In den 
industriearmen Gegenden, wohin die sozialistische Lehre 
noch nicht gedrungen war oder nur wenige Bekenner 
zählte, wurde freilich gearbeitet, wenn auch vereinzelt 
Versammlungen abgehalten wurden, in denen die Forde- 
rung nach dem Achtstundentage, welche die Arbeiter an 
diesem Tage beseelte und der dieser allererste Maitag galt, 
erhoben wurde? Im Verhältnis zur Stärke der Bewegung 
war der 1. Mai 1890 eine prächtige Leistung der österreichischen 
Arbeiter. „Wir können ohne Ueberhebung sagen," konnte 
ein Jahr später Eduard Rieger bemerken, „daß in keinem 
Staate der Welt so glänzend und umfassend . . . der 
Maifeiertag begangen wurde, wie bei uns in Oester- 
reich? Die größte und eindrucksvollste Feier im deutschen 
Böhmen war die in Reichenberg, wo der erklärte Liebling 
der deutschböhmischen Arbeiter, der Agitator und Dichter 

. ’ Ase an diesem Tage in den Versammlungen angenommene Entschlie- 
BÄfia fcAUta « 
welchem die Arbeiter aller Länder durch über 400 Delegierte vertreten 
waren, datz die Forderung eines gesetzlich festzustellenden Normal- 
arbeitstages, der in den wirtschaftlich entwickelten Ländern schon 
letzt, unter Wabrung aller berechtigten Interessen der Industrie, auf acht 
Stunden bemessen werden kann, sowie die übrigen von dem Pariser 
Kongreß formulierten Forderungen des nationalen und internationalen 
Arbeiterschutzes eine Lebensfrage für das arbeitende Volk sind." 

4 Auf dem Parteitag zu Wien 1891. Sieb das betr. Protokoll. S. 87. 
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Josef Schiller'^ in der alten Turnhalle" vor 1500 Per- 
sonen sprach — in den angrenzenden Straßen und Plätzen 
wogten freilich an 4000 Menschen. Er selbst erzählt uns 
darüber: „Als ich in die Stadt kam, zog eine Musikkapelle 
durch die Straßen und Hunderte von Arbeitern mit 
mutigen Blicken und freudestrahlenden Gesichtern gingen 
festlich gekleidet hinterher. Immer mehr Arbeiter und 
Arbeiterinnen durchzogen die Gassen und sammelten sich 
auf einem Platze vor dem großen Saale, wo um 9 Uhr 
die Versammlung stattfinden sollte. Es herrschte eine 
feierliche Stimmung, die Blassen waren sich ihrer Men- 
schenwürde bewußt und erkannten den vollen Ernst und 
die Bedeutung dieses unvergeßlichen Tages. Die Ver- 
sammlung war musterhaft. Tausende, welche auf dem 
Platze und in den nahen Straßen standen — weil sie in 
dem Lokale keinen Platz fanden — lauschten still auf die 
begeisternden Worte des Festredners.... Nachmittags 
zogen die Arbeiter nach dem großen Festplatz in das nahe 
Dorf, Weiber und Kinder mit sich führend. Wer diesen 
Festzug gesehen, wird ihn nie vergessen. Blancheur alten 
Genossen, der schon über 20 Jahre für die Rechte der 
Unterdrückten gekämpft, standen die hellen Freudentränen 
in den Augen, als er Tausende von armen Menschen in 
brüderlicher Eintracht vorüberziehen sah."^ Nicht minder 
feierlich waren die Versammlungen im nordwestböhmischen 
Kohlenrevier — insbesonders die alte Bergstadt Graupen 
sah in ihren bergigen, winkligen, von Jahrhunderte alten 
Häusern eingerahmten Gassen frohe Menschen und eine 
Massenversammlung, in welcher der später nach Amerika 
ausgewanderte Bergarbeiter Knorr sprach — und auch 
im Falkenauer Revier war die Arbeitsruhe fast allge- 
mein? Die opfervolle Bereitwilligkeit der österreichischen 
Arbeiter zur Maifeier 1890 erregte auch im Auslande die 
gebührende Beachtung. So erklärte noch 1891 der National- 
rat der französischen Arbeiterpartei in einem an den 
Parteitag der österreichischen Sozialdemokratie gerichteten 

5 Den Lebensgana Schillers findet der Leser im ersten Bande dieses 
Werkes. S. 205 ff. 

' wo jetzt das Cafe .,Post" steht. 
7 „Volksstimme" (Teplitz) vom 29. März 1897. 
8 Gustav Kränkel: „Aus der Partcigeschichte Westböhmens." 

„Kampf" (Wien,. 8. Jährn. S. 428 ff. 
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Schreiben: „Die Energie, der Geist und die Disziplin 
Eures Landes haben Euch den Triumph verschafft über die 
Manöver der Polizei und Euch möglich gemacht, -en 1. Mai 
1890 mit einem Glanze und einer Großartigkeit zu feiern, 
daß dieser Tag Euch an der Spitze des internationalen 
Proletariats marschierend gezeigt hat." Während das offi- 
zielle Oesterreich bei der europäischen Demokratie immer 
mehr in Verruf geriet, stieg die Achtung vor Oesterreichs 
Arbeiterschaft in allen Ländern. Hatte es sich doch gerade 
am 1. Mai 1890 gezeigt, daß den herrschenden Klassen 
Oesterreichs mit ihren bis an die Zähne bewaffneten 
Soldaten durch die Ruhe und Reife der Arbeiter politisch 
und Moralisch eine Niederlage bereitet worden war. 

Wenn die Arbeiterschaft im Klassenkriege ein neues 
Kampfmittel anwendet, scheint diese Waffe nur allzuoft, 
dank dem Schrecken, den sie bei den Herrschenden erregt, 
eine schärfere als sie ist und ihrer Natur nach sein 
kann. Wie im modernen Seekriege die Durchschlagskraft 
der Geschosse ihre Abwehr findet in der Stärke der 
Panzerplatten der Schiffe, so antwortet das Bürgertum 
auf jedes neue Kampfmittel der Arbeiter mit einem 
Abwehrmittel. So traf auch schon ein Jahr später, am 
1. Mai 1891, das Geschoß der Arbeiter auf den stär- 
keren Widerstand von Behörden und Unternehmern, die 
den panischen Schrecken, von dem sie 1890 befallen wurden, 
überwunden hatten. 

Schon vor dem 1. Mai 1891 versuchten die Unter- 
nehmer vielfach die Arbeiter durch Drohungen mit der 
Entlassung von der Arbeitsruhe abzuhalten. Die Arbeiter 
aber ließen sich nicht einschüchtern und begingen den 
1. Mai genau so feierlich wie ein Jahr zuvor. Auch die 
politischen Behörden versuchten durch allerlei Quälereien 
das Fest zu stören, in Reichenberg wurde der Festzug 
verboten, in Warnsdorf kam es zu einem blutigen Zu- 
sammenstoß zwischen den Arbeitern und der übermütigen 
Polizei. Die Unternehmer aber machten ihre Drohungen 
wahr, Tausende von Arbeitern, welche das Fest des 1. 
Mai durch Arbeitsruhe gefeiert hatten, wurden entlassen 
und blieben mochen- ja monatelang ausgesperrt. Ihre 
Namen kamen auf sogenannte „schwarze Listen", was für 
den Betreffenden ein Steckbrief wurde: er fand keine 
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Arbeit. Diese schweren Opfer, welche ein Teil öer Arbeiter- 
schaft Jahr für Jahr bringen mutzte, führten bei manchen 
Vertrauensmännern dazu, sich die Frage zu stellen, ob die 
Maifeier — die übrigens 1891 in Oesterreich zum ersten 
Male auch -er Erkämpfung des gleichen Wahlrechtes galt 
— dieser Opfer wert sei. Insbesondere in Deutschland trat 
der Gedanke auf, die Maifeier am ersten Sonntag im Mai 
zu feiern, um so den Unternehmern den Anlatz zu Aus- 
sperrungen wegen Ausbleibens aus der Arbeit zu nehmen. 
Auf dem Parteitage öer österreichischen Sozialdemokratie 
1891 wurde dieser Gedankengang sowohl vom Referenten 
Rieger als auch von allen Debatterednern abgelehnt 
und der Parteitag beschloß, daß öer 1. Mai „auch in Zu- 
kunft durch vollständiges Ruhenlassen der Arbeit gefeiert" 
werden solle. 

Gerade dank dem Widerstände der Unternehmer wurde 
der Wille der Arbeiterklasse gestählt und so die Feier des 
1. Mai zu einer ständigen Einrichtung der kämpfenden 
Arbeiterklasse, zu einem Fest freudiger Bekundung der 
Solidarität der Arbeiter aller Länder. Wer sich zur Sache 
der Arbeiter bekannte, war am 1. Mai da, so daß dieser 
Tag zu einer Heerschau wurde, bei welcher die Sozial- 
demokratie die wachsende Armee ihrer Bekenner musterte, 
der Oeffentlichkeit vorführte und dadurch im Bewußtsein 
ihrer Gegner ebenso an Macht gewann wie das Kraft- 
bewußtsein der Massen gehoben wurde. Das wußten die 
Gegner und versuchten mit allen Mitteln die Maifeier 
unmöglich zu machen. Insbesondere 1893 setzten die nord- 
böhmischen Unternehmer, voran die Reichenberger Textil- 
industriellen, alles in Bewegung, um die Arbeiter an der 
Arbeitsruhe zu verhindern. Trotzdem einige Betriebe ar- 
beiteten, verlief die Feier würdig— das Wetter war kühl 
und der Himmel kam so den Unternehmern zu Hilfe. Da- 
für ruhten im Kohlenrevier alle Schächte, im Teplitzer 
Gebiet gab es diesmal besonders viele Versammlungen." 
Daß öer Maigeöanke über die Kreise der Arbeiterschaft 
hinausgriff, bewies die Tatsache, daß ein Wissenschaftler 
von Weltruf, der später in der Geschichte seines Volkes 
die bedeutendste Rolle spielen sollte, Thomas M a s a r y k, 

9 Die größte in Turn im Gastbause „Wilbelmstal". 

36 



bei einer Maifeier tschechischer und deutscher Arbeiter 
sprach. 

Je mehr sich aber der Gedanke der Maifeier in den 
Hirnen der Arbeiter festsetzte, desto verbissener wurde der 
Kampf von Unternehmern und Behörden gegen den Maien- 
tag, desto grausamer die Verfolgungen feiernder Arbeiter. 
Der Staat, der angeblich Gerechtigkeit gegen alle Staats- 
bürger in gleicher Weise übt, trat rücksichtslos auf Seite 
der Unternehmer. In einem vertraulichen Erlaß der 
k. k. Bezirkshauptmannschaft Teplitz vom 18. April 1894 
teilt der Statthaltereirat Graf Thun allen Werken und 
Fabriksdirektionen mit: „Da auch in den Staatsbetrieben, 
in welchen der 1. Mai bisher nicht freigegeben wurde, 
Heuer eine verstärkte Agitation in der gedachten Richtung 
zu gewärtigen ist, wurden die Vorstände der zum Ressort 
der Ministerien des Handels und des Ackerbaus gehörigen 
Betriebe seitens der betreffenden Herren Minister auf- 
merksam gemacht, daß gleichwie in den Jahren 1890, 1891 
und 1893 schon wegen des der Privatindnstrie 
hiedurch gegebenen Beispieles weder eine 
gänzliche, noch eine teilweise Freigebung des auf einen 
Werktag fallenden 1. Mai stattzufinden habe und daß gegen 
eigenmächtig feiernde oder zur eigenmächtigen Arbeitsein- 
stellung aneifernde Arbeiter mit aller Strenge des 
Gesetzes, bzw. der betreffenden Dienstordnung vorge- 
gangen werden würde." Im nächsten Jahre — 1894 — 
beschloß eine Industriellem!ersannulling in Reichenberg, 
alle Arbeiter, welche am 1. Mai der Arbeit fernbleiben, 
als kontraktbrüchig zu entlasten. „Bon anderen Fabriken 
sind am 1. Mai Entlassene innerhalb sechs Wochen keines- 
falls aufzunehmen." Freilich erklärte die Reichenberger 
Bezirkshauptmannschaft den Kontraktbruch als nicht ge- 
geben. Aber die Unternehmer wußten sich zu helfen. Ein 
Jahr darauf — 1895 — kamen sie überein, bei den wegen 
des 1. Mai Entlassenen das Datum der Entlassung nicht 
in Ziffern, sondern in Buchstaben (am ersten Mai) bei- 
zusetzen. Tatsächlich wurden nach dem 1. Mai 1895 mehrere 
tausend Arbeiter ausgesperrt. Wieder ein Jahr später hatte 
der 1. Mai in Dentschböhmen ein blutiges Nachspiel: Als 
die Firma Lederer und Wolf in Dürfe! bei Reichenberg 
wegen der Feier des 1. Mai elf von den Arbeitern, welche 
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am 1. Mai nicht in die Arbeit gekommen waren, maß- 
regelte, erklärten sich die übrigen Arbeiter, deren Aus- 
sperrung nach zehn Tagen aufgehoben worden war, mit 
den Gemaßregelten solidarisch. Die Reichenberger Bezirks- 
hauptmannschaft hielt sich verpflichtet, den Fabrikanten 
beizuspringen und verbot alle Versammlungen. Am Abend 
des 21. Mai wurde die Verlautbarung bekannt und die 
Leute strömten in Eichicht auf die Straße. Als die Gen- 
darmen mit gefälltem Bajonett die Straße säubern wollten, 
wurden sie mit Steinen beworfen. Darauf schoß die 
Gendarmerie in die Menge, drei Tote und mehrere Ver- 
wundete büßten die Forschheit der Behörden/» Perner- 
storfer, der getreue Eckhardt der Arbeiter im Privilegien- 
parlament, brachte den Vorfall im Abgeordnetenhause zur 
Sprache: „Wenn man erfährt, daß die Leute 1 sl. 20 kr. 
bis 1 fl. 50 kr. wöchentlich verdienen, dann begreift man 
den Aufschrei der Verzweiflung und begreift, daß Situa- 
tionen kommen müssen, wo die Leute in törichter Ver- 
blendung sich selbst sagen: „Unser Leben ist nichts mehr 
wert." Aber gerade die Arbeiter, welche wußten, daß man 
mit Steinen in der Tasche gegen Gewehre nichts aus- 
richten könne, erkannten die Notwendigkeit, den Kampf 
gegen den bürgerlichen Staat und die Unternehmer zähe 
und ausdauernd zu führeu, vor der Macht der Herrschen- 
den nicht zurückzuschrecken, mochte auch der Besitz der Ge- 
walt das Bürgertum schier unüberwindlich erscheinen 
lassen. Darum wurde der 1. Mai Jahr für Jahr gefeiert 
und wurde nach und nach das heilige Symbol des Kampfes 
und Zieles der Arbeiterschaft. Josef Seliger, der, da- 
mals 24jährig, die Feder zu führen lernte und ein Jahr- 
zehnt später der unbestrittene Führer der deutschböhmischen 
Arbeiterklasse war, schrieb am Vorabend des 1. Mai 1894 
die stolzen Worte: „Das arbeitende Volk wird nicht eher 
ruhen, bis ein Maientag gekommen ist, wo jeder Klassen- 
unterschied aufgehört hat, wo die Menschen sich als freie, 
gleichberechtigte und glückliche Wesen betrachten können 
und wo von der letzten Turmspitze dieser Erde das 
Banner der Freiheit, der Gerechtigkeit und der Gleichheit 

Die Erschossenen waren die Arbeiter Hulek und Maran und der 
Knabe Robert Weinert. Sieh Karl Schiller: ..Aus alter Zeit. „Sozial- 
demokrat" (Prag). 24. März 1926. 
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wehen wird." Eine von der wirtschaftlichen Entwicklung 
getragene Bewegung, in der begabte Führer von solcher 
Siegessicherheit erfüllt waren, mußte den Sieg an ihre 
Fahnen heften. 

Der wachsende Einfluß der Arbeiterschaft auf die 
Staatspolitik der nächsten Jahre kommt in der schritt- 
weisen Erkämpfung des gleichen Wahlrechtes zum Aus- 
druck. Der heldenhafte Kampf der österreichischen Arbeiter- 
klasse um das gleiche politische Recht umfaßt den Zeitraum 
von 1891 bis 1907. Eine natürliche Scheidung erfährt diese 
Geschichtsepoche durch das Jahr 1897, in dem die Arbeiter- 
schaft eine Abschlagszahlung in der Form einer allge- 
meinen Wählerklasse empfing. Der glänzende proletarische 
Feldzug dieser Jahre hängt aufs engste mit der politischen 
Entwicklung Oesterreichs zusammen. 

Zu Ende der achtziger Jahre begannen sich auf die Re- 
gierung Taaffe, dieser langlebigsten aller österreichischen 
Regierungen (1879 bis 1893), die Schatten zu senken. Die 
soziale Entwicklung untergrub das Bündnis zwischen 
feudalen Grundbesitzern und Kleinbürgertum. Die Groß- 
bourgeoisie erstarkte und die bisherigen politischen Macht- 
haber suchten im industriellen Bürgertum die Stütze gegen 
die erstarkende Arbeiterklasse, welche sich durch die sozialen 
Reformen der achtziger Jahre von ihrem Endziel nicht 
abbringen ließ und alle kapitalistischen Klassen bedrohte. 
Die Stärkung des Bürgertums innerhalb der tschechischen 
Nation, der wachsende Einfluß der zu Taaffe in Opposition 
stehenden Jungtschechen und der Niedergang der mit den 
Feudalen verbündeten Alttschechen unterhöhlte vollends 
die Grundlagen der Regierungsmehrheit. Die Versuche, 
das bestehende Regime durch die Verwirklichung des natio- 
nalen Ausgleichs zwischen Deutschen und Tschechen zu 
stützen, mißlangen. Die Verständigungsaktion, die im 
böhmischen Landtag 1887 unternommen wurde, scheiterte 
ebenso wie der etwas größer angelegte Versuch von 1890. 
Wohl führten die in Wien vom 5. bis 19. Jänner 1890 
geführten Verhandlungen zwischen Deutschliberalen und 
Alttschechen überraschenderweise zu einem Ergebnis. Man 
einigte sich auf die Teilung des Landesschulrates und 
Lanöeskulturrates für Böhmen in eine deutsche und tsche- 
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chlsche Sektion sowie auf öie nationale Abgrenzung der 
Bezirke. Sogar das schwierige Problem der Minderheits- 
schulen wurde durch die Vereinbarung gelöst, daß im ge- 
mischten Sprachgebiete bei Vorhandensein von 40 Kindern 
des Minüerheitsvolkes Schulen zu errichten seien." Ein 
deutschliberaler Parteitag in Teplitz am 9. Feber 1890 er- 
klärte sich mit dem Ausgleich einverstanden und der böh- 
mische Landtag erhob am 3. Juni 1890 die Teilung des 
Landesschulrates, am 20. Jänner 1891 die des Landes- 
kulturrates zum Beschluß. Aber Regierung, Deutsch- 
liberale und Alttschechen hatten die Rechnung ohne den 
Wirt gemacht. Schon bei den Landtagswahlen von 1889 
hatten die Jungtschechen einen bedeutenden Sieg errungen 
und in dem 1891 neugewählten Abgeordnetenhaus standen 
12 Alttschechen 37 Jungtschechen gegenüber. Da nun die 
Regierung mit den Jungtschechen nicht verhandelt hatte, 
eröffneten diese einen Feldzug gegen das Ausgleichswerk, 
und unter diesem Drucke wurde am 1. April 1892 im 
böhmischen Landtag die Vertagung der Beratung der Aus- 
gleichsvorlagen herbeigeführt: das Ausgleichswerk war 
gescheitert. Das hatte eine Erhitzung der nationalen 
Leidenschaften ans beiden Seiten zur Folge. Insbesondere 
die von den Jungtschechen geführten tschechischen Volks- 
massen traten in immer schärferen Gegensatz zu Regierung 
und Staat. Im September 1893 wurde auf Betreiben 
des Statthalters Grafen Franz Thun der Ausnahmszu- 
stand über Prag verhängt. Im Jänner und Feber 1894 
wurde die tschechische Oeffentlichkeit durch den Prozeß 
gegen die „Omladina" (Jugenöbunö) aufs höchste erregt. 
Die Prager Polizei glaubte auf eine Verschwörung ge- 
kommen zu sein, es stellte sich jedoch heraus, daß einer der 
Rädelsführer, Rudolf Mrva, der im November 1893 er- 
mordet wurde, ein Polizeiagent gewesen war. Bon den 

waate 1848 BW 

R. F. K aindl: „Böhmen." Leipzig. 1919. 

Or. K. Kramar a Dr. Zd. V. Tobolka: „Dëjiny ceské politiky nové doby.“ 
raze 1919. 
Emil Strauß: „Tschechoslowakische Geschichte." Prag 1924. 
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70 Angeklagten wurden 13 verurteilt. Daß infolge der 
Maßnahmen der Regierung die nationalen Kämpfe immer 
heftiger tobten, erschütterte den Glauben an die von allen 
Regierungsjournalisten gerühmten staatsmännischen Gaben 
des Ministerpräsidenten. 

Auch durch die Verfolgungen der Arbeiterbewegung 
konnte sich die Regierung nicht ihre infolge der sozialen 
und politischen Entwicklung abbröckelnde Autorität Sei den 
Parteien der gesetzgebenden Körperschaften verschaffen, zu- 
mal auch die oppositionell gesinnte liberale Bürokratie ihr 
gerade auf diesem Gebiete Schwierigkeiten zu bereiten ver- 
stand. So war das Regierungssystem auch in dieser Hin- 
sicht inkonsequent und schwankte hin und her. „Die öster- 
reichische Regierung", so kennzeichnete dies treffend Viktor 
Adler aus dem Kongreß in Paris 1889, „ist gleich unfähig, 
bei einem Werke der Gerechtigkeit konsequent zu sein, 
wie bei einem Werke der Unterdrückung- sie schwankt hin 
und her ... . wir haben einen Despotismus, gemildert 
durch Schlamperei". Am 31. Juli 1889 erlosch die Verord- 
nung, womit die Geschworenengerichte zeitweilig einge- 
stellt worden waren, schon vorher war der Ausnahmszu- 
stand in Nordböhmen aufgehoben worden, indem der 
Oberste Gerichtshof die alleinige Kompetenz des Prager 
Landesgerichts für Prozesse wegen „Geheimbündelei" als 
ungesetzlich aufhob. Im Parlament holte sich Taaffe selbst 
eine Niederlage, indem das von ihm 1891 vorgelegte 
Sozialistengesetz nicht die Zustimmung der Abgeordneten 
fand. So mußte sich die Regierung darauf beschränken, die 
Arbeiterbewegung mit kleinlichen Mitteln zu schikanieren. 
Sie stellte 1889 das Organ der Sozialdemokratie, die 
„Gleichheit" ein und löste den Verein „Wahrheit" in Wien 
auf. Sie verbot das Stattfinden des Parteitages von 1891, 
mußte aber dem eingebrachten Rekurs stattgeben. Sie ver- 
folgte den Führer der Bewegung, Dr. Viktor Adler, 
setzte ihn gerade während der ersten Maifeier 1890 hinter 
Schloß und Riegel und ließ gegen ihn einen großen poli- 
tischen Prozeß führen, der freilich mit einem Erfolg des 
Angeklagten und einer Blamage des Anklägers endigte. 
Den Gegenstand der Anklage bildeten Stellen aus Reden, 
die Adler anläßlich einer Nachwahl im Jahre 1893 als 
Kandidat in Orten des Gablonzer Bezirkes gehalten hatte. 



Die Verhandlung, die vom 17. bis 20. November vor dem 
Reichenberger Schwurgericht stattfand und in der sich 
Adler ebenso mannhaft wie geschickt verteidigte, endete zum 
Entsetzen der Regierung mit einem Freispruch des Ange- 
klagten.^ Nach der Verhandlung fand eine Massenver- 
sammlung statt, in der Adler unter atemloser Stille der 
Massen sprach. „Die Rede war die großartigste Leistung, 
nach allen Richtungen, von allen, die ich von Adler gehört 
We." (ßtefewetter.) Mg ärgste ünre#t, Me aKer= 
schwerste Unterdrückung empfand die Arbeiterschaft freilich, 
daß sie fast ein halbes Jahrhundert nach der Revolution 
von 1848, fast ein Vierteljahrhundert, seit die deutschen 
Arbeiter das allgemeine, gleiche Wahlrecht besaßen, noch 
immer politisch rechtlos war, noch immer nicht das Wahl- 
recht in den Reichsrat, die Landtage und die Gemeinde- 
vertretungen besaß. Die Abgeordneten des Reichsrates 
gingen aus Wahlen in vier Kurien hervor. In der ersten 
Kurie wählten die feudalen Großgrundbesitzer, die zweite 
war der Großbourgeoisie vorbehalten (Handelskammern), 
während die Wahlberechtigung in der dritten (Städte) und 
vierten (Landgemeinden) Kurie an die Entrichtung einer 
direkten Steuer von fünf Gulden gebunden war. Daß der 
größte Teil der indirekten Abgaben von der Arbeiterschaft 
getragen würbe, würbe non ben $err(#enben ßlaffen Mrt= 
nödtg übersehen. 9Bte fiir#terli# bog ben Errettern on= 
getane Unrecht war, geht daraus hervor, daß in Böhmen 
damals 45 Fideikommißbesitzer 45 und 407 lanötäfliche 
Großgrundbesitzer 18 Abgeordnete, 186 Kammerräte 7 Ab- 
geordnete, 92.841 städtische Wähler 82, und 263.460 ländliche 
Wähler 30 Abgeordnete wählten. Nicht weniger als 
1,200.000 groM#rtge bfterre#ifd)e Staatgßiirger 8%%neng 
aber waren vom Wahlrecht ausgeschlossen. Voll beißender 
fronte sonnte #ofef Gönnt# onf bent mener Parteitage 
1891 auf die Folgen Hinweisen, die sich daraus ergaben 
baß bag 2ßaljlre#t an ben SBefi# etneg ®ewer5ef#etneg ge= 
Bnnben war. 9Benn einem 8o5nfn%rwcrfgBefi&e/bag SRoß 
zugrunde ging, ohne daß er ein anderes kaufen konnte, 
mußte er ben ®ewerDef#etn aurndTegen unb oerlor bag 
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9BobIie#t. Bitt fRe#t warf babei garnit# bte ßiaße auf, 
tuet denn eigentlich das Wahlrecht gehabt habe: der Mann 
abei baë 9tof;? — Sie %Ratfetei 1891, bei bei alle SRebnei 
auf die Unhaltbarkeit der politischen Entrechtung der weit- 
auG übeimteßeubeu aitebibett bei 0eomfeiunß btumtefeu, 
mai baë 3BetteiIeu#teu, auf mel#eë baë eiste Sounei= 
loüeu halb folßeu faßte. Sei fßaitettaß oou 1891 bef#äf= 
tiatc ft# mit bem %a$Iie#tëfampf — SRefeient mai @ofef 
H anuich —, freilich ohne noch den Massen eine klare 
Antwort ans die Frage zu geben, mit welchen Massen man 
in den schweren Kamps hineingehen solle. Man faßte zu- 
uä# beu SBef#Iu%, ohne SRMft#t auf bte #ubßietfit#e 
#umbßlt#fett etueu @ifoiß au eiateleu, ft# au beu äßableu 
für den Reichsrat, Landtag und die Gemeindevertretungen 
übeiaü boit &u betetltßeu, „mo etu ^a^Ifautpf obue ßom= 
niomtß mbßlt# ist". @ë sammt baitu bte 9inf#auuuß auut 
Kuëbiud, ba^ eë ut#t baë gtel bei galtet set, mtt 0tlfe 
um büißeilt#en ^aiteteu aßaubate au entußeu, foubeiu 
beu 30ab«ampf aui äiufiüttelunß bei Äibettei au 
uü$eu, fte füi beu um baë aüßemetne 
recht überhaupt erst zu gewinnen. Es handelte sich der 
goatalbemofiatte, mte SStttoi 3tbiei fpötei etumal auë= 
fß^ite, ut#t um SDlaubate, foubeiu um baë 30ablie#t.^ 
Die Beteiligung an den Wahlen zum Vierkurienparlament 
1891 Gatte au# nt#t beu gmecf, SMaubate au ßemtnnen, 
foubeiu aui BeobHeiuuß, bte anläßt# etuei 30# beu 
poItttf#en æeibâltntffen eiGbGteë ^uteieffe eutßeßeu» 
bia#te, au fpie#eu. %bei selbst bte SÜBabliefuItate etntßei 
Bezirke waren ein bedeutender Erfolg der Sozialdemo- 
fiatie. 30euu bte foataIbemoiiattf#eu ßaubtbateu uielfa# 
mehrere hundert Stimmen aus sich vereinigten, bezeugte 
dies, daß die Sozialdemokratie, eben weil sie das politische 
%nie#t bekämpfte, tu bte ßictfe bei «etueu @e#ei tu 
Stadt und Land einzudringen begann. Mit seinem poli- 
tischen Scharfblick und mit der klugen Voraussicht, bte thut 
eigen war, erkannte Btktor Adler, daß das gleiche Wahl- 
recht nicht nur eine für das Proletariat selbstverständliche 
Forderung, sondern daß der Kamps um das Wahlrecht das 
Mittel war, die Massen bei Bevölkerung sür die Sozial- 
demokratie zu gewinnen und dadurch das herrschende 

" Auf dem Parteitage zu Prag 1896. 
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System aus den Angeln zu heben. „Worauf es ankommt, 
das ist, daß das ganze Volk durch das Wählen in be- 
stimmten Zeiträumen zusammengerufen werde — nicht 
von uns, von Regierungs wegen,' jeder einzelne wird an- 
gerufen: Wie denkst du über öen Staat, wie über die, 
welche ihn beherrschen, wie über die politischen und so- 
zialen Verhältnisse? Von Staats wegen wird bei jeder 
Wahl diese Frage an jeden gerichtet, das ist das Wichtige 
bei den Wahlen, das ist die Gelegenheit, wo die Massen 
herkommen, wo wir mit den Massen reden können. Wie 
man dieses ausgezeichnete Mittel für die Organisation 
.... aus der Hand geben kann, wie man darauf ver- 
zichten kann, das ist das, was ich einfach nicht verstehe." 
Das führte Adler gegenüber der Opposition auf dem Partei- 
tage 1892 aus, als der eigentliche Wahlrechtskampf noch 
gar nicht begonnen hatte. 

Der denkwürdige Kampf, „wie demselben wenige poli- 
tische Feldzüge zur Seite gestellt werden können" (Adler), 
begann machtvoll mit dem Aufmarsch der Arbeiterschaft am 
Weltfeiertage der Arbeit des Jahres 1893. Die Forderung 
nach dem gleichen Recht war innerhalb der Arbeiterschaft 
so unwiderstehlich geworden, daß gleich nach der Maifeier 
oWe amass enmeeitngë im Rieten aBgcWteit würben 
und hunderttausende Flugblätter („Eine Frage an die 
Rechtlosen") begeisterten Anklang fanden. Neue Begeiste- 
rung schöpften Oesterreichs Arbeiter aus dem im gleichen 
Jahre stattgefundenen Generalstreik in Belgien, in wel- 
chem die Arbeiter dieses Landes das gleiche Wahlrecht er- 
zwangen. „Belgisch reden" blieb lange Zeit ein Drohwort 
der Arbeiter Oesterreichs. Auch ein Teil der bürgerlichen 
Oeffentlichkeit, insbesondere der slawischen Nationen, die 
vom gleichen Wahlrecht eine Stärkung ihrer Stellung zu 
erwarten hatten — die nationale „Gleichberechtigung" be- 
stand damals darin, daß ein Abgeordneter auf 40.044 
Deutsche, 47.761 Italiener, 55.837 Polen, 56.361 Kroaten, 
63.599 Rumänen, 90.893 Tschechen, 142.538 Slowenen und 
930.889 Ruthenen entfiel — wurde für die Forderung der 
mßeitei gewonnen. Stpitl 1893 stellte bei )ungt#e= 
chische Abgeordnete Slavik den Antrag auf Einführung 
des allgemeinen gleichen Wahlrechts. Die Debatte, die 
hierüber abgeführt wurde, erweckte lauten Widerhall in 



der Arbeiterschaft. So entschlossen die Arbeiter waren, für 
Me GioMrunß M8 %B#Wte8 Dpfei au Biíugeu, so W? 
Mieten sie sich vor Illusionen wegen der Folgen des glerchen 
Wahlrechtes für die Lage der Arbeiterklasse. An der Er- 

ZMMM-M 
aus nicht gesagt sein, daß man sich seitens der klassenbe- 
wußten Arbeiter nach vormärzlichen Staatsformen sehnt. 
Nein, nicht zurück, sondern nach vorwärts heißt die 
Bofunß." Baß e8 Me 9kcMlte%#aft mit Meses Muuß 
meine, bewiesen schon die nächsten Wochen. Am 9. Jul: 
marschierten vor dem Wiener Rathause 50.000 Arbeiter 
unb ÄiMiteztnnen auf, ln fuMßei, müiMgei Me 
»^Miunß u# Mm IL^um 
mmen auf Mm ÄoMiMei %eiße Bei gte^euMig 25.000 
Menschen versammelt, die den gleichen Ruf erhoben. 
der denkwürdigen, der gesamten deutschböhmrschen Oesfent- 
lichkeit imponierenden Kundgebung traten als deutsche 
Redner Ulbrich, Josef Schiller und Franz Roscher 
auf, während von tschechischer Seite der jungtschechlsche 
Abgeordnete Z amànek sprach. Auch die Versammlungen 
in den übrigen Bezirksstädten wiesen den stärksten Masseu- 
MW auf, etnaelne Dite Wien M#e %t5ettei:uei:famm= 
Innßeu uo(6 u#t ßefe$eu. So lamen tu %ufftß unb ®aß= 
Ion» fe 10.000, tu minêM^f 7000 ^en#en aufammen. 
Angesichts dieser Versammlungen wurden die Massen 
radikalisiert. Auf der Landeskonferenz der deutschen 
GoatalMmoMMte SB#men8, 6te am 24. September 1898 
tu mrnßMif ftmttfanb, ei^Beu meßieie ®eleßtette Mu 
Mus ua^ bem ®eneiai#eti. Bte ßonfeiena Mf(^Io^, baß 
darüber in Versammlungen geredet werden möge — man 
zögerte einen schwerwiegenden Beschluß ohne Einver- 
nehmen mit der Gesamtpartei zu fassen. Da die Ver- 
trauensmänner nach der Klärung dieser schwerwiegenden, 
sür den Wahlrechtskampf entscheidenden Frage drängten, 
MfAW eine um 8. OftoMi tu Äßten ftattßefunbene Met#= 
konferenz der Partei, den Massenstreik als Beratungs- 
gegenstand aus die Tagesordnung des nächsten Parteitages 
zu setzen. 
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Da wurden zwei Tage später nicht nur die Arbeiter- 
schaft, sondern auch die bürgerlichen Parlamentsparteien, 
ja sogar der Minister des Aeußern davon überrascht, Satz 
die Regierung dem Abgeordnetenhause einen Gesetzent- 
wurf auf Erweiterung des Wahlrechtes vorlegte. Der An- 
reger der Reform war der Finanzminister Steinbach, der 
sich durch seine Währungsreform verdient gemacht hatte. 
Der Entwurf ließ das Wahlrecht für die erste und zweite 
Kurie unverändert, während in der dritten und vierten 
mitie aKe Meiemge« Baß 88#%#* Besame», meldje W 
24. Lebensjahr erreicht hatten, lesen und schreiben konnten, 
ihrer militärischen Stellungspflicht nachgekommen waren, 
sechs Monate vor der Wahl ein und denselben Wohnort 
hatten und entweder eine direkte Steuer zahlten oder eine 
ständige Beschäftigung hatten. Dadurch wäre die Zahl der 
Wähler von etwa 15 auf 40 Prozent der männlichen Be- 
völkerung gestiegen. Die Furcht vor dem politischen Er- 
starken der Arbeiter füllte die jahrzehntealte Kluft zwischen 
den Regierungsparteien und der führenden Oppositions- 
partei, den Deutschliberalen, die ihren Liberalismus in der 
Bekämpfung einer Wahlreform zu betätigen vermeinten, 
welche für die Arbeiter nichts als eine kleine Abschlags- 
&o5Iung feto fomüe, m# a»ß. SBte »5eimiege»öc Bte^ 
5ett öeß «ßarlo»te»tß, Be»#e ßienfale, fe«We EfcWe«, 
polnische Schlachzizen und deutsches Bürgertum, waren 
sich einig in der Ablehnung der Vorlage. In der Debatte, 
die am 23. Oktober über den Regierungsentwurf (sowie 
über die Anträge des Demokraten Pernerstorfer und 
des Jungtschechen Slavik auf Einführung des allge- 
meinen, gleichen und direkten Wahlrechtes, des Deutsch- 
ItBeroIe« dienet a»f «o» neun (I), 5eß 9iBgeotö= 
neten Baernreither von 20 Arbeiterabgeordneten) 
begann, erhoben sich nur wenige Stimmen für die bisher 
9^6411^6«. Bamtt war Baß @d)tdfal 6er Megtemng ent= 
schieden. Vierzehn Jahre hatte sie fortgewurstelt, als sie 
# am« erste» %We e«tfd)Ioi3, a« Ale 8öf»»g emeß Gtaoiß= 
problems heranzutreten, wurde sie von denjenigen im 
Stiche gelassen, die sie bisher mit kleinen Geschenken immer 
wieder an sich zu fesseln verstanden hatte. Am ll. No- 
vember 1893 wurde die Regierung Taaffe entlassen. Sie 
hatte dadurch, daß sie allen großen Problemen des öster- 
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reichischen Völkerstaates ausgewichen war und ihre Be- 
friedigung darin gefunden hatte, für die nächsten vierzehn 
Tage vorzusorgen, Oesterreich immer tiefer in den Sumpf 
geführt. Trotzdem ihre letzte Tat der Versuch einer Er- 
weiterung des Wahlrechtes war, müssen ihr brutale Ver- 
folgung und kleinliche Schikanierung einer großen Kut- 
turBemeguug, uuterMo#eu Bur# beu SBerfu#, Me 9[i= 
beiterklasse mit Hilfe sozialpolitischer Reformen zu entman- 
nen, zum Vorwurf gemacht werden. Sie hat durch ihre 
Geschenke an politische Parteien das Parlament zu einem 
„Tandelmarkt" gemacht (Masaryk). Sie hat in Oesterreich 
einen Zustand geschaffen, der „in sich vereinigt alle Roh- 
heit und Brutalität der heutigen modernen und kapitali- 
stischen Methode mit aller Versumpfung der alten, feudalen 
gets. (8Mei.) 

Die neue Regierung unterschied sich von der alten 
gerade dadurch, daß sie in der einzigen Frage, in welcher 
Taaffe einen Schritt nach vorwärts gemacht hatte, stehen 
bleiben wollte. Der Haß gegen die Demokratie hatte die 
großen Parlamentsparteien, deutsche, tschechische und pol- 
nische Großgrundbesitzer, deutsche Klerikale und Liberale, 
zusammengeführt, die größte Sorge war ihnen die Erhal- 
tung ihrer politischen Privilegien. Um dieses hohe Ziel zu 
erreichen, half der Erbe der Revolution von 1848, Ernst 
von P l e n e r, dein hochfeudalen Fürsten Windischgrätz in 
den Sattel. Die Unterdrückung jeder freien Meinungs- 
äußerung, die häufige Beschlagnahme von Arbeiterblät- 
tern, unerhörte Willkür der Beamten waren der Kitt, 
welcher die Koalitionsparteien beisammenhalten sollte. 
„Das Koalitionsministerium war die schwächlichste und 
empftuMt#e, aber äuglet# Me grausamste ^Regierung, Me 
Oesterreich jemals gehabt hat. Die politischen Verfolgun- 
gen wuchsen in einem Maße wie nie zuvor. Man war zu 
vorsichtig, die Redner vor die Geschworenen zu stellen, ließ 
sie aber massenweise von den Bezirksgerichten verurteilen. 
Die Presse mußte eine wahreOrgie von Konfiskationen 
über sich ergehen lassen. . . ,"14 Freilich konnte die Re- 
gierung Windischgrätz-Plener infolge der Erregung in der 
Bevölkerung an der Wahlresorm nicht achtlos vorüber- 

" Bericht der Parteivertretung an den Parteitag in Prag 1896. 
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gehen. Sie legte dem Abgeordnetenhaus einen Entwurf 
vor, -er von drei großen Arbeitermassenversammlungen in 
Wien mit Recht als „ein Schlag ins Gesicht der Arbeiter- 
klasse Oesterreichs" bezeichnet wurde. Der wesentliche In- 
halt dieser „Reform" war die Errichtung einer fünften 
Kurie, in der obendrein nur ein Teil der Arbeiter das 
Wahlrecht haben sollte. Im übrigen suchte die Regierungs- 
mehrheit die Beratungen in die Länge zu ziehen. Im 
April 1894 begann der Wahlreformausschuß seine Beratun- 
gen, und da sie nicht vom Fleck kamen, beantragte Per- 
nerstorfer im Oktober, dem Ausschuß eine vierwöchige 
Frist zu geben, innerhalb derer er Bericht erstatten sollte. 
Alle Demonstrationen und Massenversammlungen jedoch 
— vom Juni bis September fanden 438 Versammlungen, 
darunter 104 unter freiem Himmel statt — bewogen den 
Ausschuß nicht, seine Arbeiten zu beschleunigen. Die Stim- 
mung der Arbeiterschaft wurde immer erregter, der Ruf 
nach dem Generalstreik immer stürmischer. „Keine Ruhe 
in Oesterreich", war die Parole, „bevor nicht das Wahlrecht 
erkämpft ist." 

Unter diesen Verhältnissen trat am 28. März 1894 in 
Wien ein Parteitag der österreichischen Sozialdemokratie 
zusammen, auf dem „Das allgemeine Wahlrecht und der 
Massenstreik" den wichtigsten Punkt der Tagesordnung 
bildete. Mit großer Spannung sah man den Beratungen 
entgegen, wußte man doch, daß in mehreren Versamm- 
lungen die Referenten die Erklärung des Massenstreikes 
gefordert hatten. Dem vorsichtig abwägenden Parteitags- 
referenten Dr. Ellenbogen (Wien), der die Ansicht 
verfocht, daß der Generalstreik nicht unbedingt mit der 
Erkämpfung des Wahlrechtes enden müsse, trat der Sekre- 
tär der Gewerkschaftskommission Anton H u e b e r ent- 
gegen, der der Unzufriedenheit der Wiener Arbeiter mit 
der Führung der Partei Ausdruck verlieh. Die meisten der 
öeutschböhmischen Delegierten wie Hannich (Steinschönau), 
Trübenecker (Gablonz), Seliger (Teplitz) standen auf Seite 
des Referenten. Die Debatte war ungemein bewegt. Der 
als Vertreter der deutschen Sozialdemokratie anwesende 
Bebel mahnte ebenso zur Vorsicht wie der heftig ange- 
griffene Viktor Adler. Er warnte den Parteitag, die 
Kräfte der Arbeiterschaft zu überschätzen. „Wir können 
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nicht mehr Kraft einsetzen, als wir Haben. Und wenn wir 
über unsere Kräfte die Gegner täuschen können, so mag 
das für uns von Vorteil sein,- wehe aber der Partei, wenn 
sie sich selbst über ihre eigene Kraft täuscht." Die Ver- 
schiedenheit der Ansichten kam in der Stellung einer ganzen 
Reihe von Anträgen zum Ausdruck. Angenommen wurde 
schließlich mit 66 zu 42 Stimmen — also mit geringer 
Mehrheit — eine von Adler vorgelegte Entschließung, in 
der es u. a. heißt: 

„Der Parteitag erklärt, das allgemeine, gleiche und 
direkte Wahlrecht mit allen der Arbeiterklasse zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln erkämpfen zu wollen, dazu 
gehört neben den angewendeten Mitteln der Agitation 
und Organisation auch der M a s s e n st r e i k. Die Par- 
teivertretung mit den Vertretern der Organisations- 
kreise wird beauftragt, alle Vorkehrungen zu treffen, um, 
falls die Hartnäckigkeit der Regierung und der bürger- 
lichen Parteien das Proletariat zum Aeußersten zwin- 
gen sollte, den Massenstreik als letztes Mittel im ge- 
eigneten Zeitpunkt anordnen zu können." 

Zunächst zeigte sich die Regierung schwerhörig. Trotz 
der Demonstrationen, die im Oktober wieder einsetzten, 
beschleunigte der Wahlreformausschuß seine Arbeiten nicht. 
Der Ministerpäsident erklärte, er bedürfe nicht „der Argu- 
mente von der Straße". Erst im Juni des folgenden 
Jahres kam die Regierung mit neuen Vorschlägen heraus. 
Danach sollten alle krankenversicherten Arbeiter 13 Man- 
öate und alle, die eine direkte Steuer zahlten, 34 Mandate 
erhalten. Aber ehe noch der neue Entwurf zur Beratung 
gelangen konnte, war die Regierung nicht mehr. Infolge 
eines Streites über die Errichtung von slowenischen 
Parallelklassen am deutschen Gymnasium in Cilli (Steier- 
mark) war die Regierungsmehrheit zerfallen, am 19. Juni 
1895 trat das Ministerium Windischgrätz vom Schauplatz 
seiner unrühmlichen Tätigkeit ab. 

Nach einem kurzen Provisorium wurde am 29. Sep- 
tember 1896 der bisherige galizische Statthalter Graf 
Kasimir B a d e n i zum Ministerpräsidenten ernannt. Er 
sah zunächst zwei Aufgaben vor sich: Die Tschechen zu be- 
ruhigen und der Arbeiterschaft in der Wahlrechtsfrage 
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irgendwie entgegenzukommen. Am 20. Oktober 1893 hob 
die Regierung den über Prag verhängten Ausnahmszu- 
stand, der mehr als zwei Jahre angedauert hatte, auf und 
begnadigte am 5. November einige der jugendlichen Ange- 
klagten aus dem Omladinaprozeß. Als das Abgeordneten- 
haus am 15. Feber 1896 zusammentrat, lag bereits ein 
Regierungsentwurf über die Reform des Wahlrechtes vor, 
der die Errichtung einer fünften Kurie vorsah, in der alle 
24jährigen Staatsbürger nach sechmonatiger Seßhaftigkeit 
das Wahlrecht haben sollten. Die vier alten Kurien mit 
ihrem privilegierten Wahlrecht blieben aufrecht. Der Ent- 
wurf stieß aus den Widerstand aller demokratischen Kreise 
und vor allem der Arbeiterschaft, die von den vier alten 
Kurien ausgeschlossen blieb und die fünfte noch mit den 
Privilegierten teilen mußte. Im Abgeordnetenhause for- 
derte der Jungtscheche Slavik abermals das allgemeine 
gleiche Wahlrecht und Kronawetter deckte den ganzen 
Widersinn der Vorlage auf. Die Arbeiterschaft aber war 
erbittert, sah sie sich doch um die Früchte ihres jahrelangen 
Kampfes betrogen. Fünfeinhalb Millionen Wähler sollten 
weniger Abgeordnete (72) wählen als 5000 Großgrund- 
besitzer. Im fideikommifsarischen Grundbesitz entfielen auf 
einen Abgeordneten neun Wähler, in der allgemeinen 
Wählerklasse aber 75.000. Mit Recht konnte Adler auf dem 
Prager Parteitage das Urteil der Arbeiterschaft dahin zu- 
sammenfassen: „Es wird neues Recht geschaffen, dieses 
Recht aber sofort zum Unrecht gemacht, indem das alte 
Unrecht weiter bestehen bleibt." 

Am 5. April 1896, da die Wahlreform vom Abgeord- 
netenhause beraten wurde, es aber schon klar war, daß am 
Regierungsentwurf nicht viel werde geändert werden, trat 
in Prag der Parteitag der österreichischen Sozialdemo- 
kratie zusammen. Der Referent zur Frage der Wahlreform, 
Viktor Adler, wandte sich in scharfen Worten gegen das 
„elende Flickwerk" von Wahlrechtserweiterung. Damit 
könne sich die Arbeiterschaft nicht zufrieden geben. „Diese 
Wahlreform", so rief er aus, kann nichts anderes sein, als 
der Ausgangspunkt einer neuen Wahlrechtsbewegung, als 
ein Mittel, das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht 
zu erkämpfen." Freilich waren manche Redner in der 
Debatte mit dem Standpunkt des politischen Führers der 
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Partei nicht einverstanden. Sie warfen der Parteiführung 
vor, daß sie die Wahlreform „annehme", was Adler zu der 
Feststellung veranlaßte, daß die Partei das neue Wahl- 
recht ebenso viel oder wenig „anerkenne", wie das Ver- 
eins- und Versammlungsrecht und das Preßgesetz. Gegen 
die Meinung, man solle die Badenische Wahlreform mit 
dem Generalstreik beantworten, wandte sich Seliger, 
der darauf hinwies, daß der Generalstreik auf dem Papier 
bliebe. In den Massen war eine gewisse Befriedigung vor- 
handen, sie hatten das Wahlrecht, wenn auch nicht das 
gleiche. Die Stimmung der Vertrauensmänner charakteri- 
sierte am besten ein Reichenberger Redner, der die Wahl- 
reform mit einer Zwangsjacke verglich, „gegen die sich der 
eine mit Gewalt sträubt, und in der es sich ein anderer 
bereits gemütlich einrichtet". Schließlich riß Adler mit 
seinem Schlußwort die überwältigende Mehrheit des Par- 
teitages mit sich fort. Mit feinem psychologischen Verständ- 
nis für Massenbewegungen traf er ins Schwarze, als er 
ausführte: 

„Wir nehmen die Arbeiterklasse als das, was sie ist, 
als eine zu politischen Dingen durchaus durch ökono- 
mische Momente bewegte Klasse. Wir wissen genau, 
warum die Wahlrechtsbewegung bis zu einem gewissen 
Punkte zu treiben war, wissen aber auch, warum sie 
nicht weiter zu treiben war,' die Arbeiterklasse in Oester- 
reich hat das ganz instinktive Bewußtsein gehabt, daß in 
ihr die Kraft ruht, ein Wahlrecht überhaupt zu bekom- 
men, aber daß sie ohne parlamentarische Vertretung 
nicht fähig ist, soweit zu kommen, das Aussehen dieser 
Wahlreform zu bestimmen. In dem Momente, wo die 
Badenische Wahlreform ihr gesagt hat: Mag sein, was 
will, Stimmzettel bekommt Ihr alle, in demselben 
Momente war die Heftigkeit und Kraft der 
Wahlrechtsbewegung gebrochen." 

So ließen sich die Delegierten überzeugen, daß, wie 
Adler auch später zu sagen pflegte, der kühle Kopf das 
warme Herz regieren müsse und stimmten mit 101 zu 9 
Stimmen seinem Antrage zu, in welchem wohl die Wahl- 
reform als „Monstrum" bezeichnet, aber gar kein Zweifel 
darüber gelassen wurde, daß die Arbeiterklasse diesen 



neuen Boden ihres politischen Kampfes beziehen müsse: 
„Nachdem die Vergewaltigung durch die fünfte Kurie eine 
so gut wie vollendete Tatsache geworden, ist es die Pflicht 
der Partei und ihrer Vertreter, aus diesen gegebenen Tat- 
sachen den größtmöglichen Nutzen zu ziehen, und das neue 
Wahlrecht als Mittel der Agitation und Organisation, wie 
insbesondere als Waffe zur Erringung des allgemeinen, 
gleichen und direkten Wahlrechtes gründlich auszunützen." 
Zugleich wurde beschlossen, die organisatorischen Vorbe- 
reitungen für den Wahlkampf zu treffen und die einen 
Wahlkreis bildenden Organisationen in Wahlkreiskomitees 
zusammenzufassen. 

Was Adler vorausgesehen, traf ein. Die arbeitenden 
Klassen waren zu schwach, schon 1896 das gleiche Wahl- 
recht zu erringen. Am 14. Juni 1896 wurde Badenis 
Wahlreform Gesetz. Noch ein halbes Jahr siechte das 
Vierkurienparlament dahin, am 22. Jänner 1896 erfolgte 
seine Auflösung. Das sterbende Haus verglich Josef 
Seliger damals mit einem Esel, der noch die Säcke zur 
Mühle schleppt, unmittelbar bevor er dem Schinder über- 
liefert wird. Schon vor der Auflösung des Hauses ließ die 
Sozialdemokratie am 8. Jänner ihren Kampfruf in fünf 
Sprachen und zweieinhalb Millionen Exemplaren hinaus- 
gehen. Trotz allen Verbots der Kolportage, Verfolgung 
der Flugblattverbreiter durch Polizei und Gerichte ge- 
langte der Wahlaufruf in die Hände der Massen. „Die 
einzige Tribüne in Oesterreich, die frei ist von Polizei- 
aufsicht, muß von der Sozialdemokratie erobert werden", 
dies wurde als Ziel des Wahlkampfes bezeichnet, „um 
rücksichtslos die reine und ganze Wahrheit zu sagen, um 
dort, wo man bisher ohne die Arbeiter gegen die Arbeiter 
Gesetze machte, auszusprechen, was das arbeitende Volk 
leidet, was es braucht und was es will"?° Auf Grund des 
Beschlusses des Prager Parteitages waren Wahlkreis- 
organisationen geschaffen worden, die bereits im Sommer 
1896 Wahlkreiskonferenzen abhielten. In jedem Orte 
wurden Wahlvertrauensmänner bestimmt, neue Lokal- 
organisationen der Partei wurden gegründet. „Den Bür- 
germeistern und Pfaffen, den liberalen und klerikalen 

" Der ganze Aufruf ist abgedruckt in den 
Zeitungen aus lener Zeit, sowie bet B r ü g e l. IV. 

sozialdemokratischen 
Band. Seite 805 ff. 
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Vertrauensmännern müssen wir unsere Vertrauens- 
männer entgegensetzen." Diese Parole gab Seliger auf der 
Teplitzer Kreiskonferenz vom 15. bis 16. August 1896 aus. 
Besonders eifrig arbeitete man an der finanziellen Rüstung 
der Partei, gerne gaben die Arbeiter von ihrem kärglichen 
Lohn. Innerhalb der letzten zwei Monate vor der Wahl 
fanden Hunderte von Versammlungen statt, darunter in 
vielen Orten, wo ein Sozialdemokrat vorher nie gesprochen 
hatte. „Der Boden der sogenannten von Gott gewollten 
Ordnung wurde erbarmungslos aufgewühlt."" So wurde 
zum ersten Male in Südböhmen eine systematische Agita- 
tion betrieben. Im Gebiete der Reichenberger Wahlkreis- 
organisation wurden in der letzten Woche vor den Wahlen 
allein Referenten zu 52 Wählerversammlungen gestellt. 
Erschwert wurde der Wahlkampf dadurch, daß das Wahl- 
recht in Böhmen ein indirektes war: erst mußten soge- 
nannte Wahlmänner gewählt werden und diese wählten 
erst den Abgeordneten. Trotz aller Erschwerungen aber 
kandidierte die Sozialdemokratie nicht nur in der allgemei- 
nenen Wählerklasse, sondern auch vielfach in den Städte- 
unö Landgemeindenkurien, für welche 1896 der Steuer- 
zensus von zehn auf acht Kronen herabgesetzt worden war. 
gieuöig Bewegt f# Bte SkBeiterfcMt òem gwiawggong 
entgegen. 

In den Tagen vom 4. bis 24. März trat in Oesterreich 
zum ersten Male die Arbeiterschaft in breiter Front zur 
Wahlschlacht an. Groß war der Erfolg in Böhmen, schmerz- 
lich die Niederlage in Nieüerösterreich. In Wien wurde 
nicht ein sozialdemokratischer Abgeordneter gewählt, trotz- 
dem auf die Kandidaten der Partei 88.850 Stimmen ent- 
fielen, alle Mandate gelangten in den Besitz der unter 
Luegers Führung stehenden Christlichsozialen, die 117.102 
Stimmen auf sich vereinigten. Gerade im Schmerze der Ent- 
tauschung aber zeigte sich das ungebrochene Kraftgefühl der 
Wiener Sozialdemokratie. „Wien, das dem Lueger zu 
putzen liegt," waren die denkwürdigen Worte des ersten 
Führers der Partei, der unterlegen war, „das ist für 
Wien eine Schmach, für die Wiener Sozialdemo- 
kratie aber ist es eine Aufgabe." Und einen kostbaren 

" So lautet der Bericht der Parteivertretung au den Wiener Partei- 



Schatz der Erkenntnis enthält das damals gesprochene 
Wort Adlers, das auch später nach für die Arbeiter ver- 
lorenen Schlachten angewandt wurde: „Wir sind geschla- 
gen, aber nicht besiegt." 

Heller Jubel aber herrschte im deutschen Gebiet Böh- 
mens, wo nicht weniger als fünf Wahlkreise erobert wer- 
den konnten: Im Wahlkreise Reichenberg siegte Josef Han- 
n i ch, in Trautenau errang einen überraschenden Sieg 
Wilhelm Kiesewetter, in Leitmeritz wurde Anton 
Schrammel in Saaz Eduard Zeller und in Eger 
Dr. Leo Verkauf gewählt. Bon 14 gewählten sozialdemo- 
kratischen Abgeordneten waren sieben in Böhmen durch- 
gedrungen, hievon fünf Deutsche und zwei Tschechen.^ So- 
gar in den Kurien der Privilegierten hatte die deutsche So- 
zialdemokratie Böhmens überraschend gut abgeschnitten, in 
einigen Bezirken kamen die Kandidaten der Partei in die 
Stichwahl. Begeistert schrieb damals Heinrich Bartel den 
Gegnern ins Stammbuch: „In allen Fugen kracht und zit- 
tert das morsche Bollwerk eurer Macht, wird es auch nicht 
beim ersten Sturm, der es umtobt, zu Fall gebracht." Die 
gesamte Arbeiterschaft Oesterreichs blickte mit Stolz auf 
ihre deutschböhmischen Genossen, der Sieg der deutschen 
Arbeiter Böhmens zeigte den Wiener Arbeitern, daß, wertn 
auch an einem Teile der Front ein Rückzug angetreten wer- 
den mußte, an einem anderen der Sieg umso größer war. 
Wenige Jahre später war das Verhältnis ein umgekehrtes. 
Schon bei den nächsten Wahlen (1901) haben die Wiener 
Arbeiter einen kühnen Vorstoß gemacht, während die deut- 
schen Arbeiter Böhmens der geschlossenen Front ihrer 
Klassengegner weichen mußten. 

Von den neugewählten Abgeordneten gehörten Han- 
nich, Kiesewetter, Rieger und Zeller zu den Begründern 
der deutschböhmischen Arbeiterbewegung, weswegen es 
gerechtfertigt sein mag, ihnen weiter unten ein paar 
Worte zu widmen. Dr. Leo Verkauf war der kenntnis- 
reiche Rechtskonsulent des Verbandes der Genossenschafts- 
krankenkassen in Wien, der seine ausgezeichneten Geistes- 

" Die übrigen gewählten Abgeordneten waren Ernst Berner^(Wahl- 
kreis Olmütz), Peter Cingr (Teschen), Jynaz Daszynski (Krakau), 

R./ U&, *8» a?t1 >?ñ" 
(Smtchov), Karl B r a t n y (Pilsen). 

54 



gaben dem Kampfe für den sozialpolitischen Fortschritt 
dienstbar machte. Er vertrat seinen Egerer Wahlkreis bis 
1901. Tiefere Spuren schon hatte die Wirksamkeit Anton 
Schrammels in Böhmen gezogen. Schrammel war 1854 
geboren worden und zur Zeit seiner Wahl Redakteur in 
Wiener-Neustadt. 1899 in die Redaktion des „Volksrecht" 
nach Aussig berufen, war er kurze Zeit der erste Ver- 
trauensmann der deutschen Sozialdemokratie in Böhmen, 
1907 bis 1911 abermals Abgeordneter, und verbrachte seine 
letzten Lebensjahre in Wien. Am 11. März 1917 ist er da- 
selbst gestorben. 

Ein goldenes Blatt in der Geschichte der öeutschböhmi- 
schen Sozialdemokratie gebührt den beiden Textilarbeitern 
Josef Hannich und Wilhelm Kiesewetter, die zu den füh- 
renden Köpfen in der Generation sozialdemokratischer Ver- 
trauensmänner der letzten zwei Jahrzehnte des 19. Jahr- 
hunderts gehören. 

Josef Hannich, der ältere von den beiden, kam am 
23. Juni 1843 in Rosenthal bei Reichenberg als Sohn eines 
Schneidermeisters zur Welt. Den Vater verlor er noch als 
Kind, seine Jugend war traurig und dürftig, hatte doch 
feme oermttmete mutter für fe# ßtnber sorge». gr#= 
zertrg mußte er auf dem Handspulrade spulen, um später 
hinter den Webstuhl gesteckt zu werden. Sein Wissensdrang 
trieb ihn, kaum daß er die Lehrzeit beendet hatte, in Fort- 
bildungskurse, ins Theater und zum Buche. Trotz der 
überlangen Arbeitszeit, wie sie damals herrschte, lernte er 
Französisch und Englisch, stürzte sich mit Feuereifer auf das 
Studium der klassischen Literatur und vertiefte sich in die 
Werke Büchners und Häckels. Frühzeitig verband ihn 
innige Freundschaft mit Josef Schiller, dessen Schwester 
er zur Frau nahm. In den siebziger Jahren sehen wir ihn 
schon in der Reichenberger Arbeiterbewegung in der vor- 
dersten Kampfreihe, insbesonders war er im Fachverein 
der Manufakturarbeiter tätig. 1878 vertauscht er den Web- 
schützen mit der Feder und wird Redakteur des „Arbeiter- 
freunb". Btea Blteü er Btë 1882, ba er, mte f#n tm ersten 
Bande dieses Werkes erzählt, verhaftet und dem Prager 
Landesgericht eingeliefert wurde. Vom Dezember 1882 bis 
zum März 1883 büßte er seine Strafe ab. Dann mußte er 
wieder zum Webstuhl zurück, bis er 1886 zum Vrünner 
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„Volksfreund" berufen wurde, den er im Sinne der „Ge- 
mäßigten" leitete. 1891 kehrte er wieder nach Böhmen 
zurück und übernahm die Redaktion des „Nordböhmischen 
Volksboten" in Steinschönau. Der glanzvollste Tag seines 
Lebens war, als er 1897 im Wahlkreise Reichenberg mit 
einer Vierfünftelmehrheit zum Abgeordneten gewählt 
wurde. Auch bei den Wahlen von 1901 konnte er seiner 
Partei den Erfolg sichern: er war damals der einzige in 
Böhmen gewählte sozialdemokratische Abgeordnete. 1905 
legte er sein Mandat nieder und übersiedelte nach Wien. 
Ein Augenleiden erschwerte ihm fortab seine politische 
Tätigkeit. Trotzdem er 1907 in keiner Wählerversammlung 
sprechen konnte, wurde er abermals, und zwar im Wahl- 
kreise Rumburg, zum Abgeordneten gewählt. 1911 unter- 
lag er bei den Neuwahlen und zog sich vom politischen 
Leben zurück. Sein Wirken für die deutschböhmische Arbei- 
terschaft — er hat das Leben der Arbeiter auch in einigen 
Dichtungen geschildert — bleibt unvergessen." 

Dagegen war der um ein Jahrzehnt jüngere Wilhelm 
K i e s e w e t t e r bis an sein Lebensende in der Arbeiter- 
bewegung aktiv tätig. Er war am 27. Dezember 1853 in 
Reichenberg geboren, entstammte einer alten Tuchmacher- 
familie und folgte dem Gewerbe seines Vaters. Zu Beginn 
der siebziger Jahre — achtzehnjährig — war er schon Kas- 
sier des erwähnten Fachvereines der Manufakturarbeiter, 
wo er mit Josef Schiller und Hannich, Hugo Schmidt und 
anderen zusammenwirkte. Später ging er auf die „Walz", 
wurde von den Unternehmern verfolgt und war lange 
arbeitslos. Gerade das aber machte ihn den Arbeitern wert. 
Nicht ganz 23jährig wurde er 1876 Vorsitzender des Landes- 
komitees der deutschböhmischen Sozialdemokratie. In den 
achtziger Jahren wurde auch er verfolgt und saß vom 
19. August 1882 bis zum 3. März 1883 hinter den Mauern 
des Prager Strafgerichtes. Als nach dem Hainfelöer Partei- 
tage die Bewegung wieder einen mächtigen Aufschwung 
nahm, wurde er 1891 Redakteur des Reichenberger „Frei- 
geist" und 1892 nach Schaffung einer losen Landesorganisa- 
tion deren Vertrauensmann. Der Wahlkreis Trautenau 
entsandte ihn 1897 ins Abgeordnetenhaus — er hat wahr- 

" Hannich lebt noch jetzt — 1826 — in Wien. 
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hastig die Arbeiter des dortigen Gebietes zu politischem 
Leben erweckt. 1901 unterlag er gegen einen Deutschnatio- 
nalen. Er widmete seine Kräfte aber weiter dem Gebiet, 
das ihm zur zweiten Heimat geworden war, redigierte erst 
den „Gablonzer Gebirgsboten", als dessen Kopfblatt zu- 
nächst das „Trautenauer Echo" erschien, dann dieses Blatt 
selbst, seit 1905 auch in Trautenau wohnend. Bei allen Wahlen 
in die gesetzgebenden Körperschaften wurde er dank dem 
unbegrenzten Vertrauen der Arbeiter immer wieder als 
Kandidat aufgestellt. 1907 und 1911 blieb ihm der Erfolg 
versagt, 1920 wurde er in den Senat der Tschechoslowaki- 
schen Republik gewählt. Noch als 70jähriger Greis ist er 
hinausgezogen, ohne Wind und Wetter zu fürchten, und hat 
in den Tälern des Riesengebirges feurig und humorvoll 
zugleich der jüngeren Generation die Lehren des Sozialis- 
mus gepredigt. Am 20. April 1925 hat er seinen letzten 
Atemzug getan, sein Leichenbegängnis wurde zur groß- 
artigsten Totenfeier, die seine zweite Heimatstadt je gesehen. 

Der in Mähren gewählte Eduard Rieger muß gleich- 
falls den Begründern der Sozialdemokratie Deutschböh- 
mens zugezählt werden und hat auch später (1907 bis 1918) 
einen deutschböhmischen Wahlkreis (Tetschen) im Parla- 
ment vertreten. Geboren am 15. November 1865 in G ö r - 
kau bei Komotau, verlor er in zartem Alter Vater und 
Mutter und wurde bei seiner Großmutter in Kratzau er- 
zogen, wo er auch das Tuchmachergewerbe erlernte. Mit 
fünfzehn Jahren war er bereits in der Arbeiterbewegung 
tätig, mehrjährige Beobachtungen auf Wanderungen und 
eifriges Studium machten ihn schon mit 19 Jahren zum 
Redner. 23jährig wurde er zum Delegierten auf den Par- 
teitag in Hainfeld entsandt. Kurze Zeit darauf finden wir 
ihn beim Reichenberger „Freigeist" als Redakteur. Von 
1891 bis 1897 Redakteur des „Volksfreund" in Brünn, 
wurde er, 32 Jahre alt, 1897 Abgeordneter für den Wahl- 
kreis Mährisch-Schönberg. 

Der im Wahlkreise Saaz gewählte Eduard Zeller, 
am 16. September 1857 in Königstadt in Böhmen geboren, 
war von Berus Korbmacher. Frühzeitig durchwanderte 
er Oesterreich, Deutschland und die Schweiz, wo er mit den 
Lehren des Sozialismus bekannt wurde. In den achtziger 
Jahren übte er in Reichenberg sein Gewerbe aus und trat 
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bald in -er Arbeiterbewegung dieses Gebietes hervor. Auch 
er mußte lu btefer Seit 6er ürgßeu Verfolgungen 6eë @o= 
ataltëmuë etue SRetße uou ßerferftrufeu abBüßen. mg 05= 
mann der Reichenberger Arbeiterkrankenkasse hatte er Ge- 
legenheit, sich mit der Krankenversicherung zu befassen und 
wurde 1895 Sekretär der Teplitzer Bezirkskrankenkasse. 
Rasch gewann er das Vertrauen der Arbeiter Nordwest- 
bbßmeua uub mürbe 1897 &um %5geor6neteu gemüßlt. 
dem Erlöschen dieser Funktion (1901) begann sein politischer 
Niedergang. Er gehörte nicht zu jenen unbeugsamen Na- 
turen, die allen widrigen Verhältnissen zum Trotze der 
Sache, der sie sich geweiht, bis zum Lebensende treu blei- 
ben. Menschliche und politische Irrungen haben ihn aus 
den Reihen der Arbeiter weggeführt. Als Gegner seiner 
einstigen Freunde ist er am 9. Dezember 1915 in Bndweis, 
wo er die letzten Jahre als Gewerbetreibender verbrachte, 
gestorben. Dennoch soll er der Opfer willen, die er der Sache 
der Arbeiterschaft gebracht, nicht der Vergessenheit anheim- 
fallen. 

Das waren die Männer, die berufen waren, die Sache 
des dentschböhmischen Proletariats im Abgeordnetenhause 
zu vertreten, die vor die Aufgabe gestellt waren, vom 
Standpunkt der Arbeiterklasse an die konkreten Probleme 
bea öfterret#(ßen VmerfWteg ßeruuautreteu. mt bem 
Erntritt von Sozialdemokraten ins Parlament 1897 beginnt 
ein neuer Abschnitt in der Geschichte der österreichischen 
Arbeiterbewegung. 

Drittes Kapitel: 

Nationale «nd taktische Gegensätze. 

Obwohl es nach dem Parteitage von Hainfeld (1888/89) 
den Anschein gehabt hatte, daß die Gegensätze zwischen 
Radikalen und Gemäßigten vollkommen beseitigt waren, 
mußte f# fcßou ber Sßartettog oon 1892 mtt Stretttgfetten 
innerhalb der Partei befassen, die eine unmittelbare Fort- 
setzung der Auseinandersetzungen der achtziger Jahre 
bildeten? 
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Im Jahre 1891 war der alte Streit innerhalb der 
Arbeiterbewegung über den besten und kürzesten Weg zum 
Sozialismus von neuem losgebrochen. Immer wird es 
innerhalb der Arbeiterbewegung Menschen geben, die „das 
Ziel so nahe sehen, daß sie danach greifen zu können glau- 
ben, und wieder welche, die es in so nebelhafter Ferne 
wähnen, daß sie sich in eine ernsthafte Diskussion überhaupt 
nicht einlassen wollen". (Viktor Adler 1892.) Gegen die 
Parteiführung traten die „Jungen" oder „Unabhängigen" 
auf, die sich mit einer ähnlichen Richtung, die unmittelbar 
nach dem Falle des Sozialistengesetzes in Deutschland ent- 
standen war, solidarisch erklärten. Was in Deutschland die 
Geister schied, war die Maifeier, welche die „Jungen" selbst 
mit den größten Opfern gefeiert wissen wollten, und die 
Unterstützung bürgerlicher Oppositioneller bei Stichwahlen, 
was die "neue Richtung gleichfalls heftig kritisierte? In 
Oesterreich gruppierte sich die Opposition innerhalb der 
Partei um die von Rudolf H a n s e r und Adolf H e i m a n n 
herausgegebene „Volkspresse". In dem Kreise der „Volks- 
presse" gewannen immer mehr anarchistische Gedankengänge 
die Oberhand? Jede straffe Parteiorganisation war diesen 
„Förderalisten" ein Greuel. Die Möglichkeit, schon inner- 
halb der kapitalistischen Ordnung die Lage des Proleta- 
riats zu heben, wurde von ihnen geleugnet. „So lange 
die privatkapitalistische Produktionsweise herrscht," erklärte 
ihr Wiener Vertrauensmann Neumann, „kann man 
nicht politisch organisieren, kann auch das Proletariat nicht 
physisch und geistig kampffähig gemacht werden." Der 
Streit ergriff eine Reihe von Organisationen und drohte 
die Entwicklung der Partei ernstlich zu hemmen, sprach 
doch die bürgerliche Presse von der bevorstehenden Spal- 
tung der Sozialdemokratie. Aber die kaum errungene Ein- 

Franz Joses gedacht. In der Nacht vom 30. September auf den 1. Oktober 
1891 explodierten knapp vor der Durchfahrt des kaiserlichen Zuges zwei 
Bomben unter dem Etfenbahnviadukt nächst Rosenthal ber Reichenberg. 
^». sK v.  c „1,. sï> ß 1 fl slslsl IMitlhott 11 A-i Trotzdem auf die Ergreifung der Täter ein Preis von 10.000 Gulden aus- 
gesetzt wurde, blieben die Nachforschungen ergebnislos. Erst mehr als 
dreißig Jahre später wurde das Geheimnis gelüftet. Die Attentäter ge- 
hörten einer geheimen Organisation an. Sie hießen Brunclik, 8«lc, ¿mt« 
und Schmidt. lSteh Emil 8 p a t n y : Libereckÿ atentát na rakouského císafe 
in Sborník vënovanÿ dëjinâm déinického hnutí a socialismo. 3. Band. S. lo.) 

- ñranz Mehring: ..Geschichte der deutschen Sozialdemokratie." 
Stuttgart 1918. IV. Band, Sette 328 ff. 

8 Brügel : IV. Band, Seite 167 ff. 
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heit war der großen Masse öer Arbeiter ein zu kostbares 
Gut, um leichtsinnigerweise geopfert zu werden. Eine am 
28. Oktober 1891 in Reichenberg stattgefundene nordböh- 
mische Landeskonferenz nahm gegen die Opposition Stel- 
lung und wünschte von den niederösterreichischen Genossen 
öte Wbtge gWbmgmtg be3 Stieüeß. SRui imtez öe» 
Bergarbeitern im nordwestböhmischen Revier, die in den 
achtziger Jahren schon zu den Anarchisten neigten und in 
den Fachvereinen ihren Radikalismus im Kampf gegen 
höhere Mitgliedsbeiträge betätigten, insbesondere aber im 
Gebiet von Aussig und Karbitz — das 1892 Hanser auf 
den Parteitag entsandte — hatte die Opposition Anhänger? 
Ihr Ansehen in öer Partei wurde verwirtschaftet, als 
sich Hanser, der gegen die leitenden Parteifunktionäre 
maßlose Angriffe richtete, einige Verfehlungen zuschulden 

sammenstoß der beiden Gruppen. Den geistigen Kampf mit 
der Opposition focht Adler aus. Er erklärte die Behaup- 
tung, daß er und seine Gesinnungsfreunde sich im Kampfe 
gegen die herrschenden Gewalten nur „gesetzlicher" Mittel 
bedienen wollten, für falsch und führte unter Hinweis auf 
das Hainfelder Programm aus, daß man jeweils die Mittel 
gebrauchen werde, die man für zweckdienlich halte. Mit 
Leidenschaft und Festigkeit trat er gegen den Mißbrauch 
auf, den die Opposition mit dem Worte „Revolution" 
treibe. „Wir haben eine Richtschnur für unser Vorgehen: 
Alles, was auf das Proletariat aufklärend 
in unserem Sinne wirkt, halten wir für 
revolutionierend, alles, was auf die Pro- 
letarier verwirrend wirkt, halten wir für 
reaktionär." Mit überwiegender Mehrheit bekannte 
sich der Parteitag zu dieser Auffassung und erklärte „am 

S„«  rv . »rj .. . ir 

mis» rmr ^. ^ s   ¡ ov?.. rr. 

kommen ließ. Auf dem Parteitage 1892 kam es zum Zu- 

Hainfelder Programm und der gegenwärtigen Taktik nach 



feld außerhalb der Sozialdemokratie. Der Führer der Be- 
wegung wurde aber nicht Hauser, sondern der aus dem 
Polnaer Bezirke in Böhmen stammende August Kr cal? 
Am 3. und 6. Juni 1892 wurde die „Unabhängige soziali- 
stische Partei gegründet? Im Jahre 1894 nahm die Zahl 
bei %n#nßet beß &n, an# in anbete# 8än= 
betn wurde die Lehre verbreitet. Die herrschenden Klassen 
erfaßte Angst und Schrecken, insbesondere, als am 24. Juni 
1894 der Präsident der französischen Republik, Sadi Car- 
not, ermordet worden war. Aber bald darauf erfolgte der 
Niedergang der Bewegung — die in Nordböhmen nur 
unter den Bergarbeitern Anhänger hatte —, was in Oester- 
reich auch darauf zurückgeführt werden konnte, daß der 
begabte Krcal schon 1894 einem Lungenleiden erlag. Ganz 
aber starb die Bewegung nie aus, die seit 1892 bzw. 1893 
in Wien erscheinende „Zukunft" und die „Volné Lisiy“ 
(Freie Blätter) sorgten für die Verbreitung anarchistischer 
Ideen sowohl in Wien als auch im Brüxer Kohlenrevier. 

Geschichtlich viel bedeutsamer aber sind die nationa- 
len Gegensätze innerhalb des österreichischen Proleta- 
riats, die, wie schon im ersten Bande gezeigt wurde, seit 
Entstehen der Arbeiterbewegung in Oesterreich niemals 
verschwunden waren? In dem Zeitabschnitt, den wir hier 
zu behandeln haben, haben nicht die nationalen Gegensätze 
in der sozialdemokratischen Partei, wohl aber in den 
Gewerkschaften das Verhältnis zwischen der deut- 
schen und tschechischen Arbeiterschaft getrübt. Der Streit 
über die Form der Gewerkschaften im österreichischen Na- 
tionalitätenstaat, der schließlich zur Sprengung der Inter- 
nationale der sozialdemokratischen Parteien Oesterreichs 
geführt hat, begann schon in der ersten Hälfte der neun- 
ziger Jahre. 

Nationale Gegensätze zwischen deutschen und tschechi- 
schen Arbeitern beschäftigten schon den ersten Parteitag der 
österreichischen Sozialdemokratie, der nach Hainfeld statt- 
fand, nämlich den zu Wien 1891. In Prag hatte sich inner- 

& August Krcal: „Aus der Geschichte der Arbeiterbewegung Oester- 
reichs." (1867 bis 1894.1 Berlin 1894. Geboren 1862, starb er schon am 
16. August 1894. 

° F. C a j t b a m l : Ceskÿ sever ve hnuti dëlnickém. Prag 1926. 
7 Sieb: Emil S t rauft 

Arbeiterbewegung Prag 1925. 
: „Die Entstehung 
S. 118 bis 125. 

der deutschböhmischeu 
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halb der Partei eine nationale Strömung gebildet, welche 
nach außen in der Zeitung „Nase obrana“ (Unsere Wehr) 
in Erscheinung trat. Zunächst erklärte das Blatt, daß es 
auf dem Boden des Hainfelder Programmes stehe, bal- 
ader verlangten die Schreiber der Zeitung eine Aenderung 
dieses Programmes, insbesondere in Bezug auf die natio- 
nale Frage. Ihr Sprecher auf dem Wiener Parteitage, 
Vävra, erklärte in etwas nebelhafter Weise, man müsse 
den Pflichten seiner Nation gegenüber gerecht werden. Was 
Vävra und die Seinen wollten, verdichteten sie schließlich 
zu dem Antrage, „daß die Organisation der sozialdemokra- 
tischen Partei nach den Volksstämmen Platz greifen soll". 
Noch aber war die Mehrheit der auf dem Kongresse befind- 
lichen tschechischen Delegierten gegen einen Antrag, der 
wenige Jahre später — wenn auch bei Aufrechterhaltung 
eines gemeinsamen Ueberbaues über die sozialdemokrati- 
schen Parteien Oesterreichs — seine Verwirklichung finden 
sollte. Mit ehrlicher Entrüstung zitierte Adolf Burian 
(Brünn) die Worte des tschechischen Dichters Kolär: 

Rufst du einen Slawen, 
erscheine dir der Mensch! 

Fast einmütig lehnte der Parteitag den Antrag ab, 
worauf einige der Antragsteller den Kongreß verließen. 
Sie gründeten eine eigene Partei, die jedoch nicht lange 
bestand, obzwar es ihr an der Förderung durch das tsche- 
chische Bürgertum nicht fehlte. Erst einige Jahre später 
sollte die Entfaltung einer nationalen Arbeiterpartei im 
tschechischen Volke Tatsache werden. 

Trotzdem war das Verhältnis der Gesamtorganisation 
der österreichischen Sozialdemokratie zur Organisation der 
tschechischen Genossen, wie dies selbst der Bericht an den 
Parteitag von 1894 zugibt, „ein unklares". Während die 
deutschen Sozialdemokraten in dieser Zeit eigene Partei- 
tage nicht abhielten, sondern nur eine Gesamtpartei kann- 
ten, in der die Arbeiter aller Nationen organisiert waren, 
hielten die tschechischen Sozialdemokraten am 27. Dezember 
1893 einen Parteitag in Budweis ab, auf welchem sie für ihre 
Organisationen Beschlüsse faßten und einen vom Grunde 
der Lokalorganisation bis zur Spitze der Parteivertretung 
aufgebauten Parteiapparat schufen. Wohl beschloß der Par- 
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teitag, daß das Parteiprogramm nur von der gesamtöster- 
reichischen Partei abgeändert werden könne, aber schon von 
der Taktik der Partei hieß es, daß diese von der tschecho- 
slawischen mit der Gesamtpartei „vereinbart" werden solle. 
Damit war zum Ausdruck gebracht, daß diese Taktik auch 
eine andere sein könne als die der Gesamtpartei, und 
schließlich blieb die Frage offen, was denn zu geschehen 
habe, wenn eine Vereinbarung zwischen der Gesamtpartei 
und der tschechischen Sozialdemokratie nicht zustande komme. 
Völlig selbständig aber sollten die tschechischen Sozialdemo- 
kraten in allen Fragen der Organisation sein. Das Stre- 
ben der tschechischen Sozialdemokratie nach ihrer Verselb- 
ständigung tritt hier bereits handgreiflich zutage. Ein 
weiterer Schritt zur Schaffung selbständiger sozialdemo- 
kratischer Parteien der einzelnen Nationen Oesterreichs 
wurde auf dem Parteitag in Prag 1896 vollzogen, wo die 
Gesamtpartei berits als ein Verband der Parteiorganisa- 
tionen der verschiedenen Nationen betrachtet wird. Es 
wurde dort der Beschluß gefaßt, daß die politische Leitung 
der Gesamtpartei der Gesamtvertretung der Sozialdemo- 
kratie in Oesterreich obliege, „die sich aus den Vertretungen 
oder Exekutivkomitees der deutschen, tschechischen und pol- 
nischen Organisationen zusammensetzt und in der die italie- 
nischen und südslawischen Genossen entsprchend vertreten 
sind." DamithatteöieGesamtpartei der Grün- 
dung einer selbständigen tschechischen So- 
zialdemokratie Rechnung getragen. Auf dem 
Parteitag zu Wien 1897 — der schon in einen anderen Ab- 
schnitt der Geschichte der österreichischen Sozialdemokratie 
fällt — wurde die nationale Gliederung der Partei voll- 
kommen durchgeführt und die Umwandlung der ehemals 
einheitlichen Gesamtpartei in einen Verband der sozialde- 
mokratischen Parteien der Nationen Oesterreichs vollendet. 

Viel bewegter und folgenschwerer aber wurden die 
Auseinandersetzungen zwischen deutschen und tschechischen 
Arbeitern in den Gewerkschaften. Die Zusammen- 
fassung der lokalen Fachvereine zu Kronlandsvereinen und 
Reichsverbänden zu Beginn der neunziger Jahre ging 
wohl mit Zustimmung der Tschechen vor sich, wenn auch 
manche der tschechischen Gewerkschafter gegen eine allzu 
straffe Zentralisation Einspruch erhoben. So auf dem Fach- 
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tage der Tischler im September 1890? Die rasche Zu- 
nahme der tschechischen Mitglieder in den Gewerkschaften 
zwang zu größerer Beachtung der tschechischen Sprache in 
Brerbung und Gliederung. Das geschah unter Zustimmung 
der meist deutschen Leitungen der Verbände. Dennoch gab 
es Streit darüber, in welchem Maße man den sprachlichen 
Bedürfnissen in den Gewerkschaften Rechnung tragen 
könne, ohne daß ihre wirtschaftliche und finanzielle Schlag- 
fioft baiontei leibe? „9Mei ibealtfii^e 3nteinationaIiß= 
îttuê konnte es nicht verhindern, daß die jahrhundertealte 
nationale und ökonomische Knechtung des tschechischen Vol- 
fea bni# bentf#e ßenbalüät nnb BmtigeMße au* Me 
sozialistischen tschechischen Arbeiter mit einem gewissen 
Wtianen gegen dieß, maß na# SDentf#iutn anßfa& ei= 
füllt hatte. So legten sie auch gegenüber ihren deutschen 
Klassengenossen in Fragen von oft rein organisatorischer 
Natur eine nationale Bedeutung, die auf der Gegenseite 
weder verstanden noch gewürdigt wurde." (Julius 
Deutsch.) Daß dieses Urteil des besten Kenners der Ge- 
schichte der österreichischen Gewerkschaften richtig ist, zeigt 
schon der erste schwere Kampf, der mit den tschechischen 
»iBeitem tnneiWB bei GemeiEf#aften anßgetragen mei= 
ben m#te. @ß ^anbelle ft# not einen SBeibanb, in betn an# 
spater dre Gegensatze eine außerordentliche Schärfe gewan- 
nen. den Verband der Metallarbeiter. 

18,9j entstand zwischen der Verbandsleitung und dem böhmischen Landesverein ein Streit um das Eigentum an 
bem if#e#tf#en ga#Iati „Kovodëlnik" (®ei 
ter), das in Prag erschien. Der Redakteur, der sich einem 
Verbandsbeschluß fügen wollte, wurde gekündigt, worauf 
die Verbandsleitung den böhmischen Landesverein aus dem 
BeiBanbe anßf#Io%. (6. BRai 1895.) Mon gab bet Banbeß= 
verem, der der Anlehnung an den Reichsverband nicht ent- 
raten konnte, nach, auf einer Konferenz in Schlau am 
4. August 1895 kam es zu einer Einigung: das Blatt wurde 
dem Verbände unterstellt. 

Aber schon der Parteitag, welchen die tschechische So- 
Malbemofiatie &n Pfingsten 1896 &n %ünn o5We%, »eigte, 
baß etn itntnei gibßeiei %etl bei if#e#if#en Genossen na# 

Deuts 
Deuts 

p. a. a. O. S. 174. 
y. a. a. O. S. 288. 

64 



der Verselbständigung der tschechischen Gewerkschastsbewe- 
gung dränge. Der Antrag, eigene tschechische Fachorgani- 
sationen und eine tschechische Gewerkschaftskommission zu 
gründen, wurde wohl, wenn auch mit nicht gerade ansehn- 
licher Mehrheit, abgelehnt und beschlossen, man möge die 
Angelegenheit dem nächsten Gewerkschaftskongreß zur Er- 
ledigung überweisen. Recht behielt aber die Minderheit, 
die durch ihren Sprecher Anton Nèmec erklärte: „Möge 
auch dieser Parteitag die gestellten Anträge ablehnen, so 
wird der nächste Parteitag die notwendige Selbständigkeit 
einer gewerkschaftlichen Organisation für die tschechosla- 
wische Parteiorganisation beschließen müssen." 

Auf dem Gewerkschaftskongreß, der nun ein halbes 
Jahr später stattfand (Weihnachten 1896 in Wien), verlang- 
ten die Tschechen die Anstellung eines eigenen tschechischen 
Sekretärs der Gewerkschaftskommission. Der Referent des 
Kongresses, Anton H neb er, lehnte diese Forderung ab, 
erklärte aber, gegen die Anstellung eines tschechischen Be- 
amten der Gewerkschaftskommission, und zwar in Prag, 
nichts einzuwenden. Er wurde in seiner Haltung von dem 
auf dem Kongreß anwesenden Sekretär der Gewerkschafts- 
kommission Deutschlands, Karl Legten, unterstützt, der 
durch das Verlangen der Tschechen die einheitliche Verwal- 
tung der Gewerkschaften bedroht sah. Mutig wie immer, 
wenn es galt seine Meinung zu verfechten, trat den Ge- 
werkschaftsführern Oesterreichs und Deutschlands Viktor 
Adler entgegen und sagte offen heraus, daß die Partei- 
vertretung die Forderung der Tschechen für berechtigt halte. 
„Wenn eine mächtige tschechische Gewerkschaftsbewegung da 
ist," fo führte er aus, „so muß die Gewerkschaftskommission 
einen Beamten haben, welcher der tschechischen Sprache 
mächtig, aber auch Vertrauensmann der tschechischen Ge- 
werkschaften ist. Heute ist ein Kanzleibeamter angestellt, 
der bedeutet für die Tschechen so viel wie gar nichts." Aber 
Adlers Rede half nicht. Die Anträge der Tschechen wurden 
abgelehnt, worauf diese sich an den weiteren Verhand- 
lungen des Kongresses nicht mehr beteiligten. Selbst deut- 
sche Gewerkschafter bezeichneten das Vorgehen der Mehr- 
heit als einen „taktischen Fehler". („Der Metallarbeiter" 
Wien.) Wohl wäre die Sprengung der einheitlichen öster- 
reichischen Gewerkschaftsbewegung später auch erfolgt, selbst 
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wenn ein gegenteiliger Beschluß gefaßt worden wäre — 
das Streben des tschechischen Volkes ging, hervorgerufen 
durch die kapitalistische Entwicklung, auf allen Gebieten, 
auch auf dem -er Gewerkschaftsorganisation, nach Selb- 
ständigkeit — aber so fanden die tschechischen Gewerkschafts- 
führer einen Anlaß, die Spaltung vor den Massen der 
tschechischen Arbeiter zu rechtfertigen. 

Die Wirkung des Wiener Beschlusses zeigte sich schon 
vier Wochen später. Am 31. Jänner 1897 trat in Prag ein 
Kongreß der tschechischen Gewerkschafts- und Bildungs- 
vereine zusammen. Nach einem Referate Rousars an- 
erkannte der Kongreß „die Notwendigkeit der Errichtung 
einer tschechoslawischen Gewerkschaftsorganisation aller in 
sämtlichen Kronländern Oesterreichs organisierten tschecho- 
slawischen Arbeiter". Seither gab es eine eigene tschechische 
Gewerkschaftskommission. Wenn auch die Verbände 
vorläufig einheitlich blieben, die nationale 
Trennung der Gewerkschaftszentrale war 
vollzogen. Ein Schritt von nachhaltiger Bedeutung 
für die künftige Geschichte der österreichischen Arbeiter- 
bewegung war getan, der Same der Spaltung der 
Arbeiterbewegung war in die Erde gelegt. 

Viertes Kapitel: 

Die Partei und ihre Organisation. 

Das Mittel, der Idee des Sozialismus Geltung zu 
verschaffen, die Waffe, um den Befreiungskampf der Arbei- 
terschaft erfolgreich zu führen, war die Organisation. 
Ihre Wichtigkeit hatte schon jener Römer erkannt, der, auf 
die Sklaven hinweisend, ausrief: „Wehe, wenn sich die 
Sklaven zu zählen beginnen!" Um die Ueberzahl des Pro- 
letariats über die herrschenden Klassen zur Geltung zu 
bringen, bedurfte es eben der Organisation. Die Sozial- 
demokratie, die erste Massenpartei Oesterreichs, hat auch 
die erste Massenorganisation geschaffen. Die Schilderung 
des Werdens dieser Organisation in großen Umrissen ist ein 
Beitrag zur Geschichte der Demokratie. Wer die Triebkräfte 
der Entwicklung der Sozialdemokratie kennen lernen will, 
muß auch einen Blick in die Werkstatt dieser Massenpartei 



werfen. Wenn der Historiker die organisatorischen Probleme 
der Demokratie vernachlässigte, würde er eine wichtige Seite 
des gesellschaftlichen Lebens unserer Zeit übersehen. 

Nach dem Parteitage von Hainfeld bestanden die Orga- 
nisationen der Sozialdemokratie aus Arbeiterbil- 
dungs - und Fachvereinen, die Trennung zwischen 
politischer und gewerkschaftlicher Organisation war weder 
in der Wirklichkeit da, noch war ihre Notwendigkeit im Be- 
wußtsein der Massen vorhanden. Nach den Berichten an die 
Parteitage gab es in Oesterreich 1888 104 solcher Bildungs- 
und Fachvereine, die auf sozialdemokratischer Grundlage 
bestanden, mit 15.498 Mitgliedern, 1891 war ihre Zahl auf 
219 Vereine mit 47,160 Mitgliedern gestiegen. Dabei mag 
in Betracht gezogen werden, daß vielfach Arbeiter sowohl 
beim Bilöungsverein ihres Ortes als beim Fachverein 
ihres Berufes waren, so daß die Zahl der Anhänger 
der Sozialdemokratie in Wirklichkeit kleiner war. Alle 
diese Vereine gruppierten sich um die Parteiblätter, 
welche die eigentlichen Stützpunkte der Orga- 
nisation waren. Jedes Blatt hatte einen Agitations- 
sond, in den meist wöchentlich freiwillige Beiträge entrich- 
tet wurden. Eine Parteileitung wurde weder 1889 in 
Hainfeld, noch 1891 in Wien gewählt, da man die Verfol- 
gung der gewählten Funktionäre befürchtete. Um den 
Tücken und Rücken der Behörden zu entgehen, wurde auf 
dem Parteitag 1891 die Gründung von politischen Vereinen 
(jeder für ein ganzes Kronland) empfohlen. In Reichen- 
berg war bereits im Feber 1892 der politische Verein 
„Vorwärts" entstanden, der den äußeren Rahmen für die 
Versammlungstätigkeit der Partei abgab. Auf dem Par- 
teitag von 1892 war es schon allgemeine Ueberzeugung, daß 
man die Parteiorganisation von den Redaktionen der Par- 
teiblätter loslösen müsse. Dieser Parteitag hat erst der Par- 
tei eine festere Organisationsform gegeben. Die Genossen 
jedes Ortes wählten von nun ab eine Anzahl von Ver- 
trauenspersonen. Die Bertrauenspersonen eines Bezirkes 
bildeten die Bezirksorganisation, die Vertreter der Be- 
zirksorganisationen die Landesorganisation. Alle Organi- 
sierten entrichteten freiwillige Beiträge, die auf Blocks 
quittiert wurden. Die höchste Instanz wurde der Partei- 
tag, — dessen Delegierte durch die Parteigenossen jedes 
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Ortes bestimmt würben —, auf öem Sie Parteivertretung, 
öie Leitung der Partei, gewählt wurde. So war die Orga- 
nisation in den nächsten Jahren beschaffen. Eine grund- 
legende Aenderung machte erst die Badenische Wahlreform 
notwendig. Schon auf dem Parteitage von 1896 — noch 
bevor die Reform Gesetz ward — wurde die Anpassung der 
Organisation an die neugeschaffenen großen Wahlkreise 
gefordert, was dann insbesondere in Deutschböhmen ver- 
wirklicht wurde. Diese Kreisorganisationen 
wurden dann für Jahrzehnte der Mittelpunkt der Orga- 
nisations- und Agitationsarbeit. 

Die Parteiarbeit wurde sehr erschwert durch die stän- 
dige finanzielle Krise, in der sich die Partei befand. 
Angesichts der vielen Aufgaben der Partei und der An- 
forderungen, die an deren Leitung gestellt wurden, waren 
die Einnahmen, die vom 1. März 1894 bis zum 29. Feber 
1896 nicht mehr als 12.372 fl. 87 kr. betrugen, lächerlich 
gering. Erst mit öem Ausbau der Organisation und mit 
der steigenden Werbekraft der Partei stiegen auch deren 
Einnahmen. 

Auch die P a r t e i p r e s s e, auf die jede Partei in der 
Demokratie großen Wert legen muß, teilte das Schicksal 
der Partei hinsichtlich der schwierigen finanziellen Lage. 
1888 gab es in Oesterreich an politischen sozialdemo- 
kratischen Blättern — also abgesehen von der Gewerk- 
schaftspresse — drei deutsche, zwei tschechische und ein pol- 
nisches mit einer Gesamtauflage von über 15.000. Mit dem 
Wachstum der Partei stieg naturgemäß die Verbreitung 
ihrer Presse. 1891 gab es schon sieben deutsche, fünf tsche- 
chische und zwei polnische Blätter mit mehr als 55.000 Ab- 
nehmern. Daß die Arbeiter auch den Humor in ihrem 
schweren Kampfe nicht missen wollten, zeigt das Bestehen 
eines deutschen und eines tschechischen Witzblattes. 1894 
wurde die damals zweimal wöchentlich erscheinende „Arbei- 
terzeitung" als Zentralorgan anerkannt, und es war ein 
bedeutender organisatorischer, politischer und geistiger 
Fortschritt, als man dieses Blatt, welches ganzen Genera- 
tionen eine höhere politische Bildung gegeben und den 
Kampf der Partei außerordentlich gefördert hat, vom 
1. Jänner 1895 täglich erscheinen ließ. Trotzdem das Blatt 
mit schweren finanziellen Nöten zu kämpfen hatte — im 



ersten Jahre allein betrugen die Kosten des Zeitungsstem- 
pels, dieser kulturfeindlichen Einrichtung eines barbarischen 
Staates, 51.000 Gulden — hat es sich durchgesetzt und wurde 
nicht nur zum ausgezeichneten Mittel der Beeinflussung 
der Massen, sondern zum Erziehungsinstrument der herr- 
schenden Klassen und insbesondere der Bürokratie. 

Ungemein fruchtbar für die Zukunft wurde auch die 
besondere Organisation der jugendlichen Arbeiter, 
deren Anfänge in die erste Hälfte der neunziger Jahre 
reichen? Im Jahre 1893 entstanden in zwei Wiener Pro- 
letarierbezirken Jugendgesellschasten. („Jugendbund" und 
„Bücherskorpion".) Am 14. Oktober 1894 fand in Wien die 
erste Jugendversammlung statt, die Lehrlinge, die sich 
daran beteiligten, wurden sowohl von den Meistern als 
auch von den Gewerbebehörden gequält und verfolgt. In 
den deutschböhmischen Industriestädten entstanden derartige 
Jugendgesellschaften erst später: 1898 und 1899. 

Diese Jugendorganisationen hatten vor allem den 
Zweck, die jungen Arbeiter mit den Schätzen der Geistes- 
kultur bekannt zu machen. Die geistige Fortbildung der Er- 
wachsenen wurde in den Arbeiterbildungsver- 
einen gepflegt, welche — wie schon im ersten Bande dieses 
Werkes ausführlich dargestellt wurde — für die kulturelle 
Hebung der von den herrschenden Klassen vernachlässigten 
Volksschichten unendlich viel getan haben. Anschaulich schil- 
dert uns in seinen Erinnerungen Gustav Krankel die 
Tätigkeit eines solchen Arbeiterbildungsvereines (Graslitz) 
in der Zeit, von der wir erzählen: „Die allwöchentlichen 
Zusammenkünfte, Vereinsabende an jedem Samstag hatten 
neben den dazwischen abgehaltenen Versammlungen immer 
einen guten Besuch aufzuweisen. Vorlesungen mit an- 
schließender Diskussion, Besprechung der Tagesfragen, be- 
sonders der Ereignisse in Deutschland, füllten anregend die 
Stunden der Zusammenkünfte aus . . . Der Inhalt der 
Bücher und Broschüren wurde von unseren Mitgliedern 
geradezu verschlungen."^ Die Arbeiterbildungsvereine such- 
ten auch zum Zwecke einer erhöhten Tätigkeit untereinander 
Verbindung, 1891 entstand schon der „Unterrichtsverband der 

i Sieh den Artikel von Hans Philipp in der „Arbeiterzeitung" 

voMz"MMav>^r ä n k e l : „Erinnerungen aus -er rvestbvbmiiàn Arbei- 
terbewegung." „Sozialdemokrat" (Prag), 8. Feber 1924 ff. 
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Arbeiterbildungs- uní) Fachvereine Wiens". Dem Wiener 
Beispiel folgten bald die deutschböhmischen Arbeiter. Am 
4. September 1892 wurde der „Unterrichtsverband der 
Arbeitervereine Böhmens" mit dem Sitze in Aussig 
gegründet. Obmann des Verbandes wurde Anton Behr. 
1893 wurde eine Verbandsschule veranstaltet, der Unter- 
richtsgegenstand war Gesetzeskunöe. 

All die großen politischen Erfolge der Arbeiterklasse 
wären ohne die segensreiche Tätigkeit der Arbeiterbilöungs- 
vereine unmöglich gewesen. Die politischen, gewerkschaft- 
lichen und kulturellen Organisationen haben es der So- 
zialdemokratie erst möglich gemacht, die Führerin, ja 
geradezu die alleinige Sachwalterin der Arbeiterklasse zu 
sein. Mit Recht konnte Viktor Adler 1894 sagen, daß die 
Sozialdemokratie in Oesterreich dieOrganisationdes 
Proletariats als Klasse ist, welche um ihre Be- 
freiung kämpft. 

* 

Nachdem wir mit wenigen Strichen die Organisations- 
form der ö st e r r e i ch i s ch e n Sozialdemokratie, von der 
die deutschen Sozialdemokraten Böhmens einen, und zwar 
nicht unwesentlichen Teil bildeten, gezeichnet haben, wol- 
len wir uns etwas ausführlicher mit der äußeren und 
inneren Parteitätigkeit der deutschböhmischen So- 
zialdemokratie befassen. 

Das Werben für die Idee des Sozialismus war zu 
Beginn der neunziger Jahre mit Schwierigkeiten und per- 
sönlichen Opfern verbunden, von denen sich die heutige 
Generation kaum eine Vorstellung machen kann. Von wel- 
cher Gesinnung die meisten politischen Beamten der Arbei- 
terbewegung gegenüber erfüllt waren, davon legt eine 
Aeußerung des Teplitzer Oberkommissärs Dr. Tam- 
bor — in der Teplitzer Vezirkshauptmannschaft saßen durch 
Jahre die gehässigsten Gegner der Arbeiterschaft — zu strei- 
kenden Arbeitern Zeugnis ab: „Jeder Schritt und jede 
Handlung, die ihr tuet, ist umsonst, da wir alles mit den 
Waffen niederzuschlagen beabsichtigten."- Die Bezirks- 
hauptmannschaft daselbst erlaubte kein einziges Flugblatt 

. 8 „.Nach einer Angabe bes späteren Abgeordneten Peter C i n g r auf dem Parteitage 1881. Sieb das Protokoll S. 34. 
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des dortigen Arbeiterbildungsvereines. Selbst Versamm- 
lungen, die auf geladene Gäste beschränkt waren (§ 2 des 
Vers.-Ges.) wurden nicht erlaubt, die Agitatoren auf Grund 
des Vagabundengesetzes abgeschoben. Am 16. Feber 1891 
gab der dortige Bezirkshauptmann einen Erlaß heraus, 
wonach die Gastwirte jede Zusammenkunft anzeigen muß- 
ten, widrigenfalls ihnen die Gasthauskonzession entzogen 
würde. Dafür, daß die Teplitzer Behörden die Arbeiter in 
einer Weise quälten, die den Spott der Nachwelt heraus- 
fordert, sei als Beispiel angeführt, daß in einer Versamm- 
lung am 13. Mai 1892 die Mitglieder des politischen Ver- 
eines, der die Versammlung einberufen hatte, auf Geheiß 
des Regierungsvertreters auf die eine Seite, die Nicht- 
mitglieder auf die andere Seite des Saales treten mußten. 
Erst Josef Seliger, seit 1893 in Teplitz, hat die Behörden 
dieses Gebietes zur Achtung vor dem Gesetze erzogen und 
der spätere Ministerpräsident Prinz Konrad Hohenlohe, 
genannt der „rote Prinz", hat als Bezirkshauptmann einen 
anderen Geist in die Hirne der Bürokraten gebracht. 

In den anderen Gegenden Nordböhmens war es nicht 
viel besser. Die Gründer des politischen Vereines „Vor- 
wärts" in Reichenberg mußten die Statuten des Vereines 
siebenmal einreichen. Sechsmal wurde die Bewilligung 
nicht erteilt, erst nach dem siebenten Einreichen der Ver- 
ein gestattet. Als die Bergarbeiter Falkenaus einen Fach- 
verein gründen wollten (1891), lud der Bezirkshauptmann 
Titelbach den Proponenten ein und schrie ihn an: „Wie 
kann er sich unterstehen, einen Bergarbeiterfachverein zu 
gründen!" Als dann der betreffende Arbeiter den Zweck des 
Vereines auseinandersetzte, rief der erboste, wohl selbst 
vom Standpunkt der hohen Regierung etwas unzuläng- 
liche Herr: „Zweck hin, Zweck her, die Interessen der Berg- 
arbeiter werden die Unternehmer schon selbst schützen. Die 
brauchen Sie mit Ihrem Verein nicht."» Ebenso mußte 
man auf die Erledigung von Statuten von Arbeiterbil- 
dungsvereinen monatelang warten: Der österreichische 
Staat war kein Freund der Bildung. Die freie Partei- 
organisation, von der schon die Rede war, wurde in Böh- 
men nicht anerkannt, jede einzelne Bezirkshauptmann- 

» Vierzig Jahre Organisation. „Glück auf!" <Turn bei Teplib) vom 
7. iUiüi 1926« 
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schuft mußte erst überzeugt werden, daß diese Organi- 
latwnSfarm non Seite beS ®efe^eg unangreifbar war. 
;Wfëüeifmm»Iwtgen würben unter fien ni#tigften #or= 
wänden verboten. Bei Abstimmungen machten die Re- 
gierungSnertreter allerlei S#wierigleiten, inSBefonberc 
traten sie gegen Getösammlungen zur Deckung der Ver- 
sammlungskosten auf. Eine Ausnahme bildete jener Rum- 
bnrger Kommissär, 6er, mte uns ßiefewetter ergäbt, &ur 
Deckung der Kosten einer Versammlung sein Scherflein 
Beitrug, inbem er fünf ®ulben unter feine ßieriaffe legte, 
^n 6en æerfmmnluugen beS Bereits genannten Ralfenauer 
%ergarBeiternereineS wallte Ber DtegierungSaertreter iebc 
38e#felrebc Babur# unmöglt# ma#en, baß er ben Be= 
treffenben mheiterrebner Bei beffen Unternehmer anzeigte. 
Nach wenigen Tagen war der Arbeiter entlassen. So ar- 
beiteten Behörden und Unternehmer Hand in Hand. Wenn 
bei einer 8-2-Bersammlung der Einberufer nur einen 
Teilnehmer mit Namen nicht kannte, wurde die Versamm- 
lung ausgelöst, wenn die Versammlung 5 Minuten später 
Begann, als sie der Behörde angezeigt war, wurde ihre 
Abhaltung nicht mehr gestattet. Schallende Heiterkeit er- 
regte es Bei ben »efu#ern eines ÄrBeiterfefteS in SRet#en= 

Behärbli#e Kommission ein „Paritäten, 
£aömett beschlagnahmte. Was es denn in diesem Kabinett 
Staatvgefahrlrches gab? „Da war zum Beispiel eine große 
Kartoffel, die den Apfel der Eva, mit dem sie den Adam 
^î5.^^àbe verleitet hatte, veranschaulichte. In einem 
8%af##en, mit Raffer gefüKt, würben bie Dränen, bie 
bie Fabrikanten für die notleidenden Arbeiter vergossen 
hatten, aufbewahrt und ähnliches mehr."-- Aerger waren 
schon die vielen Strafen, die wegen Uebertretung beS 
Kolportageverbotes verhängt wurden. So wurde ein Ar- 
beiter wegen Verbreitung eines Witzblattes verhaftet, sechs 
Monate in Untersuchungshaft gehalten, um dann zu 24 
Stunben verurteilt &u werben, bie er an# aBftßen mußte. 

ÄBer weber Brutale UeBergrtffe ber palitif#en 0e= 
hdrben na# harte Strafen ber (Berichte sonnten beS Dffer= 
mutes und der Zähigkeit der Vertrauensmänner Herr 
werben. Bie ma#tiofen ÄrBeiter üBerwanben in aöhem 

S. Sch.: „Aus alten Zeiten." „Freigeist," 20. Oktober 1928. 
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H ci n s Anton Jobst 
1869—1898 





Wilhelm Klesewetter 
1853—1925 





Kleinkrieg die Staatsgewalt, zeigten sich den Pfiffen und 
Kniffen der „gesetzeskundigen" Bürokraten gewachsen und 
setzten den wohlausgedachten Quälereien der Behörden 
eine zumindest so wohlbedachte Abwehr gegenüber. Schritt 
für Schritt mußten die Behörden in diesem Kampfe zu- 
rückweichen, bis sie der Strom der Arbeiterbewegung über- 
flutete. 

Angesichts dieses Verhaltens der Bürokratie war die 
Aufgabe der Sendboten, die jeden Samstag und Sonntag 
— insbesondere vom politischen Verein „Vorwärts" in 
Reichenberg ausgesandt — hinauszogen in die Städte und 
Dörfer Deutschböhmens, nicht leicht, ihr Leben reich an Opfer 
und Mühsal. Auf die Freuden des Familienlebens und alle 
Annehmlichkeiten des Lebens in engem Kreise verzichtend, 
nahmen sie die seelischen Qualen, die ihnen durch die Be- 
hörden bereitet wurden, ebenso auf sich wie die körperlichen 
Beschwerden des Manderns in Berg und Tal, in Regen 
und Schnee, in Hitze und Kälte. „Wie oft mußte ich im 
Winter ins Gebirge", diese Schilderung Robert Köhlers 
gilt von all denen, welche das Evangelium des Sozialis- 
mus bis in die entferntesten Winkel des Landes trugen, 
„bei furchtbarem Schneewetter stundenweit über die Hoch- 
flächen marschieren, die Kleider gefroren bis über die Knie 
und dann stundenlang im kalten Lokal sprechen, um dann 
in den nassen Kleidern oft auf dem kalten Boden zu 
schlafen."" Bis in den äußersten Zipfel Westböhmens 
drangen die Reichenberger Agitatoren wie Wilhelm 
Kiesewetter, Franz Roscher, Anton Behr, Josef 
und Karl Schiller und der eben erwähnte aus Hains- 
öorf stammende Robert Köhler sowie Adolf Albrecht 
vor. Bald aber entsprossen diesem Boden selbst die Männer 
und Frauen, welche sich in der Arbeit mit den Boten aus 
dem Osten teilten und die Bewegung auch in die länd- 
lichen Gebiete hinaustrugen. So Franz L i l l, der bis 
1901 in Westböhmen gearbeitet, und die erste Frau, die als 
Rednerin in jenem Gebiet gewirkt hat, Theresia F e n k l, 
später Lills Frau. Der Mann jedoch, der in jenem Ge- 
biet die Massen für die neue Lehre am meisten entflammt 
hat, war „der rote Hans", in Westböhmen ebenso volks- 

« Robert Köbler sen.: „Erinnerungen aus dem Leben eines 
Proletariers." ReiKenberg 1918. 
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türnlich wie Josef Schiller in Nord- und Ostböhmen. 
^zohñnn Anton I o ö st — so wax sein bürgerliche? Nome 
— hat seine entscheidenden Eindrücke in Asch empfangen, 
bent in bei ®e##te bei beu#bölimifc5ett 9iibetteibewe= 
gung eine besondere Rolle zugefallen war? 1869 geboren, 
W er dort die Schule besucht und das Weberhanöwerk er- 
lernt. Wie viele Arbeiter jener Zeit, die den Drang zu 
lernen und zu erleben in sich spürten und in ihr eintöniges 
Wein %5me#ung tmb Wenteuei au biingen fugten, 
ging auch Jobst auf die Wanderschaft. 1892 stürzte er sich 
mit aller Wucht tu den Strom der Arbeiterbewegung, als 
hatte er geahnt, daß ihm vom Schicksal nur eine kurze 
Sebenßaett augeuteffeu mai. Uneiutübli# uub bie ßiöfte 
beb #ma#en ßbipeib Weif^^#eub, ging ei gßod&e füi 
Woche in Versammlungen, war Redakteur und Kreisver- 
trauensmann, kurz, der Mann, in dem sich die ganze 
Parteiarbeit in Westböhmen vereinigte. Trotzdem ihm die 
Aerzte Schonung auferlegten, ließ er nicht locker. Er selbst 
erklärte, daß ihm ein früher Tod lieber sei, als ein Leben 
ohne Arbeit für die Sache des Sozialismus. „Gleich dem 
tapferen Achilles" sagt ein Nachruf von ihm, zog er „ewigen 
Ruhm bei frühem Tode" einem langen rühmlosen Leben 
uoi. u#i 29 3Wie alt, lag ei am 81. SMöra 1898 auf 
ber Totenbahre. Westböhmens Arbeiter bereiteten ihm ein 
Leichenbegängnis, wie es Falkenau noch nie gesehen hatte? 

In den Versammlungen, die in jener Zeit abgehalten 
wurden, ging es nicht nur um die Probleme, die die 
Tagespolitik auswarf — Wahlrecht und Lohnforderungen —, 
sondern um die Erweckung des Klassenbewußtseins der 
Arbeiter überhaupt und damit um die Schicksalsfragen der 
bürgerlichen Gesellschaft. Es ist eine Tatsache, in der die 
Beobachter des Arbeiterlebens Deutschböhmens überein- 
stimmen, daß die deutschböhmischen Arbeiter „Sinierer" 
sind, daß sie den einmal erfaßten Gedanken im Kopfe um- 
herwälzen und überhaupt viel schwerblütiger sind als die 
Arbeiter Wiens. Sie haben über den Sozialismus viel 
gegrübelt und faßten ihn, wie Peukert in seinen Erinne- 

7 Sietz den ersten Band dieses Werkes. Seite so. 
* ®„®,itnon ? tarck - Auch ein Märzgefallener." „Erinnerungen aus agitatorischen Wirken des Genossen Johann Anton Jobst. 
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Hingen eiaößit, alg ^nnrnntlätßtbee ans, ,,tn nteidßei 3ßaßi= 
heit uní» Recht die Pole bilden, nm welche sich das Tun 
uni, Baffen aliei %Ren#en &u biegen Gat". Hub wenn aucß 
der Marxismus auf diese Auffassung nicht ohne Einfluß 
geBIteBen ist, Me fDienfiAen anw @ilenncn í»er götiilichint 
uní» bei tieiBenben ßiäfie bei gefeKfd)aftIt#en @utmid= 
lung geführt hat, so blieb bei den uordböhmischen Arbeitern 
bcn legten »lagen aüeë Seing unb SBeibenß iumiei gioßeg 
Interesse zugewandt. Das bewiesen beispielsweise die 
großen Redeschlachten, welche sozialdemokratische Redner 
im Warnsdorser Gebiet gegen den Pater Opitz schlugen, 
bei eg ficß in ben ßopf gefeit Wie, bie %iBeitei nom 
Sozialismus abzubringen und dem es so wenig gelang 
wie vielen vor ihm und nach ihm. 

Die Sozialdemokratie unb ihr Wirken hatten zur 
»olge, baß S»eutf#ö5nien8 ÄiBeitei Bei ißiem »nteieffe 
für die großen Fragen des menschlichen Lebens doch auch 
nicßt bie politischen RoWenbigletten beg %ageg neigaßen. 
Sie beteiligten sich nicht nur an den Wahlen in die 
ßianlenfaffen — in fenei Seit ging eine Reiße biefei 
sozialen Institutionen in den deutschböhmischen Bezirks- 
städten in die Hände der Arbeiterschaft über —sondern 
auch an Wahlen, wo ein unmittelbarer Erfolg nicht mög- 
lich war. Schon 1891 hatte, wie bereits erzählt, auch in 
Deutschböhmen die Sozialdemokratie Kandidaten in das 
Parlament der Bevorrechteten ausgestellt, ebenso trat man 
in ben Kamps bei Wahlen in die Gemeindevertretungen 
unb in den böhmischen Landtag ein, wofür sich insbesondere 
Seliger aus dem Parteitage von 1897 — gegen den 
Widerspruch Adlers — einsetzte. Ueberall, wo es möglich 
war, sollte die Arbeiterklasse den Kamps gegen die vom 
bürgerlichen Staat mit Vorrechten ausgestatteten Besitz- 
klassen aufnehmen. 

Wersen wir noch einen Blick aus die inneren Ver- 
hältnisse der Organisation der deutschböhmischen Sozial- 
demokratie und ihre Presse. 

Die Zerisseuheit des langgestreckten deutschen Rand- 
gebietes in Böhmen hat der straffen Zusammenfassung der 
Arbeiterorganisationen dieses Landstriches lange wider- 
standen. Das Fehlen einer großen Stadt, die der natür- 
liche Brennpunkt und geistige Schwerpunkt der Gesamt- 
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bewegung geworden wäre, bewirkte, daß der Schwerpunkt 
der Organisation in den Kreisen lag, die von der in ihrem 
SMittelpanft gelegenen gieren Stabt mte galfenan 
(später Aarlßbaö), Eüieß ß^m. Bac§an, 3:epl% Änfftg, 
Steinfdßbnan später Betf4en=0oi,enßadß, 9tet4enBcr0, &n= 
le^t Amman Slntrieß empfingen. Beßmegen ist tro$ nieder 
æerfn^e bie ®#affnng einer lebenßlräftigen bentf#ößmi= 
scheu Landesorganisation in den neunziger Jahren 
n#t gelangen. @rft Me SRotmenbigleit beß @ingreifenß in 
äte ß#mif^^e ßanbeßpolitii nnb bie ftarfe ^erfbnlicbfeit 
Josef Selig ers haben hierin einigermaßen Wandel ge- 
fdjaffen. Beffennngea^^tet mieß bie Organisation ber 
deutschböhmischen Arbeiterschaft stets einen föderalistischen 
Geraster ans, Me Banbeßorgantfation blieb ein SBnnb uon 
Kreisen. 

Der erste Versuch der Schaffung einer Lanöesorgani- 
fahon fällt in baß gfaßr 1892. Äm 14. Singnft btefeß fWreß 
sanó in Reichenberg eine Landeskonferenz statt, in der die 
Einteilung in 19 Organisationsbezirke vorgenommen und 
ein Landesvorstand gewählt wurde. Verantwortlich war 
dieser Vorstand dem Landesparteitag, der alle zwei Jahre 
anfammentreten fonte." Ber @t% beß Borftanöeß mar 
Reichenberg. Jur nächsten Jahre fanden zwei Landeskon- 
ferenzen statt, und zwar am 5. Feber in Reichenberg und 
am 24. September in Warnsdorf. In der ersteren fand 
eine Neueinteilung in 10 Organisationsbezirke statt. Diese 
waren: Reichenberg, Gablonz, Warnsdorf, Rumburg, 
Friedland, Gabel, Böhm.-Leipa, Steinschönau, Aussig, 
Teplitz. Westböhmen scheint man zur Landesorganisation 
gar nicht gezählt zu haben. In der zweiten Landes- 
konferenz — die sich, wie schon früher erzählt, auch mit der 
Bewegung der Unabhängigen befaßte — erstattete Kiese- 
wetter, der erste Lanöesvertrauensmann der deutsch- 
böhmischen Sozialdemokratie, den Bericht der Lanöes- 
partetoertretnng, mä^enb geller über Organisation 
und Taktik sprach. Bemerkenswert ist, daß auf dieser Kon- 
ferenz gestritten wurde — es wurde dies eine öeutschböh- 
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mische Eigentümlichkeit, die sich nicht nur auf die Partei 
der Arbeiterschaft beschränkte —, welche Stadt am besten 
geeignet sei, den Mittelpunkt der deutschen Arbeiterbe- 
wegung zu bilden. Ein Nussiger Delegierter bestritt ent- 
¡#606%, W SRetd)e%Be%ß öe% Sßoiort fern müsse. QmMfen 
blieb die — übrigens schwache — Leitung der Partei weiter 
in Reichenberg?" Mit Westböhmen, wo die erste größere 
Konferenz, welche die Organisationen des dortigen Ge- 
bietes zu einer Kreisorganisation zusammenfaßte, 1893 in 
Granesau bei Chodau stattgefunden hatte, blieb die Ver- 
bindung weiterhin eine nur lose." 

Die Warnsdorfer Tagung blieb auf lange Zeit hinaus 
die letzte Landeskonferenz, die Kreisorganisationen ver- 
kehrten fast ausschließlich mit der Parteizentrale in Wien, 
die Landesorganisation starb in den nächsten Jahren ab, 
um später (1901) wieder gegründet zu werden. Sie hatte 
aber wieder keine Lebensdauer. Erst seit 1907 gab es unter 
Leitung Josef Selig ers eine wirkliche Lanöesorgani- 
sation, welche tatsächlich politisch führte. Um die Mitte der 
neunziger Jahre gab es folgende Kreisorganisationen: 
1. West - und Südböhmen mit dem Sitze in Falkenau 
und Bezirksorganisationen in Falkenau, Eger, Asch, Gras- 
litz, Neudek, Joachimstal, Karlsbad (mit dem Sitze in 
Aich), und Krumau. Die in diesem Gebiet befindlichen 
Bildungsvereine hatten Ende 1895 nicht ganze 3000 Mit- 
glieder. 2. Teplitz-Aussig: mit Bezirksorganisationen 
in Weipert, Kaaden, Saaz, Brüx, Teplitz, Aussig und 
Leitmeritz. Mitgliederstand 1896 etwa 4000. 3. Reichen- 
berg: mit Bezirksorganisationen in Friedland, Gablonz- 
Tannwald, Kratzau, ' Grottau, Reichenberg. Angegeben 
werden 7000 politisch und gewerkschaftlich Organisierte. 
4. Steinschönau-Haida: mit den Bezirksorgani- 
sationen Haida-Steinschönau-Leipa, Zwickau-Niemes-Gabel, 
Rumburg-Warnsdorf, Schluckenau, Bensen und Tetschen- 
Bodenbach. In jedem dieser Kreise fand die Bewegung 
ihren Mittelpunkt in einer Zeitung, und zwar im „Volks- 
wille" (Falkenan), „Freiheit" (Teplitz), „Freigeist" (Rei- 

" Die in Warnsdorf gewählte Landesleitung bestand meistens aus 
Reichenbergern. Sie war zusammengesetzt aus Kiesewetter. Zeller, Svoner. 
Ulbrich. Roscher. Albrecht. Schäfer. Treybal, Persina und Hermann. 

" Der erste Kretsvertrauensmann mar der schon erwähnte Johann 
Anton I o b st. 
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chenberg) und „Nordböhmischer Volksbote" (Steinschönau). 
Jnr folgenden Jahre (1896) löste sich Südböhmen als eigene 
Kreisorganisation von Westböhmen los, während aus 
Teilen der bisherigen Kreisorganisationen Teplitz und 
Steinschönau der Kreis Aussig-Tetschen entsteht. 

Mit der Entwicklung der Parteiorganisation hielt die 
der Parteipresse gleichen Stand. Das erste sozial- 
demokratische Blatt Deutschböhmens, welches nach dem 
Parteitag von Hainfeld erschien, war der „Freigeist" in 
Reichenberg. Welcher Mut die Gründer beseelte, geht dar- 
aus hervor, daß das Gründungskapital nicht mehr als 
40 Gulden betrug.^ Die erste Nummer der neuen 
Zeitung, deren Gründung in einer Konferenz beschlossen 
wurde, die in einem Wäldchen bei Habendorf stattfand, 
erschien am 17. Oktober 1889, die Erscheinungsweise war 
zweimal monatlich. Ein öfteres Erscheinen war zunächst 
dadurch verhindert, daß das Gesetz für die Herausgabe 
eines Wochenblattes eine Kaution von 4000 Gulden (also 
das hundertfache Gründungskapital des „Freigeist") und 
die Entrichtung des Zeitungsstempels vorschrieb. Als dann 
das Blatt seit 1894 wöchentlich und seit 1898 zweimal 
wöchentlich erschien, half man sich so, daß man den ein- 
zelnen Blättern verschiedene Namen gab („Freigeist", 
„Bei 8ietßetft", „Bet neue gietoeist"). Bo SBIoW 
lange Zeit hindurch die einzige deutsche sozialdemokratische 
Zeitung war, konnte es schon zur Zeit der ersten Mai- 
feier in einer Auflage von 8000 erscheinen. Die ersten 
Redakteure waren Josef und Karl Schiller, Eduard 
Rieger, Wilhelm Kiesewetter, der Verwalter Karl 
S ch i l l e i." 

Seit 1. April 1890 erschienen, gleichfalls in Reichen- 
berg, die „Zeitschwingen, Blätter für Volksbildung und 

" Karl Schiller war am 29. Oktober 1850 geboren worden und batte 
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Aufklärung", begründet und geleitet von Josef B e r a n e £." 
1894 übernahm die Redaktion dieser Zeitschrift, welcher ein 
großes Verdienst an der Vertiefung der Weltanschauung 
der Vertrauensmänner jener Zeit zufällt,Anton B e h r?° 
Von 1894 bis 1902 erschienen Sie „Zeitschwingen" in 
Aussig, das nach dem Parteitage von Hainfeld zum 
zweiten Mittelpunkt der deutschböhmischen Arbeiterbe- 
wegung wurde. Daselbst erschien auch vom Mai 1892 
bis August 1894 der „Gesellschafter" (so verdeutschte man 
„Sozialist"), redigiert von Ernst Berner, dem 1897 
gewählten Abgeordneten. Das Blatt wurde dann nach 
Teplitz verlegt und erschien unter seinem ursprüng- 
lichen Titel bis 1890. Zu Ostern dieses Jahres wurde das 
„Volksrecht" geschaffen, das ursprünglich Kopfblatt der 
Teplitzer „Freiheit", seit 1897 als selbständiges Blatt in 
Aussig gedruckt wurde. Josef Dobiasch, später Heinrich 
Dietl redigierten eß." 

Früher schon waren sozialdemokratische Zeitungen in 
Westböhmen entstanden. Die erste war „Die Morgenröte" 
unter der Redaktion des Tschechen R e z n í c e £ und des 
Deutschen Franz Lill, in Prag mit Antiqualettern ge- 
druckt, die aber schon nach der dritten Nummer zu leuchten 
aufhörte. (1890.) Die zweite war die „Volksmacht", deren 
Schriftleitung in den Händen Johann Haberfellners 
war, eines Porzellanmalers in Fischern bei Karlsbad, wo 
auch die Zeitung erschien. Ein Arbeiter namens Emisch 
hatte das Gründungskapital beigesteuert. Das Blatt über- 
siedelte dann nach Eger und hörte 1893 zu erscheinen auf. 
An seine Stelle trat der „Volkswille" in Eger, später in 
Falkenau, dann (1904) in Karlsbad, dessen ersten Redak- 
teure der Metallarbeiter Johann Ritsche, der frühere 
Mönch Josef Dobiasch und der bereits genannte Franz 
Lill waren. Frühzeitig hatten sich auch die Glasarbeiter 
des Haida-Steinschönauer Gebietes ein Kampfblatt ge- 

" Geboren am 6. Juni 1886 in Srbec bei Neustraschlb. (Sieb den 
Artikel K. Kreibichs über Josef Beranek im „Borwärts"-Reichenberg vom 
6. Juni 1926.) 

" Josef Beranek: „Volksbildung ist Volksbefreiung." Ein Bei- 
trag zur Btldungsarbett vor 80 Jahren. „Vorwärts" (Reichenberg). 

Den Lebenslauf Vehrs sieh Emil Strauh: „Die Entstehung der 
beutschböhmischen Arberterbewegung." S. 143. 

i- Leopold Pölzl: „Dreitztg Jahre Volksrecht." „Volksrecht" (Aussig) 
vom 4. April 1926. 
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schaffen. Seit November 1891 erschien in Steinschönau ein 
Wochenblatt unter dem Titel „Nordböhmischer Volksbote", 
(aus der „Glasarbeiterzeitung" hervorgegangen) dessen 
redaktionelle Leitung in den Händen Josef H a n nichs 
lag?« Seit Feber 1894 erschien unter der Redaktion 
Josef S e l i g e r s, der bald der erste Journalist 
der Partei wurde, in Teplitz die „Volksstimme", später 
„Freiheit" genannt, mit einem „Kapital" von 80 Gulden 
ins Leben gerufen. So hatte die Zersplitterung der Bewe- 
gung die Gründung von vielen Blättern — einige kurz- 
lebige führen wir gar nicht an — zur Folge, die einander 
Konkurrenz machten und deren Auflagenziffern jahrelang 
bescheidene blieben. Aus der Landeskonferenz in Warns- 
dorf 1893 führte der Referent zum Punkt Presse, Ne- 
z d a r a, aus, daß oft Blätter ohne Notwendigkeit gegründet 
werden, welche dann schwer mit dem Leben kämpfen müs- 
sen?« In ähnlicher Weise kritisierte die vielen Blattgrün- 
dungen auf dem Parteitag von 1897 der Pressereferent 
Julius Popp. Bessere Zeiten hatte die Parteipresse im 
Wahlkampfe 1896/97, da das erhöhte politische Interesse 
ein Steigen der Abnehmerzahl aller Blätter zur Folge 
hatte. 

* 

Die Zeit vom Parteitag in Hainfeld 1889, der durch 
die Einigung von Radikalen und Gemäßigten die sozialde- 
mokratische Partei Oesterreichs neu begründet hat, bis zum 
allgemeinen, wenn auch nicht gleichen Wahlrecht 1897, das 
den Einzug von Sozialdemokraten ins Parlament möglich 
machte, ist eine Zeit des inneren Aufbaues, der Sammlung, 
der Selbstverständigung, der Vorbereitung. Die stürmische 
Wirtschaftsentwicklung stärkte das Selbstgefühl des Prole- 
tariats und begünstigte das Wachstum der gewerkschaft- 
lichen und politischen Organisationen der Arbeiterklasse, 
denen die Tücken der Behörden und Unternehmer nichts 

Partei nt der Tschechoslowakischen Republik. Bodenbach 1924. 
folgende Auflaaeztffern be- 

. „Nordbölwiischer Volksbote 

(Teplitzs IBÔór 1 ,æõlkswacht" * sEger) "¡400.^ ^ „Volksstimme 



anhaben konnten. Die inneren Streitigkeiten in der Partei 
wurden, soweit es um die grundsätzliche Einstellung zu den 
politischen und wirtschaftlichen Kämpfen ging, rasch über- 
wunden, aus den Auseinandersetzungen jener Zeit ging die 
Taktik hervor, den Augenblicksinteressen der Arbeiterschaft 
ebenso Beachtung zu schenken wie den hohen Zielen der 
Gesamtbewegung, jedes Kampfmittel auf seine jeweilige 
Zweckmäßigkeit zu prüfen. Der nationale Streit innerhalb 
-er Arbeiterbewegung war erst im Keime vorhanden und 
hemmte noch nicht den Kampf der Klasse. Die Partei schuf 
sich ihre Organisationsform und drang in neue Gebiete vor. 
Die Maifeier zeigte von Jahr zu Jahr die wachsende 
Werbekraft der sozialdemokratischen Idee, der Kampf um 
das allgemeine Wahlrecht brachte fast die gesamte 
Arbeiterklasse unter den Einfluß der So- 
zialdemokratie. 1897 war eine wichtige Teilstrecke 
auf dem Wege zum allgemeinen gleichen Wahlrecht, das ist 
auf dem Wege zur Demokratie, zurückgelegt. Nun galt es, 
im Parlament vom Standpunkt der Arbeiterklasse zu den 
auftauchenden Staatsproblemen Stellung zu nehmen und 
das Parlament zur Tribüne zu machen, auf der eine bis- 
her von der Gesetzgebung ausgeschlossene Klasse erschien. 
Jeder Erfolg stellte der Sozialdemokratie neue Aufgaben. 
Wie sie diese im folgenden Jahrzehnt löste, wie sie ins- 
besondere ihr unmittelbares politisches Hauptziel, das all- 
gemeine, gleiche und direkte Wahlrecht, erreichte, wie die 
Vermehrung der Anzahl der Kurien der Anfang vom Ende 
des Kuriensystems überhaupt war, werden wir auf den fol- 
genden Blättern erzählen. 



Zweiter Abschnitt: 

Bis zum allgemeinen gleichen Wahlrecht. 
(1897—1907) 

Fünftes Kapitel: 

Wirtschaftliche Organisationen nnd Wirtschaftskämpfe. 

Den Unterbau öes mächtigen Fortschrittes der österrei- 
chischen Arbeiterbewegung im Jahrzehnt von 1897 bis 1907 
bildete die fortschreitende industrielle Entwick- 
lung Oesterreichs. So stiegen der Wert der geförderten 
Steinkohle von 1881 bis 1901 von 41 auf 109 Millionen, der 
Braunkohle von 32 auf 125, -es Eisenerzes von 3 auf 19, 
des erzeugten Roheisens von 35 auf 80 Millionen Kronen. 
Um die Wende des zwanzigsten Jahrhunderts vollzogen 
sich in der Volkswirtschaft gewichtige Veränderungen. Das 
Wachstum der Betriebe hatte die Verdrängung des Einzel- 
unternehmers durch die Aktiengesellschaften zur 
Folge. 1896 gab es in Oesterreich 449 Aktiengesellschaften 
mit 1577 Millionen Kronen, 1907 schon 648 Gesellschaften 
mit 2744 Millionen Kronen Aktienkapital. An Stelle der 
freien Konkurrenz traten Kartelle, an die Stelle des 
Kampfes der Kapitalisten untereinander deren Verständi- 
gung. 1900 entstand das Kupferdrahtkartell, 1903 das Eisen- 
und Glühlampenfabrikenkartell, 1904 das Kartell der 
Gummifabriken, 1905 das der Emailgeschirrfabriken, 1906 
das Armaturenkartell, 1907 das Kartell der Maschinen- 
fabriken. Wurde schon durch diese Wirtschaftsentwicklung 
die Interessengemeinschaft der industiellen Kapitalisten 
immer fester geknüpft, so wurde durch die Entstehung der 
landwirtschaftlichen Industrie die Interessengemeinschaft 
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aller Großkapitalisten erst hergestellt. Der Kampf zwischen 
Feuöaladel und städtischem Bürgertum ging zu Ende, die 
Fronten dieser beiden Machtklassen schlossen sich zur Ein- 
heitsfront gegen die Arbeiterklasse. In den Reigen der 
bürgerlichen Klassen treten, begünstigt vom Eindringen der 
kapitalistischen Geldwirtschaft in die Landwirtschaft, die 
besitzenden Bauern, deren Reichtum dank -er An- 
wendung der Agrarwissenschaft steigt. Die Durchschnitts- 
ernteerträgnisse an Weizen, die im Jahrfünft 1895 bis 
1899 11.700 Meterzentner betragen haben, steigen im Jahr- 
fünft 1905 bis 1909 auf 15,500 Meterzentner. Die bäuerliche 
Kapitalskraft kommt in dem Wachstum der Raiffeisenkassen 
zum Ausdruck, die 1898 180.000 Mitglieder mit 93 Millio- 
nen, 1908 784.000 Mitglieder mit 615 Millionen Kronen 
Spareinlagen hatten. Diese Wirtschaftsentwicklung bringt 
die besitzenden Bauern als Akteure auf die Bühne der 
Politik. 

Unterbrochen wird die schnelle Entwicklung des Kapi- 
talismus freilich durch die regelmäßigen Krisen, die von 
Zeit zu Zeit das Wirtschaftsleben erschüttern. Ein kritisches 
Wirtschaftsjahr ist in dieser Zeit des Aufschwunges 1899 
eine zweite Wirtschaftskrise bricht über Oesterreich 1901 
herein. Von da ab herrscht in allen Gewerben eine günstige 
Konjunktur bis zum Ende des hier dargestellten Abschnit- 
tes. 1903 wird der Wirtschaftsaufschwung immer stürmi- 
scher, in einzelnen Erwerbszweigen herrscht geradezu eine 
Ueberbürdung mit Aufträgen. Diese Zeit günstiger indu- 
strieller Entwicklung mußte die Macht des Proletariats 
mehren und ein Kraftgefühl erzeugen, das alle Dämme 
niederreißen mußte, sobald günstige politische Verhältnisse 
gekommen waren. Das trat 1905 ein, als die russische Revo- 
lution ein neues Zeitalter sozialer Umwälzungen in 
Europa einleitete. 

Wohl stiegen in -er Zeit der guten Konjunktur in dem 
geräuschvolleren oder stilleren Ringen mit den Unterneh- 
mern die Löhne. Was aber ein Teil der Kapitalisten den 
Arbeitern gab, nahm ihnen ein anderer in Form hoher 
Lebensmittelpreise wieder weg. Die gesteigerte 
Nachfrage in der Zeit der guten Wirtschaftskonjunktur 
treibt die Preise in die Höhe. Entweder wirtschaftlicher Nie- 
dergang und damit Arbeitslosigkeit, oder guter Geschäfts- 
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gang uní» damit Teuerung — zwischen diesen beiden Polen 
liegt das Schicksal der Arbeiterklasse in der kapitalistischen 
Gesellschaftsordnung eingeschlossen. Das Jahrzehnt, von 
dem wir sprechen, ist eine Zeit der Teuerung. 1897 setzt das 
Steigen der Preise ein. Während im April dieses Jahres 
ein Meterzentner Weizen 7.90 fl. kostete, betrug der Preis 
ein Jahr später 18.20 fl. Ein Versuch der sozialdemokrati- 
schen Abgeordneten, durch Beseitigung der Getreidezölle 
eine Preissenkung herbeizuführen, scheiterte an dem Wi- 
derstand der bürgerlichen Parteien. Statt mit Hilfe der 
staatlichen Finanzpolitik der Teuerung entgegenzuarbeiten, 
erhöhte die Regierung Thun-Kaizl — mit dem berüchtigten 
§ 14 der Verfassung, also ohne das Parlament zu befragen 
— die Abgaben für Bier, Branntwein und Zucker. Ins- 
besondere die Erhöhung der Z u ck e r st e u e r von 13 auf 
19 Gulden hatte einen Versammlungssturm der Arbeiter 
im ganzen Reiche zur Folge. Am 30. und 31. Juli 1899 
wurden in ganz Nordböhmen mächtige, von der sozial- 
demokratischen Partei einberufene Demonstrationsver- 
sammlungen abgehalten. In den größeren Städten erreichte 
die Teilnehmerzahl an diesen Versammlungen 10.000. Die 
Erregung der Massen war so groß, daß sich die Versamm- 
lungsaktion bis zum September hinzog. Am 13. August 
1899 sah Teplitz die größte Demonstrationsversammlung, 
welche es in der Stadt bis dahin gegeben hatte. 15.000 
Menschen füllten an diesem Tage den Schmeykalplatz, von 
drei Tribünen sprachen die Redner. „Um jede Tribüne 
hatte sich eine breite und dichte Mauer gebildet, aus der 
niemand heraus-, die niemand durchbrechen konnte, und die 
so breit war, als der Schall der Redner drang. Zwischen 
diesen drei Grupen von Zuhörern schoben sich Hunderte hin 
und her, von einer Tribüne zur anderen, um etwas zu 
hören. Einem geschlossenen Meer von Menschen aber glich 
der ganze große Platz in dem Augenblick, als die Ver- 
sammlung . . . geschlossen wurde." Dann setzten sich die 
Tausenden von Menschen zu einem Umzuge in Bewegung. 
Es war die Parole ausgegeben worden, schweigend zu de- 
monstrieren, und nicht ein Ruf wurde hörbar, stumm zog 
das Heer der Arbeiter durch die Straßen der Stadt. Der 
Eindruck war überwältigend. Tragischer war der Ausgang 
von Demonstrationen, die in G r a s l i tz stattfanden. Nach- 



dem die dortige Arbeiterschaft am 19. August 1899 eiue 
große Kundgebung veranstaltet hatte, wurde in der Stadt 
eine größere Anzahl von Gendarmen zusammengezogen. 
Sonntag den 20. August kam es zu einem Zusammenstoß 
zwischen den Gendarmen und den Arbeitern vor einem 
Gasthaus. Die Gendarmen schossen in die Menge. Drei Per- 
sonen waren sofort tot, eine vierte starb an den erlittenen 
Verletzungen, weitere sieben Menschen wurden schwer ver- 
letzt. In dem gerichtsärztlichen Befund wurde ausdrücklich 
festgestellt, daß alle Toten von rückwärts angeschossen waren, 
es konnte also von einem Angriff der Menge auf die Gen- 
darmen keine Rede sein. Der Bezirkskommissär Dr. Roth, 
der den Gendarmen das Schießen befahl, mußte Graslitz 
fluchtartig verlassen. In ganz Oesterreich rief der blutige 
Vorfall die Empörung und Erbitterung der Arbeiter 
hervor.* 

Auf die Gestaltung der Preise der wichtigsten Lebens- 
beöarfsartikel, welche die Arbeiterschaft verbrauchte, wirkte 
in einer für das Proletariat ungünstigen Weise auch die 
Zoll- und Handelspolitik ein, welche die herr- 
schenden Klassen seit Beginn den achtziger Jahre betrieben. 
Auf dem Parteitage von 1901 beschäftigte sich die österrei- 
chische Sozialdemokratie in ausführlicher Weise mit diesem 
Problem. 

Bis zum Jahre 1881 war in Oesterreich das Ver- 
bots system in Geltung, durch welches die Einfuhr be- 
stimmter Waren überhaupt verboten war. An seine Stelle 
trat dann durchgängig die Einrichtung der Zölle, wodurch 
die Einfuhr aus dem Auslande mittels des höheren oder 
niederen Zolles beeinflußt werden konnte. Volkswirte und 
Staatsmänner standen damals in zwei Lagern, dem der 
Freihändler und Schutzzöllner. Zunächst siegte der Frei- 
handel. 1846 wurden im ältesten Lande industrieller Ent- 
wicklung, in England, die Kornzölle abgeschafft, durch den 
englisch-französischen Handelsvertrag von 1860 wurde 
Frankreich, durch den Vertrag Frankreichs mit dem deut- 
schen Zollverein 1868 auch dieser für den Freihandel gewon- 

* Bte tDMen bei 56iöWae SdWmaiSei 3) teil 
(Vater von sechs Krndern!), der 27jährige Maurer Georg B ä u r» l, der 
LOjährige Schlosser Rudolf R b d i a, der 15jährige Instrumentenmacher 
Friedrich S t o w a s f e r. Am Leichenbegängnis nahmen 15.000 Personen 
teil, an den Gräbern sprachen die Abgeordneten Hofer und Dr. Verkauf. 
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nen. Auch im kam Oesterreich um eine Idee zu spät. Die 
hohen Zölle verhinderten die wirtschaftliche Annäherung 
-er süddeutschen Staaten, und als Oesterreich endlich seine 
Zölle herabsetzte, war die wirtschaftliche Verbundenheit der 
deutschen Bundesländer mit Ausschluß Oesterreichs so 
stark, daß Preußen mit Erfolg die Aufnahme Oesterreichs 
in den deutschen Zollverein verhindern konnte. So hat 
Oesterreich durch seine Schutzzollpolitik seinen Ausschluß 
aus dem deutschen Bunde, den ihm Preußen nach dem sieg- 
reichen Kriege von 1866 diktierte, selbst vorbereitet. 

Die Herrschaft des Freihandels wurde auf dem euro- 
päischen Festlanöe zu Ende der siebziger Jahre insbeson- 
dere durch die steigende Einfuhr des amerikanischen Getrei- 
des, sowie durch das Bestreben, die emporstrebende deutsche 
Industrie gegen den englischen Wettbewerb zu schützen, er- 
schüttert. Die bürgerliche Nationalökonomie wandte sich vom 
Theoretiker des Freihandels Adam Smith dem des 
Schutzzolles Friedrich L i st zu, Bismarck brachte 1879 im 
deutschen Reichstag einen Zolltarif durch, der die Zölle auf 
die Erzeugnisse der Landwirtschaft und Industrie erhöhte. 
Oesterreich, dessen Zollpolitik sich bis 1918 im Schlepptau 
der deutschen bewegte, folgte dem Beispiel im Zolltarif von 
1882. Als Deutschland nach Bismarcks Entlassung wieder 
zur Politik eines mäßigeren Schutzzolles zurückkehrte, tat 
Oesterreich (1892) dasselbe. Ende der neunziger Jahre je- 
doch traten Industrielle und Grundbesitzer für eine neuer- 
liche Erhöhung der Zölle ein, und die Sozialdemokratie 
stand vor der Notwendigkeit, den Kampf gegen die Hoch- 
schutzzölle aufzunehmen. 

Der Standpunkt zu den Fragen der Zollpolitik war in- 
nerhalb der Partei nicht geklärt, was darin zum Ausdruck 
kam, daß auf dem Wiener Parteitage von 1901 drei Refe- 
renten über das Thema „Die Zoll- und Handelspolitik der 
Sozialdemokratie Oesterreichs" sprachen. Karl Kautsky 
erklärte, man müsse, um innerhalb des verwickelten Zoll- 
problems nicht auf einen Irrweg zu geraten, vom Inter- 
esse der arbeitenden Klasse ausgehen. „Der Proletarier ist 
Verkäufer der Ware Arbeitskraft, er hat ein Interesse an 
dem hohen Peise dieser einen Ware, aber kein Interesse 
an hohen Preisen anderer Waren . . ." Ist schon so der 
Standpunkt gegen die alle Waren verteuernden Schutz- 
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zölle gegeben, so erfließt diese Stellungnahme auch daraus, 
daß die Sozialdemokratie das Interesse des Gesamt- 
proletariats vertreten müsse. „Wenn eine Kapitalisten- 
schichte", so führte Kautsky aus, „imstande ist, die Staats- 
maschine ihren Sonderinteressen dienstbar zu machen, so 
wird diese Gruppe es durchsetzen, daß für sie besonders 
hohe Zölle festgesetzt und dadurch ihre speziellen Interessen 
auf Kosten der Allgemeinheit gefördert werden. Das 
Proletariat aber hat kein Interesse daran, 
daß eine besondere Indu st rie auf Ko st en der 
anderen geschützt werde, es hat nur ein Interesse 
daran, daß sich die Gesamtindustrie entwickle." Als Beispiel 
wies -er Referent auf den Eisenzoll hin, der den Eisen- 
industriellen hohe Gewinne bringe, aber die gesamte übrige 
Industrie schädige. Ebenso wandte sich Kautsky gegen die 
geplante Erhöhung der Getreidezölle, die einigen tausend 
Grundbesitzern eine Mehreinnahme von etwa 200 Millio- 
nen Kronen, der gesamten übrigen Bevölkerung aber 
teueres Mehl und Brot bringen würden. Weniger scharf 
war die Stellungnahme des zweiten Referenten, Dr. Benno 
Karpeles, gegen die Schutzzölle. Er hatte gegen einen 
mäßigen Schutzzoll einzelner Industrien nichts einzuwen- 
den und stellte den Vertretern der Partei die Aufgabe, bei 
jedem einzelnen Posten des Zolltarifes ihren Standpunkt 
zu prüfen. Der dritte Referent, Heinrich Beer, trat gegen 
die Meinung seines Vorredners, daß die Entwicklung von 
Oesterreichs Industrie durch den Schutzzoll gefördert wer- 
den könne, aus und sah die Ursache für die Rückständigkeit 
der österreichischen Industrie anderwärts: „ ... ich sehe in 
den niedrigen Löhnen, in den schlechten Schulen und . . . 
in dem Mangel einer vernünftigen Zollpolitik die Haupt- 
ursache dafür, daß unsere Industrie ... so rückständig 
ist . . ." In der Debatte wandten sich mehrere Redner lei- 
denschaftlich gegen die Auffassung, die Dr. Karpeles ver- 
treten hatte und die Wasser auf die Mühle der Schutzzöllner 
war. Schließlich einigten sich die Referenten darin, daß in 
gewissen Fällen Erziehungszölle geduldet werden kön- 
nen. In der vom Parteitage angenommenen Entschließung 
heißt es: „ ... in den Anfängen der kapitalistischen Indu- 
strie kann die ökonomische Entwicklung auch gefördert wer- 
den durch Erziehnngszölle für die Industrie. In Ländern 



fortgeschrittener kapitalistischer Industrie werden diese 
Zölle aus einem Förderungsmittel ein Hemmnis der Ent- 
wicklung der Produktivkräfte des Landes, namentlich dort, 
wo man sie mit Agrarzöllen verbindet, oder wo sie die Auf- 
gabe haben, begünstigten Kapitalistengruppen Extraprofit 
zuzuschanzen. Diese letzteren Zölle, ebenso wie Finanzzölle, 
sind unter allen Umständen auf das entschiedenste zu be- 
kämpfen . . ." 

Freilich erwies sich die Sozialdemokratie zu schwach, 
um die Erhöhung der Industrie- und Agrarzölle zu ver- 
hindern. Im Jänner 1908 wurde der Zolltarif bekannt, den 
die Regierung Koerber mit Ungarn vereinbart hatte. Danach 
wurde der Weizenzoll von 3.87 auf 7.80 Kronen, der Fleisch- 
zoll von 14 auf 30 Kronen erhöht. Die Zölle auf Fleisch und 
Brot wurden sohin verdoppelt. Wurden schon dadurch die 
Lebensmittelpreise hinaufgetrieben, so setzte 1904 eine 
neuerliche Teuerung ein. In wenigen Monaten wurden 
nach einer Berechnung der „Neuen Freien Presse" die Ko- 
sten eines Haushaltes um 23 Prozent erhöht. Anfang Mai 
1904 kostete der Weizen 7.90 Kronen pro SO Kilogramm, 
Ende Mai schon 9.86 Kronen. Ebenso stiegen die Preise von 
Fleisch, Zucker, Milch, Kohle. Auf dem Parteitag der deut- 
schen Sozialdemokratie Oesterreichs in Salzburg (1904) gab 
e3 über die Frage der Lebensmittelverteuerung eine län- 
gere Debatte, in der bezüglichen Entschließung forderte der 
Parteitag die Arbeiterschaft auf, „den Kampf gegen das 
Agrariertum mit größter Schärfe und Errergie zu führen" 
und die wirtschaftlichen Organisationen des Proletariats zu 
fördern. Im Mai 1908 wandte sich bei der Verhandlung des 
Zolltarifs im Abgeordnetenhause der 1901 gewählte Lehrer 
Seitz dagegen, daß jede Hausfrau den ungarischen Agra- 
riern ein Viertel des Mehl- und Brotpreises als Zoll ent- 
richten müsse. (In der Ausbeutung der österreichischen Be- 
völkerung durch die ungarischen Grundbesitzer kam die 
Macht der ungarischen und die Schwäche der österreichischen 
Regierung zum Ausdruck.) Im Jahre 1906 stiegen die 
Preise erneut. Das Ergebnis war, daß in Nordböhmen von 
1900 bis 1906 das Schweinefleisch von 1.20 auf 2 Kronen, 
das Kalbfleisch von 1.40 auf 2.60 und das Rindfleisch von 
1.60 auf 2.20 gestiegen war. Das Steigen der Fleischpreise 
war die notwendige Folge des überragenden Einflusses der 
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österreichischen und ungarischen Agrarier, welche die Grenz- 
sperre für Vieh gegen die Balkanstaaten durchgesetzt hatten, 
wohingegen die Viehausfuhr nach Deutschland offen blieb. 
Diese Politik senkte nicht nur die Lebenshaltung der brei- 
ten Massen und machte den Genuß von Fleisch zum Lecker- 
bissen, sondern verursachte die Abneigung der serbischen 
Bauernklasse gegen Oesterreich und hat so beigetragen, jene 
politische Lage zu schaffen, die später zu einer Reihe von 
Konflikten mit Serbien und schließlich zum Weltkriege 
führte. 

Dabei herrschten in einzelnen Zweigen der Produktion 
noch immer Zustände, die an die sozialen Verhältnisse der 
siebziger und achtziger Jahre gemahnten. Anläßlich eines 
Glasarbeiterstreiks in Tannwald im Sommer 1898 wurde 
die Aufmerksamkeit der Oeffentlichkeit auf die grauenhaf- 
ten Zustände in der dortigen Glasperlenindustrie gelenkt, 
wo etwa 800 Kinder im Alter von vier bis vierzehn Jah- 
ren beschäftigt waren. „Die Kinder werden zumeist mit der 
Arbeit des Anfädelns und Abfeilens betraut. Ihre Arbeit 
währt oft bis um 10 oder 12 Uhr nachts, bis sie vor Müdig- 
keit umsinken." Die Arbeitszeit für die Erwachsenen war 
überhaupt unbeschränkt, sie betrug in der Regel 16 bis 18 
Stunden? Der Lohn der Erwachsenen bewegte sich zwischen 
1 fl. 50 kr. und 5 fl., derjenige der Kinder zwischen 70 und 
80 kr. in der Woche. Bei solchen Löhnen war es für die 
Arbeiter und ihre Familien unmöglich, sich sattzuessen. 
Kartoffeln bildeten die Hauptnahrung der schwer arbeiten- 
den Männer, Frauen und Kinder. 

Kartoffeln in der Früh', 
Des Mittags in der Brüh', 
Des Abends mitsamt dem Kleid, 
Kartoffeln in alle Ewigkeit. 

Der Arbeitsraum war oft so klein, daß sich die Men- 
schen kaum bewegen konnten, er diente zugleich als Wohn-, 
Schlaf- und Kochraum. Am Abend verpesteten Petro- 
leumlampen die Luft. Diese Lebensweise — viel arbeiten 
und wenig essen — bereitete den Glasarbeitern einen frü- 
hen Tod. Der Glasstaub vernichtete ihre Lungen, so daß die 

i Max Winter: „Strnffj 
kleinindustrie NordbÜhmens. 9 

ien Jser und Neisse." 
Uen 1900. 
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Schleifer in jungen Jahren reif wurden für „Pfarrers 
Schleifmühl". Es gehört zu den Sonderbarkeiten des Le- 
bens, daß die Opfer dieser furchtbaren Verhältnisse sich über 
ihr eigenes Schicksal lustig machten. So pflegte man zwi- 
schen Jser und Neisse zu sagen: „Geld ho ich genung, ock 
an Sunnt'che un ei der Woche kee's", oder „Arm bin ich ne, 
ich hab' halt nischt." Diese humorvolle Auffassung eines 
elenden Lebens kommt in den Erzählungen und Theater- 
stücken des Arbeiterdichters Franz Grün dm an n natur- 
getreu zum Ausdruck. Grundmann, der am 31. Dezember 
1864 in Brettgrund bei Trautenau als Sohn eines Berg- 
arbeiters zur Welt gekommen war, war in seiner Jugend 
von unbändiger Wanderlust beseelt gewesen und hatte 
einen großen Teil Oesterreichs und Deutschlands bereist, 
wo er vieles sah und in sich aufnahm. Seit 1886 stand er 
als Glasschleifer in Antoniwald im Jsergebirge. Er war 
ein guter Beobachter und schilderte schon drei Jahre später 
in der Arbeiterpresse Leben und Leiden der Glasarbeiter. 
Die Erzählungen, die er schrieb, sind nicht nur eine lebens- 
warme Darstellung der Sorgen und Mühen seiner Klassen- 
genossen, sondern zeichnen sich durch Frische und Humor 
aus. Am 80. Juni 1921 ist Grundmann, der auch in der 
DT6amfütton bei (BlaMiBetter feine» BRamt oefteKt W, 
gestorben, unter den Glasarbeitern des Jsergebirges wird 
der zugleich tatkräftige und bedächtige, gütige und witzige 
Mann nicht so bald vergessen werden. 

Aber nicht nur in der Heimindustrie, sondern auch in 
Fabriksbetrieben herrschten für die Arbeiter unerträgliche 
Zustände? Der Umwälzungsprozeß in der Porzellanindu- 
strie — Verwendung der Gipsgußformen und der Porzel- 
langußmasse, wodurch auch große Gegenstände von unge- 
lernten Arbeitern hergestellt werden konnten, Erfindung 
des Buntdrucks — machte einen Teil der hochqualifizier- 
ten Arbeiter (Maler) überflüssig und warf sie auf die 
Straße. Wer aber Arbeit behielt, unterlag der furchtbarsten 
Ausbeutung. So arbeiteten in Westböhmen an den Porzel- 
lanöfen Leute oft 24, ja auch 36 Stunden ohne Unterbre- 
chung, ihre wöchentliche Arbeitszeit betrug bis 120 Stun- 
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den? Dabei war die Arbeit gesundheitlich im höchsten 
Grade schädlich. Max Winter, der verdiente Schilderer des 
deutschböhmischen Arbeiterlebens, gibt uns ein anschauliches 
Bild der Arbeitsweise der Porzellanarbeiter: „Hinein in 
den glühenden Bauch des Ofens müssen sie schliefen, schwer 
bepackt keuchen sie heraus in den meist zugigen Raum, der 
den Ofen umgibt, über Gänge müssen sie das ausgenommene 
Geschirr schleppen, Trepp auf, Trepp ab, und dabei müssen 
sie in der Minute oft einen zweimaligen Temperaturunter- 
schied von 20 Graden und mehr auf ihren Körper einwir- 
ken lassen. Im Ofen 35 bis 40 Grad Hitze, auch mehr, im 
Vorraum 16 bis 20 Grad im Sommer, oft kaum 10 Grad 
im Winter, diesem Wechsel sind die Taglöhner und Tag- 
löhnerinnen durch Stunden hindurch Minute für Minute 
ausgesetzt, und gerade die Arbeitszeit dieser Kategorien 
ist normal am längsten." Nicht einmal einen freien Sonn- 
tag hatten die „Brennhaussklaven". Die Arbeiter, die einen 
zu weiten Weg zurückzulegen hatten, um täglich nach Hause 
gehen zu können, wohnten in Massenquartieren, wo sie zu 
fünf oder sechs in kleinen Dachzimmern schliefen, „in denen 
kein Ofen, kein Tisch auch nur die Spur von Bequemlichkeit 
aufkommen lassen". Daß unter diesen Umständen die Men- 
schen ständig von Krankheiten heimgesucht wurden, war bei 
derartigen Arbeits- und Lebensverhältnissen selbstver- 
ständlich. In einem Choüauer Betrieb kamen im Jahre 
1900 auf 513 Versicherte 19 Todesfälle und 305 Erkrankun- 
gen, es erkrankten also binnen Jahresfrist 59 Prozent der 
Arbeiter. In einem Betrieb in Poschetzau (Bezirk Elbogen) 
betrug der Prozentsatz an Erkrankten sogar 85 Prozent. 
Kein langes Leben war den Opfern einer keine Grenze an- 
erkennenden, von keiner Moral befangenen Klasse von 
Profitjägern beschieden. Ergreifend ist das Mäöchenlied, 
das die kurze Lebensdauer des Geliebten besingt: 

Ma Schatz is a Dreha, 
A Dreha maouh sän, 
Ea drat nä zea Ganha' 
U affat geiht a ahn? 

' Max W i titcr : ,,9m Purzlinerlandl." Eine Studie über das Le- 
ben der nordweitbohmischen Porzellanarbeiter. Wien 1901. 

4 Nur zebn Jahre. 
° Dann geht er ein. 
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Das Bild wäre unvollständig, wenn nicht erwähnt 
würde, daß auch auf den körperlich völlig gesunden Arbei- 
ter in den Rädern und Transmissionen der Maschinen stän- 
dig Tod und Verstümmelung lauerten. Eine erschütternde 
Zusammenfassung der Unfallstatistik gibt der durch seine so- 
zialen Schilderungen verdiente Schriftsteller T. W. Lei- 
sen: „In der Zeit von 1897 bis 1901 wurden dem Mam- 
mon folgende Opfer dargebracht: 6563 Arme, 6055 Hände, 
31.203 Finger, 25.432 Beine und Füße, 5412 Augen. Ver- 
letzungen des Kopfes kamen 3366mal und solche des Rump- 
fes 4355mal vor,- außerdem 1416 Rippenbrüche und 1165 
innere Verletzungen. 219 Personen erstickten und 166 Per- 
sonen ertranken. Am Ende des Jahres 1904 gab es 6869 
Witwen nach Getöteten, 9699 Waisen unter 15 Jahren, 3052 
dauernd gänzlich Invalide und 52.052 dauernd teilweise 
Invalide."" Im Bergbau allein gab es von 1879 bis 1907 
5767 Tote und 15.225 Schwerverletzte. 

Nur unter großen Opfern gelang es den Arbeitern 
in der Porzellanindustrie — so durch die Streiks von 1897 
in Dallwitz und Aich — ihre Lebenslage zu heben. Auch 
in der Glasindustrie des Jsergebirges, von der vorhin 
die Rede war, kam es 1898 und 1903 zu heftigen Lohn- 
kämpfen. 

Die Arbeiterschaft Oesterreichs hatte um die Jahr- 
hundertwende außerordentlich schwere gewerkschaft- 
liche Kämpfe durchzufechten. Die meisten dieser 
Kämpfe galten der Herabsetzung der Arbeitszeit. 1899 war 
das Kampfjahr der Textilarbeiter, die den Zehnstunöentag 
verlangten, 1900 das Kampfjahr der Bergarbeiter, welche 
die Achtstundenschicht forderten. Im Frühjahr 1899 streik- 
ten die Textilarbeiter des Nachoder Gebietes, im Herbst 
die von Zwickau. Der schwerste dieser Textilarbeiterkämpfe 
war jedoch der Streik der Brünner Textilarbeiter, der am 
26. April 1899 begann, acht Wochen dauerte und an dem 
6000 Männer und 5000 Frauen beteiligt waren. Der 
Kampf dieser armen, ausgebeuteten Menschen, deren 
Wochenlohn drei bis vier Gulden betrug, die von Unter- 
nehmern und Betriebsleitern brutal behandelt und durch 
allerlei Kniffe bei der Lohnauszahlung betrogen wurden, 

“ „Die Besitzenden und die Besitzlosen in Oesterreich." Wien 1906. 
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endete mit einem Kompromiß. Der zehnstündige Arbeits- 
tag wurde nicht durchgesetzt, wohl aber eine Lohnerhöhung. 

Eine weit größere Masse von Menschen erfaßte der 
Streik der Bergarbeiter im Jahre 1900. Schon seit Jahren 
hatten die Arbeiter den Unternehmern die Forderung nach 
Verkürzung der Arbeitszeit auf acht Stunden, einem 
Grundlohn von zwei Gulden für den Häuer und wöchent- 
licher Lohnauszahlung vorgelegt, ohne den geringsten Er- 
folg erzielen zu können. Die Erbitterung und Verzweif- 
lung der unter steter Lebensgefahr arbeitenden Menschen 
brach zuerst im Ostrauer Revier hervor, wo die Arbeiter 
eines Schachtes wegen eines Streites um die Schichtdauer 
in den Streik traten. Rasch ergriff die Flamme nicht nur 
dieses Revier, sondern alle Reviere Oesterreichs. Am 
19. Jänner traten die Bergarbeiter des Teplitz—Brüx— 
Komotauer, am 22. Jänner des Falkenauer und Pilsner 
Revieres in den Streik. Insgesamt streikten von 87.000 
Arbeitern etwa 65.000, d. s. 75 Prozent, davon im nord- 
westböhmischen Revier 20.000, im Falkenauer 5000, im 
Pilsner 6000. Der Kampf war nicht planmäßig ins Werk 
gesetzt, die Leitung konnte sich bei den Arbeitern nicht 
immer durchsetzen, zumal nicht mehr als 10.000 Arbeiter 
organisiert waren und die verfügbaren Gelder der Or- 
ganisation nicht mehr als 26.000 Kronen betrugen. „Eine 
schlecht organisierte, in ihrer Majorität unwissende und 
alkoholisierte Masse, wie es die Bergarbeiter waren, hätte 
im ersten Ansturm siegen müssen, wenn sie überhaupt zu 
siegen vermochte." Die Unternehmer wollten um keinen 
Preis nachgeben und so zog sich der Streik bis Ende März 
bzw. Anfang April hin. Die Bergarbeiter, welche ihren 
Unternehmern unter Lebensgefahr unermeßliche Reich- 
tümer schufen, wurden von den Grubenherren buchstäblich 
ausgehungert. Die Behörden standen — wie immer — 
auf seiten der Bergwerksbesitzer, die Regierung entsandte 
in das Streikgebiet Gendarmerie und Soldaten, ließ die 
sozialdemokratischen Zeitungen konfiszieren und die Tätig- 
keit der politischen Vereine einstellen. Moralische und 
materielle Unterstützung erhielten die Arbeiter von ihren 
Klassengenossen in ganz Oesterreich und von bedeutenden 
Gelehrten wie Eugen Philippovich, Heinrich Friedjung, 
Max Gruber, Friedrich Jodl, Karl Menger, Lujo Brentano 



und Thomas Masaryk. Die sozialdemokratischen Abgeord- 
neten unterstützten den Kampf durch die Einbringung 
einer Gesetzesvorlage über die Achtstundenschicht und wuch- 
tige Anklagereden gegen die Regierung. Als gegen Ende 
März der Streik infolge des unsagbaren Elends der Ar- 
beiter zusammenzubrechen drohte, traten die Gewerkschaften 
für dessen Beendigung ein, was in einzelnen Orten zu 
wüsten Szenen der Arbeiter gegen die Vertrauensmänner 
führte. Aber der Streik war nicht vergebens gewesen. 
Nicht nur wurden Lohnerhöhungen von 5 bis 10 Prozent 
erzielt — noch während des Streiks sprach sich der sozial- 
politische Ausschuß des Abgeordnetenhauses für die Ein- 
führung -er Neunstunöenschicht im Bergbau aus, die im 
Juni 1901 tatsächlich Gesetz wurde. So hatten die Arbeiter 
trotz aller Rücksichtslosigkeit der Bergbauunternehmer 
einen gewissen Erfolg erzielt. Die traurigen Verhältnisse 
im Bergbau führten aber immer wieder zu größeren oder 
kleineren wilden Streiks. Im Jahre 1906 wollten die so- 
genannten „Unabhängigen" (Anarchisten) im Duxer Revier 
streiken und überfielen am 2. September eine Konferenz 
der Union der Bergarbeiter in Dux, weil diese gegen den 
Streik entschieden hatte. Mehrere gewerkschaftliche Ver- 
trauensmänner wurden hiebei blutig geschlagen. Etwa 
7000 Bergarbeiter des dortigen Gebietes traten in den 
Streik, der schließlich auf der von den Gewerkschaften vor- 
geschlagenen Grundlage beendigt wurde. 

Gleichfalls von tiefer Wirkung auf die gesamte Ar- 
beiterschaft Oesterreichs war der dreitägige Generalstreik 
in Triest im Feber 1902, wo bei einem Zusammenstoß mit 
der bewaffneten Macht 7 Arbeiter getötet und 15 ver- 
wundet wurden. 

Schwere Kämpfe hatten die Arbeiter auch um den 
1. Mai zu führen. Stets kam es da zu Massenaussperrun- 
gen, die für die Feiernden sehr opfervoll waren. So 
wurden 1906 allein in Asch an 1000 Textilarbeiter ausge- 
sperrt, bloß weil sie sich erkühnt hatten, den Weltfeiertag 
der Arbeit durch Arbeitsruhe zu feiern. Der Bezirks- 
hauptmann von Asch, der wahrscheinlich ein halbes Jahr- 
hundert verschlafen hatte, verbot sogar den Ausgesperrten 
Ausflüge in die Umgebung zu machen, „weil sich die Ar- 
beiter dadurch nur mehr dem Beruf entfremden und nur 



schwer wieder an die Arbeit gewöhnen."? In ihrem 
heißen Bemühen reichen Unternehmern gegen arme Ar- 
beiter beizustehen, sorgte die österreichische Bürokratie 
manchmal unfreiwillig für ein wenig Humor in einer bit- 
terernsten Zeit. 

Von besonderer Bedeutung war auch der große Kampf 
der Eisenbahner im Jahre 1903? Die wirtschaftliche Lage 
der Eisenbahner war mißlich, ihr Dienst übermäßig lang 
und verantwortungsvoll. Alle Beschwerden und Vorstel- 
lungen, die beim Eisenbahnministerium erhoben wurden, 
blieben ohne Erfolg. 1897 hatte sogar Badeni die Organi- 
sation der Eisenbahner aufgelöst, ohne freilich verhindern 
zu können, daß sofort eine neue entstand. Als im Sommer 
1905 eine längere Beschwerdeschrift, in der alle Wünsche 
der Eisenbahner zusammengefaßt waren, abermals keinen 
Erfolg erzielte, bemächtigte sich des Personals auf den 
Eisenbahnen große Erregung. Am 26. Oktober begannen 
Eisenbahnarbeiter in Brüx mit der sogenannten „passiven 
Resistenz" d. h. mit der genauen Anwendung all der vielen 
Vorschriften, deren Befolgung eine Erschwerung des Ver- 
kehres bedeutete, und wenn diese Methode Verbreitung 
fand, zur völligen Lahmlegung des Eisenbahnverkehres 
und damit geradezu zu einer sozialen Krisis führen konnte. 
Tatsächlich griff die Bewegung um sich, von der revolutio- 
nären Situation in Europa und dem Wahlrechtskampf 
mächtig gefördert. Bald war die Zahl derer, die sich an der 
passiven Resistenz beteiligten, auf 25.000 Personen ge- 
wachsen. Die Regierung wollte erst die Bewegung durch 
Militarisierung der Eisenbahnen brechen, schließlich aber 
bewilligte sie einen Teil der Forderungen der Eisenbahner, 
die vor allem eine Lohnerhöhung verlangten. Einer der 
größten gewerkschaftlichen Erfolge der Arbeiter in -er Ge- 
schichte des alten Oesterreich war damit errungen worden. 

Durch all die Kämpfe wurden neue Schichten der Ar- 
beiterschaft aufgerüttelt, welche die Reihen der Gewerk- 
schaften füllten. Das Jahrzehnt von 1897 bis 1907 ist 
das eines bedeutenden Aufschwunges der Gewerkschaften. 
1896 betrug die Mitgliederanzahl der in der Wiener Ge- 

7 Zitiert in „Ferdinand Hanusch. Der Mann und sein Werk." Wien 
1924. S. 37. 
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werkschaftskommission vereinigten Verbände 98.669, 1906 
aber 448.270 (die der Prager Gewerkschaftskommission an- 
geschlossenen 34.147 inbegriffen). Auch die innere Organi- 
sation nahm eine straffere Form an. Diese Zusammen- 
fassung der Kräfte erwies sich schon angesichts der immer 
stärker werdenden Unternehmerorganisationen als not- 
wendig. 1897 wurde der „Bund österreichischer Industriel- 
ler", 1900 in Reichenberg der „Verband nordböhmischer 
Industrieller" gegründet, 1906 traten 21 große industrielle 
Vereinigungen zu einer Hauptstelle der Unternehmerorga- 
nisationen zusammen. Fonds zur Unterstützung bestreikter 
Betriebe wurden gegründet, Aussperrungen als Ant- 
worten auf Streiks wurden vorgenommen, „schwarze 
Listen" angelegt. Die Zeiten, da organisierte Arbeiter 
unorganisierten Unternehmern gegenüberstanden, waren 
vorbei. Das veränderte die gewerkschaftlichen Kampfbedin- 
gungen und konnte auch auf die Form der Organisation 
nicht ohne Einfluß bleiben. Auf dem Gewerkschaftskongreß, 
der Weihnachten 1896 stattfand, war die Ansicht allgemein, 
daß eine innigere Zusammenfassung der Organisationen 
notwendig sei. Nicht nur wandelten sich in den nächsten 
Jahren eine Reihe von Kronlandsverbänden in Reichs- 
vereine um, auch die Vereinheitlichung der Gewerkschaften 
machte Fortschritte. Es gab noch sogenannte „allgemeine" 
Gewerkschaften, d. h. Ortsveretne, in denen die Arbeiter 
aller Berufe organisiert waren. Diese Vereine starben nach 
und nach ab und machten den Berufsorganisationen Platz. 
Ebenso konnten sich die Arbeiterbilöungsvereine, die in den 
Anfängen der Arbeiterbewegung eine hochbeöeutsame Rolle 
gespielt hatten, dem wachsenden Einfluß der Partei- und 
Berufsorganisationen nicht erwehren, der Raum, der ihnen 
für ihre Tätigkeit übrig blieb, wurde immer enger. Den 
wachsenden Einfluß der Gewerkschaften mag man auch 
daraus ersehen, daß es ihnen immer mehr gelang, das 
Arbeitsverhältnis kollektiv zu regeln. 1906 gab es bereits 
448 Tarifverträge, in denen das Arbeitsverhältnis von 
181.633 Arbeitern festgelegt war. Mit Leichtigkeit erwehrten 
sich auch die Gewerkschaften des Versuches, sie unter staat- 
liche Kontrolle zu stellen. In der Zeit der Regierung 
Koerber erschien — am 19. November 1902 — ein Erlaß, 
der die Gewerkschaften als Versicherungsvereine erklärte. 
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Die Arbeiter erkannten sofort die Gefahr, am 11. Jänner 
1903 fanden in allen großen Jnöustrieorten Massenver- 
sammlungen gegen den Körberschen Erlaß statt. Im Feber 
trat die Regierung den Rückzug an und ließ alles beim 
alten. Ein neues Betätigungsfeld bot den Gewerkschaften 
schließlich das Gesetz über die Gewerbegerichte, vor das 
nun gewerbliche Streitigkeiten kamen und das 1898 in 
Wirksamkeit trat. Im März dieses Jahres fanden überall 
Versammlungen statt, um den Arbeitern die Wichtigkeit 
des neuen Gesetzes klarzumachen. 

Der Armee der organisierten Arbeiter begann sich in 
dem Jahrzehnt, von dem hier die Rede ist, das Korps der 
Privatangestellten — zunächst der Angestellten des 
Handels — anzuschließen. Auch die Hanöelsangestellten 
hatten die ausbeuterischen Wirkungen der kapitalistischen 
Profitwirtschaft zu spüren bekommen? In den siebziger 
Jahren wurde in einzelnen Geschäften von 4 Uhr früh bis 
11 Uhr nachts gearbeitet, es gab keine Sonntagsruhe, 
keinen Urlaub. Noch in den neunziger Jahren war eine 
Arbeitszeit von 7% Uhr früh bis 10 Uhr abends, Sonn- 
tagsarbeit bis 2 und 3 Uhr nachmittags keine Seltenheit. 
Die gewerkschaftliche Organisation der Angestellten Deutsch- 
böhmens ging von Teplitz aus?» Zunächst betätigten 
sich die klassenbewußten Hanöelsangestellten in den 
Gehilfenversammlungen der kaufmännischen Gremien, 1896 
wurde der „Fachverein der Hanöelsangestellten und ver- 
wandten Branchen" gegründet. Die Kämpfe der Ange- 
stellten, die mit nicht weniger Begeisterung und Opfer- 
freudigkeit geführt wurden wie die der Arbeiter, galten 
zunächst der Achtuhr-, später der Siebenuhrladensperre und 
der Sonntagsruhe. In Ernst Hirsch gewannen die deut- 
schen Angestellten Böhmens bald einen umsichtigen 
Führer." 

Ernst Hirsch war am 5. Dezember 1874 in Kaaüen geboren 

4. Feber 1925 gestorben. 



Durch die Wahl sozialdemokratischer Abgeordneter 1897 
gewannen die Gewerkschaften an diesen eine wertvolle 
Schützenhilfe im Kampfe um den Ausbau des gesetz- 
lichen Arbeiterschutzes. Sofort nach dem Zusam- 
mentritt des neugewählten Abgeordnetenhauses legte die 
sozialdemokratische Fraktion dem Hause eine ganze Reihe 
von Gesetzesanträgen vor, in denen die brennendsten For- 
derungen der Arbeiterschaft auf dem Gebiete der Sozial- 
politik zusammengefaßt waren. Ueber diese Arbeiten der 
Abgeordneten sowie über den Arbeiterschutz im allgemeinen 
referierte auf dem Brünner Parteitage 1899 H a n n i ch. In 
dem zum Beschluß erhobenen Programm für die Aus- 
gestaltung der Arbeiterschutzgesetzgebung wurden volle 
Koalitionsfreiheit, Anerkennung der Tarifverträge, der 
Achtstundentag, Verbot der Nachtarbeit, Sonntagsruhe, 
Verbot der Kinderarbeit, Ausschluß der Frauenarbeit aus 
den für den weiblichen Organismus schädlichen Betrieben, 
Ausdehnung des Arbeiterschutzes auf Kleingewerbe, Haus- 
industrie und Landwirtschaft, von der Arbeiterschaft ge- 
wählte Arbeitsinspektoren verlangt. 

Der ein Jahr später stattgefundene Parteitag -er deut- 
schen Sozialdemokratie in Graz beschäftigte sich eingehend 
mit der Frage der Alters-, Jnvaliditäts-, Witwen- und 
Waisenversicherung der Arbeiter. Schon 1895 hatte die Re- 
gierung diese Frage zu „studieren" versprochen. „Die mit 
Blut und Tränen geschriebenen Blätter erzählen die Ge- 
schichte von zahllosen Witwen, denen ihre von furchtbarer 
Krankheit dahingerafften Männer nichts hinterließen, als 
eine Schar von acht bis zwölf hungernden Kindern, oder 
von tuberkulösen, herz- oder geisteskranken Männern, die 
ihrer skrophulosen, verkrüppelten Nachkommenschaft kein 
Brot mehr zu schaffen vermögen."^ Arbeiter, die bis ins 
hohe Alter im Dienste ihres Unternehmers gestanden 
waren, mußten als Greise betteln gehen und wurden 
dann noch bestraft. So wurde im Jahre 1892 vor dem 
Wiener Bezirksgericht ein Hundertjähriger wegen Bettelei 
angeklagt! Die Bezirksarmenhäuser waren für diejenigen, 
die im Alter kein anderes Dach fanden, Stätten unglaub- 
licher Qualen. Da die Verhältnisse unerträglich waren, 

" So führte der Referent Kaff auf dem Grazer Parteitag (1900) aus. 
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organisierten Partei, Gewerkschaften und Krankenkassen 
einen Petitionssturm auf das Parlament. Am 22. Oktober 
1902 übergaben die sozialdemokratischen Abgeordneten dem 
Hause 5006 Petitionen mit 693.007 Unterschriten. Gleich- 
zeitig fanden im ganzen Reiche große Versammlungen 
statt, in denen die Forderung nach der Alters- und Invali- 
denversicherung erhoben wurde. Das alte Oesterreich hat 
bis zu seinem Untergang diese berechtigte Forderung der 
Arbeiterschaft nicht erfüllt. Ebenso verschloß sich die Regie- 
rung dem Wunsche der Arbeiter nach einer Reform der 
Krankenversicherung, weswegen es auf den Tagungen der 
Krankenkassen Böhmens seit 1895 zu erregten Auseinan- 
dersetzungen kam. Auf dem Parteitage zu Wien 1903 kam 
man auf die Einführung der Altersversicherung und Sie 
Reform der Krankenversicherung nochmals zu sprechen. In 
der vom Referenten E l d e r s ch beantragten Entschließung 
wurde „gegen die von der Regierung Koerber systematisch 
betriebene Verzettelung einer zeitgemäßen Reform der 
Arbeiterversicherung" protestiert. 

Als im Herbst 1901 die Arbeitslosigkeit anstieg, 
verlangten die sozialdemokratischen Abgeordneten deren 
entschiedene Bekämpfung, worauf die Regierung in einem 
Erlaß die rascheste Durchführung aller Jnvestitions- 
arbeiten anordnete.^ 

Trotz der Bemühungen der Arbeitervertreter im Par- 
lament machte der gesetzliche Arbeiterschutz nur geringe 
Fortschritte, so daß die Arbeiterschaft von der sozialpoliti- 
schen Tätigkeit des Privilegicnparlaments schwer enttäuscht 
war, was die Bewegung für ein Parlament des allgemei- 
nen gleichen Wahlrechtes mächtig gefördert hat. 

bezeichnet wirb. „Eine notwendige Ergänzung viezu bildet aber die Auf- 
klärung über die Alkoholwirruna und die Erschütterung der Trinkervor- 
urteile." Der Parteitag empfahl daher „die Abschaffung des Trtnkzwanaes 
bei allen Zusammenkünften von Parteiorganisationen". 1906 wurde der 
Arbeiterabstinentenbund gegründet, der den Kampf gegen den Alkohol zu 
feiner besonderen Aufgabe machte. 



So wie für die Gewerkschaften das Jahrzehnt von 1897 
bis 1907 eine Zeit raschen Aufschwunges ist, ist dies auch 
bei den Konsumvereinen der Fall. In diesen Jah- 
ren wurde das ganze deutsche Gebiet Böhmens mit einem 
Netz konsumgenossenschaftlicher Organisationen bedeckt, und 
auch die ersten Versuche zur Eigenproduktion überzugehen 
— Gründung von Arbeiterbäckereien — wurden gemacht." 
Seit 1899 suchen die Konsumvereine zum Zwecke gemein- 
samen Großeinkaufes auch untereinander Fühlung, die 
Vereine eines größeren Gebietes traten zu Einkaufstagen 
zusammen, deren erster in Steinschönau — eben 1899 — 
stattfand. Diese Bestrebungen führen endlich 1905 zur 
Gründung der Großeinkaufsgesellschaft österreichischer Kon- 
sumvereine (Göc). Schon vorher (1901) war der Verband 
der Arbeiter-Erwerbs- und Wirtschastsgenossenschaften ent- 
standen, in den nach und nach die meisten Konsumvereine, 
die früher in einem allgemeinen Verbände (unter Führung 
des liberalen Abgeordneten W r a b e tz) organisiert waren, 
eintraten, 1904 fand die Umwandlung dieses Verbandes in 
den Zentralverband österreichischer Konsumvereine statt. 
Durch das Entstehen dieser großen genossenschaftlichen Zen- 
tralorganisationen wurden die Konsumvereine gefestigt, gut 
beraten, und an die Stelle der früher oft unkaufmänni- 
schen Führung derselben trat eine bedächtige, umsichtige 
Leitung, die Genossenschaften wurden so eine Schule wirt- 
schaftlicher Verwaltung für die Vertrauensmänner der 
Arbeiterschaft. In der erfolgreichen Leitung der Genossen- 
schaften kommt der Aufstieg der Arbeiterklasse zum Aus- 
druck. 

Diese Entwicklung mußte naturgemäß zu einer Aen- 
derung des Verhältnisses der Sozialdemokratie zu den 
Konsumgenossenschaften, das ursprünglich geradezu ab- 
weisend, später im besten Falle abwartend gewesen war, 
war, führen. Die den Konsumgenossenschaften feindliche 
Stimmung, die 1896 auf dem Parteitage in Prag geherrscht 
hatte, war auch 1897 auf dem Wiener Patreitage vorhan- 
den. Daß sich aber auch in den folgenden Jahren die Partei- 
tage wiederholt mit der Stellung der Sozialdemokratie zu 
den Genossenschaften beschäftigen, war ein Beweis der Un- 

" Sieb Josef Aron a. a. O. 
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geklärtheit der ganzen Frage sowie der Tatsache, daß die 
ablehnende Haltung zu den Konsumvereinen, welche die 
Mehrheit der Vertrauensmänner einnahm, ans die Dauer 
nicht aufrechtzuerhalten war. Der Grund für das Miß- 
trauen gegenüber den Konsumvereinen war, daß die 
Vereine vielfach noch immer eine ungeeignete Leitung 
hatten. Die Stimmung des Parteitages von 1897 wurde 
vom Referenten Schuhmeier treffend durch die Worte 
charakterisiert: „Vorsicht ist die Mutter der Weisheit." Alle 
Argumente, welche von den Anhängern der Konsumvereine 
ins Treffen geführt wurden, prallten an diesem Mißtrauen 
der Mehrheit ab. Selbst Adlers Autorität war nicht im- 
stande, die Gegner der Genossenschaften zu überzeugen. 
So wurde nach einer langen Debatte eine Entschließung 
angenommen, in der es u. a. heißt: „In Erwägung, daß 
die Wirtschaftsgenossenschaften nicht geeignet sind, die wirt- 
schaftliche Lage des Proletariats zu heben, lehnt es der 
Parteitag ab, den Parteigenossen die Gründung von der- 
artigen Wirtschaftsgenossenschaften zu empfehlen." Dadurch 
mußten freilich eine Reihe sozialdemokratischer Funktio- 
näre, welche in den Konsumgenossenschaften tätig waren, 
zu schärfstem Widerspruch herausgefordert werden. Das 
nötigte den Parteitag in Brünn 1899, sich mit der Frage 
nochmals zu befassen. Diesmal trat Adler als Referent 
auf, der die Einrichtungen der belgischen Genossenschaften 
studiert hatte und sich bemühte, den Parteitag zu einer Aen- 
derung der Stellungnahme von 1897 zu bewegen. Als Kor- 
referent wandte sich S ch u h m e i e r abermals gegen die 
Konsumvereine, wenn er auch diesmal weniger scharfe Töne 
anschlug als zwei Jahre zuvor. Adlers Geschick, in Streit- 
fragen eine Kompromißformel zu finden, bewährte sich auch 
hier. In der Resolution heißt es zunächst zur Beruhigung 
der Mißtrauischen: „Der Parteitag muß es auch jetzt noch 
wiederholt ablehnen, die Konsumgenossenschaften als ein 
Element der Parteiorganisation aufzuneh- 
men", wav übrigens auch die begeistertsten Anhänger der 
Genossenschaften nicht verlangten. Gleich darauf aber hieß 
es, der Parteitag „anerkennt jedoch, daß gutgeleitete Kon- 
sumgenossenschaften an manchen Orten und unter gewissen 
Umständen der Arbeiterschaft nützlich sein können". Erst in 
den folgenden Jahren trat eine merkliche Aenderung in der 
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Auffassung ein. Auf dem Parteitage in Wien 1903 redete 
der Referent Emmerling schon ganz anders. Er hob 
unter Beifall hervor, daß die Genossenschaften geeignet sind, 
die Lebenshaltung der Arbeiter zu erhöhen und daß es 
Pflicht der Arbeiterklasse ist, „diese Form der Organisation 
nicht außer acht zu lassen, sondern sich angelegentlich um 
sie zu kümmern". Ohne viel Widerspruch wurde dann eine 
Entschließung angenommen, in der wohl vor leichtfertiger 
Gründung von Konsumvereinen gewarnt, aber gleich ein- 
leitend grundsätzlich festgestellt wird: „Die Erstarkung der 
politischen und gewerkschaftlichen Organisation des öster- 
reichischen Proletariats eröffnet die Möglichkeit, nunmehr 
auch die genossenschaftliche Organisation in den Dienst der 
Urbeiterbewegung zu stellen." Noch klarer sprach es der dem 
Parteitag vorhergegangene Gewerkschaftskongreß im Juni 
1903 aus, daß die Konsumentenorganisation eine Ergän- 
zung der politischen und gewerkschaftlichen Organisation 
der Arbeiterklasse ist. Damit war die Gleichberechtigung der 
genossenschaftlichen neben den beiden anderen Organisa- 
tionen der Arbeiterklasse erkämpft, Klarheit in der jahre- 
lang umstrittenen Frage gewonnen. Die Voraussetzung 
der innigsten Zusammenarbeit aller Zweige 
der proletarischen Bewegung war gegeben, die 
gerade in Oesterreich in einer für die Arbeiterbewegung 
aller Länder vorbildlichen Weise erfolgte. 

So war auf wirtschaftlichem Gebiete in den zehn Jah- 
ren, die hier zur Darstellung gelangen, ein allgemeiner 
Fortschritt der Arbeiterklasse eingetreten. Von noch grö- 
ßerer geschichtlicher Bedeutung ist jedoch der politische 
Kampf der Arbeiterklasse jener Jahre, der mit großer 
Kraft, Leidenschaft und revolutionärem Anlauf geführt, 
mit einem der glänzendsten Siege endigte, den je zuvor das 
Proletariat eines Landes erstritten hatte. 

Bevor wir diesen großen Feldzug gegen das herrschende 
System schildern, müssen wir uns den allgemeinen politi- 
schen Verhältnissen Oesterreichs, den parlamentarischen Zu- 
ständen, in denen die Krise des Staates zum Ausdruck kam, 
und endlich der Tätigkeit der Vertreter der Arbeiterklasse 
auf dem für sie neuen Boden parlamentarischer Macht- 
kämpfe zuwenden. 
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Sechstes Kapitel: 

Politik und Parlament. 

Die Zeiten, die den ersten Wahlen folgten, welche die 
Vertreter der Arbeiterschaft ins Parlament brachten, 
waren bewegte. Die schweren Kämpfe der Nationen boten 
die denkbar schlechtesten Voraussetzungen für eine klare, 
einheitliche Taktik der 14 gewählten sozialdemokratischen 
Abgeordneten, die drei verschiedenen Nationen angehörten. 
Immerhin behielt die Gemeinsamkeit der proletarischen 
Interessen noch die Oberhand. 

Kaum war das neue Haus zusammengetreten, legte der 
Ministerpräsident die Mine unter das Pulverfaß: am 
5. April 1897 wurden Sprachenverordnungen für Böhmen 
und Mähren erlassen? Darin wurden alle Behörden ver- 
pflichtet, alle Eingaben in der Sprache des Einbringers 
zu erledigen. Damit war die Doppelsprachigkeit in beiden 
Ländern festegelegt, die Beamten nutzten beider Landes- 
sprachen mächtig sein. Die Deutschen fühlten sich durch diese 
Verordnungen schwer betroffen. Ihre Forderung nach 
nationaler Zweiteilung der Länder war abgewiesen, von 
den Beamten im deutschen Gebiet wurde die Kenntnis der 
tschechischen Sprache verlangt, der sie in den meisten Fäl- 
len nicht mächtig waren. Im Parlament und in der deut- 
schen Bevölkerung setzte der schärfste Kampf ein, Minister- 
anklage und Obstruktion waren die Antwort der deutschen 
Abgeordneten. Das Haus war nicht arbeitsfähig und am 
22. Juni 1897 mußte die Session geschlossen werden. Im 
Herbst wurde aber der Gegensatz zwischen Negierung und 
Opposition noch dadurch verschärft, daß die Regierung die 
Erneuerung des Zoll- und Handelsbündnisses mit Ungarn 
unbedingt vor dem 1. Dezember unter Dach und Fach haben 
wollte. Das Präsidium des Abgeordnetenhauses, in dem sich 
auch der Tscheche Dr. Kr amar befand, war entschlossen, 
der Regierung unter allen Umständen und mit allen Mit- 
teln zu helfen. Gegen die Durchpeitschung der Ausgleichs- 
vorlage und gegen die Anwendung geschäftsordnungs- 
widriger Mittel traten nun auch die Sozialdemokraten 
geschlossen auf. Sie sahen in dem Ausgleichswerk die Jn- 

- C h a r m a tz a. ñ. O. II. Bändchen. S. 107 ff. 
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teressen der arbeitenden Klassen Oesterreichs zugunsten der 
ungarischen Adelsherrschaft vernachlässigt und erblickten 
in dem gewalttätigen Vorgehen des Parlamentspräsiöiums 
eine gefährliche Schwächung der Rechte des Parlaments. 
Die Sitzungen des Hauses waren fast beständig von wüsten 
Lärmszenen erfüllt. In der Sitzung vom 23. November 
kam es zu regelrechten Prügelszenen zwischen deutschen 
und slawischen Abgeordneten. Den Höhepunkt erreichten diese 
Kämpfe am 28. November, als der Abg. Graf Falken- 
h a y n einen Antrag auf Abänderung der Geschäftsordnung 
vorlegte, der die Macht des Präsidiums ungebührlich aus- 
dehnte. Ohne daß die Opposition infolge des Lärms über- 
haupt wußte, worum es sich handle, schritt das Präsidium 
zur Abstimmung. Das brachte die oppositionellen Abgeord- 
neten — auch die Sozialdemokraten, die die Aufrichtung 
einer Polizeiordnung im Parlamente nicht dulden konn- 
ten — in eine maßlose Erregung. Mit wilder Entschlossen- 
heit stürmten sie das Präsidium. Darauf traten sechzig 
Sicherheitsleute in Aktion, eine Reihe von Abgeordneten 
(darunter die Sozialdemokraten Daszynski, Steiner, Rie- 
ger, Hybes, Resel, Cingr, Verkauf und Schrammel) wurden 
von den nächsten drei Sitzungen ausgeschlossen und aus dem 
Saale hinausgeführt. Die widerlichen Szenen hatten einen 
Terl der Regierungsabgeoröneten verstimmt und die Auf- 
regung des Hauses wurde auf die Straße hinausgetragen. 
Vom 26. bis 28. November glich Wien einer revolutionären 
Stadt und einem Heerlager zugleich, 50.000 bis 60.000 
Arbeiter waren auf der Straße. Ebenso fanden in vielen 
anderen Städten Oesterreichs Demonstrationen statt. Die 
Hofkreise, welche die Angst vor revolutionären Erschütte- 
rungen packte, ließen nun Badeni fallen. Die Dinge ent- 
wickelten sich so rasch, daß die „Arbeiterzeitung" über die- 
sen ereignisreichen Tag schreiben konnte: „12 Uhr Abzug 
der Arbeiter, 1 Uhr Abzug der Husaren, 2 Uhr Abzug 
Badenis!" 

Innerhalb der Arbeiterschaft herrschte über den Sturz 
des Gewaltmenschen freudige Erregung. „Wie wenn die 
Pest aus dem Lande gefegt wäre, atmen die Völker Oester- 
reichs aus," so schrieb damals Josef Seliger in der Tepliber 
„Freiheit". „Der Sturz Badenis ist ein Sieg des Proleta- 
riats, und das Bürgertum kann nur sagen, daß es einen 



schwachen Teil dazu beigetragen hat. Das ist ein bedeu- 
tungsvolles Moment in der Geschichte des kämpfenden Pro- 
letariats." Die Partei erließ Anfang Dezember einen 
flammenden Aufruf an die Arbeiterschaft, in dem der 
Stolz über den errungenen Sieg würdig zum Ausdruck 
kam. „Ruhig und gelassen, pftichtbewuszt und kampfbereit, 
stehen wir auf unserem Posten, von dem wir uns nicht ver- 
drängen lassen. Wie wir unsere Pflicht zu tun neuerdings 
geloben, so wissen wir auch, daß Ihr uns im Kampfe nicht 
verlassen werdet." Das Manifest schloß mit den Worten, 
die auch später noch oft die Kämpfe der Arbeiterschaft beglei- 
teten: „Mit uns das Volk, mit uns der Sieg!" 

Freilich gab es in der Partei Menschen, denen die Tak- 
tik der sozialdemokratischen Abgeordneten in dem Sturm 
jener Tage nicht gefiel. Das kam später einmal zum Aus- 
druck. (Parteitag in Brünn 1899.) Man sagte, daß sich die 
Vertreter der Arbeiterschaft zu viel mit den Deutschnatio- 
nalen eingelassen hätten. Viktor Adler, dem damals, wie 
so oft früher oder später, die Rolle zufiel, die Taktik der 
Partei zu rechtfertigen, hat in tiefeindringender und zu- 
gleich heiterer Weise dieses Problem behandelt: „Die So- 
zialdemokraten . . . sind eine merkwürdige Partei. Jede 
andere Partei ist froh, wenn sie Leute findet, die mit ihr 
gehen,' wir haben die größte Angst, weil die Gefahr besteht, 
daß das, was wir wollen, verfälscht werde." Die Geschichte 
hat der Haltung der Sozialdemokratie gegenüber dem Re- 
gime Badenis Recht gegeben, auch fernere Jahre haben es 
ebenso gezeigt, wie es die Zukunft erweisen wird, daß na- 
tionale Kämpfe mit Gewalt nicht beseitigt werden können. 
Indem der österreichische Fendalabsolutismus „zu seiner 
Rettung Polizeigewalt und Militärschutz anrief, offenbarte 
er brutal seinen wahren Charakter, zugleich aber auch seine 
totale Unfähigkeit, die österreichische Frage zu lösen". Der 
Feldzug, den Oesterreichs herrschende Klassen gegen die 
aufsteigende Demokratie führten, konnte nicht anders enden 
als in völligem Zusammenbruch. 

An demselben Tage, da Vadeni in aller Eile entlassen 
worden war, stand schon sein Nachfolger bereit: Paul Frei- 
herr von Gautsch. Unter dem Zwang geschichtlicher Ver- 
hältnisse wurde er wenige Jahre später der Befürworter 
des allgemeinen, gleichen Wahlrechtes. Er war in Wirklich- 
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keit nichts anderes als ein Vollstrecker des Willens des 
Kaisers und der Hofkreise, „wenn auch nicht ohne Begabung, 
so doch keine außerordentliche Persönlichkeit . . . erfahren 
in den Winkelzügen der damaligen Politik und Ser parla- 
mentarischen Kulisse, aber ohne tiefe Innerlichkeit in den 
Grundsätzen"? So konnte er jeweils die verschiedensten 
Programme und politischen Auffassungen vertreten. Seine 
erste Regierung war eine Enttäuschung für alle, die auf 
ihn große Hoffnungen gesetzt hatten. Nach drei Monaten 
war er verbraucht. „Sein ganzes Regierungsdasein bestand 
in nichts anderem, als in einer Reihe von Anläufen, denen 
aber jedes Selbstvertrauen und jede innere Kraft fehlte."" 
Die ersten Tage der neuen Regierung waren von neuer- 
lichen Straßendemonstrationen, diesmal in Prag, erfüllt, 
von denen sich jedoch die Sozialdemokraten fernhielten. 
Auf die Plünderungen und Verwüstungen deutscher Ge- 
bäude und Geschäfte antwortete die neue Regierung mit der 
Verhängung des Standrechtes über die böhmische Landes- 
hauptstadt (2. Dezember 1897). Knapp vor ihrer Entlassung 
gab die Regierung am 8. März 1898 neuerliche Sprachen- 
verordnungen heraus. Darin wurde als Dienstsprache 
einer Behörde jene festgestellt, „zu welcher als Umgangs- 
sprache sich die anwesende Bevölkerung des Amtsbezirkes" 
bekennt. Nicht also, wie bei Badeni, die Sprache der Ein- 
gabe, sondern die der Mehrheit der Bevölkerung eines 
Amtsbezirkes sollte für die Erledigung einer Eingabe maß- 
gebend sein. Damit waren wieder die Tschechen nicht zu- 
frieden, die darin eine Benachteiligung der tschechischen 
Minderheiten im deutschen Sprachgebiet erblickten. Gleich 
nach der Erlassung dieser Verordnungen machte Gautsch 
dem feudalen böhmischen Grafen Franz Thun Platz, der 
in seiner Einbildung sich von der Vorsehung berufen fühlte, 
der Retter Oesterreichs zu werden? Kaum ein Jahr später 
hatte er seine Unfähigkeit, den Knoten der österreichischen 
Verhältnisse zu lösen, dargetan? Seinem Nachfolger, dem 
steirischen Grafen Clary, blieb nichts anderes übrig, als die 

1 Brügel a. a. O. IV. Band S. 828. 
* Josef Seliger in der „Freiheit" vom 10. März 1898. 
4 Ch armatz a. a. O. II. S. 126. 
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Oktober 1899 fanden in ganz Oesterreich sozialdemokratische 
en statt, in denen der Genugtuung der Arbeiter über die Ent- 
iegierung Ausdruck gegeben wurde. 



in den letzten Jahren erlassenen Sprachenverordnungen 
aufzuheben und die Zustände, die vor den Badenischen Ver- 
ordnungen bestanden hatten, wieder herzustellen. (14 Okto- 
ber 1899.) Immer kürzer wurde die Regierungszeit der 
Ministerien. Clary mußte noch vor Weihnachten 1899 der 
Obstruktion, die diesmal von tschechischer Seite kam, wei- 
chen. Das folgende Ministerium Wittek erreichte nicht 
einmal die Lebensdauer von einem Monat. Erst am 
18. Jänner 1900 konnte unter dem Vorsitz Dr. Ernst von 
Koerbers eine Regierung gebildet werden, die Oester- 
reich fast ein halbes Jahrzehnt verwaltete. 

Unter den genannten Regierungen fand die Sozial- 
demokratie Gelegenheit, sich mit einem Problem zu beschäf- 
tigen, das an sie zum ersten Male herantrat: dem ö st e r - 
reichisch -ungarischen Ausgleich, durch den 1867 
die politische Macht zwischen der deutschen Bourgeoisie und 
dem ungarischen Adel geteilt worden war. Die parlamen- 
tarischen Schwierigkeiten hatten, wie schon erzählt, 1897 den 
Beschluß des Abgeordnetenhauses über die Erneuerung des 
Ausgleiches unmöglich gemacht, worauf noch vor Jahres- 
ende mit Hilfe einer kaiserlichen Verordnung (§ 14 der 
Verfassung) der bisherige Zustand auf ein Jahr verlängert 
wurde. Dasselbe geschah auch im folgenden Jahre. Schon 
im Juli 1899 hatte die sozialdemokratische Partei Versamm- 
lungen veranstaltet, in denen gegen den Ausgleich, der die 
andere Reichshälfte ungebührlich bevorzugte, Stellung 
genommen worden war. Am 28. Juli allein wurden etwa 
700.000 deutsche Flugblätter unter die Massen geworfen. 
Als im Jahre 1902 die Verhandlungen zwischen Oesterreich 
und Ungarn nicht vom Flecke kamen, beschäftigte sich der in 
diesem Jahre stattgefundene Parteitag in Aussig mit der 
Frage. In dem zum Beschluß erhobenen Antrag des Refe- 
renten Ellenbogen wird gesagt, daß der Ausgleich für 
die österreichische Reichshälfte eine ununterbrochene Kette 
politischer und wirtschaftlicher Schädigungen bedeute. Die 
Kosten müßten in erster Linie die Arbeiter in Form wach- 
sender indirekter Steuern und Verteuerung ihrer Nahrung 
durch Agrarzölle tragen. Deshalb trat der Parteitag für 
eine politische und finanzielle Trennung beider Reichs- 
hälften ein, gleichzeitig aber für den wirtschaftlichen Zu- 
sammenschluß gleichberechtigter und gleich starker Staaten 
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in einem großen einheitlichen Wirtschaftsgebiet. Politi- 
sche Trennnng nnd wirtschaftliche Bereini- 
gung war Sie Parole. In noch gründlicherer Weise 
beschäftigte sich der Gesamtparteitag von 1903 (abgehalten 
in Wien) mit der Frage des Dnalismns. Der Referent 
Austerlitz° zergliederte das Problem in einer längeren 
Rede, die das Wesentliche klar heransarbeitete. Anch er 
ging davon ans, daß der Ansgleich eine schwere Schädrgung 
der österreichischen Reichshälfte bedeute. „Die Ungarn wol- 
len weg von Oesterreich, und die Oesterreicher sind ver- 
pflichtet, sie für das Dableiben zu entschädigen." Die beste- 
hende dualistische Verfassung aber verurteilt das Parla- 
ment zur Ohnmacht, denn das gemeinsame Budget für die 
beiden Staaten wird in den Delegationen bewilligt, dem 
Abgeorönetenhause wird so sein wichtigstes Recht genom- 
men. Deswegen trat auch Austerlitz für die Auflösung des 
staatsrechtlichen Verhältnisses zwischen Oesterreich 
und Ungarn ein, für die Entfernung des „vergifteten Pfei- 
les des Dualismus aus unserem Körper". Anders aber 
war auch sein Standpunkt hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Gemeinsamkeit der beiden Länder, die er für erstrebens- 
wert erklärte. Diese wirtschaftlichen Interessen beruhten 
darauf, daß die Ungarn die Erzeugnisse der österreichischen 
Industrie genau so brauchten wie die Oesterreicher die Er- 
zeugnisse der ungarischen Landwirtschaft. „Daß wir nach 
Ungarn Maschinen verkaufen und die Ungarn nach Oester- 
reich Getreide und Ochsen", das war einer der Kernpunkte 
der scharfsinnigen Ausführungen des Referenten, „das 
reicht nicht aus, um einen Staat zu begründen. Daher", 
lautete die Schlußfolgerung des Referenten, „müsse der 
Dualismus, der die Entwicklung der Völker hemme, ver- 
schwinden." „Frei und selbständig werden sich die Völker 
finden zn einer besseren, einträchtigeren Ordnung der 
Dinge." Auch die Debatte, die sich an das Referat anschloß 
zeigte, daß die Sozialdemokratie begriff, daß es sich bei 
ben SBer&anMnngen üBer ben Äußgle# uw bte 
frage Oesterreichs handle. Das sprach auch die Entschlie- 
ßung des Parteitages deutlich aus: „Der Parteitag er- 
klärt .... nur in der vollen und freien Selbstbestim- 
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mung Oesterreichs den Weg zu sehen, auf welchem der Auf- 
bau einer das autonome Recht aller seiner Nationen ver- 
bürgenden staatlichen Gemeinschaft möglich ist." Auch an 
diesem Problem hat sich die kleinliche Beschränktheit der 
herrschenden Mächte Oesterreichs gezeigt, die nicht gewillt 
waren, die Lösungsmöglichkeiten Ser großen Staats- 
probleme, die damals das österreichische Proletariat aller 
Nationen aufgezeigt hatte, zu begreifen. Obwohl die Ne- 
gierung Körber stolz darauf war, nach fünfjährigen Ver- 
handlungen am 1. Jänner 1903 eine Einigung mit Un- 
garn zustande gebracht zu haben, hat die Folgezeit die 
Brüchigkeit all der kunstvollen Vereinbarungen gezeigt. 
Die Weltgeschichte ist über den österreichisch-ungarischen 
Ausgleich in einer Weise hinweggeschritten, wie es sich 
seine Begründer, deren staatsmännisches Genie jahrzehnte- 
lang gepriesen wurde, niemals haben träumen lassen. 

Die parlamentarische Geschichte Oesterreichs von 1897 
bis 1907 zerfällt durch die Neuwahl des Abgeordneten- 
hauses im Jahre 1901 in zwei Abschnitte. Nachdem das 
Haus im Jahre 1900 monatelang durch die Obstruktion der 
Tschechen lahmgelegt worden war, entschloß sich Mmister- 
präsident Körber im September zu dessen Auflösung und 
zur Ausschreibung der Neuwahlen. Er erreichte freilich 
das Gegenteil dessen, was er beabsichtigt hatte: Die 
nationalradikalen Parteien erfuhren in den Wahlen eine 
Stärkung ihrer Stellung. Die Sozialdemokratie konnte in- 
folge der von allen Seiten betriebenen nationalen Hetze 
ihren Besitzstand an Mandaten, die sie 1897 errungen hatte, 
nicht behaupten. 

Infolge der verschiedenen politischen Verhältnisse in 
Niederösterreich und Böhmen fielen die Wahlen in diesen 
beiden Hauptgebieten der Sozialdemokratie ganz verschie- 
den aus. In Niederösterreich war der Gegner, den es 
niederzuringen galt, der Klerikalismus, in Böhmen aber 
der Nationalismus, der durch die Vorgänge der letzten 
Jahre auf tschechischer und deutscher Seite gestärkt worden 
mar. So konnten in Niederüsterreich vier Mandate erobert 
werden — davon eines sogar in der privilegierten 
Kurie —, während in Böhmen alle deutschen Mandate bis 
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auf eines (sowie die zwei tschechischen Mandate) verloren 
gingen. Es unterlagen Zeller im Teplitz—Saazer Wahl- 
kreis, Schrammel im Leitmeritzer, Kiesewetter im 
Trautenauer, Dr. Verkauf im Egerer Wahlkreis und 
nur Hann ich konnte die alte Hochburg der Partei, 
Reichenberg, behaupten? Obwohl das Ergebnis der Wahlen 
eine schwere Enttäuschung für die Sozialdemokratie Böh- 
mens war, gaben sich die deutschböhmischen Vertrauens- 
männer 1901 ebenso wenig einer Stimmung der Hoffnungs- 
losigkeit hin, wie die Wiener angesichts der schmerzlichen 
Niederlage vier Jahre vorher. Würdig und hoffnungsvoll 
schrieb damals die „Freiheit": „Das nationale Strohfeuer 
wird sehr bald niedergebrannt sein, dieses Wahlrecht wird 
auch nicht mehr sehr alt werden und dann wollen wir uns 
noch einmal zum Gefecht stellen." In durchaus richtiger 
Weise führte die Parteipresse als Ursache des Mißerfolges 
vor allem das elende Wahlrecht an. Hätte damals das gleiche 
Wahlrecht mit Proportionalvertretung bestanden, dann 
hätte die Sozialdemokratie Oesterreichs, welche sich in dem 
für sie unter den ungünstigsten Umständen durchgeführten 
Waffengang als die stärkste Partei erwiesen hatte, nicht 10 
sondern 58 Mandate erobert! Außer der nationalistischen 
Stimmung der Bevölkerung werden als maßgebend für 
den Wahlausgang angeführt, daß das Parlament die Ar- 
beiter enttäuscht hatte, weswegen die Begeisterung für die 
Wahlen nicht mehr so groß war als 1897, da die Arbeiter 
zum ersten Male wählten, ferner der Zusammenschluß aller 
bürgerlichen Parteien gegen die Sozialdemokratie, der 
Terror zahlreicher Unternehmer, der Wahlschwindel und in 
Böhmen insbesondere die durch den wenig erfolgreichen 
Verlauf des Bergarbeiterstreiks von 1900 herrschende Ver- 
zagtheit und Unzufriedenheit. 

Was die Stimmung der Arbeiter vielleicht am meisten 
beeinflußte, was ihre Kraft und ihren Willen lähmte, war 
die Trostlosigkeit der parlamentarischen und politischen 
Verhältnisse des Staates, der zum Leben zu schwach war, 
dessen Totengräber aber erst ihre Kräfte sammelten. „Wenn 

' In ganz Oesterreich wurden 1901 die folgenden sozialdemokratischen 
Abgeordneten gewählt: In Böhmen Josef Hannich, in Mähren Josef 
Hover und Eduard Rieger, in Schlesien Matthias Eldersch und Peter 
Cingr, in Ntederösterreich Wilhelm Ellenbogen, Engelbert Pernerstorfer, 
Franz Schubmeier und Karl Seih, in Galizien Ignaz Daszynski. 
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Oesterreich stürbe", so meinte Viktor Adler auf dem Partei- 
tage 1903, „würden die Völker, die dieses Land bewohnen, 
von einer Kette befreit, die ihre Entwicklung hemmte wenn 
Oesterreich sich zum Leben aufrafft, werden seine Völker 
auch das ertragen können — was sie aber korrumpiert, ent- 
nervt und ruiniert, ist dieser furchtbare Zustand zwischen 
Leben und Sterben." Trotz aller Anläufe, dem dahinsiechen- 
den Staat neues Leben einzuhauchen, trotz dem Versuckie, 
die Verwaltung zu modernisieren, Zensur, Polizeiwillkür 
und Bürokratenhochmut abzubauen und vor allem den 
Ausgleich der Nationen herbeizuführen — kaum ein Jahr 
verging, ohne daß irgendwelche großangelegte Verständi- 
gungsaktion unternommen wurde —, trotzdem der Minister- 
präsident die nationalen Parteien beschwor, dem Reiche 
„sein Glück und seine innere Ruhe wiederzugeben", war 
die parlamentarische Arbeit nicht vom Fleck zu bringen, 
die Gesetzgebung blieb unfruchtbar. Selbst Körbers großes 
Wirtschaftsprogramm — Bau von Wasserstraßen, Projekte 
neuer Eisenbahnen, Jnvestitionsarbeiten auf allen Ge- 
bieten der Staatsverwaltung —, dem Parlament 1901 vor- 
gelegt, unterbrach die tschechische Obstruktion, die das Ab- 
geordnetenhaus nicht zu Atem kommen ließ, nur auf kurze 
Zeit. Treffend verglich in dieser Zeit Josef Seliger den 
Ministerpräsidenten mit einem Kutscher und das Parlament 
mit einem Gaul: „Wie der Droschkenkutscher den störrisch 
gewordenen Gaul, der nicht mehr ziehen will, behandelt, 
so geht Koerber mit dem Abgeordnetenhause um. Einmal 
redet er ihm im Guten zu mit schönen, lieblich klingenden 
Worten, dann wieder macht er ihm allerhand große Ver- 
sprechungen, schließlich wieder greift er zur Peitsche, das 
heißt, er droht mit allerhand Repressalien, Auflösung, 
Paragraph 14 etc." Aber es halfen weder die lieblich klin- 
genden Worte noch die Peitsche und so mußte die Ent- 
täuschung der Arbeiterschaft über das Parlament immer 
größer werden, ja man war vielfach geneigt, den sozial- 
demokratischen Abgeordneten die Schuld an den geringen 
parlamentarischen Erfolgen zuzuschieben. So wurde der 
sozialdemokratischen Fraktion auf dem Parteitage von 1901 
vorgeworfen, daß sie für die oben erwähnten wirtschaft- 
lichen Vorlagen der Regierung eingetreten sei, wo sie doch 
die auch für die Arbeiterschaft nützlichen Gesetzentwürfe 



nicht ablehnen konnte. Ein Teil der Vertrauensmänner 
stellte sich wieder auf den Standpunkt, daß in dem Privi- 
legienparlament jede sachliche Arbeit vergebens getan werde 
und daß die sozialdemokratischen Abgeordneten nur eines 
zu tun hätten: immer wieder das allgemeine gleiche Wahl- 
recht verlangen. Der Referent über die parlamentarische 
Tätigkeit, der Pole Ignaz D a s z y n s k i, der glänzendste 
Redner des Abgeordnetenhauses, faßte die Einwendungen 
gegen die Abgeordneten, die von der Parteiopposition er- 
hoben wurden, witzig zusammen: „Wir fragen Sie: Sol- 
len wir obstruieren? Und Sie sagen: Nein, aber vorwärts- 
treibenöe Elemente sollt Ihr sein. Ja treiben wir denn 
rückwärts? Wir fragen, sollen wir obstruieren? Nein, 
sagen Sie, aber eine Haltung sollet Ihr einnehmen. Das 
machen wir doch Tag für Tag. Schließlich sollen wir Stim- 
mung erzeugen. Wir sind die stimmungsvollsten Redner im 
ganzen Hause. Wir reden nur aus unseren Stimmungen 
zum Fenster hinaus, häufiger vielleicht, als es notwendig 
wäre.... Wir haben.... gearbeitet, daß wir allge- 
mein als die fleißigsten Abgeordneten im ganzen Parlament 
gelten." Da aber die trostlosen Verhältnisse fortdauerten, 
trat die Kritik an der Tätigkeit der Abgeordneten immer 
wieder hervor. Auf dem Parteitage der deutschen Sozial- 
demokratie in Aussig (1902) mußte Pernerstorfer als 
Referent über die parlamentarische Tätigkeit die Fraktion 
abermals gegen den Vorwurf verteidigen, daß sie nicht ob- 
struiere. Immer mehr bäumte sich in den Arbeitern an- 
gesichts des jahrelangen Stillstandes in der Gesetzgebung 
alles auf. „Das Proletariat als das entwicklungsfähigste, 
der Entwicklung am meisten bedürftige und sie am meisten 
vorwärtstreibende Element der Bevölkerung, der eigent- 
liche Träger aller werdenden Kultur, leidet in der Tat am 
allerschwersten darunter, daß durch das Abfaulen des staat- 
lichen Gefüges jede wirtschaftliche und kulturelle Entwick- 
lung in diesem Lande gehemmt wird."° Selbst der Referent 
über die parlamentarische Tätigkeit auf dem Wiener 
Parteitage von 1903, Hann ich, gab zu, daß das Wol- 
len der Abgeordneten mit dem, was sie durchzusetzen 
vermögen, in unerträglichem Widerspruch stehe. Der 

° So sagt der Bericht der Parteivertretung an den Wiener Partei- 
tag von 1908. 
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Hauptredner der Opposition war damals Winarsky, 
der die Abgeordneten abermals verpflichten wollte, zum 
Mittel der Obstruktion zu greifen. Schuhmeier 
hielt all denen, die dieser Meinung waren, entgegen, 
daß man mit zehn Mann keine wirksame, ausdauernde 
und erfolgversprechende Obstruktion machen könne und 
daß die tschechischnationalen Parteien in dieser Hinsicht 
unverläßliche Bundesgenossen seien. Einen weiteren 
Streitgegenstand bildete auf diesem Parteitage das Ver- 
halten der Fraktion anläßlich der Verhandlung der 
Militärvorlage. Bei den parlamentarischen Beratungen der 
Rekrutenvorlage hatte nämlich der Verband der sozial- 
demokratischen Abgeordneten beantragt, die von der Re- 
gierung gewollte Erhöhung des Rekrutenkontingents zu 
streichen und das alte Kontingent wieder herzustellen. Das 
legte man dem Verband als Entgegenkommen gegenüber 
der Regierung aus und sagte, der Verband hätte die Re- 
kruten bewilligen wollen, wenn auch nur die niedrigere 
Zahl. Demgegenüber wurde betont, daß dieser Antrag nur 
den Zweck gehabt hätte, die bürgerlichen Parteien in Ver- 
legenheit zu bringen und sie vor ihren Wählern zu ent- 
larven, was dadurch geschah, daß sie gegen das niedrigere 
Rekrutenkontingent stimmten. Keine Partei in Oesterreich 
hätte im übrigen — so betonte Daszynski — mit ihrer 
Kritik des Militarismus soviel erreicht, wie der sozial- 
demokratische Verband in so kurzer Zeit. Die Verhältnisse 
in den Kasernen waren besser geworden, die militärischen 
Befehlshaber hatten vor der sozialdemokratischen Kritik des 
Militärsystems im Abgeordnetenhause Angst bekommen. 

Den Gipfel erreichte die verzweifelte Stimmung inner- 
halb der Sozialdemokratie auf dem Parteitage in Salz- 
burg im September 1904. Man mochte noch so viele For- 
derungen an das Parlament stellen, man mochte jeweils 
bei Sessionsbeginn noch so viele Versammlungen veran- 
stalten, man mochte sich in den Zeitungen die Finger wund- 
schreiben: es wurde nicht anders. Von sachlichen Beratun- 
gen im Parlament war keine Rede, die Sitzungen wurden 
mit der Verlesung des Einlaufes ausgefüllt, die Obstruk- 
tion schöpfte alle Möglichkeiten der Geschäftsordnung aus, 
um das Haus zu keiner Arbeit kommen zu lassen. „Hie und 
da wurde die öde Langeweile des Buchstabierens vernach- 
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lässigter Handschriften von einem wüsten Schimpfkonzert 
unterbrochen, das mitunter in einen Raufexzeß auszu- 
arten drohte."" Nicht einmal einen Dringlichkeitsantrag 
konnte man zur Behandlung bringen, da die Tagesordnung 
durch einen ganzen Haufen von Dringlichkeitsanträgen 
verlegt war. Oft warteten solche „Dringlichkeitsanträge" 
ein Jahr auf ihre Verhandlung und wurden durch irgend- 
einen Zufall an das Tageslicht gezogen. Das Budget wurde 
jedes halbe Jahr mit Hilfe des § 14 verordnet und der 
Ministerpräsident erklärte, er werde ruhig abwarten, bis 
das Parlament sich eines Bessern besinnen werde. In dieser 
Lage, warten zu können, war freilich die Arbeiterschaft 
nicht. Die soziälpolitische Gesetzgebung stockte, die indirekten 
Steuern wurden fortwährend erhöht, die Teuerung stieg, 
an die Verwiklichung der Arbeiterversicherung war nicht 
zu denken. Immer größere Massen der Arbeiter verfielen 
in Gleichgültigkeit. „Was wir auf das schwerste empfin- 
den", sagte Seliger in Salzburg, „ist, daß sich der Ar- 
beiterschaft eine Hoffnungslosigkeit bemächtigt hat, die alle 
ihre Tatkraft lähmt." Die Versammlungen — sogar die 
Wahlrechtsversammlungen — waren schwach besucht, es 
schien nichts zu geben, womit man das Interesse der Ar- 
beiter hätte lebendig machen können. „Es läßt sich nicht 
leugnen, daß wir bei jeder Aktion auf eine Gleichgültigkeit 
stoßen, die uns geradezu zur Verzweiflung treiben könnte." 
(Hille brand.) Je aktionsunfähiger aber die Arbeiter- 
schaft wurde, desto mehr versprachen sich einzelne Besserung 
von dem allerschärfsten, aber auch letzten Mittel, das den 
Arbeitern zur Verfügung stand, dem Generalstreik. Resig- 
niert bemerkte der Referent der parlamentarischen Frak- 
tion, Matthias E l d e r s ch, der 1901 einen schlesischen Wahl- 
kreis erobert hatte, daß er über die Tätigkeit in einem 
Parlamente berichten solle, das eigentlich gar nicht existiere. 
Bisher hätte man das Parlament wenigstens als freie 
Tribüne für die Wünsche der Bevölkerung betrachten kön- 
nen, aber auch das sei jetzt nicht mehr der Fall. „Das 
Parlament befindet sich in einem Zustand, der mit der 
Bezeichnung „es krepiert" erschöpfend dargestellt ist. Nur 
wenn es galt, die unverschämten Forderungen des Milita- 

‘ Bericht an den Salzburger Parteitag. 
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rismus zu befriedigen und der arbeitenden Bevölkerung 
schwere Lasten aufzubürden, hat der Kadaver noch einige 
Lebensfähigkeit aufgebracht." In der Debatte erfaßte 
Adler den Kern der Sache, wenn er nachwies, daß es sich 
um eine Krise nicht nur des Parlaments, sondern des 
Staates handle, daß die Situation, in der Oesterreich 
sich befand, durch eine Aktion des Parlaments nicht ge- 
ändert werden könne und daß bei dem damaligen Macht- 
verhältnis der Klassen die Partei der Arbeiter „aus diesem 
Staatsgebilde nicht durch eine Aktion etwas Vernünftiges 
machen" könne. Aus dieser Betrachtung zog der erste 
Führer des österreichischen Proletariats dieselbe Schluß- 
folgerung wie mehrere Jahrzehnte zuvor der tschechische 
Geschichtschreiber Franz P a l a c k y. So wie dieser sich da- 
mit Trost zusprach, daß die Tschechen vor Oesterreich da 
waren und nach Oesterreich da sein werden, schloß Adler 
ebenso prophetisch: „Wenn Oesterreich verfault, die öster- 
reichische Arbeiterschaft wird dabei nicht zugrunde gehen." 
Der stets in Opposition befindliche jugendlich-stürmische 
W i n a r s k y warf den Abgeordneten vor, daß sie nichts 
Ernstliches unternehmen, um den bestehenden Zuständen 
entgegenzutreten. Demgegenüber betonte Schuhmeier, 
feti 1901 mQeoiönetet, angeftcW öeß 8&üIntëpi:o&effeë 
Oesterreichs der Sozialdemokratie nichts übrig bleibe, als 
sich die Nase zuzuhalten, „uns auf unser eigenes Haus 
zurückzuziehen, es zu einer starken Festung umzugestalten, 
bis die Zeit kommt, wo dieses faule Staatsgebilöe zusam- 
menbricht und wir dann aus unserer Festung heraus- 
brechen können." Pernerstorfer versuchte die Dele- 
gierten mit der Zusicherung zu beruhigen, daß bei einer 
Zuspitzung der Situation, die das Eingreifen der Sozial- 
demokratie zu einem erfolgversprechenden machen würde, 
Parteiführung und Abgeordnete nicht zaudern würden, 
wirksame Maßregeln zu ergreifen. Auch der Führer der 
deutschmährischen ebenso wie derjenige der deutschböhmi- 
schen Sozialdemokratie schlugen radikale Töne an. Dr. 
Czech (Brünn) verlangte, man möge auf die Straße gehen 
und Seliger sagte, die Arbeiterschaft stehe unter dem 
Drucke der Empfindung, daß die Waffen nicht auslangen, 
mit denen die Partei bisher gekämpft habe. Freilich konnte 
niemand das Mittel angeben, mit dessen Anwendung man, 
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gleichsam im Sprunge, aus dem Moraste der Untätigkeit 
und Gleichgültigkeit herausgekommen wäre. Den Abgeord- 
neten wurde schließlich auch das Vertrauen ausgesprochen. 

So tief der Sumpf war, in dem man stak und so fern 
ein Delegierter der Tagung die Erreichung des allgemeinen 
gleichen Wahlrechtes sah, es sollte bald anders kommen. 
Schon im nächsten Jahre war wie mit einem Schlage die 
Situation eine andere geworden, die Ereignisse in Ungarn 
und vor allem in Rußland verwandelten die kalte Gleich- 
gültigkeit der Arbeiter in loderndes Feuer, die Verzweif- 
lung schlug in revolutionäre Stimmung um. Diese neue 
Lage fand aber die alte Regierung nicht mehr am Ruder, 
deren Leiter vielfach auch im Kreise des fortschrittlichen 
Bürgertums als der Mann angesehen wurde, der vom 
Schicksal berufen war, Oesterreich zu erneuern. Wohl war 
Koerber an seinen Vorgängern Taaffe und Windischgrätz, 
Vadeni und Thun, ebenso wie an seinen Nachfolgern 
Bienerth und Stürgkh gemessen, ein Mann des Fortschrit- 
tes. Während jene von der ebenso altehrwürdigen wie 
hohlen Geistigkeit der Feuöalität und altösterreichischen 
Beamtentums erfüllt waren und den Kaiser als ihren 
Lehensherrn betrachteten, war Koerber ein Mann des Bür- 
gertums, der von der Pike auf gedient hatte und sich ins- 
besondere nach außen hin als moderner Mann gab. Aber 
so wie das österreichische Bürgertum seine revolutionären 
Aufgaben seit 1848 nur zwiespältig erfüllt hatte, so schreckte 
auch Koerber davor zurück, die Jugendkraft der Demokratie 
dem österreichischen Staatsgedanken dienstbar zu machen. 
Er hat selten seine Gedanken zu Ende gedacht, und wenn 
dies geschah, schreckte er vor der Tat zurück. Er war „ein 
Mann der österreichischen Halbheit". (Adler 1904.) Er ver- 
band den guten Willen zu einer Umgestaltung Oesterreichs 
aus einem halb feudalen zu einem bürgerlichen Staat mit 
einer gefügigen Schwäche gegenüber aller kleinbürgerlichen 
Rückständigkeit, wie sie aus der geringen industriellen 
Entwicklung einzelner österreichischer Lanüesteile notwen- 
dig hervorwuchs. „Gefügigkeit gegen den Klerikalismus, 
Konnivenz gegen Agrarier und rückständige Kleinbürger, 
dazu hochgestelzte Phrasen von der Notwendigkeit indu- 
strieller Entwicklung und von großzügiger Wirtschaftspolitik: 
das ist die politische Wirklichkeit des Ministeriums 
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Koerber."" Auch seine vielgerühmte Geduld und Ausdauer 
wurde zum Schaden. „Beharrlichkeit ist eine Tugend, aber 
fie wird zum Verbrechen, wenn sie der Erhaltung eines 
verderblichen Zustandes gilt." Das einzige Mittel dem 
Parlament neues Leben einzuhauchen, hat er sich anzu- 
wenden gescheut. Wohl hat er mit dem allgemeinen und 
gleichen Wahlrecht gedroht, aber er konnte sich nicht ent- 
schließen, die Drohung wahrzumachen. So wurde er nicht 
der Bringer des gleichen Wahlrechtes und die ehrende Be- 
zeichnung eines österreichischen Staatsmannes muß ihm 
versagt bleiben, wenn man unter einem Staatsmann den- 
jenigen versteht, der im Besitze der Macht erkennt und auch 
tut, was die Entwicklung gebieterisch verlangt. 

Bevor noch der entscheidende Kampf der österreichischen 
Arbeiterschaft um das gleiche Recht entschieden war, erhielt 
die parlamentarische Vertretung der Sozialdemokratie noch 
eine gewünschte Verstärkung: Im Jahre 1905 wurde eine 
zweite Bresche in die Reihen der Privilegierten geschlagen: 
in Steiermark wurde R e s e l in der dritten Kurie gewählt. 
Ebenso hatte die Wahl Viktor Adlers an Stelle des zu- 
rückgetretenen Hannich im Reichenberger Wahlkreis die 
Bedeutung, daß nun die Führung der Partei und ihrer 
parlamentarischen Vertretung in ein und derselben Hand 
lag, von demselben kühl abwägenden Kopf gelenkt wurde, 
der bald beweisen konnte, daß er in revolutionären Zeiten 
auch vor der Anwendung revolutionärer Mittel nicht 
zurückschrecke. 

Die Zeit war gekommen, in der das österreichische Pro- 
letariat aus dem Stellungskriege zu einem großangeleg- 
ten Angriff übergehen und die Mauern des Privilegien- 
wahlrechtes in Grund und Boden schießen konnte. 

Siebentes Kapitel: 
Der Kampf um das allgemeine gleiche Wahlrecht. 
Die Badenische Wahlreform wurde innerhalb -er 

Arbeiterschaft als eine bloße Abschlagszahlung an die bis 
dahin völlig rechtlosen Schichten der Bevölkerung betrachtet, 
die Arbeiter waren gewillt, die ganze Schuldsumme einzu- 
fordern und nicht zu ruhen und zu rasten, bis das all- 

" Bericht an den Wiener Parteitag 1908. 



gemeine, gleiche und direkte Wahlrecht erkämpft war. 
Darüber gab es keinen Streit innerhalb der Sozialdemo- 
kratie. Was in dem folgenden Jahrzehnt immer wieder 
Gegenstand von Auseinandersetzungen wurde, war die An- 
wendung der jeweils geeigneten Mittel in die- 
sem Kampfe, damit auch die Frage des Zeitpunktes, in 
welchem die Aktion zu einem Generalangriff auf Staat und 
herrschende Klassen, welche sich dem Wahlrecht, das Bis- 
marck dem norddeutschen Bunde schon 1867 gegeben hatte, 
mit aller Macht widersetzten, gesteigert werden sollte. Schon 
ein Jahr nach den ersten Wahlen in das Fünfkurienparla- 
ment, auf dem Parteitag in Linz 1898, gab es Stimmen, 
welche den Kampf mit aller Kraft aufgenommen haben 
wollten. Die Stimmung in der Arbeiterschaft, in der eine 
gewisse Zufriedenheit darüber herrschte, daß sie überhaupt 
gewählt hatte, war aber einer großangelegten Aktion nicht 
günstig. Mit Recht bemerkte Adler, der stets eine feine 
Witterung für die Stimmung der Masse hatte und wohl 
begriff, was in der Seele der Arbeiter vorging, daß so 
große Bewegungen, welche die politischen Machtverhältnisse 
verschieben sollen, nicht ins Werk gesetzt werden können, 
„weil man sie machen will", daß sie sich vielmehr „als innere 
Notwendigkeit aus den Verhältnissen ergeben" müssen. 
Ebenso traten auf dem Brünn er Parteitage 1899 — 
der seine historische Bedeutung dadurch erhielt, daß sich 
hier die Sozialdemokratie aller Nationen Oesterreichs 
ein gemeinsames Nationalitätenprogramm gab — Stim- 
mungen an die Oberfläche, wonach man die Wahlrechts- 
bcwegung „entfachen" sollte. Hier war es unter anderen 
Seliger, der auf diesem Parteitag aus der Masse 
der Delegierten zum ersten Male weithin sichtbar her- 
vortritt, welcher den Zeitpunkt für noch nicht gekommen 
erachtete. Auf dem Parteitage zu Graz 1900 wurde der 
Generalstreik gefordert, um den herrschenden Klassen zu 
zeigen, daß es die Arbeiterschaft mit ihrer Forderung blutig 
ernst meine. Aber die Jahre der Regierung Koerber hatten 
in der Arbeiterschaft eine so trübe Stimmung erzeugt, daß 
an einen erfolgverheißenöen Feldzug für die Lebensforöe- 
rung der Arbeiterklasse nicht zu Senken war. Am 26. Juli 
1908 gab es zwar Versammlungen in allen großen Städten, 
aber der Aufruf zum Kampfe fand wenig Widerhall. Ein 
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Teil der Vertrauensmänner wurde immer ungeduldiger 
und rief nach dem Generalstreik. Der Referent über die 
Wahlrechtsbewegung auf dem Parteitage zu Wien 1903, 
der Tscheche Vansk, verlangte, man möge über den Ge- 
neralstreik diskutieren. Er erhob gegen die Gesamtexeku- 
tive den Vorwurf, daß sie dem Drängen der Massen und 
der tschechischen Parteivertretung nicht nachgebe. Auch an- 
dere Redner griffen die Partei, die Abgeordneten und das 
Zentralorgan heftig an. Demgegenüber erklärte wiederum 
Adler, daß, obwohl die politische Rechtlosigkeit immer 
da sei, man sie nicht immer zu einer großen, zündenden 
Agitation benützen könne. „Sie können nicht erwarten, 
irgend eine Bewegung auf längere Zeit in einer Höhe zu 
erhalten, die die Leidenschaften in gleicher Weise zu entfal- 
ten vermag. Das ist psychologisch, auch massenpsychologisch 
unmöglich. Wir müssen das Bewußtsein von der Elendig- 
keit unseres Wahlrechtes immer lebendig erhalten bei uns, 
bei den bürgerlichen Parteien, bei der Regierung, aber 
wir können unmöglich fortwährend den 
Kampf in jener Siedehitze, auf jener Höhe 
halten, in die er nur zu gewissen Zeiten bei 
günstigen Gelegenheiten hinaufgetrieben 
werden kann." Ebenso aber wie Adler den General- 
streik im Augenblick ablehnte, wollte er auf diese schärfste 
Waffe in Zukunft nicht verzichten. „So gewissenlos es wäre, 
für die nächste Zeit einen Generalstreik zu politischen Zwek- 
ken anzukündigen, ebenso unklug, ja unverantwortlich 
wäre es, den Generalstreik abzuschwören." Aus diesem 
Grunde wurde auch in der Entschließung, die schließlich vom 
Parteitage angenommen wurde, die Anwendung „äußerster 
Mittel" zur Bekämpfung des Wahlrechtes in Aussicht ge- 
stellt. Aber im Jahre 1904, da die Hoffnungslosigkeit der 
Arbeiter noch größer wurde — wir haben das im vorigen 
Kapitel bereits erzählt —, war an die Aufnahme des Kamp- 
fes auf der ganzen Linie noch weniger zu denken. Der An- 
trag der deutschböhmischen Delegierten Seliger und 
Hillebrand auf Eröffnung einer Debatte über den Ge- 
neralstreik auf dem Salzburger deutschen Parteitag wurde 
abgelehnt und beschlossen, diesen Gegenstand auf dem näch- 
sten Gesamtparteitag zu verhandeln. In der „Arbeiterzei- 
tung" verlangte Austerlitz die Oktroyierung des Wahl- 
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rechtes, wenn das Parlament nicht fähig sei, eine Reform 
zu schaffen. Der Wahlrechtskampf schien in einer Sackgasse 
zu sein, die Massen waren träge und gleichgültig. Da er- 
weckten sie die Fanfarenstöße der russischen Revolution zu 
lebendiger Kampfentschlossenheit. 

Gleichzeitig mit dem Kampf um die Erweiterung des 
Wahlrechtes in das Abgeordnetenhaus wurde der Kampf 
um das Wahlrecht in den böhmischen Landtag ge- 
führt, in gewissen Zeiten noch stürmischer als um das Wahl- 
recht in das Wiener Parlament. Im Landtage gab es, ähn- 
lich wie im Abgeordnetenhause vor der Wahlreform Ba- 
denis, vier Kurien. Von den insgesamt 242 Abgeordneten 
wählten 480 Großgrundbesitzer 70 Abgeordnete, 188 Han- 
delskammerräte 15 Abgeordnete, 108.750 privilegierte 
Städtewähler 92 Abgeordnete und 265.400 Landgemeinde- 
wähler 84 Abgeordnete. Ein Abgeordneter entfiel aus 
6 Großgrundbesitzer, 12 Kammerräte, 1160 Städtewähler 
und 3159 Lanögemeindewähler. Schon in den neunziger 
Jahren gab die Arbeiterschaft ihrem Unwillen über dieses 
Wahlunrecht lebhaften Ausdruck. Im Jahre 1901, als die 
Landtagswahlen bevorstanden, beschäftigte sich eine am 
26. Mai stattgefundene Landeskonferenz der deutschböhmi- 
schen Sozialdemokratie damit, welche Stellung die Arbeiter- 
schaft einnehmen solle. Nach einem Referate Schrammels 
wurde beschlossen, sich sofort mit der tschechischen Partei- 
exekutive diesbezüglich in Verbindung zu setzen und alle 
Vorbereitungen zum Eingreifen in die Wahlen zu treffen. 
Das Ergebnis der Beratungen mit den tschechischen Genos- 
sen war ein gemeinsamer Aufruf zu den Lanötagswahlen, 
der am 14. September 1901 erschien und von Schrammel, 
Seliger, Beutel und Zeller als Vertreter der deutschen, von 
Nêmec, Tusar, Schuster und Johanis der tschechischen 
Sozialdemokratie unterfertigt war. Es wird darin gegen 
die Beherrschung des Landtages durch Feudale und Bour- 
geois protestiert und das allgemeine Wahlrecht gefordert. 
An die Stelle der Kurien der Privilegierten sollen natio- 
nale Kurien treten. Jeder nationalen Kurie wird der 
für Kultur- und Schulzwecke entsprechende Teil des Lan- 
desbudgets vorgelegt. Nebst sozialen Forderungen wird 
eine demokratische Gemeindeordnung verlangt. Daß bei den 
Wahlen in den Kurien der Privilegienbesitzer kein Sozial- 
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dernokrat durchdrang, war nicht überraschend. Erst im Jahre 
1903 kam die Bewegung wieder in Schwung. Im Oktober 
stellte der Jungtscheche I a n d a einen Antrag auf Reform 
des Landtagswahlrechtes. Bei der Beratung auf Einsetzung 
einer diesbezüglichen Landtagskommission war die Galerie 
mit Arbeitern besetzt, die ihrer Erregung über die Ver- 
handlung Ausdruck gaben, was den hochfeudalen Oberst- 
landmarschall veranlaßte, die Galerie raumen zu lassen. Die 
Landesexekutiven der deutschen und tschechischen Sozial- 
demokratie richteten an die Landtagsabgeordneten eine 
Denkschrift, in welcher diese aufgefordert wurden, die Wahl- 
reform schleunigst durchzuführen. Es wurde darauf hin- 
gewiesen, baß der Landeshaushalt immer mehr auf indirek- 
ten Steuern (Landesbierauflage) beruhe, so daß es ein 
grenzenloses Unrecht sei, einem großen Teil der Bevölke- 
rung das Wahlrecht vorzuenthalten. Durch eine Reihe von 
Versammlungen wurde der Denkschrift der nötige Nachdruck 
gegeben. Da die Arbeiten der Wahlreformkommission nicht 
vom Fleck kamen, wurden die Arbeiter stürmischer. Als der 
Landtag im Oktober 1904 zusammentrat, veranstalteten die 
Prager Arbeiter eine Versammlung. Nach derselben zogen 
die Massen über den Graben, an der Ecke Graben—Wen- 
zelsplatz ließ ein Polizeiinspektor, weil ihn angeblich je- 
mand mit einem Stock bedroht hatte, die Säbel ziehen, die 
Polizisten hieben auf die Demonstranten ein, einige Ver- 
wundete blieben am Platze. Mit solchen Methoden wollte 
man die Wahlreformsrage lösen! Das Vorgehen der Pra- 
ger Polizei weckte den Kampfeseifer der Arbeiter im deut- 
schen und tschechischen Gebiet des Landes. Ueberall wurden 
Versammlungen veranstaltet, in denen es begrüßt wurde, 
daß die Prager Arbeiter den Kampf auf die Straße ver- 
pflanzt hatten. In einer Teplitzer Versammlung wurde die 
tatole mi8ßeße5en: ßetnc SR#e tn 5të baß 90#= 
ïecfjt zum Landtage erkämpft ist. Im Jahre 1905 wurde die 
Bewegung infolge des gewaltig gesteigerten Kampfes um 
das gleiche Wahlrecht in das Abgeordnetenhaus mächtig 
angefacht. 

Auch der Erweiterung des Wahlrechtes in die Ge- 
meind en wandten die Arbeiter ihr Augenmerk zu. Schon 
in den neunziger Jahren war es gelungen, einzelne sozial- 
demokratische Kandidaten bei Wahlen in einzelne Ge- 
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meinSevertretungen zu bringen, ja ganze Wahlkörper zu 
erobern. Dies brachte auch mit sich, daß die Partei sich all- 
mählich gewisse Richtlinien über die Tätigkeit der sozial- 
demokratischen Gemeindevertreter zu erarbeiten wußte. 
Diesem Zwecke dienten die von Schuhmeier vorgelegten 
„Grundsätze für das Wirken der Sozialdemokratie in den 
Gemeinden" auf dem Parteitage in Graz 1900. 

* 

Den entscheidenden Anstoß empfingen Massen und Par- 
tei durch auswärtige Ereignisse. Der ungeheure Span- 
nungszustand, der in Rußland zwischen den Klassen be- 
stand und infolge eines unerhörten politischen und wirt- 
schaftlichen Druckes des zaristischen Absolutismus auf die 
arbeitenden Klassen des russischen Volkes ins unerträgliche 
gewachsen war, entlud sich, begünstigt durch die Niederlage 
Rußlands im Kriege gegen Japan, in den denkwürdigen 
Jännertagen 1906. Anläßlich des Festes der Wasserweihe 
war es in Petersburg am 20. Jänner zu Ausschreitungen 
gekommen. Gleichzeitig brach in den Putilow-Werken ein 
Streik aus, der bald ein politisches Gesicht erhielt. „Wir 
wollen lieber sterben, als unter solchen Gesetzen leben", hieß 
es in dem Programm der Streikenden. „Wir haben nur 
zwei Wege: die Freiheit und das Glück oder das Grab." 
Am 22. Jänner zogen die Arbeiter unter Führung des Po-' 
pen Gapon vor das Winterpalais, um „Väterchen Zar" 
ihre Beschwerden zu überbringen. Statt daß aber der Zar 
ihre Bitte erhörte, trat ihnen Militär entgegen, das in die 
enttäuschten Arbeiter rücksichtslos feuerte. Das hatte die 
Ausdehnung des Streiks auf die Provinz zur Folge, sowie 
die völlige Erschütterung des Vertrauens, das ein großer 
Teil der Arbeiter zum Zaren noch gehabt hatte. Der mysti- 
sche Schleier um das milde und gütige Väterchen Zar war 
für weite Kreise des russischen Volkes zerrissen. 

Aber auch auf Oesterreichs Arbeiter war die Wirkung 
der revolutionären Ereignisse in Rußland eine tiefe. Vier 
Tage nach den blutigen Vorfällen in Petersburg kam es 
schon in Wien zu Zusammenstößen der Arbeiter mit der 
Wache, weil jene in Hochrufe auf die russische Revolution 
ausgebrochen waren. In den nächsten Tagen fanden auch 
in den deutschböhmischen Städten sozialdemokratische Ver- 
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sammlungen statt, in denen die Redner ihrer Begeisterung 
über die Taten der russischen Arbeiter ohne Rücksicht auf 
die Anwesenheit des Regierungsvertreters Ausdruck gaben. 
Die Arbeiter verstanden, daß auch die Machtverhältnisse in 
Oesterreich von der weiteren Entwicklung der Ereignisse in 
Rußland nicht unbeeinflußt bleiben können. Die Hoff- 
nung auf revolutionäre Vorgänge in Oesterreich kleidete 
Seliger in einer dieser Versammlungen in die Worte 
Ferdinand Freiligraths aus dessen Gedicht „Die Revo- 
lution": 

„Ich werde sein und wiederum voraus den Völkern 
werd' ich gehn! 

Auf eurem Nacken, eurem Haupt, auf euren Kronen 
werd' ich stehn! 

Befreierin und Rächerin und Richterin, das Schwert 
entblößt, 

ausrecken den gewalt'gen Arm werd' ich, daß er die 
Welt erlöst!" 

In diesen Worten wehte schon der Feueratem revolu- 
tionärer Entschlossenheit. Um die Solidarität mit den rus- 
sischen Arbeitern auch praktisch zu erweisen, schuf die Ge- 
samtexekutive der Sozialdemokratie einen russischen Hilfs- 
fond. 

Indessen gingen die Ereignisse in Rußland weiter. Am 
18. Feber wurde in Moskau der Großfürst Sergius ermor- 
det. Auch dieser Vorfall übte in Oesterreich eine tiefe Wir- 
kung aus. Trotzdem die „Freiheit" den Ermordeten eine 
„Bestie in Menschengestalt" genannt hatte, wurde sie nicht 
konfisziert. Im März kam es in Rußland zu weiteren 
Attentaten, das Streikfieber griff um sich. Auch die russische 
Bauernmasse kam in Bewegung. Der Gedenktag an die 
Märzgefallenen 1848 bekam unter diesen Umständen in 
Oesterreich eine wahrhaft revolutionäre Bedeutung, man 
verspiirte wieder einmal die Wahrheit der Worte, daß noch 
alle Märzen nicht vorbei seien. Der Sturm aus dem Osten 
hatte alle Wolken des Pessimismus hinweggeweht, die in 
den letzten Jahren über der Arbeiterbewegung schwer öar- 
niederhingen. „Die Ereignisse in Rußland," schrieb Josef 
Seliger, „bedeuten eine Wiedergeburt des revolutionären 
Gedankens." In dieser revolutionären Stimmung beging 



die Arbeiterschaft DeutschSöhmens Sie Feier des 1. Mai, Ser 
großartigsten, stimmungsvollsten und feierlichsten seit 1890. 
Die Massen, aufgepeitscht durch die russische Revolution, 
riefen nach dem gleichen Wahlrecht. Gerade diesen Zeitpunkt 
hatte sich die Regierung ausgesucht, um dem böhmischen 
Landtag eine Wahlreform vorzulegen, die für die Arbeiter- 
schaft einen Faustschlag bedeutete. Die Regierung wollte 
den bestehenden vier Kurien mit 242 Abgeordneten eine 
fünfte allgemeine Kurie — mit 18 Mandaten anfügen. Auf 
16 privilegierte Mandate sollte ein Mandat der allgemeinen 
Wählerklasse entfallen. Die erbitterten Arbeiter antworte- 
ten am 21. Mai und den folgenden Tagen mit stürmischen 
Demonstrationen? 

Für den 23. Juli wurde nach Prag eine gemeinsame 
Landeskonferenz der deutschen und tschechischen Sozialdemo- 
kratie einberufen. Die Konferenz bot das Bild eines großen 
Parteitages, 541 Delegierte waren erschienen, davon 304 
Tschechen und 237 Deutsche. Den Vorsitz führten Soukup 
und Aust, Schäfer und Beutel, aus Wien waren Adler, 
Skaret und Seitz erschienen. Ueberrascht von dem glänzen- 
den Bild, das sich ihm bot, erklärte Adler in seiner Begrü- 
ßungsansprache, daß er eine solche Konferenz, seitdem er in 
Sei paitet set, n# nt# gesehen We. UeW Me BanStagë. 
wahlreform sprachen die beiden führenden Köpfe der tsche- 
chischen und deutschen Sozialdemokratie Böhmens, Nsmec 
und Seliger. N ê m e c ging davon aus, daß der Arbeiter- 
TW Bestellet# glet#gülttg set: „%ti Wen 
kein Interesse, diese alte Ruine, dieses alte, verfallene 
Oesterreich zu erhalten." Getragen vom Kraftbewußtsein 
der Arbeiter sage er dem Regierungssystem schärfsten 
Kampf an. „Wir erhalten den Staat, und wenn wir ihm nur 
eine Woche lang die Mittel zu seiner Existenz verweigern 
dann möchten wir sehen, was diesem Staate die Bajonette 
und Kanonen nützen." Und über die Mittel des Kampfes- 

weisen nnfeie Me#e eifömpfen mit Sen Waffen Sic 
uns die Regierung aufzwingt." Seliger begründete ein- 

«„Ceres. %,e 
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gehend den Anspruch der Arbeiter auf das Wahlrecht: „Wir 
gründen unseren Anspruch auf das gleiche Wahlrecht. . . 
auf die Tatsache, daß aus der Proletarierklasse alles fließt, 
was Fortschritt, was Leben, was Kultur heißt: die Arbei- 
terklasse Böhmens wird ihre Kraft und Energie nicht brach 
liegen lassen, sie wird sich auf der Straße ihr Recht holen." 
Ueber den Kampf um das Landtagswahlrecht referierten 
Steiner (tschechisch) und Schäfer (deutsch). Steiner erklärte 
im Vollgefühl des geschichtlichen Augenblicks: „Wir müssen 
jetzt einen Krieg beginnen, der zeigt, daß uns der Titel 
einer revolutionären Partei gebührt." Schäfer erinnerte 
daran, daß jede der beiden Parteien den Kampf gegen die 
bürgerlichen Parteien ihrer Nation führen müsse. Unter 
großer Begeisterung wurde eine Entschließung angenom- 
men, in der erklärt wird, daß die Aufrechterhaltung und 
Ausdehnung des Kuriensystems ein schreiendes Unrecht 
sei. In keinem Kronlande habe man die Frechheit gehabt, 
in der allgemeinen Kurie mit weniger als der doppelten 
Anzahl der Reichsratsmandate zu kommen wie in Böh- 
men. „Zur Vergewaltigung, die überall geübt wird, hat 
man in Böhmen noch den niederträchtigsten Hohn und den 
offenen Schimpf gefügt." In allen Orten sollten Versamm- 
lungen und Demonstrationen stattfinden. Auch eine Reso- 
lution für die russische Revolution gelangte zur Annahme: 
„Die Vertreter des Proletariats Böhmens beider Nationen 
blicken mit leidenschaftlicher Bewunderung und aller Hoff- 
nung ihres Herzens auf die revolutionären Proletarier 
Rußlands und Polens." Mit einem Bekenntnis zu Revo- 
lution und Jnternationalität schloß der Vorsitzende S o u - 
kup die Tagung: „Nicht in geschlossenen Sälen, auf den 
Straßen von Prag werden die deutschen und tschechischen 
Proletarier neuerlich ihre Verbrüderung feiern und den 
Kampf zu Ende führen!" Kampfeslust und Kampfesfreude 
glühte auf den Gesichtern, feste Entschlossenheit und Energie 
leuchtete aus allen Mienen, die „Freiheit" schrieb am 
29. Juli, daß die Arbeiterschaft auch vor keinem Blutopfer 
zurückschrecke. 

Die Massen folgten dem Aufruf der Landeskonferenz. 
Im August, September und Oktober demonstrierten die 
Arbeiter aller größeren Orte Böhmens. Am 24. September 
waren auf dem Havlwekplatz in Prag 40.000 Menschen ver- 



sammelt, zu denen u. a. auch Masaryk sprach. Am 
7. Oktober flatterte ein von leidenschaftlichen Worten er- 
fülltes Manifest in beiden Sprachen in 800.000 Exempla- 
ren hinaus, das das berühmte Wort wiederholte: „Keine 
Ruhe in Böhmen, bis das allgemeine und gleiche Wahlrecht 
zum Landtage errungen ist." Der nächste Tag sah Massen- 
demonstrationen in Deutschböhmen. In Teplitz sprachen 
Seliger und Soukup, in Aussig Ellenbogen, in Reichenberg 
Eldersch, in Karlsbad Resel. Am 10. Oktober ruhte in ganz 
Prag die Arbeit. Alle Läden waren geschlossen, kein Fabriks- 
schlot rauchte, kein Hammer erklang. 60.000 bis 80.000 
Menschen durchzogen die Stadt. Eine Deputation der De- 
monstranten, unter ihnen die Deutschen Seliger, Schäfer 
und Beutel, begab sich zum Oberstlandmarschall, dem Vor- 
sitzenden des Landtages. Nsmee und Seliger verdolmetsch- 
ten ihm die Wünsche der Arbeiter beider Nationen. Dann 
begab man sich zum Statthalter. Unter diesem Drucke ent- 
schloß sich die Regierung dazu, die Zahl der Mandate in 
der allgemeinen Wählerklasse von 18 auf 36 zu erhöhen. 
Gleichzeitig sollten nationale Kurien eingeführt werden. 
Aber die Arbeiterschaft war mit einem solchen Entgegen- 
kommen nicht zu beruhigen. 

Inzwischen hatten aber Geschehnisse in der anderen 
Reichshälfte, in Ungarn, dem Kampf um das gleiche Wahl- 
recht ins Abgeordnetenhaus neuerliche Schwungkraft gege- 
ben. Im Feber hatte die Regierung Tisza eine schwere 
Wahlniederlage erlitten, 154 ihrer Anhänger standen im 
Parlament nunmehr 160 Kossuthianern entgegen, die Mehr- 
heit der ungarischen Wähler hatte gegen den Dualismus 
entschieden. Gegen den Willen der neuen Mehrheit wurde 
eine Regierung eingesetzt, an deren Spitze der General 
Fejervary stand. Aehnlich wie Bismarck gegen die renitente 
preußische Bourgeoisie seinerzeit das allgemeine Wahlrecht 
als Waffe benützte, so wollte es die neue Regierung, ins- 
besondere deren Minister des Innern, K r i st o f f y, der am 
8. September 1905 eine Rede hielt, wie sie die Welt bis da- 
hin von einem ungarischen Minister noch nicht gehört hatte: 
„Das allgemeine geheime Wahlrecht bildet ein sicheres Mit- 
tel, um eine endgültige Lösung der Krise und eine Regene- 
ration -er politischen, wirtschaftlichen und sozialen Lage 
herbeizuführen." Den staatsrechtlichen Forderungen gegen- 
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über pflanzte er die Fahne des sozialen Problems auf: 
„Die staatsrechtlichen Ideen verlieren überall an Bedeu- 
tung und sie werden siegreich durch die sozialen Ideen ver- 
drängt." Zum Schlüsse eine Drohung an die Kossuthpartei: 
„Das Erscheinen neuer Elemente im Parlament, die das 
allgemeine Stimmrecht entsenden wird, wird zugleich 
neue Ideen in den Vordergrund stellen und die alten ver- 
brauchten staatsrechtlichen Schlagworte werden in die 
Rumpelkammer wandern." Ganz Oesterreich-Ungarn horchte 
auf. So sprach ein Minister des Königs von Ungarn, der 
doch auch Kaiser von Oesterreich war. Was die Regierung 
des Königs von Ungarn tat, mußte es nicht auch die Regie- 
rung des Kaisers von Oesterreich tun? Zunächst kamen die 
ungarischen Arbeiter in Bewegung. Am 10. September hielt 
die ungarische Sozialdemokratie einen Wahlrechtskongreß 
ab, am 15. September ruhte in Budapest die Arbeit, 100.000 
Menschen marschierten vor dem Parlament auf, um da- 
gegen zu protestieren, Laß von 4.8 Millionen erwach- 
sener Männer 3.3 Millionen ohne Wahlrecht waren. Aber 
auch die österreichische Arbeiterschaft war nicht zu halten, 
sie fühlte, daß die Zeit gekommen sei, das lang geforderte 
Recht sich zu holen. Die kühne Rede Kristoffys und der 
Fortgang der Ereignisse in Rußland trieb die Erregung der 
Arbeiter bis zur Siedehitze. Im Juli hatte sich bereits 
gezeigt, daß die Gärung in der russischen Bevölkerung auf 
Heer und Marine übergreife, Morde an den Trägern der 
Staatsgewalt waren an der Tagesordnung, schon wurden 
in der österreichischen Arbeiterschaft Rufe laut, man werde 
„russisch sprechen". Nun beschloß die Gesamtexekutive der 
österreichischen Sozialdemokratie die Einberufung einer 
Reichskonferenz für den 24. September. An der Konferenz 
nahmen 64 Delegierte teil, Referent war Pernerstor- 
f e r. Dieser trat für Len schärfsten, rücksichtslosen Kampf 
gegen den Ministerpräsidenten ein, von dem es bekannt 
geworden war, daß er sich in einem Kronrate, an dem Ver- 
treter der österreichischen und ungarischen Regierung teil- 
genommen hatten, gegen das allgemeine Wahlrecht in 
Ungarn wegen dessen Rückwirkung auf Oesterreich ausge- 
sprochen hatte. Nachdem noch Nêmec und Garami (Buda- 
pest) gesprochen hatten, wurde eine Entschließung ange- 
nommen, in welcher erklärt wird, die Sozialdemokratie 
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werde dafür sorgen, daß Gautsch „der wohlverdienten Züch- 
tigung nicht entgehe". Ungemein wirkungsvoll war eine 
Rede Daszynskis, der unter dem donnernden Beifall 
der Anwesenden ausrief: „Es wackelt mancher Thron in 
Europa, der fester stand als der Thron von Habsburg!" 
Das Manifest der Reichskonferenz war ein Aufruf zum 
Kampf: „Kündet ihnen allen unerbittlichen Kampf an, die 
Euer heiliges Recht bezweifeln,' macht es den Mächtigen 
dieses Staates klar, daß die Zeit der Langmut vorüber ist, 
daß die arbeitenden Klassen in Oesterreich entschlossen sind, 
sich ihr volles Recht, das allgemeine, gleiche und direkte 
Wahlrecht, unter allen Umständen und mit allen Mitteln 
zu holen.... Sammelt Euch, Arbeiter, und kündet laut 
Euern Willen. Sammelt Euch in den Versammlungen, 
sammelt Euch in Massen: gewaltig sei Euer Aufmarsch und 
entschlossen Euere Tat. Verkündet Euern Willen, daß die 
Rechnung auf die Geduld des Volkes falsch, daß das Spiel 
mit den Rechten des Volkes zu Ende ist. Euere Abgeord- 
neten werden ihm Worte leihen im Parlament, Ihr aber 
werdet den Herrschenden offenbaren, daß die Arbeiterklasse 
in Oesterreich einig ist in der Forderung nach Sühne für 
die ihr angetane Schmach, einig in dem Kampfe für ihr 
geheiligtes Recht. Und so brause die Forderung von Land 
zu Land, von Volk zu Volk, schwelle zum Sturme an, bis 
sie Erfüllung finde: Nieder mit den Privilegien! Nieder 
mit den Volksfeinden! Heraus mit dem allgemeinen, 
gleichen und direkten Wahlrecht!" 

Zwei Tage später, am 26. September, trat das Abgeord- 
netenhaus unter großer Spannung der gesamten Bevölke- 
rung zu summen. Der Ministerpräsident wurde, als er das 
Haus betrat, von den Sozialdemokraten mit gewaltigem 
Lärm empfangen. Der Ton, in dem er vom allgemeinen 
Wahlrecht sprach, klang doch etwas anders als seine Rede im 
Kronrate: „Ich bin durchaus kein grundsätzlicher Gegner 
der Erweiterung des Wahlrechtes auf breitester Grund- 
lage." Ueber die Erklärung des Ministerpräsidenten ent- 
spann sich eine ausführliche Debatte. Pernerstorfer 
drohte unverhüllt mit der Revolution: „Die Regierung und 
die Dynastie mögen sich hüten, durch die Verweigerung der 
Volksrechte es dahin zu bringen, daß der revolutionäre 
Brand, der jetzt in Rußland wütet, nach Oesterreich über- 
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gleise. 3)utd) bie beë äßiittfierpiöftbente# faim eß 
dazu kommen, daß in der Bevölkerung der Ruf ertönen 
wird: „Fort mit der Dynastie Habsburg!" Schuhmeier 
erklärte, daß Oesterreich kein Fideikommiß des Hauses 
Habsburg sei. Auf die bürgerlichen Abgeordneten war die 
Stimmung der Massen nicht ohne Eindruck geblieben. Der 
Brunner liberale Abgeordnete Dr. Lecher setzte sich mit 
Entschiedenheit für das gleiche Wahlrecht ein, und obzwar 
bei der Abstimmung den Anträgen für das allgemeine, 
gleiche Wahlrecht die für die Dringlichkeit erforderliche 
Zweidrittelmehrheit nicht erreicht wurde, sprach sich die 
BReWett füi baß beutofiattMe auë. 155 a5ge= 
ordnete stimmten für, 114 wider. Das allgemeine gleiche 
Wahlrecht war auf dem Marsche. 

Im Oktober wurden im ganzen Reiche Versammlungen 
abgehalten, die meisten Landtage befaßten sich mit Wahl- 
reformentwürfen. Die Massen standen in Erwartung des 
Gesamtparteitages der österreichischen Sozialdemo- 
kratie, der am 29. Oktober in Wien zusammentreten und 
den Kampfplan für die nächsten Wochen aufstellen sollte. Es 
war die Ruhe vor dem Sturm, leise rollten die ersten 
Borniez. Bon mürbe bag 9We% tmnet fintier. 
@ine neue renoluttonöre »lui mur bort tut ansteigen: 
Eisenbahn- und Poststreiks setzten ein, Militär weigerte 
sich zu schießen. Dumpfe Schwüle lastete auf Oesterreich, die 
Massen standen Gewehr bei Fuß. 

An zweihundert Delegierte der Sozialdemokratie aller 
Nationen Oesterreichs versammelten sich am 29. Oktober 
1905 in Wien, um das Wort zu sprechen, das die Arbeiter- 
schaft erwartete. Schon die Eröffnungsrede Adlers war 
von der Größe des geschichtlichen Augenblicks erfüllt. Er 
sprach von der russischen Revolution und erinnerte an die 
Worte Freiligraths: 

„Den Jelacic zu schlagen, schlag deinen Jelacic." 

Adler betonte, daß jetzt gehandelt werden müsse: 
„ . . . eines wissen wir, daß die Verhältnisse für uns noch 
niemals so günstig gelegen sind wie heute", denn die Gegner 
haben den Glauben an ihre Sache verloren. Sodann wurde 
eine Resolution angenommen, in der die revolutionären 
Kämpfer in Rußland des Gefühles brüderlicher Solidari- 
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tät versichert werden. Die österreichische Sozialdemokratie 
folge dem Kampfe in Rußland in der festen Hoffnung, daß 
der Sieg der russischen Revolution „auch der westeuropäi- 
schen Reaktion den Todesstoß versetzen wird". Ueber „Die 
österreichische Krise und das Wahlrecht" sprach am 31. Ok- 
tober E l l e n b o ge n. Er nannte das Privilegienparlament 
„die konstitutionelle Drapierung des Absolutismus" und 
erklärte es für unmöglich, in Ungarn das gleiche Wahlrecht 
einzuführen, wo es die Parlamentsmehrheit nicht wolle, 
und in Oesterreich nicht einzuführen, wo es das Parlament 
wolle. „Wir haben genug von dem alten Oesterreich!", so 
rief der Redner mit Unmut aus. „Wir wollen nicht länger 
leben in diesem Friedhof alles Großen und Schönen, in 
dieser Gemeinschaft von Stumpfsinn und fauler Gemüt- 
lichkeit. Das österreichische Proletariat fühlt die Kraft in 
sich, es allen großen Bewegungen der großen Zeit, in der 
wir leben, gleichzutun. Rings um uns streben die Völker 
den höchsten Zielen zu. Deutschland hat sich an die Spitze 
der Zivilisation emporgerungen, das alte Banernvolk von 
Norwegen hat mit einem Ruck einen Thron von den 
Schultern geschüttelt,° in Italien hat die schwer bedrückte 
Klasse der Bauern und Lohnarbeiter glorreiche Kämpfe be- 
standen und drüben im finsteren Osten geht der Tag des 
neuen Völkerfrühlings auf, schöner und herrlicher als je 
einer, die Ketten schmettern auseinander, vom Eismeer bis 
zum Kaukasus dröhnt der Schrei der Freiheit durch die 
Lande, überall schreitet der Geist einer neuen Zeit über die 
Völker hin und nur wir sollten verurteilt sein, den Schimpf 
und die Schande eines mittelalterlichen Stänöeparlaments 
noch länger zu dulden?" Gleichsam in Vorahnung dessen, 
was in den nächsten Minuten sich ereignen sollte, sprach der 
Redner das große Wort aus: „Nun aber ist der große 
Augenblick gekommen, wo es der Anspannung aller Kräfte 
bedarf!" 

Kaum hatte das Ellenbogen gesagt, als ein h i st o r i - 
scher Zwischenfall eintrat. Es war ein Telegramm 
eingetroffen, das man dem Redner auf den Tisch legte. 
Bald flüsterten die Delegierten in den vorderen Tisch- 
reihen einander zu: „Nachrichten aus Rußland!" Die Stille, 

* 1905 hat die Trennung Norwegens von Schweden stattgefunden. 
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mit der Ellenbogens Rede angehört morden war, wich plötz- 
lich einem aufgeregten Summen und Flüstern. Ellenbogen 
brach den Faden seiner Rede ab und wahrend schon er- 
regte Stimmen laut wurden: „Vorlesen!" begann der Re- 
ferent das am 30. Oktober erlassene Manifest des Zaren 
mit vor Erregung bebender Stimme vorzulesen, aus dem 
die erstaunten Zuhörer die Wundermär vernahmen, daß 
„der Selbstherrscher aller Reußen" seinem Volke Verfassung 
und allgemeines Wahlrecht verhieß. Im Nu trat atemlose 
Stille ein. Kaum war aber der erste Absatz verlesen, da 
brach ein ohrenbetäubender Jubel los! Hochrufe auf die 
russische Revolution und auf das allgemeine, gleiche Wahl- 
recht schwirrten durch den Saal. Die Delegierten hatten sich 
von den Sitzen erhoben und hörten die weitere Verlesung 
stehend an. Eine feierliche Ergriffenheit lag über dem 
Kongreß. Nun war Ellenbogen mit der Verlesung zu Ende. 
Kein Mensch vermochte zu reden. Plötzlich brausten Revolu- 
tionsgesänge durch den Saal. Erst sangen die Tschechen und 
Polen die „Rote Fahne", dann die Deutschen das Sturm- 
lied der französischen Revolution: 

„Wohlan, wer Recht und Wahrheit achtet, 
Zu uns'rer Fahne steht zu Haus', 
Wenn auch die Lüg' uns noch umnachtet, 
Bald steigt der Morgen hell herauf. 
Ein schwerer Kampf ist's, den wir wagen, 
Zahllos ist uns'rer Feinde Schar, 
Ob auch wie Flammen die Gefahr 
Mög' über uns zusammenschlagen,' 
Nicht zählen wir den Feind, 
Nicht die Gefahren all. 

mn#! 
Marsch, Marsch! 
Und wär's in den Tod, 
Denn uns're Fahn' ist rot." 

Jeder Teilnehmer wußte, daß in dieser Stunde auch 
der österreichische Wahlrechtskampf in ein neues Stadium 
revolutionärer Entschlossenheit getreten war. 

Hierauf beendigte Ellenbogen seine Rede und es wurde 
eine Stunde Pause gemacht. Dann traten die Redner der 
einzelnen Nationen vor und feierten den großen Augen- 
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blick. Alle waren einig in dem Rufe: Hinaus auf die 
Straße! Tatsächlich strömten die Arbeiter Wiens bereits 
auf die Straße, große Massen durchzogen, das Wahlrecht 
fordernd, die Stadt. 

Der Parteitag mußte nun beraten, welches Mittel die 
Arbeiterschaft anwenden sollte, um die herrschenden Klassen 
zur Nachgiebigkeit zu zwingen. Man mußte das schärfste 
Kampfmittel der Arbeiterschaft in Anwendung bringen: 
den M a s s e n st r e i k. Darüber sprach der besonnenste und 
klügste Vertrauensmann, Viktor Adler. Er nahm zu- 
nächst Stellung gegen den Generalstreik als Mittel zur Er- 
kämpfung des Sozialismus. Diese Gedankengänge „gehen 
von einem grundlegenden Irrtum aus, daß man in einem 
bestimmten Moment auch der Arbeiterklasse mehr Kraft, 
mehr Macht freimachen kann, als diese Klasse in diesem 
Moment tatsächlich hat. Alle diese Irrtümer gehen davon 
aus, als ob in der Arbeiterklasse verborgen eine Kraft 
ruhen würde, die man in einem bestimmten Moment durch 
ein Zauberwort entfesseln kann." Wohl aber kann der 
Massenstreik, in einem bestimmten Augenblick 
für ein bestimmtes Ziel angewandt, das Prole- 
tariat mächtig vorwärtsbringen: „Bei einer gewissen Höhe 
der Organisation, bei einer gewissen Klarheit in der poli- 
tischen Absicht und Leitung ist es möglich, den Massenstreik 
so diszipliniert, so besonnen, so klar über das Ziel anzu- 
wenden wie irgend ein anderes proletarisches Kampf- 
mittel." Deshalb müßte man den Beschluß des Parteitages 
ausklingen lassen in die ernste Mahnung, sich bereit zu 
machen für den Massenstreik. Bei der Begründung hiefür 
fand der nüchterne und stets abwägende Adler Worte, die 
ihn als kühnen Revolutionär erscheinen lassen: „Oesterreich 
hat den Wert des Lebens in diesem Oesterreich so sehr ver- 
mindert, es hat unser Leben so vergällt und zum Ekel ge- 
macht, es hat uns jede Möglichkeit, menschlich zu leben, 
so eingeschränkt, daß dieses Leben keine bessere 
Widmung haben kann, als geopfert zu wer- 
den, um den Völkern ein neues Leben, das des Lebens 
wert ist, zu bereiten." Adler sagte bei dieser Gelegenheit 
auch ein Wort über sich selbst: Er sei ein nüchterner, viel- 
leicht allzu nüchterner Mensch, aber er habe einen festen 
Grundsatz, nämlich in jedem Augenblick das zu tun, was 
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dieser Augenblick notwendig mache. Nicht mehr, aber auch 
nicht weniger. Und man stehe in einem Moment, wo es 
notwendig sei, alles mit allem durchzusetzen: „Jetzt ist der 
Moment, jetzt mutz sich zeigen, was für Kraft im Prole- 
tariat steckt! Jetzt oder nie!" Nachdem noch die Vertreter 
der Nationen und Branchen kurze Erklärungen abgegeben 
hatten — man fühlte, daß die Zeit zum Reden vorüber, 
die zum Handeln gekommen sei — wurden zwei Ent- 
schließungen angenommen. In der ersteren wird die Not- 
wendigkeit des gleichen Wahlrechtes und die Unmöglichkeit, 
die bestehenden Zustände länger zu dulden, ausgesprochen. 
In der zweiten Resolution wird die Bereitschaft zum Mas- 
senstreik kundgetan: „Der Parteitag", heißt es darin, 
„legt die Entscheidung, ob und in welchem Augenblick in 
den Kampf ums Wahlrecht .... auch mit der Anwendung 
des politischen Massenstreiks eingegriffen werden muß, in 
die Hände der Vertrauensmänner der Organisationen des 
Proletariats . ..." Der Wille des Parteitages, nunmehr 
alles zu wagen, fand seinen Ausdruck in einem M a n i f e st 
an das arbeitende Volk aller Zungen in Oesterreich. Es 
begann mit dem Aussprechen dessen, was in Rußland und 
Ungarn geschehen war und stellte die Frage: „Ist das ar- 
beitende Volk Oesterreichs weniger wert als das Prole- 
tariat Rußlands und Ungarns? . . . Sollen wir nicht allein 
den Völkern des Westens, sondern sogar denen des Ostens 
zum Gespött dienen? Haben wir nicht so viel Kraft in 
uns, den Schrei nach Recht, den wir unablässig erhoben 
haben seit Jahrzehnten, nun endlich in die Tat umzu- 
setzen?" Die Antwort darauf lautete: „Nein, arbeitendes 
Volk in Oesterreich, Deine Geduld ist zu Ende! Wir wollen 
nichts mehr von Vertröstungen und Hinhaltungen wis- 
sen ... . Der Kurienwahnwitz darf kein neues Parlament 
mehr gebären.... Wir sind entschlossen, diesen Kampf 
mit dem Massenstreik, mit den äußersten Mitteln zu 

«Bon fester @nt#I,##ett eß 
„Arbeitendes Volk, auf zum Kampfe! Auf zum ent- 
schlossenen Kampfe, der nicht früher beendet werden kann, 
bis wir im Siege nach Hause tragen das allgemeine, gleiche 
und direkte Wahlrecht." 

Der Parteitag hatte den Kampf aus die Straße hinaus- 
getragen. Die Sozialdemokratie konnte nicht mehr zögern. 
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Am 2. und 4. und 5. November brach in Wien und 
Prag Ser Sturm los. Bei einem Massenspaziergang auf 
der Wiener Ringstraße kam es zu einem Zusammenstoß 
mit der Polizei, bei welchem einige Menschen verwundet 
wurden. Am 5. November jedoch war die Polizei ver- 
schwunden, die Arbeiterschaft beherrschte die Straßen der 
Reichshauptstaöt. Dank der Brutalität der Prager Polizei 
war das Schlachten in Prag ärger. Am 4. November wur- 
den bei einer Massenkundgebung etwa 30 Arbeiter verletzt. 
Die Riesendemonstration am folgenden Tage kostete bereits 
das erste Menschenleben. Die Polizei griff die Menge — 
die Zahl der Demonstranten wurde auf 40.000 bis 50,000 
geschätzt — auf dem Graben an und feuerte in die Fliehen- 
den mit Revolvern hinein. 50 Personen wurden dabei ver- 
wundet, davon 2 schwer. In der Bergmannsgasse wurde ein 
junger Mann namens Kuba! getötet. Am Abend kam es 
zu einer Straßenschlacht zwischen Dragonern und Arbeitern 
in der Ferdinandstraße? Wieder gab es zahlreiche Ver- 
wundete. Am Karlsplatze wurde aus Bänken und Steinen 
eine Barrikade gebaut. Die Stadt wurde militärisch besetzt 
und glich einem Kriegslager. Zugleich wurde die Fahne 
des Aufruhrs in den anderen tschechischen und deutschen 
Städten Böhmens erhoben. In den folgenden Tagen waren 
die Straßen und Plätze der deutfchböhmischen Städte mit 
Demonstranten bedeckt, zu Zehntausenden sprachen die 
Redner in Eger und Karlsbad, Brüx und Teplitz, Aussig 
und Boüenbach, Reichenberg und Trautenau, aber auch in 
den kleineren Städten fanden Versammlungen statt, in denen 
Tausende von Menschen ihren Unmut über die Weigerung 
der herrschenden Klassen, dem Proletariat das gleiche Wahl- 
recht zu geben, zu lautem, stürmischem, revolutionärem Aus- 
druck brachten. Ueberall erklärten die Redner, nun gebe 
es kein anderes Mittel als den Massenstreik. Gleichzeitig 
setzte auf den Bahnen die passive Resistenz der Eisenbahner 
ein, die Stockung des Verkehres griff um sich. Das Bür- 
gertum bekam Angst und selbst innerhalb der Regierung 
und in der Umgebung des Kaisers setzte sich die Auffassung 
fest, man stehe am Vorabend einer Revolution. Die Ar- 
beiterblätter und die sozialdemokratischen Redner sprachen 

* Heute Národní trida. 
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offen davon, daß die Demonstrationen im November das 
letzte friedliche Mittel feien, um das Wahlrecht zu er- 
kämpfen. 

An einem Tage wollten Oesterreichs Arbeiter noch 
einmal ihre Kräfte znfammenfaffen, um den Herrschenden 
den Ernst der Lage vor Augen zu führen. Es wurde hiezu 
der Tag der Einberufung des Parlaments, der 28. No- 
vember 1905, gewählt. Er wurde zum Ruhmestage 
der Arbeiterklasse aller Nationen Oester- 
reichs, der nicht nur in -er Geschichte des österreichischen 
Proletariats, sondern in der Geschichte der proletarischen 
Internationale fortleben wird. 

An diesem Tage ruhte fast in ganz Oesterreich jegliche 
Arbeit, in den Industriestädten war die Arbeitsruhe voll- 
kommen. Die öeutschböhmischen Städte brachten 
Menfchenmafsen auf die Beine, wie es bis dahin nie vor- 
gekommen war. In Karlsbad waren etwa 25.000 bis 30.000 
Menschen, in Saaz 10.000, in Brüx 15.000, in Teplitz 35.000 
bis 40.000, in Aussig 35.000, in Leitmeritz 10.000, in Tetschen 
25.000, in Reichenberg 40.000, in Gablonz 20.000 Menschen 
dem Rufe der Sozialdemokratie gefolgt. Es bot einen über- 
wältigenden Anblick, als die Menschen mit eiserner Diszi- 
plin und Grabesruhe über die Straßen zogen, wie eine 
Sturmflut sich durch die Gassen wälzten und die Markt- 
plätze überfluteten. Banner auf Banner, Fahne auf Fahne, 
Tafel auf Tafel zog da stundenlang vorüber, kein Ende 
war abzusehen. Geschäfte, Cafes, Restaurants, alles war ge- 
schlossen, die elektrischen Bahnen verkehrten nicht, es gab 
keine Droschke, keinen Fiaker, keinen Lastwagen, kein 
Dienstmann verrichtete seine Arbeit, kein Markt wurde ab- 
gehalten. Brennendes Rot lenchtete aus den Fahnen und 
Tafeln, aus den Nelken, welche die Demonstranten trugen. 

Noch mächtiger war die Kundgebung in Prag. In 
zwei Kolonnen wälzte sich die Menschenflut den Wenzels- 
platz hinunter. In der Mitte des Zuges war ein von zwei 
Ochsen gezogener Leichenwagen mit einer ordengeschmückten 
Puppe, dahinter ein in Trauer gehülltes Roß. Als die 
Versammlung auf dem Altstädter Ring eröffnet wnrde, 
waren über 160.000 Menschen versammelt. 

Am gewaltigsten aber war die Demonstration in 
Wien, vielleicht die größte politische Demonstration, welche 
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bte 98elt Btb gescheit #tte. bie 
ber Beteiligten auf eine Viertelmillion. „Ein stummes 
Schauspiel", schreibt ein Augenzeuge. „Tausende, Zehn- 
tausende, Hunderttausende wallen vorüber — kein Laut, 
kein Ruf wird hörbar. Nur der Schritt, der eherne Schritt 
der Arbeiterbataillone dröhnte von der Straße herauf zur 
Säulenhalle des Parlaments und er redet die vernehm- 
lichste Sprache. Und über den Köpfen der Massen wehen 
Hunderte von roten Bannern. Ein stummes Schauspiel und 
alles steht stumpf in seinem Banne." Von 10 Uhr vormit- 
tags bis 8 Uhr nachmittags dauerte der Aufmarsch der in 
Zehnerreihen in militärischem Takt marschierenden Ar- 
beiter. Auf den Säulenmasten des Parlaments flatterte 
siegreich die rote Fahne. Eine Deputation unter Führung 
der sozialdemokratischen Abgeordneten begab sich zum 
Ministerpräsidenten, ihm in aller Entschiedenheit die For- 
derung der Massen: Gleiches Recht, vorzutragen. 

Bis weit in die Kreise des Bürgertums hat dieser 
Massenaufmarsch des österreichischen Proletariats seine 
Wirkung getan. Bürgerliche Gelehrte legten die Notwendig- 
keit des gleichen Wahlrechtes dar: der Prager Universi- 
tätsprofessor Heinrich Rauchberg lieferte die statistischen 
Unterlagen der Begründung des Wahlrechts, der ehe- 
malige Burgtheateröirektor Max Burghardt verherr- 
lichte das Wahlrecht in einem Gedicht, in dem es hieß: 

„Wie blutige Meere, so wälzt sich's vor, 
Wie Wolken von Rauch deckt's die Lande, 
Wie feurige Säulen, jetzt wächst es empor, 
Der Himmel erglüht im Brande: 
Was beweist du Feigling, die Welt sei verloren? 
Es wird nur in Flammen der Tag geboren." 

Die Forderung nach dem gleichen Wahlrecht hatte nicht 
nur die Massen aufgerüttelt. Eine mächtige geistige Bewe- 
gung ging durch das Volk, alle Dämme des Widerstandes 
niederreißend. 

Auch der Widerstand der Regierung war gebrochen. 
Im Abgeorönetenhause stand der adelige Ministerpräsident, 
des Kaisers Vertrauensmann, auf und erklärte, daß die 
Regierung spätestens im Feber einen Gesetzentwurf, ent- 
haltend das allgemeine gleiche Wahlrecht, dem Hause vor- 
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legen werde. Wenige Tage später führte der Mann, der 
noch im Oktober das allgemeine Wahlrecht in Ungarn als 
eine Gefahr für Oesterreich dargestellt hatte, gegenüber den 
Vertretern der Feudalaristokratie im Herrenhause aus, daß 
der Weg der Wahlrechtsänderung bis zu Ende gegangen 
werden müsse. Hatte das Proletariat am 28. November 
auch noch nicht den endgültigen Sieg im Wahlrechtskampfe 
errungen, die entscheidende Schlacht war zu seinen Gunsten 
geschlagen, es galt nur dem Gegner die Friedensbedin- 
gungen zu diktieren. 

Der Ministerpräsident hielt sein Wort: Am 23. Feber 
1906 legte er den Gesetzentwurf vor, der das allgemeine, 
gleiche und direkte Wahlrecht zum Inhalte hatte. Er be- 
gleitete die Einbringung der Vorlage mit einer tapferen 
Rede, in welcher er sagte, daß, selbst wenn die Regierung 
stürzen sollte, dies nicht der Sturz der Wahlreform sein 
werde. Am 7. März begann die große Debatte, in der ins- 
besonders der Adel und das deutsche Bürgertum in er- 
schreckender Weise offenbarten, wie bar jedes Verständ- 
nisses sie für das politische und Seelenleben der Massen 
der Bevölkerung waren. Sie haben damals wie auch später 
erwiesen, daß sie die Zeichen der Zeit nicht verstehen und 
haben so den wirtschaftlichen Gegensatz der Klassen politisch 
und ideell vertieft. Nachdem das Haus die Vorlage am 
27. März einem eigens zu diesem Zwecke gewählten Aus- 
schuß überwiesen hatte, begannen erst die Quertreiber ihr 
Werk. Alle Schichten der Privilegierten verbanden sich zu 
dem Kreuzzng gegen die Forderung der Massen: Herren- 
häusler, liberale Großgrundbesitzer, böhmische Feudale, pol- 
nische Schlachzizen, deutsche Bourgeois und die „Volks- 
männer" Schönerer und Stein. Noch gefährlicher waren die 
Heuchler, die versteckten Feinde der Wahlreform, welche die 
Reform mit der Sonderstellung Galiziens zu verquicken 
suchten oder ihre Zustimmung an die Bedingung knüpften, 
daß den deutschen, italienischen und rumänischen Abge- 
ordneten die Mehrheit der Mandate zugesprochen werden 
müßte. Jnsbesonders die Polen konnten es dem Minister- 
präsidenten nicht verzeihen, daß er dem Drängen der Ar- 
beiter nachgegeben hatte. Um nun mit seiner Person eines 
der Hindernisse zur Verwirklichung der Wahlreform hin- 
wegzuräumen, trat Gautsch, der konservative Baron, der 
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durch den Zwang der Verhältnisse, die Entschlossenheit der 
Arbeiter und die Furcht des Hofes vor dem Bürgerkriege, 
ein Fürsprecher der Demokratie geworden war, zurück. Ge- 
spannt wartete die Öffentlichkeit auf die Ernennung des 
Nachfolgers, weil davon das Schicksal der Wahlreform ab- 
zuhängen schien. Die massenhafte Beteiligung an der Feier 
des 1. Mai 1906 zeigte, daß die Arbeiterschaft darauf gefaßt 
war, den Feldzug für das Wahlrecht durch eine zweite 
Schlacht endgültig zu Ende zu führen. Am 8. Mai wurde 
es klar, daß der Hof — diesmal einsichtiger als Adel und 
deutsches Bürgertum — trotz des Rücktrittes Gautschs an 
dem gleichen Wahlrecht festhalten wolle. An diesem Tage 
wurde Prinz Konrad H o h e n l o h e, der schon als Bezirks- 
hauptmann in Teplitz gezeigt hatte, daß er für die Wünsche 
-er Arbeiterschaft ein williges Ohr habe, Ministerpräsident. 
Aber auch er konnte die Schwierigkeiten im Wahlreform- 
ausschuß nicht überwinden. Seinen Fall führte jedoch, noch 
ehe er einen Monat im Amte gewesen war, ein Streit mit 
der ungarischen Regierung herbei. Dort war die Wahl- 
reform auf noch größere Schwierigkeiten gestoßen als in 
Oesterreich. Die Furcht der ungarischen Besitzklassen vor 
dem Wahlrecht hatte im April 1906 die Koalitionsregierung 
Weckerle-Kossuth möglich gemacht, in der sich die Freunde 
des Dualismus mit den Anhängern der Selbständigkeit 
Ungarns zusammengefunden hatten. Damit war — wie sich 
später zeigen sollte — der Gedanke des gleichen Wahlrechtes 
in Ungarn begraben. Um nun der nationalen Strömung 
in Ungarn entgegenzukommen, legte die neue Regierung 
das mit Oesterreich vereinbarte Zollgesetz nicht als gemein- 
samen, sondern als selbständigen ungarischen Zolltarif dem 
Abgeordnetenhause vor. Der österreichische Ministerpräsi- 
dent wollte das nicht zugeben und trat Ende Mai zurück. 
Er war keine Kampfnatur und sehnte sich nach seiner 
früheren, ruhigeren Stellung eines Statthalters in Triest 
zurück. An seine Stelle trat der gewandtere und zähere 
Max Wladimir Freiherr von Beck, dem es gelingen 
sollte, die Wahlreform zu verwirklichen. Verheißungsvoll 
war schon, daß in sein Kabinett deutsche, polnische und 
tschechische Abgeordnete eintraten, was die Verhandlungen 
der Wahlreform zu erleichtern bestimmt war. Wieder aber 
wollten die Arbeiten des Wahlreformausschusses nicht vom 
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Flecke kommen, das große Werk schien noch einmal ge- 
fährdet. Drei Monate war schon im Wahlreformausschutz 
geredet worden, ohne daß es zu einer Abstimmung ge- 
kommen wäre. Da holte die Arbeiterklasse noch einmal 
aus. Am 10. Juni veröffentlichte die „Arbeiter-Zeitung" 
einen Aufruf, in welchem mitgeteilt wurde, daß die Partei- 
vertretung beschlossen habe, den herrschenden Klassen zu- 
nächst ein Warnungssignal zu geben. Das sollte eine drei- 
tägige Arbeitsruhe in Wien sein. „Wien ist das Zentrum, 
ihm obliegt die Ehre und die Pflicht, voranzugehen." Sollte 
das Signal unbeachtet bleiben, werde der Massenstreik, die 
Lahmlegung des gesamten Wirtschaftslebens folgen. „Die 
Arbeiter werden sich dem Privilegiengesindel nicht beugen 
und werden für das allgemeine, gleiche und direkte Wahl- 
recht kämpfen mit allen Mitteln und bis zum Aeußersten." 
Die Arbeiter Wiens waren entschlossen, voranzugehen: am 
11. Juni fanden in der Hauptstadt des Reiches zehn über- 
füllte Massenversammlungen statt, in denen mit großer 
Begeisterung beschlossen wurde, die dreitägige Arbeitsruhc 
vorzubereiten. Drei Tage später tagten die Vertreter der 
Arbeiterschaft Oesterreichs in Wien. In einer Konferenz 
aller politischen Landesorganisationen und gewerkschaft- 
lichen Verbände wurde beschlossen, die Vorbereitungen zum 
Massenstreik in ganz Oesterreich zu treffen. Die Führung 
des Generalstreiks sollte in den Händen eines Zentral- 
komitees liegen, das aus Vertretern der Partei und Ge- 
werkschaften bestand. Die Leitung in jedem Lande sollte 
einem Landeskomitee obliegen. Am 17. Juni bestätigten 
die Arbeiter Wiens in einer Massenversammlung vor dem 
Rathaus den Beschluß ihrer Vertrauensmänner, zahllose 
gewerkschaftliche Versammlungen in allen Teilen des 
Reiches stimmten begeistert der Parole zu, den Widerstand 
der Wahlrechtsfeinüe mittels des Massenstreiks zu brechen. 
Die lokalen Streikkomitees wurden überall gewählt, das 
Proletariat war nun mit seiner Rüstung zu Ende, die 
Mobilisierung war vollzogen, ungeduldig erwarteten die 
Massen die Weisung, zum Entscheidnngskampfe anzutreten. 
Auch die Regierung schien bereit, sich zum Kampfe zu stel- 
len. Die wichtigsten Gebäude und Plätze sollten militärisch 
besetzt werden, die Garnisonen hielten sich zum Abmarsch 
in die Industriegebiete bereit. Nun mußte entweder die 
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8B&&Iieform weibeit oùet cë btoljie a» et»em 
senkriege zu kommen, dessen Ausgang nicht abzusehen war. 

Die bürgerlichen Klassen wichen zurück. Am 10. Juni 
war die Parole zum Massenstreik ausgegeben worden, am 
12. Juni fand die erste Abstimmung im Wahlreformaus- 
schuß statt. Am 20. Juli wurde der entscheidende Paragraph 
sechs, der die Verteilung der Mandate auf die Nationen 
regelte, genehmigt. Noch einmal versuchte man das gleiche 
Recht zu brechen. Vergebens! Am 4. Oktober lehnte der 
Ausschuß das Pluralwahlrecht (mehrfaches Wahlrecht an 
bestimmte Personenklassen) ab, am 25. Oktober wurde der 
letzte Paragraph im Ausschuß genehmigt. Vom 25. No- 
vember an beriet das Plenum des Hauses die Vorlage 
und erhob sie am 1. Dezember zum Beschluß. 

Noch einmal schien es zum Massenstreik kommen zu 
sollen. Am 11. Dezember hatte sich nämlich die Wahlreform- 
kommission des Herrenhauses für das vom Hause der Ab- 
geordneten verworfene Pluralwahlrecht ausgesprochen. Die 
sozialdemokratische Partei stand auf der Wacht. Am 14. De- 
zember trat die Gesamtexekutive der Partei zusammen und 
beschloß im Falle der Annahme des Pluralwahlrechtes im 
Plenum des Herrenhauses eine Reichskonferenz nach Wien 
einzuberufen. Da legte sich die Regierung ins Mittel. Sie 
gewährte dem Herrenhause den sog. Numerus clausus, d. h. 
die Bestimmung, daß die Zahl der Mitglieder des Herren- 
hauses 170 nicht überschreiten dürfe. Dadurch war für die 
Zukunft einer Massenernennung neuer Mitglieder durch 
den Kaiser, um irgend einen Beschluß des Herrenhauses 
nach dem Willen der Regierung herbeizuführen, ein Riegel 
vorgeschoben, die herrschenden Klassen hatten gegenüber 
dem Hause des allgemeinen Wahlrechtes im Herrenhause 
eine gesetzgebende Körperschaft, auf die sie sich verlassen 
konnten. So genehmigte denn das Herrenhaus am 21. De- 
zember 1906 die Wahlreform, der die Unterschrift des 
Kaisers am 26. Jänner 1907 Gesetzeskraft verlieh. 

Heller Jubel beherrschte die proletarischen Reihen, die 
die Siegestrophüe heimbringen konnten. Wohl hatte das 
neue Wahlrecht manche Schönheitsfehler: die Frauen hat- 
ten weiter kein politisches Recht, Seßhaftigkeit und Wahl- 
geometrie benachteiligten die Arbeiterschaft. Dennoch war 
der geschichtliche Fortschritt in die Augen springend. „Der 
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große Feldzug ist zu Ende" so schrieb Josef Seliger 
in der Silvesternummer der „Freiheit" 1906, „Mit ur- 
wüchsiger Zyklopenkraft hat das österreichische Proletariat 
in einer der glänzendsten Schlachten, die je auf dem 
modernen Klassenkampfüoden geschlagen worden sind, die 
letzten Reste der reaktionären Mächte niedergeschlagen." 
Und über die künftigen Kämpfe sagte er: „Die Schlacht- 
linien entwickeln sich schon, im Morgenrot des jungen 
Völkerfrühlings sammeln sich die Streiter der alten und 
der neuen Welt,' dem proletarischen sturmerprobten 
Kampfheere voran flattern die roten Banner: Schließt die 
Reihen!" 

In der Tat: kaum war der Sieg erkämpft, mußten 
die Reihen geschlossen werden, denn neuen Kampf galt es 
zu wagen. Vom Felde der Schlacht ums allgemeine Wahl- 
recht kaum zurückgekehrt, begann der Aufmarsch der Ar- 
beiter zur Wahlschlacht. 

An dem Tage, nach dem die Wahlreform die kaiserliche 
Unterschrift erhalten hatte, gab die Reichskonferenz der 
deutschen Sozialdemokratie Oesterreichs in Wien den Auf- 
takt zum Wahlkampfe. Es wurde beschlossen, in allen deut- 
schen Wahlkreisen des Reiches Kandidaten aufzustellen. 
In einem Aufruf wandte sich die Konferenz zunächst an 
die Vertrauensmänner: „In Süd und Nord, in Ost und 
West lasset uns unsere Reihen dichter und dichter schließen 
in treuer Einigkeit und Solidarität, lasset uns kampffreudig 
an die Arbeit gehen, die dem Ziele gewidmet ist: daß die 
Vertretung des Proletariats würdig und stark sei im 
Parlament des allgemeinen und gleichen Wahlrechtes." 
Mitten im schärfsten Wahlkampf wurde der 1. Mai 1907 
gefeiert, im Gefühl des stolzen Bewußtseins, daß es dank 
der Zusammenfassung der Kräfte, dank der zugleich be- 
sonnenen und entschlossenen Führung durch die Sozial- 
demokratie gelungen sei, einen geschichtlichen Erfolg zu 
e%&tele%. 

Wochenlang wurde die intensivste Wahlagitation betrie- 
ben, die bis dahin geleistet worden war, eine gewaltige 
politische Erziehungsarbeit an den Massen wurde voll- 
bracht. Der Wahlkamps wurde hauptsächlich geführt gegen 
den Militarismus, den agrarischen Lebensmittelwucher, die 
klerikale Volksverdummung und gegen die tückischen An- 



schlage auf das Koalitionsrecht. Flugblätter wurden von der 
Parteizentrale allein in einer Auflage von 2% Millionen 
Stück verbreitet, dazu kamen noch die besonderen Flug- 
schriften jedes Landes und jedes Wahlkreises. 

So wurde der 14. Niai 1907, an dem die Wahlen statt- 
fanden, zu einem der glänzendsten Siegestage der Sozial- 
demokratie Oesterreichs. „Unsere kühnsten Erwartungen 
sind übertroffen", so jubelte am Tage nach der Wahl die 
Teplitzer „Freiheit". In ganz Oesterreich wurden 998.937 
sozialdemokratische Stimmen abgegeben, hievon 511.760 für 
die deutsche Sozialdemokratie, zu der sich 27.4 Prozent aller 
deutschen Wähler bekannten. Ueberwältigend war der Sieg 
in Deutfchböhmen, wo sich 166.913 Wähler für die Sozial- 
demokratie erklärten. Dieser Sieg war die Offenbarung der 
Tatsache, daß der Gedanke des Sozialismus, für den 
Deutschböhmens Arbeiter seit einem halben Jahrhundert 
gekämpft und gelitten, von den Hirnen und Herzen der 
Massen Besitz ergriffen hatte. Gewählt wurden am ersten 
Wahltage in den deutschen Wahlkreisen Böhmens Dötsch 
(Eger), Löw (Karlsbad), Glöckel (Joachimsthal), Palme 
(Weipert), Seliger (Teplitz), Schrammel (Aussig-Stadt), 
Beutel (Aussig-Land), Rieger (Tetschen), Hanusch (Kratzau), 
Winarsky (Friedland), Schäfer (Reichenberg), Barth (Gab- 
lonz-Land). Und dieser Sieg war errungen, trotzdem der 
Kampf gegen die Sozialdemokratie mit der größten Erbit- 
terung geführt worden war. Das steigerte sich noch bei den 
Stichwahlen? In den Wahlbezirken, da kein Sozialdemo- 
krat in die engeren Wahlen kam, wurde die Parole aus- 
gegeben, in erster Linie gegen den Klerikalen, in zweiter 
Linie gegen den agrarischen Brotverteuerer zu stimmen. 
Bon den hiedurch begünstigten bürgerlichen Parteien ver- 
langte man jedoch keine Gegenleistung. Dort aber, wo So- 
zialdemokraten gegen bürgerliche Wahlwerber in Stichwahl 
standen — es waren dies in Deutschböhmen nicht weniger 
als 24 Wahlkreise — war der Wahlkampf am zweiten Wahl- 
tage besonders hartnäckig. Gegen die Partei der Arbeiter 
wurde ein unerhörter Terror ausgeübt, die Gemeinde- 
vertretungen mit allen ihren Organen, bis zu den Poli- 

4 Wo kein Kandidat mehr als die Hälfte der Stimmen auf sich ver- 
einigte, muhte zwischen den Wablwerbern mit der verhältnismatztg gröfitcn 
Sttmmenanzahl in einem neuerlichen Mahlgang entschieden werden. 
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zisten hinunter, traten in den Dienst der bürgerlichen Par- 
teien. In den Städten nützten die Fabrikanten, auf dem 
Lande die Grundbesitzer ihre wirtschaftliche Macht aus, Er- 
pressung und Stimmenkauf waren an der Tagesordnung. 
Trotzdem konnte die deutsche Sozialdemokratie Böhmens zu 
ihren im ersten Wahlgange eroberten zwölf Mandaten noch 
vier Stichwahlmandate hinzugewinnen. Gewählt wurden 
diesmal Beer in Dux, Reitzner in Bodenbach, Hannich in 
Rumburg und Bösmüller in Gablonz-Stadt. Insgesamt 
waren aus den zwei Wahlschlachten 50 deutsche, 27 tschechi- 
sche, 6 polnische, 5 italienische und 2 ruthenische Sozial- 
demokraten als Sieger hervorgegangen, mit 87 Abgeordne- 
ten zog die Sozialdemokratie Oesterreichs in das neue Par- 
lament ein. 

Das demokratische Wahlrecht war ein bedeutsamer 
Fortschritt der Arbeiterbewegung Oesterreichs. Wohl 
war es kein Allheilmittel zur Lösung des sozialen Pro- 
blems des Proletariats dieses Landes. Gerade die Sozial- 
demokratie, welche die Massen zur Erkämpfung des Wahl- 
rechtes anfeuerte und in den Jahren 1905 bis 1907 den 
Zeitpunkt zu einer revolutionären Erhebung gekommen 
sah, um an Stelle des Kurienparlaments ein Volkshaus 
zu setzen, hat das Wahlrecht niemals überschätzt. „Daß das 
allgemeine, gleiche Wahlrecht..sagte der vorausblickende 
Adler 1904 auf dem Parteitage in Salzburg, „Oesterreich 
retten kann, das haben wir unser Lebtag nicht behauptet... 
Wir stellen es an den Anfang einer Reform, an den An- 
fang einer voll st änöigen Umgestaltung die- 
ses Landes." Die folgende Geschichte Oesterreichs ist ein 
Beweis für diese Behauptung. Das allgemeine Wahlrecht 
konnte nur der erste Schritt sein zur demokratischen Umge- 
staltung Oesterreichs, zum völligen staatlichen Umbau der 
Monarchie. Das hat wohl das Proletariat, haben aber nicht 
die herrschenden Klassen des Reiches, hat insbesondere nicht 
das deutsche Bürgertum erkannt. Es hat die Bedeutung 
der Stunde, da es an der Herrschaft war, nicht erfaßt. Es 
hat die ganze Entwicklung der letzten Jahrzehnte mißver- 
standen, die mit Notwendigkeit zur Erstarkung der slawi- 
schen Völker Oesterreichs geführt hat, und träumte noch 
im Frühjahr 1918 von der deutschen Vorherrschaft in 
Oesterreich. Daß die Demokratie in Oesterreich nicht zum 



Stege gelangt tft, $at ben 0anptantttl an bent @nbe 
des Reiches gehabt. Die durch die kapitalistisch-industrielle 
Entwicklung wachsende Kraft der aufstrebenden slawischen 
Nationen hat den Rahmen Oesterreichs gesprengt. 

Die nationalen Kampfe waren es auch, welche die Ein- 
heit der österreichischen Sozialdemokratie schon vorher zer- 
rissen hatten. 

Achtes Kapitel: 

Nationalitätenfrage und Sozialdemokratie. 

Wir haben bereits im vorigen Abschnitt erzählt, wie 
trotz des Zusammenwirkens der Arbeiter aller Nationen 
die Tendenz zur Verselbständigung der tschechischen Sozial- 
demokratie als Parteiorganisation immer stärker hervortritt 
und — ans dem Parteitag zu St. Margaret bei Prag 1878 
begonnen — auf dem Parteitag in Budweis 1893 eigentlich 
schon entschieden ist. Die Sozialdemokratie bedarf bei der 
Werbung unter der Arbeiterschaft jedes Volkes einer an- 
deren Sprache. Die Arbeiter jeder Nation stehen einem 
anderen Bürgertum gegenüber, den Arbeitern jedes Volkes 
sind daher andere Aufgaben gestellt, sie müssen sich verschie- 
dener Kampfmittel bedienen. Schließlich fassen die Arbeiter 
jeder Nation den Sozialismus in einer besonderen, der Ge- 
schichte ihrer Nation und Klasse entsprechenden Art aus, sie 
vermählen die sozialistische Gedankenwelt mit ihrer natio- 
nalen Tradition? Dazu kommt, daß die österreichische So- 
zialdemokratie sowohl Arbeiter historischer Nationen, deren 
Klassengliederung voll entwickelt war, als auch solcher Na- 
tionen umfaßte, in denen gewisse Klassen der modernen Ge- 
sellschaft (Großbourgeoisie) erst in Entwicklung begriffen 
waren, Nationen, die eben erst aus dem Dunkel der Ge- 
schichtslosigkeit hervorgetreten waren. Die deutschen Arbei- 
ter Oesterreichs gehörten einem Volke an, das die Staats- 
verwaltung beherrschte, sie empfanden den Gegensatz gegen 
die Herrschenden als Klassen gegensatz, sie führten den 
Kampf gegen sie als Klassen kämpf. Die tschechischen 
Arbeiter hingegen, insbesondere diejenigen, die eben erst 
zur Erkenntnis der Notwendigkeit des proletarischen Klas- 

1 Otto Bauer: „Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie." 
Wien 1907. 

144 



. ...  r - jCStS. / f 

senkampfes gekommen waren, fühlten sich als Arbeiter vom 
deutschen Unternehmer, als Staatsbürger vom deutschen 
Bürokraten unterdrückt, sie empfanden den Gegensatz gegen 
ihre Unterdrücker als n a t i o n a l e n Gegensatz, den Kampf 
gegen sie als nationalen Kampf. Auch innerhalb der 
Arbeiterbewegung empfanden sie die Führung der deutschen 
Genossen als national unerträglich, umso mehr, als ihnen 
dies von den Parteien des tschechischen Bürger- und Klein- 
bürgertums vorgeworfen wurde und sie sich seit 1897 gegen 
eme nottonole BiGetteipoitet &u mearen Gotten. 

bei #eiie#t#en Goatolbemo, 
kratre m Prag 1896 trägt dieser Entwicklung Rechnung, in- 
dem ore Leitung der Gesamtpartei aus den Exekutiven der 
deutschen, tschechischen und polnischen Parteiorganisationen 
zusammengesetzt wird, womit der föderative Umbau der 
österreichischen Sozialdemokratie, die Umwandlung aus 
einer Partei in einen Bundmehrerersozialdemo- 
kr a tisch en Parteien, in der Spitze bereits durchge- 
führt ist. Der Parteitag zu Wien (6. bis 12. Juni 1897) 
führt die nationale Gliederung der österreichischen Sozial- 
demokratie, die Zerlegung in die sozialdemokratischen Par- 
teien der einzelnen Nationen Oesterreichs konsequent durch 
und beschließt ein Organisationsstatut, das der nationalen 
mtebeinng bei Sßoitei SRecGnnng tiögt. Boß &Tgontfotionß= 
statut gliederte sich nun in das der deutschen sozialdemokra- 
tischen Partei Oesterreichs, das der Parteitag als deutscher 
Parteitag beschloß, und in ein Statut der Gesamtpartei, das 
die Tagung als Reichsparteitag zum Beschlusse erhob. Künf- 
tighin sollte die deutsche Partei ihre eigenen Partei- 
tage abhalten, außerdem sollte es alle zwei Jahre Reichs- 
parteitage geben. Damit war also die nationale Gliederung 
der Partei durchgehenös erfolgt. „Nationale Selbständigkeit 
unb mteinottonole GeMIoffenGett tfi boß ®imtbpimatp 
unserer Organisation", heißt es in der Erklärung der An- 
tragvkommrsslon. Um den Klassenkampf innerhalb jeder 
Natron wrrksamer führen zu können, wurde diese Organi- 
satronssorm geschaffen. 

Die heftigen nationalen Kämpfe, der Streit um die 
Sprachenverorönungen Badenis zwangen jedoch die Partei 
auch grundsätzlich zur nationalen Frage Stellung zu 
nehmen. In seinem Referat wies Adler 1897 mit Recht auf 
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eine Tatsache hin, die immer mehr ins allgemeine Bewußt- 
sein drang, daß mit der Auffassung der Jnternationalität, 
wie sie in den 60er und 70er Jahren geherrscht hatte, das 
Auslangen nicht gefunden werden könne. Dieser „naive 
Kosmopolitismus", wie ihn Otto Bauer später genannt 
hat, erschöpfte sich in der Feststellung, daß die Arbeiter aller 
Nationen die gleichen Interessen Haben und daß es daher 
für die Sozialdemokratie ein nationales Problem nicht 
gebe. Die Machtentfaltung des Proletariats und insbe- 
sondere der Eintritt der Sozialdemokratie ins Parlament 
zwangen nun zu den nationalen Fragen im einzelnen 
Stellung zu nehmen, die Frage zu beantworten, die Adler 
auf dem Parteitage zu Wien (1897) folgendermaßen formu- 
lierte: „Wie ist es bei vollständiger Anerkennung der beste- 
henden Tatsache der nationalen Individualität und unter 
Hinderung jedes Versuches einer Vergewaltigung der 
nationalen Individualität möglich, einheitlich zu wirken?" 
Dazu war freilich notwendig, eine einheitliche Stellung der 
Sozialdemokratie zu der aktuellsten Streitfrage, den Spra- 
chenverordnungen Badenis, zu erzielen. 

Dies war im Abgeorönetenhause trotz der erbittertsten 
Kämpfe zwischen den deutschen und tschechischen bürger- 
lichen Parteien, die auch von Einfluß auf die Stimmung 
der sozialdemokratischen Wählerschaft waren, gelungen. Die 
sozialdemokratischen Abgeordneten stellten sich gegen den 
Erlaß von ministeriellen Sprachenverordnungen überhaupt 
und verlangten ein vom Parlament beschlossenes Sprachen- 
g e s e tz. Die Verorönungsgewalt der Regierung sollte nicht 
dazu mißbraucht werden, eine Partei — es handelte sich 
um die Jungtschechen — zum Eintritt in die Regierungs- 
mehrheit zu gewinnen. Im übrigen betonten die sozial- 
demokratischen Abgeordneten, die Arbeiterschaft habe ein 
Recht darauf zu verlangen, „daß behördliche Organe zu 
ihrer Verfügung stehen, die ihre Sprache verstehen, weil 
nur so ihre Interessen in Amt, Gericht und Schule ge- 
wahrt werden können. Gerade deshalb aber erklären wir 
uns gegen diese Sprachenverordnungen, die den praktischen 
Bedürfnissen nicht entsprechen, wenn auch ein Teil ihrer 
Bestimmungen ungerechte Benachteiligungen des tschechi- 
schen Volkes aufhebt." (Aus einer Erklärung des Abge- 
ordneten H y b e § im Parlamente.) Noch mehr ging Adler 



auf den materiellen Inhalt der Sprachenverorönungen ein, 
indem er es auf dem Parteitage als eine überflüssige Härte 
erklärte, wenn in den tschechischen Bezirken alle tsche- 
chischen, in den deutschen Bezirken alle deutschen Beamten 
zur Zweisprachigkeit amtlich gezwungen werden. Den 
Zwang zu durchgängiger Doppelsprachig- 
keit in Böhmen lehnte also die Sozialdemo- 
kratie ab. 

Diese einheitliche Stellungnahme war möglich gewor- 
den durch die entschiedene Kampfstellung der tschechischen 
Sozialdemokratie gegenüber den übrigen tschechischen Par- 
teien. Am 30. März 1897 hatten die tschechischen sozial- 
demokratischen Abgeordneten eine Erklärung abgegeben, 
welche eine Antwort auf das Bekenntnis der feudalen und 
bürgerlichen tschechischen Abgeordneten zum historischen böh- 
mischen Staatsrecht war. In der denkwürdigen sogenannten 
antistaatsrechtlichen Erklärung hieß es u. a.: 
„Wir protestieren als Tschechen und Sozialdemokraten gegen 
das Ausgraben vermoderter historischer Privilegien und 
Dokumente,' wir sind Söhne unserer Zeit und verlangen für 
uns und alle Nationen Oesterreichs moderne Einrichtun- 
gen .. . wir protestieren gegen die Absicht, die Aufmerk- 
samkeit der überwiegenden Mehrheit des politisch, wirt- 
schaftlich, national und kulturell bedrückten tschechischen 
Volkes von seiner materiellen und geistigen Enge und sie 
auf die Irrwege eines phantastischen Staatsrechtes zu 
locken,- wir geben weiter unserer Ueberzeugung Ausdruck, 
daß wir uns nur dann mit unseren deutschen Landsleuten, 
welche unsere Brüder sind, verständigen werden, wenn die 
heute herrschenden bürgerlichen Cliquen hier und dort in 
ihrem Egoismus vollständig erkannt und durchschaut sein 
werden . .. schließlich erklären wir, daß die Befreiung auch 
unseres Volkes aus den unwürdigen politischen Fesseln, 
Eê sozialer Sklaverei, aus nationaler Unterdrückung nur 
durch den Sieg des Sozialismus durchgeführt werden 
TwfTIT ♦ ♦ ♦ 

Diese Erklärung rief in den nationalistischen Kreisen 
des tschechischen Volkes einen Sturm der Entrüstung her- 
vor, wenige Tage danach gab sich die nationale tschechische 
Arbeiterpartei ihr Programm. Aber die tschechische Sozial- 
demokratie wurde nicht wankend. Ihr Sprecher auf dem 
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Parteitage, Abg. Steiner, erklärte, daß das alte Staats- 
recht die Herrschaft des Adels und der Kutte war, und daß 
seine Genossen „auf dem Boden des natürlichen Rechtes 
des arbeitenden Volkes" stehen. „Wir werden", so erklärte 
er mutig, „den Kampf . . . energisch weiterführen, ohne 
Rücksicht darauf, daß wir vielleicht einzelne Teile der in- 
differenten Wählerschaft dadurch gegen uns aufbringen. 
Unser Kampf darf durch keinen Opportunismus gehemmt 
werden." 

Wie ernst es der deutschen und tschechischen Sozial- 
demokratie mit dem Kampf gegen die nationale Hetze war, 
beweist eine der erhebendsten Kundgebungen, die je in 
Böhmen stattgefunden hat, die große Demonstration für 
den Völkerfrieden am 5. September 1897 in Prag, die unter 
Teilnahme Hunderter deutscher Sozialdemokraten ans der 
Provinz ihren Verlauf nahm. Am Tage zuvor fand eine 
Konferenz deutscher und tschechischer sozialdemokratischer 
Vertrauensmänner statt, wo zunächst Seliger (deutsch) und 
Dédie (tschechisch) über die politische Situation und den 
nationalen Kampf sprachen. Es wurde eine Entschließung 
angenommen, im ganzen Lande Versammlungen mit dem 
Programm: „Stellung der Arbeiterschaft zur nationalen 
Hetze" zu veranstalten. Bei dieser Gelegenheit beschäftigten 
sich die Delegierten auch mit Fragen der gemeinsamen 
Organisation. Nach Referaten von Kiesewetter und RouZär 
wurde beschlossen, ein gemeinsames Land es - 
k o m i t e e einzusetzen, das aus je drei Mitgliedern der 
Prager und der Reichenberger Kreisorganisation bestehen 
und die beiden Parteien gemeinsamen Angelegenheiten des 
ganzen Landes beraten sollte. Schließlich sprachen noch über 
den Kampf um die bürgerlichen Rechte Schrammel und 
Vratnv. Den nächsten Tag, einen Sonntag, fand eine 
Massenversammlung auf der Schützeninsel statt, die von 
etwa 36.000 Menschen besucht war und in der von zwei 
Tribünen deutsch und tschechisch gesprochen wurde. Von 
deutschen Rednern sprachen Schrammel, Hannich, Aron, 
Köhler, Nezdara, Zeller, Dr. Verkauf und Kiesewetter. Nach 
der Versammlung zog ein mächtiger Zug durch die Straßen 
der Stadt, an der Spitze wurde eine große Tafel mit der 
Aufschrift: „Mir národu — Völkerfriede" getragen. Nachmit- 
tags fand ein großes Fest statt. An die Arbeiterschaft 
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Böhmens ging ein Friedensmanifest heraus. Darin hieß 
es u. a>: „Um die volle Gleichberechtigung beider Bolks- 
stämme in Böhmen zu erzielen, fordern wir zunächst die 
Schaffung eines Sprachengesetzes, durch das dem tschechi- 
schen Volke gesetzlich dieselben Rechte auf Bildung und 
Kultur verbürgt werden wie dem deutschen Volke. Wir . . . 
protestieren gegen die Verweigerung der Errichtung von 
Minoritätsschulen in beiden Sprachgebieten." Der Aufruf 
schloß mit den Worten: „Nieder mit dem Rassenhaß! Hoch 
die Völkerverbrüderung!" In den nächsten Tagen fanden 
dann in den großen Städten des Landes ähnliche Friedens- 
demonstrationen statt, an die sich Umzüge anschlossen. 

So war es inmitten des ärgsten nationalen Haders im 
Jahre 1897 gelungen, zu einer bestimmten Frage eine ein- 
heitliche Stellungnahme deutscher und tschechischer Arbeiter 
zu erzielen, der Springflut des nationalen Kampfes stand- 
zuhalten. Aber es sollte noch mehr gelingen. 

Man empfand schon lange die Notwendigkeit, zur 
nationalen Frage grundsätzlich Stellung zu nehmen und 
das Programm, das sich die Partei in Hainfeld gegeben 
hatte, durch ein nationales Programm zu ergänzen. 
Das geschah unter Zustimmung der Vertreter der Arbeiter- 
schaft aller Nationen ans dem historischen Parteitage zu 
Brünn, der in den Tagen vom 24. bis 29. September 
1899 versammelt war und sich in einem eigenen Punkte 
der Tagesordnung mit der Nationalitätenfrage beschäftigte. 

Referent über diese Frage war ein Mann, der noch 
nicht 30 Jahre alt war und seit einem Jahrfünft als Re- 
dakteur der Teplitzer „Freiheit" wirkte, der ehemalige 
Textilarbeiter Josef Seliger. Zum ersten Male trat der 
29jährige vor dem höchsten Parteiforum als der Vertreter 
der deutschböhmischen Arbeiterschaft auf. Daß ihn die Ge- 
samtpartei mit der Aufgabe, über das schwierige Thema 
zu sprechen, betraut hatte, zeugte von dem Vertrauen, das 
sich L-eliger bereits erworben hatte. Seliger ging mit Recht 
von der Feststellung aus, daß der Nationalitätenkampf zum 
allergrößten Teil auf dem Rücken der Arbeiterschaft aus- 
gefochten werde und daß dieser Streit den Kampf um die 
Erfüllung der sozialen Forderungen des Proletariats zu- 
rückdränge. Der nationale Kampf werde damit zu einer 
Stärkung der Reaktion. Die Lösung dieser Frage kann sich 
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aber nur „in der Richtung der Demokratie bewegen. 
Um die nationalen Gegensätze ... zu beseitigen, ist es vor 
allem anderen notwendig, den Nationen volle Selbständig- 
keit der Verwaltung ihrer nationalen Angelegenheiten und 
so eine freie Bahn für ihre Entwicklung zu schaffen . . . 
Die Nationen müssen... ihr vollstes Selbstbestimmungs- 
recht erhalten, derart, daß Oesterreich in nationale 
Selbstverwaltungsgebiete geteilt werde, die ihre 
nationalen Angelegenheiten selbständig besorgen." Den 
nationalen Minderheiten „muß jener Schutz gewährt 
werden, der zur Entwicklung ihrer nationalen Eigenart 
notwendig ist". Der tschechische Referent Nêmec hatte 
einige Bedenken gegen den vorgelegten Programmentwurf. 
Er bezweifelte, ob es möglich sei, einsprachige Berwaltungs- 
gebiete mit Rücksicht auf die wirtschaftliche Verbundenheit 
deutscher und tschechischer Gebiete zu schaffen. Die Furcht 
vor der Teilung Böhmens in einen deutschen und tsche- 
chischen Teil scheint hier schon mitgesprochen zu haben. Auch 
eine deutsche Verkehrssprache lehnte der tschechische Redner 
ab. An die Referate schloß sich eine eingehende Debatte. 
Adler erklärte mit Recht, die Entschließung sei „eine 
revolutionäre Tat". Im einzelnen waren jedoch viele 
Redner mit der Entschließung nicht einverstanden, so daß 
eine Kommission gewählt wurde, welche den Programm- 
Entwurf umarbeiten sollte. Es gelang in dieser Kommis- 
sion die verschiedenen Anschauungen in wenigen Stunden 
unter einen Hut zu bringen, so daß auf dem Parteitage 
die einstimmige Annahme dieses Nationalitätenprogramms 
der österreichischen Sozialdemokratie erfolgen konnte. In 
den entscheidenden Stellen dieses Programmes, in welchem 
die Forderungen der Sozialdemokratie umgrenzt werden, 
heißt es: 

1. Oesterreich ist umzubilden in einen demokratischen 
Nationalitätenbundesstaat. 

2. An Stelle der historischen Kronländer werden 
national abgegrenzte Selbstverwaltungskörper gebildet, 
deren Gesetzgebung und Verwaltung durch Nationalkam- 
mern, gewählt auf Grund des allgemeinen, gleichen und 
direkten Wahlrechtes, besorgt wird. 

3. Sämtliche Selbstverwaltungsgebiete einer und der- 
selben Nation bilden zusammen einen national einheit- 



lidjeit Verband, der seine nationalen Angelegenheiten 
völlig autonom besorgt. 

4 Das Recht der nationalen Minderheiten wird durch 
ein eigenes, vom Reichsparlament zu beschließendes Ge- 
setz gewahrt. 

5. Wir erkennen kein nationales Vorrecht an, ver- 
werfen daher die Forderung einer Staatssprache,- wie 
weit eine Vermittlungssprache nötig ist, wird das Reichs- 
Parlament bestimmen? 

Das Programm übertraf an Großzügigkeit und Ein- 
sicht in das Notwendige alle anderen Lösungsversuche, die 
in jener Zeit vorgeschlagen wurden, und knüpfte an die 
Lösungen des nationalen Problems an, wie sie das revolu- 
tionäie mißeiinrn im SRet40taße 1849 %oiße= 
maßen Wte. @0 W Me Böfmtß bei nationalen giaße m 
her Autonomie und Demokratie und suchte eine 
M#e formel sn ftnben, in bei bie ftöilßen @ntmi^nnß0= 
faktoren der europäischen Gesellschaft Raum zur Entfal- 
tung fanden. Das Bürgertum hat diese Notwendigkeiten 
genau so verkannt, wie der Absolutismus 1849 am Natio- 
nalitätenprogramm des revolutionären Bürgertums vor- 
beigegangen ist. Insbesondere das deutsche Bürgertum hat 
hartnäckig davor die Augen verschlossen, daß eine Lösung 
der nationalen Frage gegen die Demokratie nicht mög- 
lich sei. So konnte der nationale Kampf noch zwei Jahr- 
zehnte das politische Leben Oesterreichs lahmlegen, bis ihm 
der vierhundert Jahre alte, allen Stürmen der Geschichte 
tToSenüe ®?o#aat arnn Cpfei fiel. Bie ®?fenntnt8 fni 
diese Entwicklung wurde in den Reihen der Sozialdemo- 
kratie immer tiefer, das Programm von 1899 zeigt deut- 
lich, daß die deutsche Arbeiterschaft Oesterreichs besser be- 
griff, worum es ging, als die deutsche Bourgeoisie. Be- 
wahrheitet hat sich, was der Vorsitzende des Brünner Par- 
teitages am Schlüsse sagte: „Wir haben auf Brünner 
Boden eine Arbeit geleistet, die gewiß eine historische Tat 
genannt werden kann.... Künftige Geschichtsschreiber 
werden den Wert dieser Arbeit erst würdigen können." 
Man kann diesen prophetischen Worten nur hinzufügen, 

% Sieh Anhang I. S. 281. 

151 



daß die Vertreter der Arbeiterschaft den weltgeschichtlichen 
Augenblick wohl begriffen haben, daß aber das deutsche 
Bürgertum, sich an das Althergebrachte hängen-, durch das 
Unverständnis, das es allen lebendigen Kräften -er Zeit 
entgegenbrachte, das tragische Schicksal, das ein ganzes 
Volk zwei Jahrzehnte später erreicht, verschuldet hat. 

Während der nationalen Kämpfe, welche die Re- 
gierungszeit Körbers ausfüllten (1900—1904), da es immer 
mehr ersichtlich wurde, daß Oesterreich nur durch eine radi- 
kale Heilung von seiner schweren Krankheit genesen könne, 
hat die Sozialdemokratie immer wieder auf die in Brünn 
angedeutete Möglichkeit der Lösung des nationalen Pro- 
blems verwiesen. „Wir zeigen den Weg, öezr man gehen 
soll", sagte Adler in seinem Referat über Taktik 1900 auf 
dem Grazer Parteitage. „Wir brauchen die nationale Tren- 
nung und Fööeralisierung Oesterreichs. Wir brauchen die 
Beseitigung des feudalen österreichischen und die Beseiti- 
gung des feudalen böhmischen Staatsrechtes." Mit ein- 
dringlichen Worten legte Adler dar, daß Oesterreich mit der 
Verfassung von 1867 nicht weiterleben könne und daß an 
ihre Stelle die neue Zusammenfassung autonomer natio- 
naler Gebilde treten müsse. „Oesterreich braucht diese Re- 
volution, um zu leben, und wenn es sie nicht verträgt, dann 
stirbt es, aber es stirbt nicht einen rühmlichen 
Tod, sondern verreckt ei eit 6 auf dem Schind- 
anger der Weltgeschichte." Welch Unterschied besteht 
doch zwischen einer solchen Auffassung und dem, was die 
Vertreter des deutschen Bürgertums in ihren Versamm- 
lungen zu sagen wußten. Und während die Sozialdemo- 
kratie aus dem Stillstand der Gesetzgebung im Reichsrat 
und in den Landtagen die Folgerung zog, -aß „die Verfas- 
sung Oesterreichs in tote et in partibus Bankerott gemacht"' 
habe, bestanden des Ministerpräsidenten, eines Mannes, 
der sich gerne als modernen Staatsmann bezeichnen ließ, 
„Grundsätze" für die Bereinigung des nationalen Streites 
— wie er sie in einer der vielen Verständigungskonferen- 
zen am 14. Oktober 1902 unterbreitete — in einer Drei- 
teilung Böhmens, nämlich in einen tschechischen, deutschen 
und gemischtsprachigen Teil. Koerber war sich weder der 

in tote et in partibus = tm Ganzen und in den Teilen. 
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Niederlage der anderen Natron zu errerchen. 

Das gemeinsame Nationalrtatenprogramm der öster- 
reichischen Sozialdemokratie hat in diesen Jahren ein 
Neben- und Miteinanderarbeiten der Arbeiter der verschie- 
denen Völker möglich gemacht und den großen Erfolgen 
der Arbeiterklasse in den Wahlrechtskämpfen den Boden 
Beiettet. ÄW bmmië baß Bei#Itnt8 bei öen#en nnb 
tschechischen Arbeiterschaft zu trüben begann, waren nicht 
die politischen Ereignisse, sondern das Verhältnis der 
Arbeiter dieser beiden wirtschaftlich und kulturell entwik- 
keltesten Völker in den Berufsorganisationen. 

leitet! 
bewegung, die vorwiegend die wirtschaftlichen Interessen 
der Arbeiter betraf, ähnlich gegliedert sein wre dre Pa^ei, 
sollte jede Nation ihre eigene Gewerkschaftsbewegung haben 
oder sollte diese Bewegung eine einheitliche, straff organi- 
sierte sein? Sollte sie föderalistisch sein wie die Partei- 
organisation, oder zentralistisch, wie es den Auffassungen 
der meisten Gewerkschafter entsprach, weil nur so die 

BWnmg bei Großen %tit%WSMmpfe 8e%#i= 
lernet weihen sonnte? 3% bei #e##en ^11^61^0# 
feäte ft# bei ©ebanie etnei etgenen t#e#tWen ®ewe^= 
schaftsbewegung — erst schüchtern auftretend — inmrer mehr 
fest und führte, wie schon erzählt wurde, 1897 zur Gründung 
einer tschechischen Gewerkschaftskommission m Prag, also 
zur Spaltung der Gewerkschaften zunächst rn der Lprtze. 

Die großen wirtschaftlichen Kämpfe der nächsten Jahre, 
insbesondere der Streik der Bergarbeiter 1900, hatten die 
beiden Kommissionen zunächst genähert. Auf dem vierten 
Gewerkschaftskongreß im Juni 1903 in Wien sprach der 
Sekretär der Prager Kommission R 0 u L à r davon, daß nur 
eine einheitliche Gewerkschaftsorganisation erfolgreich sein 
könne und gab der Hoffnung auf eine Vereinigung beider 
Kommissionen Ausdruck. Sogar der Tag, an welchem die 
diesbezüglichen Vereinbarungen festgelegt werden sollten, 
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war bestimmt (19, September 1904).4 Mittlerweile aber 
schlug die Stimmung um. RonZär, der Förderer der Eini- 
gungsbestrebungen, schied krankheitshalber aus dem Sekre- 
tariat in Prag aus, und außerdem war es zu Streitigkeiten 
zwischen Wien und Prag wegen der Ernennung von 
Gewerkschaftsvertretern in den Arbeitsbeirat und wegen 
der Vorgänge in öer Organisation öer Handelsangestellten 
gekommen. Ein Teil der Mitglieder dieses Verbandes trat 
aus der Gesamtorganisation aus und gründete einen 
eigenen Verband, der sich auf das ganze Reichsgebiet er- 
strecken sollte. Wohl handelte es sich hier nicht um einen der 
größten Bernfsverbänöe, das Bedenkliche und Grundsätz- 
liche war, daß ein Verband nunmehr gespalten war, daß 
tschechische und deutsche auf dem Boden des Klassenkampfes 
stehende Angestellte in zwei Verbänden organisiert waren, 
daß eine bestehende Organisation aus nationalen Gründen 
zerrissen wurde. 

Zum ersten Male wurde der tiefe Riß, der sich zwischen 
den Vertretern der beiden Gewerkschaftszentralen auf- 
getan hatte, auf einer Konferenz öer Sekretäre der Ge- 
werkschaftszentralen der verschiedenen Länder sichtbar, die 
am 23. Juni 1905 in Amsterdam zusammentrat. Schon früher 
hatten sich die Sekretäre aus einer Konferenz in Stuttgart 
dahin ausgesprochen, daß es in jedem Lande nur eine von 
der Internationale anerkannte Gewerkschaftszentrale 
geben solle. In Amsterdam verlangte nun Nsmec als Ver- 
treter öer Prager Gewerkschaftskommission, daß auch diese 
als die Zentrale der tschechischen Gewerkschaften anerkannt 
werde. Die Konferenz lehnte jedoch dieses Verlangen ein- 
stimmig (bei Stimmenthaltung Oesterreichs und Spaniens) 
ab. Nêmec schlug in seiner Rede bereits nationale Töne an. 
Von welchem Geiste die führenden Männer der Prager 
Gewerkschaftskommission gegenüber ihren deutschen Kame- 
raden erfüllt waren, legt ein Brief der Prager Kommission- 
Zeugnis ab, in dem behauptet wird, daß die Wiener Kom- 
mission irrtümlicherweise „als ihre erste Aufgabe die 
gewaltsame Germanisierung der tschechischen Arbeiter be- 
trachtet". In dieser Weise wurden auch bald danach den 
tschechischen Arbeitern die deutschen gewerkschaftlichen Ver- 
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trauensinänner geschildert. Nicht die Forderungen der 
Tschechen, aber die Gesinnungen, von denen sie gegenüber 
iSten beut#en ßlaffeußenoffen etfüüt maten, waten baß 
Bedenkliche. 

Die Vertreter der tschechischen Gewerkschaften gingen 
auf bet Gemeinsamen ßonfetena bet betbeu ®emetlf#aftß= 
Zentralen, die am 15. Oktober 1905 in Brunn stattfand, 
einen Schritt weiter. Sie gaben eine Erklärung ab, wonach 
sie die Gründung von Gewerkschaftskommissionen „mit dem 
Wirkungskreis für alle Angehörigen ihrer Nationalität", 
aus denen freilich eine Generalkommission aller „autono- 
met ®emetff#aftßiommtfftonen" ßebilbet metben foKe, 
forderten. Gleichzeitig verlangten sie aber „die Organisa- 
tion nationaler Gewerkschaftsvereine und Verbände, d. t. 
also bte Setteifwuß bet beftebenben einbettit#en, auß ^t- 
bestem mebtetet Nationen beftebenben ^etbänbe. ^n bet 
Begründung dieser Forderung hob Nemec hervor, daß 
die tschechischen Gewerkschaften „das Rückgrat der politischen 
Bewegung" seien, daß also die Selbständigkeit der tsch^hi- 
schen Sozialdemokratie die Selbständigkeit der tschechischen 
Gewerkschaften notwendig mache, ein Argument, das auch 
später immer wieder geltend gemacht wurde. Demgegen- 
über erklärten die Vertreter bet Wiener Kommission „an 
den von den Gewerkschaftskongressen gefaßten Beschlüssen, 
die Zentralisation der Gewerkschaftsbewegung durchzu- 
führen, unbedingt festzuhalten". Bei diesem Gegensatz der 
muffaffuußeu mat an etne %nnäbetunß m#t au benfen, bte 
Kluft mußte breiter werden. 

Inzwischen wurde sie allerdings noch überbrückt durch 
die revolutionäre Stimmung, in der sich die Arbeiterschaft 
aller Nationen Oesterreichs mitten im heißesten Ringen um 
baß 8BabIte#t befanb. %BobI nahmen an# ba ßemtffe taitt= 
sche Gegensätze nationale Formen an. So waren 1905 ein- 
zelne tschechische Sozialdemokraten der Ansicht, daß das 
Tempo der Wahlrechtsbewegung ein stürmischeres sein 
müßte und schoben die Schuld, daß es so langsam gehe, aus 
die Deutschen. 1905 erklärte der tschechische Sozialdemo- 
krat Jarosch aus einer Landeskonferenz in Prag über- 
heblich, man wäre schon längst weiter, wenn die deutschen 
Genossen so arbeiten würden wie die tschechischen. Das 



waren jedoch nur unwesentliche Begleiterscheinungen des 
sonst in voller Solidarität durchgeführten Wahlrechtskamp- 
fes. Auf dem Parteitag, der Ende Oktober 1905, also nur 
wenige Tage nach der erwähnten Brunner Gewerkschafts- 
konferenz stattfand, wäre wohl die Frage der gewerkschaft- 
lichen Organisation erörtert worden, wenn nicht der 
Sturmwind der europäischen Ereignisse alles andere von 
bet Sageëotbmmg fottßefegt #te. Seëmegen gab bie 
tschechische Delegation die Erklärung ab, daß sie ihre For- 
derungen hinsichtlich der Gewerkschaften verschiebe. Sie 
unterließ jedoch nicht, den Parteitag auf die Wichtigkeit der 
Frage aufmerksam zu machen. Die Vertreter der' tschechi- 
schen Sozialdemokratie, so wurde erklärt, „fordern jedoch 
eindringlichst, daß diese Angelegenheit in kürzester Zeit 
erledigt wird, da wir ihre günstige und dem Nationali- 
tätenprogramm entsprechende Austragung für eine uner- 
läßliche Bedingung des weiteren gemeinsamen Vorgehens 
und der Existenz der sozialdemokratischen Arbeiter-Gesamt - 
Partei in Oesterreich halten." Das war deutlich genug ge- 
sagt. Bemerkenswert ist auch der Hinweis auf das Natio- 
nalitätenprogramm der Partei, was wohl nichts anderes 
Beißen foK, aia baß an3 bet gotbetnng na# bet natio= 
jtaien Autonomie im Staate auch diejenige nach der Auto- 
nomie in den Gewerkschaften abgeleitet wird. 

Auch der außerordentliche Gewerkschaftskongreß, der 
vom 8. bis 10. Dezember 1905 in Wien tagte, brachte keine 
Entscheidung. Die Tschechen wollten sich einem Mehrheits- 
beschluß auf keinen Fall fügen und gaben gleich zu Beginn 
die Erklärung ab, daß sie „die Verantwortung und die 
Verpflichtung für die Durchführung der Beschlüsse dieses 
Kongresses nicht übernehmen können". So konnte die zwei- 
tägige Debatte über den Gewerkschaftsstrett kein anderes 
@tßeBnia Baben, alë baß betbe Seile bei iBtem @ianb= 
punft blieben. Saß bie 8ot#Iöge bet «ßtaget ßommif= 
sion mit überwältigender Mehrheit abgelehnt wurden, war 
für die gewerkschaftlichen „Autonomisten", wie sie sich selbst, 
oder „Separatisten", wie sie von ihren Gegnern, den 
„Zentralisten", genannt wurden, kein Grund zum Ein- 
lenken. Selbst die Tatsache, daß ein Teil der tschechischen 
Arbeiter gegen die Autonomisten stand, hat diese damals 
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und später nicht davon abgehalten, ihren Weg, den der 
Sprengung der einheitlichen Gewerkschaftsbewegung, bis 
ans bittere Ende zu gehen. 

Das zeigte sich schon wenige Monate nach dem Kongreß. 
Bei den mit großer Gehässigkeit geführten Kämpfen war 
auch an die Aufrechterhaltung der einheitlichen Reichsver- 
bände nicht mehr zu denken. Den Anfang machten die 
tschechischen Schuhmacher Böhmens, die im Juli 1906 den 
Reichsverband verließen und einen eigenen Verband grün- 
deten. Sie gaben denjenigen Branchen, die ihnen nach- 
folgten, auch damit ein Beispiel, daß sie das Vermögen 
-er Zentrale, soweit sich dieses bei den tschechischen Orts- 
gruppen befand, für den neuen Verband mit Beschlag be- 
legten und das tschechische Verbandsblatt als Eigentum 
der tschechischen Organisation erklärten. Die Erbitterung 
auf deutscher Seite wurde dadurch erheblich gesteigert. Noch 
furchtbarer war, daß das Verhältnis deutscher und tschechi- 
scher Arbeiter zueinander vergiftet wurde. Die Kampfes- 
weise der tschechischen sozialdemokratischen Blätter hatte 
daran den Hauptanteil. Im September 1906 veröffentlichte 
das „Právo Lidu", das Hauptblatt der tschechischen Sozial- 
demokratie, einen Artikel, der von groben Beschimpfungen 
der deutschen Genossen wimmelte und wo den tschechischen 
Arbeitern von der „anmaßlichen Herrschsucht der deutschen 
Genossen" und von ihrem „gewalttätigen und unsozialen 
Auftreten" erzählt wurde. Die Massen der tschechischen Ar- 
beiter, welche gerade in der Zeit der Wahlrechtskämpfe zur 
tschechischen Sozialdemokratie strömten, wurden mit Haß 
und Abneigung gegen die deutschen Arbeiter erfüllt und 
eine nationalistische Stimmung erzeugt, deren Folgen in 
den nächsten Jahren weittragende waren. Die heranwach- 
sende Generation tschechischer Arbeiter wurde in einem 
Geiste erzogen, der der Zusammenfassung der proletarischen 
Kräfte die schwersten Hindernisse in den Weg stellte. Gerade 
als die Arbeiterschaft die Grundmauern schuf, auf denen 
das demokratische Oesterreich geschaffen werden sollte, wurde 
der von den Nationalitätenkämpfen zerwühlte Boden da- 
durch völlig untergraben, daß der nationale Kampf auch die 
Arbeiterschaft ergriff. Es begann Abend zu werden für die 
österreichisch-ungarische Monarchie. 



Neuntes Kapitel: 

Programm und Taktik. 

Mitten in dem Chaos der österreichischen Politik zu 
Beginn des neuen Jahrhunderts ging die Partei daran, 
sich ein neues Programm zu geben. Der Parteitag in 
Brünn 1899 hatte beschlossen, eine Kommission einzusetzen, 
welche einen Entwurf auszuarbeiten hatte. Diese Kommis- 
sion konnte dem Wiener Parteitage 1901 einen solchen 
Programmentwurf vorlegen. 

Die Partei war wohl mit dem Hainfelder Programm 
von 1888/891 bisher gut ansgekommen, sie war in die Breite 
und Tiefe gewachsen, aber das alte Programm war in den 
Massen längst nicht so lebendig, wie ein Jahrzehnt vorher. 
In der Auffassung vieler Vertrauensmänner war es ein 
Kunstwerk und historisches Dokument, an dem sie am lieb- 
sten nichts geändert hätten. Trotzdem erwiesen sich die Be- 
dürfnisse der Partei nach einer klaren Fassung dessen, was 
sie wollte, stärker als derartige Bedenken. Was die Neu- 
schöpfung des Programmes erschwerte, war jedoch der 
theoretische Streit, der gerade damals in den Reihen der 
Sozialdemokratie Deutschlands tobte. 

Bet Große im 
letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts und die dadurch 
bewirkte Erhöhung der Lebenshaltung der Arbeiterklasse 
war nicht ohne Einwirkung auf die grundsätzliche Einstel- 
lung mancher Kreise der Partei gegenüber den entscheiden- 
den Problemen der sozialen Entwicklung geblieben. Wäh- 
rend einzelne Praktiker der Partei (Georg von Vollmar- 
schon zu Beginn der neunziger Jahre eine, wie ihre 
Gegner in der Partei meinten, den Klassenstandpunkt 
weniger scharf betonende Politik empfahlen, brachte gegen 
Ende des Jahrhunderts Eduard Bernstein diese Auf- 
fassungen in ein System und versuchte nachzuweisen, -aß 
die Ergebnisse der Denkerarbeit von Marx und Engels 
angesichts der Entwicklung der letzten Jahre nicht mehr in 
ihrer ursprünglichen Fassung aufrechtzuerhalten seien? Von 
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der heftigen und leidenschaftlichen Diskussion — ans das 
Buch Bernsteins antwortete Kautsky mit einer Gegen- 
schrift — war die Sozialdemokratie Deutschlands jahrelang 
erfüllt und auch auf den Wiener Parteitag von 1901 warfen 
diese Auseinandersetzungen ihre Schatten. 

Das neue Programm unterschied sich in seinem 
grundsätzlichen Teile — die meisten sozialdemokrati- 
schen Programme gliedern sich in zwei Teile: in einen, der 
das Endziel der Bewegung behandelt, und in einen an- 
deren, in dem jeweils die Gegenwartsforderungen zusam- 
mengefaßt sind — nur wenig vom Hainfelder. Der Wort- 
führer -es wissenschaftlichen Sozialismus, Karl Kautsky, 
der in Wien anwesend war, gab in der Diskussion zu, daß 
zwischen den beiden Programmen kein wesentlicher theore- 

IMetfdjteb befiele. 2# bet @ott#tlü bet Weant. 
nis in die kapitalistische Entwicklung, der sich sert erneut 
Jahrzehnt in den Köpfen der österreichischen Arberter 
boKaoßeu Wte, amu Âuëbtud fmtt, wat felBftuetTtaublt#. 
Zum Unterschiede von dem grnrrdsätzlichen Teile des 0mm 
felder Programmes findet sich in dem entsprechenden Terle 
des Wiener Programmes der Hinweis auf die Konzentra- 
tion des Kapitals und die Zentralisation der Betriebe, eine 
Entwicklung, die in der Zeit seit 1889 besonders beobachtet 
werden konnte. Zugleich wurde im Wiener Programm der 
für den proletarischen Kampf entscheidende Gedanke klar 
ausgesprochen, daß der Kapitalismus neue Formen der 
Produktion schaffe, durch welche die notwendigen Vorbe- 
dingungen für den Sozialismus geschaffen werden. Die 
Äufßobe beë fei eë, btefe @utwtdIuMß a» et= 
kennen, zu fördern und zu beschleunigen. Viktor Adler, 
der Referent zur Programmrevision auf dem Parteitage, 
ging vom gleichen prinzipiellen Standpunkte wie in Hain- 
feld aus: „ .... die Grundanschauungen sind immer die- 
selben geblieben. Nur die Instrumentierung, die Betonung, 
vielleicht auch der Rhythmus, in dem sie vorgetragen wur- 
den, wurde zeitweise ein anderer." Dieser Auffassung waren 
auch fast alle Delegierten. Worüber die Meinungen aus- 
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einandergingen, war die auch in Deutschland umstrittene 
sogenannte „Verelenöungstheorie". Adler führte in seinem 
Referate aus, daß die absolute Verelendung Ser Arbeiter- 
schaft nicht größer geworden sei. Er berief sich hiebei auf 
Engels, Ser in einer Kritik des Erfurter Programmes 
von 1891 geschrieben hatte: 

„Es ist nicht richtig, daß das Elend der Proletarier 
immer größer wird. Das Wachstum der Organisation 
wird dem Wachstum des Elends vielleicht einen Damm 
entgegensetzen, wasabersicherwächst,dasistöie 
Unsicherheit der Existenz der Proletnrier." 

mtt bem #iumetë auf beu Muëfpiu# etueß bet 
Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus war die 
Frage für einen Menschen, der einen so stark entwickelten 
Wirklichkeitssinn hatte wie Adler, nicht abgetan. Er erfaßte 
den Kern der Sache, wenn er, ähnlich wie dies in Deutsch- 
land Kautsky Bernstein gegenüber dargelegt hatte, ausführte 
daß die Verelendung des Proletariats eine Tendenz -er 
kapitalistischen Entwicklung sei und daß diese Tendenz auch 
voll zum Ausdrucke käme, ö. h. daß das Proletariat in 
immer tieferes Elend hinabgestoßen würde, wenn es 
dies er Verelendung nicht Wider st and lei st en und mittels seiner Organisationen nicht den Kampf gegen 
dre Verelendung aufnehmen würde. Die Tendenz der Ver- 
elendung kommt aber schließlich doch zum Ausdruck, und 
zwar darin, Laß der Gegensatz zwischen der 
Lebenshaltung der arbeitenden Klassen und 
dem Reichtum der Besitzenden immer kras- 
ser wird. Indem die Arbeiterschaft erkennt, daß diesem 
Elend abgeholfen werden kann, wird sie erst revolutionär. 
„Das Elend allein macht vielleicht zum Schnapsbruder, aber 
die Ueberzeugung, daß dieses Elend nicht notwendig ist . 
macht revolutionär." Dem wurde auch von den Deleaierten 
zugestimmt uub bei *affu3 tu beut ueueu ^giamm 
luutete eumiiecSeub: „@ß uw# bie Masse bei Sßioletaiiei, 
eß steigt abei au# bei ®iob bei Bußßeutuug, uub babui# 
tritt die Lebenshaltung immer breiterer Schichten des ar- 
beitenden Volkes immer mehr in Gegensatz zu der rasch 
steigenden Prodnktionskraft seiner eigenen Arbeit und zu 
dem Anschwellen des von ihm selbst geschaffenen Reich- 



Bemerkenswert ist auch, -atz gegenüber dem alten 
Programm in Sem neuen einige Verwahrungen bezüglich 
bes Parlamentarismus und der Sozialreform fallen ge- 
lassen wurden. Nicht weil sich die Anschauung geändert 
hatte, sondern weil, wie Adler erklärte, diese Verwahrun- 
gen überflüssig geworden waren. In Hainfeld haben die 
Radikalen den Gemäßigten vorgeworfen, daß sie im Parla- 
mentarismus den einzigen Weg zum Ziele sehen. In Wien 
1901 war die Einschätzung des Parlamentes in der Partei 
allgemein die, daß es eine scharfe, aber nicht die einzige 
Waffe des Proletariats im Klassenkampfe sei. Dasselbe galt 
in bezug auf die Sozialreform. In den achtziger Jahren 
hatten Bismarck und Taaffe ebenso wie die christlichen 
Sozialreformer geglaubt, durch soziale Reformen die 
soziale Frage lösen und damit auf diese Weise die Sozial- 
demokratie aus der Welt schaffen zu können. Diese Auf- 
fassung mußte abgewehrt werden und daher die Stellung- 
nahme in Hainfeld. An die Sozialreform als das sichere 
Mittel gegen das Anwachsen der Sozialdemokratie glaubte 
nun niemand mehr, jedes Stückchen Sozialpolitik mußte 
den herrschenden Klassen abgerungen werden. Deshalb 
mußte man im Programm von 1901 von einer Verwahrung 
gegen eine derartige Auffassung der Sozialpolitik nicht 
mehr reden. 

In dem Teil des Programmes, in dem von den For- 
derungen die Rede ist, deren Erfüllung augenblicklich als 
notwendig erkannt wurde, kommt die größere Viel- 
fältigkeit der Aufgaben, die der Sozialdemokratie 
in den letzten Jahren erstanden war, zum Ausdruck.' 

Das neue Programm wurde, nachdem eine Kommission 
darüber beraten hatte, einstimmig angenommen. Es hat in 
den folgenden Jahren der Partei wertvolle Dienste geleistet 
und war den Arbeitermassen und Vertrauensmännern die 
unbestrittene Richtschnur ihres Handelns. Die Klarheit in 
seinem grundsätzlichen Teile, das entschiedene Be- 
kenntnis zur Marxschen Lehre hat insbe- 
sonders die deutschen Arbeiter geistig tief 
beeinflußt und war ihnen in dem Wirrsal 
der österreichischen Politik ein guter, ver- 

' Siebe Anhang II. S. 283. 



läßlicher Führer. Es hat Sie Tatkraft der Ver- 
trauensmänner immer wieder belebt, weil aus dem Pro- 
gramm, wie Viktor Adler stolz bekennen konnte, „der 
faustische Drang, unaufhörlich bis ans Ende zu gehen und 
niemals zu rasten", sprach. Es kam in diesem Programm 
zum Ausdruck, daß die Sozialdemokratie die geistige 
Führerin der Arbeiterklasse war, welche das Proletariat 
zum Kampfe anfeuerte, wenn die Kampfbedingungen ge- 
geben waren, und es zurückhielt, um es vor Niederlagen 
zu bewahren. Das Programm war das einer revolutio- 
nären Partei, aber einer Partei, die weit davon entfernt 
war, sich in Abenteuer zu stürzen. Die Sozialdemokratie 
hat auch da ihre Funktion als Gehirn der Arbeiter- 
bewegung ausgefüllt, von dem Viktor Adler nach der Schaf- 
fung des Wiener Programmes in tiefer Einsicht sagte: 
„Das Gehirn ist ein Hemmungsorgan, und darin besteht 
seine Würde,' aber wenn das Gehirn gar nichts tut wie 
hemmen, dann geschieht das auf Kosten seiner Fähigkeit, 
die motorischen Zentren in Erregung zu bringen." Revo- 
lutionär und bedacht zugleich sollte die Arbeiterbewegung 
sein, das war die Taktik, welche Bebel in Deutschland, 
Jaurès in Frankreich und Viktor Adler in Oesterreich an 
den großen und kleinen Problemen der proletarischen Klas- 
senkämpfe entwickelt und den Nachfahren als wertvolles 
und teuer zu hütendes Vermächtnis hinterlassen haben. 

Die Klarheit in der grundsätzlichen Einstellung be- 
wirkte auch, daß die deutsche Sozialdemokratie eine unbe- 
irrt feste Haltung gegenüber denjenigen Arbeiterorganisa- 
tionen einnahm, welche zum Zwecke der Bekämpfung der 
Sozialdemokratie und der auf dem Boden des Klassen- 
kampfes stehenden Gewerkschaften gegründet waren: der 
christlichsozialen und der deutschnationalen Arbeiterbe- 
wegung. 

Die christlichsoziale Bewegung war in den 
achtziger Jahren, wie schon erzählt worden ist, eine Partei 
der sozialen Reform, die sich auf den Klassengegensatz der 
feudalen Grundbesitzer gegen die liberale Bourgeoisie 
gründete. Da die Arbeiter dank der Sozialdemokratie den 
Lockungen Vogelfangs, des Theoretikers dieser Bewegung, 
widerstanden, warfen sich die Christlichsozialen auf das 
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Kleinbürgertum, Lessen Existenz von der modernen Indu- 
strie immer mehr bedroht wurde. Im Oktober 1895 erober- 
ten die Christlichsozialen die Mehrheit im Gemeinderat der 
Reichshauptstadt, ihr Führer Dr. Karl Lueger, der sich 
vom einstigen Liberalen, ja Demokraten, zum Christlich- 
sozialen gewandelt hatte, wurde 1897 Wiens Bürgermeister. 
Die Sozialdemokratie erkannte die schwere Gefahr, die ihr 
von dieser Seite drohte, als sie 1897 bei den Wahlen in die 
fünfte Kurie kein Mandat in Wien erobern konnte. Die 
Christlichsozialen versuchten nun, nicht nur das Kleinbür- 
gertum, sondern auch die Arbeiter zu organisieren. Schon 
der Parteitag von 1897 beschäftigte sich daher mit den Christ- 
lichsozialen, wobei Adler hervorhob, daß man den christ- 
lichsozialen Arbeitern anders gegenüberstehen würde, wenn 
es sich um eine wirkliche Arbeiterpartei handelte. Man müsse 
auch den Christlichsozialen gegenüber immer wieder gel- 
tend machen, daß man zwar den Klerikalismus, die politi- 
sche Ausnützung der Kirche, bekämpfe, aber nicht gegen 
irgend einen Glaubenssatz Krieg führe. „Wir kämpfen nicht 
gegen die Religion", sagte Adler. Noch ausführlicher 
beschäftigte sich der Linzer'Parteitag 1898 mit den Christ- 
lichsozialen, nämlich in einem eigenen Punkte der Tages- 
ordnung. Pernerstorfer konnte hiebei als Referent 
auf einen der wesentlichen Unterschiede der Christlichsozia- 
len und Sozialdemokraten verweisen, der das rasche Wachs- 
tum der Christlichsozialen aufhellte: „Während die christ- 
lichsoziale Partei, um rasch zur Macht zu gelangen, nur 
eines tüchtigen Schlagwortes bedurfte, und dieses Schlag- 
wort in dem „Juden" gefunden hat, müssen wir, wenn wir 
vor die Massen treten, eine schwere geistige Arbeit ver- 
richten." Sicher war das eine glaubwürdige Erklärung 
dafür, warum die Sozialdemokratie gegenüber den Christ- 
lichsozialen langsam — wenn auch stetig — Boden gewann. 
In der auf dem Parteitage angenommenen Entschließung 
wurde festgestellt, daß die Christlichsozialen weder mit dem 
Christentum, noch mit dem Sozialismus etwas zu tun 
haben, sondern nur die von ihnen geführten Mittelschichten 
im Interesse der herrschenden Klaffen mißbrauchen. Es sei 
die Aufgabe der Partei, dagegen mit Entschiedenheit anzu- 
kämpfen und die innere Unaufrichtigkeit und Programm- 
losigkeit der Christlichsozialen aufzudecken. 
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Für Deutschböhmen war freilich von weit größerer 
Bedeutung als die christlichsoziale Arbeiterbewegung, die 
nur in den Alpenländern einige Bedeutung hatte, die 
öeutschnationale. 

War in Wien der Klerikalismus, so in Deutschböhmen 
der Nationalismus die Ideologie jenes Kleinbürgertums, 
das politisch selbständig geworden, den Kampf gegen die 
liberale Bourgeoisie aufnahm. Je demokratischer das Wahl- 
recht wurde, desto mehr mußten die Deutschnationalen unter 
den Mittelschichten, aber auch unter der Arbeiterschaft für 
sich werben. Die deutschnationale Arbeiterbewegung in 
Böhmen knüpft an die Gesellen- und Gehilfenvereine an, 
die in den achtziger Jahren als eine Art Standesvereine 
geschaffen wurden? Der erste derartige Verein entstand 
in Budweis 1883, ähnliche Vereine entstanden in Reichen- 
berg, Arnau, Gablonz, Hohenelbe, Letschen, Jungbuch (bei 
Trautenau), Grottau, Rumburg und Auscha. Schon 1888 
veranstalteten einige dieser Vereine einen Gehilfentag in 
Reichenberg, wo insbesondere vom Konkurrenzkämpfe mit 
den tschechischen Gehilfen und Gesellen gesprochen wurde. 
Aber es dauerte ein ganzes Jahrzehnt, bevor sich diese 
Organisationen zu einem „Verband deutscher Gehilfen- und 
Arbeitervereinigungen in Oesterreich", mit dem Sitze in 
Mährisch-Trübau, zusammenschlossen. Dort erschien auch 
seit 1897 „Der deutsche Gehilfe", der 1898 den Namen „Der 
deutsche Arbeiter" annahm. 1901 zählte der Verband bereits 
85 Vereine zu seinen Mitgliedern, die Führer waren der 
Schriftsetzer Ferdinand Burschofsky, der Techniker A. Cihu- 
la, der Werkmeister Hans Knirsch und der Binder Ludwig 
Vogel, der 1898 einen nationalen Arbeiterverein in Brüx 
ins Leben rief. Politisch bildete diese Gruppe einen Teil 
der Alldeutschen, die 1901 den deutschen Sozialdemokraten 
in Böhmen alle Mandate bis auf eines abnahmen. Bald 
danach aber gründeten die nationalen Arbeiter, weil ihnen 
das Verbleiben in einer bürgerlichen Partei nicht die Mög- 
lichkeit zu bieten schien, unter den Arbeitern erfolgreich 
zu werben, eine eigene Partei. Am 15. November 1903 
erklärte sich eine Konferenz in Aussig für die Schaffung 
einer „Deutschen Arbeiterpartei in Oesterreich", am 14. und 
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15. August konstituierte sich diese Partei auf einer Tagung 
in Trautenau. In dem Programm, das sich die Partei gab, 
wird die Ansicht vertreten, daß die Interessen der Arbeiter 
nur innerhalb der Nation vertreten werden können. Aus- 
drücklich wurde festgestellt, daß die Partei keine „Klassen- 
partei" sei. Seit 1904 erschien auch in Aussig unter Leitung 
Predigers die „Deutsche Arbeiterzeitung". 

Die Voraussetzungen für das Entstehen dieser Bewe- 
gung waren die heftigen nationalen Kämpfe von Badeni 
bis Koerber. Die Wahlen von 1901 hatten gezeigt, daß die 
deutschnationalen Arbeitervereine, die zunächst Kleinbürger 
und Vorarbeiter anzogen, den bürgerlichen Parteien wert- 
volle Schützenhilfe leisten konnten. Es war nur natürlich, 
daß sich der Parteitag der deutschen Sozialdemokratie, der 
ein Jahr nach den Wahlen in Aussig stattfand, mit der 
deutschnationalen Arbeiterbewegung beschäftigte. Der Re- 
ferent Schrammel wies zunächst auf die Flut von Ver- 
leumdungen hin, die sich aus der deutschnationalen Ar- 
beiterpresse auf die Sozialdemokratie ergieße. Der reaktio- 
näre Charakter der ganzen Bewegung gehe aus dem Pro- 
gramm der deutschnationalen Arbeiter hervor, wo statt 
von der Forderung des gleichen Wohlrechtes von der 
„fortschreitenden Erweiterung des Wahlrechtes" die Rede 
sei. In der Debatte wurde mit Entrüstung daraus hinge- 
wiesen, daß die Bewegung zur Züchtung von Streikbrechern 
führe und daß man ihr deshalb mit den schärfsten Waffen 
entgegentreten solle. Seliger, der in der Debatte zu 
Worte kam, erkannte richtig, daß der große Kampf mit den 
deutschnationalen Arbeitern erst kommen werde. In der 
zu diesem Gegenstand angenommenen Entschließung wird 
der folgende grundsätzliche Standpunkt eingenommen: 

„In dem Maße als die Arbeiterklasse politische Rechte 
erobert und an politischem Gewicht zunimmt, wächst auch 
das Bedürfnis der herrschenden Klassen, Arbeiterstimmen 
für sich zu gewinnen und die Macht der Arbeiter durch 
ihre Spaltung zu schwächen. Wenn sich die bürgerlichen 
Parteien um die Arbeiter kümmern, so geschieht es ge- 
meinhin, um sie ihren Zwecken dienstbar zu machen, um 
den Klassenkampf zu verwirren, abzustumpfen und zu 
verfälschen." 



Als die Hauptaufgabe der Sozialdemokratie in dieser 
Beziehung bezeichnete die Entschließung, die irregeführten 
Arbeiter aufzuklären und sie zurückzuführen auf den 
Boden des Klassenkampfes. Auf demselben Parteitag sprach 
Adler knapp und klar die Taktik aus, von der sich die 
Sozialdemokratie gegenüber der nationalen Arbeiterbewe- 
gung auch in den folgenden Jahren leiten ließ: „S ch ä r f st e 
Bekämpfung und unversöhnlicher Haß den 
Verführern, aber brüderliche Liebe und 
Versöhnlichkeit gegenüber den verführten 
Arbeitern!" Freilich, die Aufklärung der nationalen 
Arbeiter war nicht leicht, da der nationale Kampf das poli- 
tische Leben beherrschte, und es kamen noch, wie Seliger 1902 
richtig vorausgesehen, schwere Kämpfe auch gegen diesen 
neuen Feind, welcher der sozialdemokratischen Bewegung 
erstanden war. 

Trotzdem also die Kampfbedingungen innerhalb der 
Jndustriebevölkerung nicht leichter wurden, suchte die 
Sozialdemokratie ihre Agitation in neue Kreise der Be- 
völkerung zu tragen, insbesondere in das Lanüprole- 
t a r i a t. Bisher war es nur gelungen, in einzelnen tsche- 
chischen Bezirken sowie in der Saazer Gegend Landarbeiter 
für die Sozialdemokratie zu gewinnen. Bei der Erörterung 
der Frage, ob eine Aussicht bestehe, auf dem Lande festen 
Fuß zu fassen, geriet man sofort in die ganze Fülle von 
Problemen, die die sozialistische Betrachtung der Agrar- 
verhältnisse auswarf. In Deutschland war auf Parteitagen 
bereits über diese Frage diskutiert worden und sowohl 
dort als auch in den Büchern, die darüber von sozialdemo- 
kratischer Seite geschrieben wurden, bildete den Haupt- 
punkt des Streites das Problem der Konzentration des 
Kapitals, d. i. die Frage, ob sich diese Konzentration in der 
Landwirtschaft ebenso vollziehe wie in der Industrie, ob 
also die Entwicklung zum Niedergänge oder zur Aufrecht- 
erhaltung des bäuerlichen Mittelbetriebes führe. Der Par- 
teitag der deutschen Sozialdemokratie Oesterreichs in Graz 
1900, wo Ellenbogen über die „Landagitation" referierte, 
wollte die Verbreitung der Ideen des Sozialismus in der 
Landbevölkerung nicht abhängig machen von einer bestimm- 
ten Stellungnahme in dieser theoretischen Streitfrage. Man 
begnügte sich daher in der betreffenden Entschließung fest- 
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aulíeüen, baß ble bei Sanbbebölfenmg #»tei bem» 
selben schweren Druck leide wie die der industriellen Ar- 
beiter. Die Agitation der Sozialdemokratie müsse sich daher 
an jene Schichten wenden, „die vermöge ihrer Klassenlage 
der Idee des Sozialismus am zugänglichsten sind, an ine 
Landarbeiter und Kleinbauern". Dabei sei in wirtschaft- 
licher Beziehung die Hebung der Bodenkultur, m sozraler 
a)eaie5wt8 bte #uf5ebmtß aüei Bongte bet be#enbeit 
Klassen auf dem Lande und der Schutz der Landarbeiter, rn 
kultureller Beziehung die Erweiterung der Schulbildung 
zu fordern. Die tieferen Zusammenhänge zwischen Sozia- 
lismus und Landwirtschaft berührt die Entschließung nur 
von ferne, wenn sie „gesellschaftliche Organisation und Ver- 
teilung der Vodenprodukte" verlangt. Die Entschließung 
ist wett davon entfernt, ein Agrarprogramm zu sein. Erst 
gaWeWe fpütei Mte bie ö#eiie#tWe @oatalbemoimite 
so weit sein, ihre ferneren und näheren Ziele auch auf dem 
hebtet bei Ianb%;ti#üftl#en Sßiobultton a#ec%% 
können. 

In der Epoche, die wir nun überblickt haben, ist die 
Zahl der Aufgaben, welche der Sozialdemokratie gestellt 
waren, größer geworden. An der Erörterung dieser Auf- 
gaben war sie gereift, an ihrer Durchführung erstarkt. Das 
gilt von den politischen Aufgaben ebenso, wie von den- 
jenigen, die der Organisation bei Partei gestellt 
waren. 

Zehntes Kapitel: 

Die Parteiorganisation. 

Bet etnei fuiaen Mei#tl#en 93eti#tmtß oon 
Parteiorganisation ttnb Parteipresse ist davon auszugehen, 
daß die Wahlreform von 1897 zunächst die Sozialdemokratie 
zwang, die Organisationsbezirke den geschaf- 
fe neu Wahlkreisen für die Wahlen in die fünfte 
Kurie anzupassen. Das war aus dem Grunde not- 
wendig geworden, weil die Bezirke, welche bei Wahlen den 
Kampf in einem Wahlkreise zu führen hatten, dauernd zu- 
sammenarbeiten muhten. Dadurch änderten sich auch die 
Grenzen der bestehenden, aus den geographischen und 
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Ä'ÄÄÄÄä; « e«. Auf Grund der Wahlkreiseinteilung gab es seit 1898 
bie na#eMen an denen in Öen 
foißettöen Jahren festgehalten wurde: Mies (mit dem Sitze 
m %a#an, Organ: ,^ormârtë"), @oer (mit dem in 
»alienas Organ: „æolfgmine^, Gaa& (mit dem etäe in 

Organe: „»ret#etr=3;epi^, geitmetfe „%aBrBetr. 
gws Dan,. OBerlentenëdorf, später ^eI%eitung"=Eaa)), 

bon Bezrrksorganisationen, diese wieder in Lokalorgan^ 
^tionen. Das auf dem Aussiger Parteitage beschlossene 
Parteistatut regelte das gegenseitige Verhältnis dieser 
ganzen (gltedernng nnd empfa^i inner$aI5 Der 8ofaIoraani= 
Wmnen nocD @traßen= nnd Wnferorganifattonen. %n 6er 

àr durchgesetzt und war schließlich so straff gegliedert, daß 
alle übrigen Parteien mit Bewunderung die Organisation 
der Sozialdemokratie betrachteten. Es war ein Staat im 
Staate und hat die großen erfolgreichen Kämpfe in diesem 
Jahrzehnt, die wir geschildert haben, erst möglich gemacht 
In der Organisation von Massenbewegungen wurden die 

ZMMN 
oeiBieikte Organisation entstanden. SBo# Bestanden üBer= 
stii politische Vereme, die jedoch nur den Rahmen für die 
Versammlungstatigkeit abgaben, die also gleichsam nur für 
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die Behörden da waren. Das Vereinsgesetz schrieb den 
politischen Vereinen eine bestimmte Tätigkeit vor, an die 
sich die sozialdemokratischen Vereine auch hielten. Was das 
Gesetz politischen Vereinen nicht gestattete, tat man in der 
freien Organisation, der man nur freiwillige Spenden, 
wenn auch regelmäßige, leistete. (So waren die Frauen, die 
nicht Mitglieder eines politischen Vereines sein durften, 
bei der freien Organisation und hatten innerhalb der Partei 
dieselben Rechte wie die Männer.) Das Leben erwies sich 
auch hier stärker als der Buchstabe des Gesetzes. 

Wie wurden nun die Mittel für all diese Organisa- 
tionen aufgebracht? Ursprünglich wurden die Beiträge 
mittels Blocks, welche die Vertrauensmänner abgaben, 
später mittels in das Mitgliedsbuch eingeklebter Marken 
verrechnet. Die Wahlkreisorganisation führte 25 Prozent 
aller Beiträge an die Parteizentrale ab. Seit dem Linzer 
Parteitag aber gab es eine einheitliche direkte 
Reichspartei st euer, die von jedem Mitgliede in der 
Höhe von einem Kreuzer monatlich abgeführt werden 
mutzte. Von den Blockbeträgen bekam die Lokalorganisation 
40 Prozent, die Bezirksorganisation 30 Prozent und der 
Kreis ebenfalls 30 Prozent. Als es dann später in Böhmen 
zu einer Landesorganisation kam, erhielt diese gleichfalls 
einen Anteil an diesen Beiträgen. Da man auf diese Weise 
nicht diejenigen Summen, die man zur Führung des poli- 
tischen Kampfes als notwendig erachtete, zusammenbekam, 
war die Partei (und ihre Presse) in ständigen Geldnöten. 

Den Mittelpunkt des Parteilebens bildeten in Deutsch- 
böhmen die Kreisorganisationen, in deren Hän- 
den — abgesehen von den den ganzen Staat betreffenden 
Fragen — die politische Führung lag, von denen aus das 
ihnen zugeteilte Gebiet bearbeitet wurde. Sie wurden all- 
mählich im Parteileben der kraftvollste Faktor. Während 
in den anderen österreichischen Provinzen die Landesorga- 
nisationen immer mehr zum Mittelpunkt der Parteiarbeit 
wurden, konnte in Deutschböhmen eine Lanöesorga- 
nisation jahrelang nicht bestehen und jede auch nur lose 
Zusammenfassung der Kreisorganisationen ging wieder 
ein. Die Organisationen des langausgedehnten, durch Eisen- 
bahnen schlecht verbundenen Gebietes widerstanden lange 
der Gemeinsamkeit und erst die wachsende Bedeutung der 



Landespolitik, der Kampf um das Landtagswahlrecht 
zwang die Kreisorganisationen zu gemeinsamer Arbeit. 
Von den vergeblichen Versuchen, eine Landesorganisation 
zu gründen, die in den Jahren 1892 und 1893 unternom- 
men wurden, haben wir schon erzählt. 1897 wurde wieder 
versucht, eine gemeinsame Landesorganisation mit der 
tschechischen Sozialdemokratie zu schaffen, die organisa- 
torische Verselbständigung der deutschen Sozialdemokratie, 
die aber gerade in diesem Jahre vollendet wurde, mußte 
auch dieses Experiment zum Scheitern bringen. Wie groß 
die Abneigung der Kreise gegen eine Landesorganisation 
war, zeigte sich auf der Landeskonferenz der deutschen 
Sozialdemokratie Böhmens am 17. Juli 1898 in Aussig, 
der ersten, die seit fünf Jahren wieder stattfand, wenn man 
von der gemeinsamen deutsch-tschechischen Landeskonferenz 
von 1897 absieht. Auf dieser Tagung setzte Josef Seliger, 
der von da an der zäheste und unermüdlichste Künder der 
Notwendigkeit einer Landesorganisation wurde, auseinan- 
der, daß der Kampf um ein demokratisches Landtagswahl- 
recht ein gleichartiges Vorgehen der Kreise bedinge. In der 
Debatte trat jedoch eine Reihe von Rednern — darunter 
der Abgesandte der Parteivertretung — Seliger entgegen. 
Tatsächlich wurde auch die geplante Landesorganisation mit 
16 zu 13 Stimmen verworfen. Drei Jahre dauerte es, bevor 
die Notwendigkeit der Landesorganisation allgemein an- 
erkannt wurde. Am 26. Mai 1901 kam es zu ihrer Grün- 
dung auf einer neuerlichen Landeskonferenz. Diesmal war 
Viktor Adler selbst gekommen, um den Delegierten aus- 
einanderzusetzen, daß in irgend einer Form die Zusammen- 
fassung der Kreisorganisationen erfolgen müsse. Um den 
Gegnern der Landesorganisation die Sache schmackhafter zu 
machen, wurde ein „Verband der deutschböhmischen Wahl- 
kreisorganisationen" gegründet. Der Ausschuß des Verban- 
des setzte sich aus den Vertretern der Kreise zusammen, die 
engere Leitung oblag einer aus Schrammel, Beutel, Zel- 
ler und Seliger bestehenden Verbandsexekutive, der 
Schrammel vorsah. Die Mittel zur Erhaltung des Verban- 
des sollten dadurch beschafft werden, daß jeder Kreis an den 
Verband 10 Prozent seiner Einnahmen abführte. 

Aber die Kreise gaben ihren Widerstand nicht so rasch 
auf. Nur drei von den Kreisorganisationen (Saaz, Leit- 
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rneritz, Reichenberg) zahlten den vereinbarten Verbands- 
bettrag, ein Teil der Kreise trat mit dem Verbände nicht 
in Fühlung. Auf der Landeskonferenz vom 18. August 
1902, die im Anschlüsse an den Parteitag von Aussig statt- 
fand, schilderte der Landesvertrauensmann Schrammel 
den Delegierten in beweglichen Worten sein wenig benei- 
denswertes Los. Wenn es so weiter gehen sollte, dann 
wäre es besser, die Landesorganisation überhaupt aufzu- 
lassen. Das aber wollte die überwiegende Mehrheit nicht 
und man erklärte sich schließlich bereit, dem Landesverbände 
die materiellen Mittel zur Erfüllung seiner Aufgaben zu 
beschaffen. Tatsächlich ging es seither etwas besser, wie auf 
der dritten Landeskonferenz der deutschböhmischen Wahl- 
kreisorganisationen (August 1903) festgestellt wurde. In 
die Exekutive wurde dort an Stelle des ausgeschiedenen 
Zeller der Vertreter der Reichenberger Kreisorganisation, 
Anton Schäfer, gewählt? Dann verschwindet die Landes- 
organisation der deutschen Sozialdemokratie Böhmens 
wieder auf einige Zeit im „Dunkel der Geschichte", aus dem 
sie erst wieder ans Licht gezogen wird, da der energischeste 
der Führer des deutschböhmischen Proletariats, Josef 
Seliger, an ihre Spitze tritt? 

Mit dem Wachstum der sozialdemokratischen Bewegung 
stieg auch die Anzahl der Frauen, welche in der Partei- 

demokratie 

mm### 
Blatt, in dem er sich gehässig gegen die Sozialdemokratie, wandte. Wieder- 
holt suchte man durch Besprechungen und Konferenzen rm Egerer Kreis- 

meister von Falkenan gewählt. 



organisation tätig waren/ unö die Partei mußte den beson- 
deren Bedürfnissen der Frauen ihre Aufmerksamkeit schen- 
ken. Am quälendsten empfanden die Frauen, daß ihnen die 
Gesellschaft jegliches politische Recht verweigerte, obzwar 
der kapitalistische Produktionsprozeß sich der Arbeitskraft 
der Frauen, wie schon gezeigt wurde, in steigendem Maße 
bediente und sie noch mehr ausbeutete wie die männlichen 
Arbeiter. Die Frauen hatten weder das Wahlrecht, noch 
durften sie politischen Vereinen angehören. Das Gesetz 
stellte sie in dieser Hinsicht Schwachsinnigen unö Entmün- 
digten gleich. Daher beschloß der Parteitag von 1899 für die 
politischen Rechte der Frauen mit größerem Nachdruck als 
bisher anzukämpfen. Schon vorher — Ostern 1898 — hatte 
zum ersten Male eine Frauenkonferenz stattgefunden, 
welche die Einführung von Sektionen innerhalb der Par- 
teiorganisation beschloß.' 

Auch die Arbeiterjugend wurde in dem Jahr- 
zehnt des Wahlrechtskampfes immer mehr in den Bann- 
kreis sozialdemokratischer Ideen gezogen. Aehnlich wie in 
Wien 1894 entstanden 1898 und 1899 in den öeutschböhmi- 
schen Industriestädten sozialistische Jugendgemeinschaften, 
die in dem am 13. April 1903 gegründeten Verband jugend- 
licher Arbeiter Oesterreichs die Grundlage zu ihrer bedeut- 
samen Kulturarbeit fanden. In dem Verbände wuchs eine 
kulturhungrige, tatfreudige, revolutionäre Jugend heran. 
So erfaßte die sozialdemokratische Bewegung immer wei- 
tere Schichten der Bevölkerung. 

Eine Verbreiterung unö Vertiefung erfuhr auch die 
sozialdemokratische Arbeiterbewegung dank dem Entstehen 
selbständiger Arbeiterturnvereine. Das Streben 
nach einer Ertüchtigung des Körpers, nach einer gleich- 
mäßigen Ausbildung der Körperkräfte hatte frühzeitig schon 
jüngere Arbeiter in die Reihen der erst unter liberaler, 

Sie war nicht nur in Lobmen, sondern in ganz Oesterreich die erste sozial- 
demokratische Agitatorin. Sie lebt derzeit in Hamburg, womit gleichzeitig 
die in der Fußnote Sette 181 des ersten Bandes gemachte Angabe richtig- 
gestellt sei. 

* Seit der Wende des Ñabrbunderts entstanden in den größeren Orga- 
ntsattonszentren besondere Arbetterinnenvereine. 
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später nationaler Führung stehenden Turnvereine geführt. 
Der geistige Arbeiter mag glauben, daß das Turnen für 
den körperlich Arbeitenden einen geringeren Wert habe als 
für ihn. Aber Sie körperliche Arbeit führt oft zu körperlicher 
Einseitigkeit, während das Turnen die harmonische 
Ausbildung des Körpers anstrebt. So trat auch in der 
Arbeiterschaft das Bedürfnis nach allseitigem Gebrauch 
ihrer Körperkräfte auf und es erschien ihnen die körperliche 
Ertüchtigung bald als eine notwendige Ergänzung des 
wirtschaftlichen und geistigen Befreiungskampfes. Schon 
in den achtziger Jahren war es in den allgemeinen Turn- 
vereinen zu Gegensätzen zwischen Arbeitern und Angehöri- 
gen der Besitzklassen gekommen, in einzelnen Orten — wie 
in Eichwald — brachten die Arbeiter die Leitung des bis 
dahin nationalen Turnvereines an sich? Die da und dort 
entstandenen Arbeiterturnvereine hielten am 15. April 1895 
in Brünn einen Arbeiterturntag ab, auf dem es zur Kon- 
stituierung eines Kreises Böhmen kam. Der Verband der 
Arbeiterturnvereine wurde in einer Konferenz in Wien 
gebildet, die am 16. Feber 1896 stattgefunden hatte. Damals 
gab es nur 10 Vereine mit 700 Mitgliedern. Die böhmischen 
Vereine hielten ihre Tagung zu Ostern 1897 in Teplitz ab, 
der erste Führer der Bewegung war der spätere Abgeord- 
nete W. Bösmüller. In diesem Jahre gab es in Böh- 
men bereits 22 Arbeiterturnvereine, deren Zahl bis 1900 
auf 71 gestiegen war. 1909 kam es zur Gründung eines 
österreichischen Arbeiterturnerbundes, der im nächsten Jahre 
bereits ein Heer von 18.000 Turnern, die in 256 Vereinen 
organisiert waren, mustern konnte. So wurde der Strom 
der Arbeiterbewegung immer breiter, ein Gebiet der Kul- 
turbewegung nach dem andern wurde in den Bereich pro- 
letarischen Aufwärtsstrebens einbezogen. 

Werfen wir noch einen Blick auf die Entwicklung der 
Parteipresse, dieses wichtigen Mittels sozialistischer 
Aufklärung, dieses geistigen Bandes, das die sozialdemo- 
kratischen Arbeiter umschlang. Die Verbreitung der sozial- 
demokratischen Presse ist abhängig von der Stärke der Par- 
teiorganisation und von dem durch die jeweilige politische 

5 Ed. E rla ch e r: „Der fünfte Turnkrets in der Geschichte der 
Arbeiterturnbewegung" in der Festschrift anläßlich des KretsarbeiterfesteS 
Pfingsten 1926 Teplib-Schönau. 
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Lage bedingten Interesse der Massen am politischen Leben. 
Das Wachstum der Organisationen seit Hainfeld und das 
lebhafte Interesse der arbeitenden Bevölkerung an den 
ersten Wahlen in die fünfte Kurie hatte zu einem Auf- 
schwünge auch der Parteipresse geführt. Von Jahr zu Jahr 
stieg die Auflage, im Jahre 1898 überschritt die einmalige 
Auflage aller deutschen sozialdemokratischen Zeitungen das 
erste Hunderttausend. Trotzdem war die materielle Lage 
der Zeitungen keine glänzende. Das lag teils an der Grün- 
dung neuer Blätter, die den alten Zeitungen das Verbrei- 
tungsgebiet wegnahmen, teils an der ständigen Beschlag- 
nahme und an der Belastung der Zeitungen durch den Zei- 
tungsstempel. Die „Arbeiterzeitung" mutzte 1897 an Zei- 
tungsstempeln allein einen Betrag von 85.000 Gulden ab- 
führen. Um diese Steuer auf Kultur und Bildung zu besei- 
tigen, führte die Partei jahrelang einen erbitterten Kampf. 
Am 7. September 1897 fanden in ganz Oesterreich Kund- 
gebungen für die Aufhebung des Zeitungsstempels und des 
Kolportageverbotes statt. Die Bewegung wurde immer 
stärker, und so entschloß sich die Regierung, die Aufhebung 
des Zeitungsstempels in Aussicht zu stellen. Erst neuerliche 
Kundgebungen der arbeitenden Massen aber bewogen die 
Regierung, schließlich ihre Absicht zu verwirklichen. Am 
1. Jänner 1900 verschwand der Zeitungsstempel, wurden die 
Zeitungen von dieser lästigen Steuer befreit. 

Auch die große Anzahl der in Deutschböhmen erschei- 
nenden sozialdemokratischen Zeitungen war damals wie 
später ein schweres Hindernis der Entwicklung der Partei- 
presse. 1898 wurden gegen den Willen der Gesamtpartei 
zwei neue Blätter gegründet, der „Böhmerwaldbote" in 
Krumau und die „Wahrheit" in Brüx, die später nach Ober- 
leutensdorf übersiedelte und 1902 zu bestehen aufhörte? 
Auf den Kreiskonferenzen jener Zeit gab es heftige Debat- 
ten darüber, ob diese Blätter von der Partei anerkannt wer- 
den sollten, was indessen erst auf dem Parteitage in Graz 
(1900) geschah. Bei Beginn des Endkampfes um das all- 
gemeine Wahlrecht (1905) gab es in Deutschböhmen folgende 
deutsche sozialdemokratische Zeitungen (Auflage in Klam- 
mern): der „Vorwärts" in Tachan (1000), der „Volkswille" 

° Sieb: „Von unten auf." Eine Selbstbiogravbie. Von Florian 
Gröger. Klagenfurt 1926. 
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in Falkenau (3600), Sie „Freiheit" in Teplitz (2300), die 
„Nordwestböhmische Bolkszeitung" in Saaz (850), das 
„Bolfëie#" tn auffig/ „steiget#" in SRetcSenBeig 
(2500), die „Nordböhmische Volkszeitung" in Warnsdorf 
(2150), der „Nordböhmische Volksbote" in Steinschönau 
(2000), der „Gebirgsbote" in Gablonz (2400), das „Trau- 
tenauer Echo" (1400) und der „Böhmerwaldbote" in Krumau 
(1000). 3n86efomt ßaB eß also in S)eutf##men etmaë 
über 20.000 Leser von elf sozialdemokratischen Wochen- 
blättern? Aber die ganzen Schwierigkeiten, die für die 
Parteipresse aus der unglücklichen geographischen Lage 
Deutschböhmens entstanden, sind aus den Versuchen er- 
sichtlich, die der Herausgabe eines gemeinsamen täglich 
erscheinenden Blattes entgegenstanden und niemals über- 
wunden worden sind. 

Zum ersten Male kam die Notwendigkeit der Gründung 
eines deutschen sozialdemokratischen Tagblattes auf der 
Bmtbeßfonferena oom 26. 1901 @pWe? Sítese 
Tagung beschäftigte sich eingehend mit der Frage der Presse 
und beauftragte die Wahlkreisorganisationen, die Verschmel- 
zung der in einem Wahlkreise befindlichen Blätter in Be- 
ratung zu ziehen. Außerdem wurde die Verbandsexekutive 
aufgefordert, der nächsten Landeskonferenz Vorschläge zur 
Schaffung eines täglich erscheinenden Landesorganes zu 
machen. Weder das eine noch das andere ist geschehen, 
Lokale Interessen erwiesen sich stärker als die Wünsche der 
Landeskonferenz. Zum Vorkämpfer der Idee eines Landes- 
organes wurde ebenso wie zum Befürworter einer starken 
Landesorganisation Josef Seliger. Auf dem Aussiger 
Parteitage stellte er den Antrag, die Landesorganisation 
möge die Frage in Erwägung ziehen und dem nächsten 
Parteitage berichten. Mit Entschiedenheit setzte Seliger den 
Delegierten die Notwendigkeit eines deutschböhmischen 
Tagblattes auseinander. Er führte aus, daß die Bewegung 
bei Bestehen von nur ein- oder zweimal wöchentlichen Blät- 
tern nicht auf der Höhe ihrer Aufgaben stehen könne und 
daß an die Verwirklichung des Landesorganes „wohl oder 

7 Auflage in dem betr. Parteitagsbericht nicht angeführt. 
8 Während der Wahlrechtsbemegung ging der Tachauer „Vorwärts" ein. 
« Im Herbst 1900 hatte bereits Seliger die Frage im Reichenberger 

„Freigeist" in einem Artikel behandelt. 
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übel" einmal werde geschritten werden müssen." Auch der 
Referent über die Presse, Popp, setzte sich entschieden für 
das Projekt ein, das vom Parteitag der Landesorganisation 
zur Behandlung zugewiesen wurde. Bis 1907 geschah aber 
nichts, um die Idee ihrer Verwirklichung näherzubringen. 
Im Gegenteil! Durch den Beschluß einer Reichenberger 
Kreiskonferenz vom April 1905, einen Gründungsfond für 
ein Tagblatt im dortigen Gebiet zu schaffen, wurde der Ge- 
danke eines gemeinsamen Landesorganes von einer der 
großen Kreisorganisationen des Landes verworfen. 

Ein Jahrzehnt proletarischen Kampfes ist an uns vor- 
übergezogen. An seinem Beginn und an seinem Ausgange 
stehen bedeutsame politische Ereignisse: 1897 wählten die 
Massen der Arbeiter überhaupt zum ersten Male in das 
Abgeordnetenhaus, eroberten sich das Recht, in der Gesetz- 
gebung überhaupt mitzureden. Die völlige politische Recht- 
losigkeit hörte auf. 1907 zwangen die Massen den Herrschen- 
den das gleiche Wahlrecht auf, eroberten also die politische 
Gleichberechtigung am Wahltage. In zehn Jahren 
war der Weg vom ständischen zum demokra- 
tischen Wahlrecht zurückgelegt. Das zeigt die 
Kraft der Arbeiterklasse in jenen Jahren. Freilich haben 
sich die übergroßen Hoffnungen der Massen — nicht alle 
haben die abwägende Betrachtungsweise eines Viktor Adler 
sich zu eigen gemacht—,welche diese in der Erregung des 
Kampfes gehegt hatten, nicht erfüllen können. Das gleiche 
Wahlrecht konnte nur den Boden schaffen für die Aus- 
tragung der großen Kämpfe der nächsten Jahre. Die Ver- 
schärfung der nationalen und Klassengegen- 
sätze konnte durch das allgemeine Wahlrecht 
nicht au fg ehalten werd en. Die russische Revolution 
von 1905 war der Ausdruck der Zeitenwende. Die Gegensätze 
der kapitalistischen Staaten verschärften sich von Tag zu 
Tag, die Scheidung Europas in zwei Heerlager wurde 
gerade in jenen Tagen sichtbar. Die folgenden Jahre sind 
die Zeit, in der sich der Weltkrieg, jene große Erschütterung 
aller politischen Verhältnisse vorbereitete, welche eine neue 
Epoche der europäischen Geschichte, eine neue Epoche der 
Kämpfe der Klassen und Nationen einleitet. 

" Die grötzten Schwierigkeiten bereitete die Watzl des Erscheinungs- 
ortes. Seliger erklärte diesbezüglich: „Wenn ein Tagblatt gegründet werden 
soll, so ist es nur in Prag möglich." 
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Dritter Abschnitt: 

&um SßeltMege. 
(1907—1914) 

Elftes Kapitel: 

Die Verschärfung der Klassengegensätze. 

Der wirtschaftliche und geistige Aufstieg der Arbeiter- 
klasse, ihre steigende politische Macht, hat nicht, wie der 
sozial empfindende Teil der herrschenden Klassen gehofft 
hatte, zur Milderung der Klassengegensätze beigetragen. Die 
aus der Entwicklung der kapitalistischen Wirtschaft ent- 
springenden Kräfte haben die gesellschaftliche Kluft immer 
wieder vertieft und den Kämpfen der Klassen neue Nah- 
rung gegeben. Eine dieser Entwicklungstendenzen, welche 
den Kampf zwischen den besitzenden und besitzlosen Klassen 
verschärfte und die innerpolitischen Verhältnisse Oester- 
reichs in den sieben Jahren vor dem Weltkrieg auf das 
stärkste beeinflußt hat, war die von Jahr zu Jahr steigende 
Lebensmittelteuerung. 

Seit Beginn der siebziger Jahre waren, bedingt durch 
die rasche wirtschaftliche Entwicklung der überseeischen 
Länder, die Preise wichtiger Lebensbedarfsartikel gesunken. 
Gegen das Ende der neunziger Jahre trat jedoch ein Um- 
schwung ein, die Preise insbesondere der Erzeugnisse der 
Landwirtschaft begannen zu steigen. 1902 kosteten in Oester- 
reich 1000 Kilogramm ungarischen Weizens 173 Kronen, 
1909 aber 322 Kronen, also um volle 86 Prozent mehr. Das 
wichtigste Nahrungsmittel der Bevölkerung, Mehl und 
Brot, wurde innerhalb eines Jahrzehntes doppelt so teuer. 
Ebenso drückend war die Steigerung -es Fleischpreises. Ein 
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Kilogramm Rindfleisch kostete in Wien im Fahre 1900 136, 
1908 jedoch 168 Heller. Nach Professor Kobatsch sind in 
Oesterreich von 1900 bis 1909 die Kleinverkaufspreise von 
Butter, Kartoffeln, Bier, Spiritus und Koks um 30 bis 35 
Prozent, von Brot, Grieß, Schmalz um 40 Prozent, von 
Gemüse um 50 Prozent gestiegen, während der Durch- 
schnittslohn des unsallversicherungspflichtigen Arbeiters 
nur um 21 Prozent gestiegen ist. Setzen wir die Lebens- 
mittelpreise im Jahre 1900 gleich 100, so betrugen sie in 
Oesterreich im Jahre 1905 = 108, 1908 - 118, 1910 - 126, 
1911 = 128 und 1912 — 136? Die Ursachen dieser für die 
Minderbemittelten katastrophalen Entwicklung waren die 
technische Unzulänglichkeit der österreichischen Landwirtschaft 
und Viehzucht, das Steigen der Weltmarktpreise, sowie der 
Hochschutzzoll und die Preiskartelle in Industrie und Land- 
wirtschaft? 

Die raschere industrielle Entwicklung hatte die Vermeh- 
rung der Bevölkerung möglich gemacht, mit der die Ent- 
faltung der Landwirtschaft nicht gleichen Schritt hielt. 1857 
entfielen in Oesterreich auf 100 Einwohner 44 Rinder, 1900 
nur 36.7. Aehnliche Ursachen hatte die Steigerung der Welt- 
marktpreise, weil die ehedem rasche Ausdehnung des Ge- 
treidebaues in den Kolonialländern sich nun verlangsamte. 
Diese Teuerung auf dem Weltmarkt wurde aber bedeutend 
verschärft durch den Zolltarif von 1906, in welchem die Zölle 
auf Lebensmittel und industrielle Rohprodukte durchgängig 
hinausgesetzt wurden. Die dadurch eingetretene Möglichkeit 
der Preiserhöhungen wurde von Großgrundbesitzern, land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften, industriellen Großbetrieben 
und Kartellen rücksichtslos ausgenützt, die Staatsmacht 
völlig in die Dienste der besitzenden Klassen in Stadt 
und Land gestellt? Die ohnehin — gemessen an den entwik- 
kelteren Industrieländern — mangelhafte Ernährung der 
österreichischen Bevölkerung wurde dadurch noch schlechter. 
(In Deutschland entfiel auf den Kopf der Bevölkerung ein 
Jahresverbrauch von 240 Kilogramm Getreide, in Oester- 
reich jedoch nur 159 Kilogramm.) Es war daher für die 

> T i, s z k a : „Tatsachen und Ursachen der internationalen Berteuerung 
der Lebensmittel. Annalen fur soziale Politik und Gesetzgebung. Berlin 1814. 

2 Otto Bauer: „Die Teuerung." Mten 1910. 
8 In Chicago kostete im November 1911 der Doppelzentner Weizen etwa 

175 Kronen, in Wien dagegen 260 Kronen. 
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sozialdemokratischen Abgeordneten selbstverständlich, daß sie 
im Parlament gleich nach den Neuwahlen die Sorgen der 
Arbeiterschaft um die Aufrechterhaltung ihrer Lebens- 
haltung zur Sprache brachten. Ebenso widmete der erste 
nach dem großen Wahlsieg zusammentretende Parteitag, der 
vom 30. September bis zum 4. Oktober 1907 in Wien tagte, 
dieser Frage ernsteste Beachtung. Dr. Benno Karpeles, 
der Referent über diese die Arbeiter bedrückende Erschei- 
nung, konnte darauf verweisen, daß im letzten Jahre allein 
das Mehl von 24 auf 34 Kronen im Preise gestiegen sei. Er 
wies nach, daß eine der Ursachen der Teuerung die fort- 
schreitend bessere Organisation von Agrariern und Indu- 
striellen war. Während die arbeitende Klasse um ihre 
Lebenshaltung kämpfte, verteilte die Prager Eisenindustrie- 
gesellschaft, die Nutznießerin der Eisenzölle, 42% Prozent 
Dividende. In einer Entschließung forderte der Parteitag 
infolgedessen die Aufhebung -er Eisenzölle und gleichzeitig 
die Verstaatlichung der Kohlengruben, deren Besitzer die 
Preise der Kohle hinauftrieben. (Der Mittelpreis für einen 
Zentner Steinkohle betrug 1904 80.48 Heller, 1908 100.69 
Heller, einen Zentner Braunkohle 1904 45.30, 1908 52.43 
Heller.) Trotzdem lehnte das Abgeodnetenhaus einen von 
den Sozialdemokraten in den Fragen der Lebensmittel- 
teuerung gestellten Antrag am 28. November 1907 ab, wo- 
gegen die Arbeiterschaft in Versammlungen entschieden 
protestierte. 

Im nächsten Jahre gingen die Preise weiter in die 
Höhe, im November 1908 kam es in einzelnen deutschböhmi- 
schen Orten zu Straßenkrawallen der erregten Arbeiter- 
schaft. In den Massen wuchs das Gefühl der Verzweiflung 
ob dieser schier unabwendbaren Entwicklung, unter den 
schlechtentlohnten Arbeiterschichten — Webern, Heimarbei- 
tern — stieg das Elend. Vom März 1907 bis zum Dezember 
1908 betrug die Preiserhöhung— wie Renner in seinem Re- 
ferate über die Lebensmittelteuerung auf dem Parteitage 
in Reichenberg (19. bis 24. September 1909) berichtete — 
bei Semmeln 14 bis 27 Prozent, bei Brot 30 bis 40 Prozent, 
bei Schweinefett 28 Prozent. Im Herbst stiegen die Preise 
weiter. Der Verbrauch der gewöhnlichen Fleischsorten, 
Rindfleisch und Schweinefleisch, sank in den Industrie- 
gebieten Deutschböhmens in einem Jahre (1909 auf 1910) 
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um 20 Prozent, der Verbrauch von Pferdefleisch stieg, bei 
den Fleischern spielten sich Kämpfe um die billigen Sorten 
ab. Angesichts dessen verlangte die Landesparteivertretung 
die Einfuhr argentinischen Fleisches nach Böhmen und die 
Abgabe von Fleisch durch die Gemeinden zum Selbstkosten- 
preis. Im November fanden große Kundgebungen der 
Arbeiterschaft für diese Forderungen statt und das Abge- 
ordnetenhaus beschloß unter dem Drucke der Kundgebungen 
der Arbeiter „für die Zeit des Bedarfes" die unbeschränkte 
Einfuhr von Ueberseefleisch zuzulassen. Trotz der herrschen- 
den Fleischteuerung, welche für die Besitzlosen zu einer 
Fleischnot wurde, widersetzten sich die Vertreter der besitzen- 
den Bauern, die Agrarier, der Einfuhr serbischer Schweine 
und machten dadurch nicht nur den Genuß von Schweine- 
fleisch für die ärmeren Volksschichten Oesterreichs zu einem 
Leckerbissen, sondern brachten die serbische Viehzucht an den 
Rand des Verderbens. Das engherzige Gewinninteresse der 
österreichischen und ungarischen Agrarier hat auf diese 
Weise den Gegensatz zwischen Oesterreich und Serbien maß- 
los verschärft und so den Weltkrieg herbeiführen geholfen. 
Am 2. Oktober 1910 fanden in allen größeren Orten Oester- 
reichs neuerlich große Kundgebungen statt, in denen diese 
Politik zugunsten von einigen tausend Großgrundbesitzern 
auf Kosten von 26 Millionen Männern, Frauen und Kin- 
dern gebührend verurteilt wurde. Gefordert wurde die freie 
Einfuhr überseeischen Fleisches, die Abänderung des Han- 
delsvertrages mit Serbien (Einfuhrerleichternugen für 
serbische Schweine), die Herabsetzung der Frachttarife für 
Vieh und Fleisch und die Aufhebung der unsinnigen Ver- 
zehrungssteuer. Aber die Regierung war von allen guten 
Geistern verlassen. Trotz der großen Fleischnot kam es im 
August 1911 zur Einstellung der Einfuhr des argentinischen 
Fleisches, weil die ungarische Regierung einfach die Bewil- 
ligung hiezu, an die Oesterreich durch einen Geheimvertrag 
mit Ungarn gebunden war, nicht erteilen wollte. Gleichzei- 
tig ging eine neue Teuerungswelle über die Bevölkerung 
hinweg, Zucker, Mehl, Petroleum, Kaffee, Reis, Butter, 
Linsen, Erbsen stiegen sprunghaft im Preise. Die verzwei- 
felte Erregung der Bevölkerung, die sich in neuerlichen 
Kundgebungen Luft machte, führte am 17. September 1911 
in Wien zu einer Revolte, die drei Todesopfer forderte. 
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Auf Lem Parteitage in Innsbruck (29. Oktober bis 2. No- 
vember 1911) fetzte Otto Bauer, der ebenso wie Renner 
die wirtschaftlichen Lebensfragen der österreichischen Arbei- 
terschaft wissenschaftlich behandelte und ein Jahr zuvor eine 
ausgezeichnete, tief eindringende Schrift über die Teuerung 
veröffentlicht hatte, auseinander, daß die Ursachen der 
Teuerung in dem Gefüge der kapitalistischen Wirtschaft tief 
verankert sind, einer Wirtschaftsordnung, die es Privat- 
leuten überläßt, für die Ernährung des Volkes zu sorgen. 
Jeder Kampf gegen die Teuerung muß daher 
zu einem Kampf wider den Kapitalismus 
werden. Die Gesetzgebung, welche die Teuerung ver- 
schärft, ist nichts anderes als ein unvermeidliches Ergebnis 
der bestehenden Eigentums- und Machtverhältnisse. „Der 
Kampf gegen die Teuerung ist der Kampf um unser letztes 
Ziel, um die Umwandlung der Gesellschaft zu einer neuen 
und höheren." Dieser Standpunkt wird auch in der Ent- 
schließung des Parteitages festgehalten. Es wird darin 
gesagt, daß die Teuerung eine Wirkung der kapitalistischen, 
auf dem Privateigentum an Produktionsmitteln beruhen- 
den Produktionsweise sei. Sie wird verschärft durch Schutz- 
zölle und Einfuhrverbote, die nur im Klassenkampfe gegen 
die an ihnen interessierten Schichten beseitigt werden können. 

Dieselbe Entschließung aber weist auch auf die damalige 
Steuergesetzgebung als eine der wichtigsten Ursa- 
chen der Teuerung hin. Die steigenden Militärrüstungen 
stellten hohe Anforderungen an die Staatskasse, und die 
herrschenden Klassen waren bemüht, die größeren Lasten auf 
die Schultern der breiten Massen der Bevölkerung zu wäl- 
zen. Die Finanzpolitik bestand in der einfachen Kunst, die 
indirekten Steuern, deren übergroßen Teil die arbeitenden 
Schichten trugen, immer wieder zu erhöhen, trotzdem bereits 
1908 der größere Teil der Staatseinnahmen — 55 Prozent 
— durch indirekte Steuern gedeckt war. Staat und Länder 
gingen da Hand in Hand. Die Erhöhung der Biersteuer — 
der Haupteinnahme des Landes Böhmen — führte im Som- 
mer 1908 in einzelnen Gebieten dazu, daß sich die Bevöl- 
kerung des Biergenusses enthielt. Im Mai 1909 legte die 
Regierung dem Parlament einen Entwurf vor, der die Er- 
höhung der Bier- und Branntweinsteuer, der Fahrkarten- 
abgabe und Frachttarife vorsah. Die Arbeiterschaft prote- 
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stierte gegen die neuerliche Belastung in Versammlungen, 
zumal die die Arbeiterschaft belastenden Steuern dazu 
dienen sollten, die zusammengebrochene Finanzmirtschaft 
der privilegierten Lanötagsklüngel aufzurichten. Im 
Finanzplan, den der Finanzminister Bilinski im Oktober 
1909 vorlegte, sollte die Erhöhung der direkten Steuern 
23 Millionen, die der indirekten aber 39 Millionen einbrin- 
gen. Im Frühjahr 1910 verlangte der Minister die Ein- 
führung einer Sodawasser- und Mineralwassersteuer — von 
allen Getränken ließ er nur noch das Trinkwasser steuer- 
frei — und ein staatliches Zündhölzchenmonopol. In den 
Wahlen von 1911 spielte diese Steuerpolitik eine große 
Rolle, Karl Renner hatte schon früher eine aufklärende 
Schrift veröffentlicht, in der er die grundsätzliche Stellung 
der Sozialdemokratie zur Finanzpolitik der kapitalistischen 
Staaten erörterte.' Der Ausgang der Wahlen ermunterte 
jedoch die Regierung, dem neuen Hause im November 1911 
ein neues Steuerbukett zu überreichen, in dem die indirek- 
ten Steuern drei Viertel, die direkten jedoch nur ein 
Viertel ausmachten. Da die Arbeiten des Hauses nicht vom 
Fleck kamen, begnügte sich die Regierung 1913 mit einem 
„kleinen" Finanzplan, der nur die Branntwein- und Zünd- 
hölzchensteuer, also durchwegs indirekte Steuern, vorsah. 
An dieser Finanzpolitik hatten die Arbeiter bis zu Oester- 
reichs Ende zu leiden. 

Für die Arbeiter aber wurde die schlechte Lebens- und 
Ernährungslage katastrophal in den Wirtschaftskri- 
sen, die in der entwickelten kapitalistischen Wirtschaft in 
immer kürzeren Zwischenräumen auftraten. Schon im 
Winter 1907/08 setzte die Arbeitslosigkeit, zunächst in gerin- 
gem Maße, ein. Im Sommer 1908 gab es schon zahlreichere 
Betriebseinschränkungen in der Textilindustrie, in der 
Glasbranche und im Baugewerbe. Im darauffolgenden 
Winter wurde es noch ärger, eine schwere Arbeitslosigkeit 
lastete auf den Massen. 1909 war ein ausgesprochenes Kri- 
scnjahr, Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit, empfindliche Lohn- 
herabsetzungen waren in allen Zweigen der Wirtschaft an 
der Tagesordnung, die Gewerkschaften verloren 30.000 
Mitglieder. Im Frühjahr 1910 erreichte die Krise ihren 

' Karl Renner: „Das arbeitende Nolk und die Steuern." Wie» 1909 
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Höhepunkt, insbesondere im Bergbau kam es zu Massen- 
entlassungen. Erst im Herbst 1910 wurden die wirtschaftli- 
chen Verhältnisse etwas besser, 1911 hielt Sie Besserung an, 
wenn auch die gespannten außenpolitischen Verhältnisse die 
Entfaltung der Konjunktur hemmten. 1912 war das letzte 
Jahr der Hochkonjunktur vor dem Kriege, die Kriegsereig- 
nisse in Europa, die ständige Kriegsgefahr brachten 1913 
eine bedeutende Abschwächung des guten Geschäftes, einen 
Rückgang Ser Ausfuhr und ein neuerliches Ansteigen der 
Arbeitslosigkeit. Insbesondere die Textilarbeiter und Heim- 
arbeiter wurden wieder heimgesucht, im Erzgebirge hatten 
die Menschen weder Holz noch Kohle, um ihre Stube zu 
wärmen, und aßen wochen- und monatelang mittags und 
abends nichts anderes als Kartoffeln mit Salz. Die Zahl 
der Arbeitsuchenden stieg in Böhmen von 1912 auf 1913 von 
283.000 auf 341.000. In dem Zeitpunkte, da die ungeheueren 
Militärforderungen gestellt wurden, so erzählte Bauer 
auf dem letzten Parteitage vor dem großen Weltbrande 
(31. Oktober bis 4. November 1913 in Wien), „sehen wir die 
Fabrikssäle leer, die Maschinen stillgelegt, Zehntausende 
arbeitslos, Hunderttausenden das Lohneinkommen durch 
Feierschichten verkürzt, ganze Heereskörper von Proleta- 
riern zur Auswanderung in das Ausland getrieben". 
Bauer zeigte die Zusammenhänge zwischen den großen Rü- 
stungen und dem Elend der Arbeitslosen anschaulich auf. 
Je mehr Kriegsschiffe, desto mehr Staatsschulden, mehr 
Staatspapiere auf dem Geldmarkt, desto weniger Pfand- 
briefe, weniger Hypothekarkredit, weniger Wohnbauten. 
Die Banken mußten das Kapital mit Rücksicht auf mögliche 
Kriegsausgaben freihalten, entzogen der Industrie die Kre- 
dite und zwangen die Betriebe zum Zusammenbruch. Die 
Sparer hoben aus Angst vor dem Kriege in den Sparkassen 
ihr Kapital ab und das Großkapital kaufte Auslands- 
wechsel, um wenigstens sein Geld zu retten, wenn das 
Vaterland zugrunde gehen sollte. Bauer rief den Arbeitern 
zu, nicht in Verzagtheit und Verzweiflung zu verfallen: 
„Wenn wir die Unvereinbarkeit der kapitalistischen Welt 
mit den Interessen der Arbeiterklasse erkennen, dann wird 
die Krise uns nicht verzagt machen, sondern sie wird uns 
nur eine Mahnung sein zu gesteigertem Eifer, zu verdop- 
peltem Mut, sie wird uns ein Ruf sein zur Tat!" Der fol- 
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gende Winter 1913/1914 war für die Arbeiterschaft eine Zeit 
der Qual und der Sorge, des Hungers und der Kälte. Er 
war gleichsam der düstere Vorbote derSchreckens- 
zeit des Krieges. 

Zu diesen Uebeln der kapitalistischen Entwicklung, die 
im 20. Jahrhundert besonders heftig auftraten, gesellte sich 
noch das alte Elend hinzu, das wir in den vorangehenden 
Abschnitten zu schildern immer wieder Gelegenheit hatten. 
Trotzdem der Reichtum, den die Entfaltung der kapitalisti- 
schen Wirtschaft mit sich brachte, immer größer wurde, trotz 
allen Fortschritten der technischen Kultur mußten die arbei- 
tenden Klassen unter schlechthin menschenunwürdigen Ver- 
hältnissen arbeiten. Die fressenöste Beule am Körper der 
deutschböhmischen Arbeiterschaft war und blieb die Hei m - 
arbeit, über die eine besondere Untersuchung durch die 
österreichischen Gewerbeinspektoren Einzelheiten zutage 
förderte, aus denen man entnehmen kann, daß sich für die 
Heimarbeiter seit einem halben Jahrhundert wenig geän- 
dert hatte. So wird über die Glasschleifer berichtet: 
Ihre Stube, „im Winter besucht, bietet ein mitleiüerregeu- 
des Bild. Die Schleifer stehen auf dem nassen, von unten- 
her durchgekälteten Fußboden, und wenn sie auch durch 
Stroh- oder Holzunterlagen eine direkte Berührung mit 
den nassen Brettern zu vermeiden suchen, so nützt dies nicht 
viel, weil durch die Riemenlöcher im Fußboden und die, 
namentlich in den ersten Morgenstunden, in denen haupt- 
sächlich die Zustellung des Glases und dessen Wegtransport 
erfolgt, auf- und zugehende Türe stets eisig kalte Luft ein- 
dringt,' dazu strahlt der in der Lokalmitte stehende glühende 
Blechofen eine schier unerträgliche Hitze aus. Lungenleiden 
sind unter den Schleifern allgemein verbreitet und deren 
häufigste Todesursache, so daß unter den Schleifern selbst 
das dreißigste Lebensjahr als die normale Altersgrenze 
. . . angesehen wird."-- Ein ähnliches Los traf die Arbeiter 
der Nixdorfer Messer- und Stahlwarenindustrie: „Die 
Schleifmühlen, durchwegs alte Gebäude, besitzen Schleif- 
stuben, die oft nicht einmal zwei Meter hoch sind und deren 
Höhe im günstigsten Falle drei Meter kaum erreicht,' Ven- 
tilation besitzen sie gar keine, Licht erhalten sie nur durch 

Zitiert bei T. W. Teilen: „Die Besitzenden und die Besitzlosen in 
& iPlTPrTAffh " vkiI»»» 1 nnc fx. im 
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kleine Fensterchen, . . . die Einwirkungen des in hohem 
Grade gesundheitschädlichen Schleifstaubes, welcher die nie 
gereinigten und nie geweißten, niedrigen, üichtbesetzten 
Schleifstuben erfüllt, glauben die Arbeiter durch Rauchen 
paralysieren zu können und qualmen alle aus kurzen, stin- 
kenden Pfeifen . . . sie werden alle lungenkrank und errei- 
chen kein hohes Alter, scheinen sich auch alle so ziemlich ihres 
traurigen Loses bewußt zu sein und erwarten mit stiller 
Resignation den Moment, bis die „Schleiferkrankheit" auch 
sie erfaßt hat."" Noch ärger ging es den Hauswebern, über 
die die kapitalistische Gesellschaftsordnung ihr unerbittliches 
Urteil, lautend auf Tod und Untergang, gesprochen hatte. 
Insbesondere im Adlergebirge schrie das Elend Tag für 
Tag zum Himmel. Innerhalb eines Vierteljahrhunderts war 
dort die Zahl der Hanüwebstühle von etwa 4500 auf ungefähr 
1700, der durchschnittliche Wochenlohn des Webers von zehn 
auf vier Kronen gesunken. „Die Folgen dieses eingetretenen 
Notstandes sind nur zu deutlich den Gesichtern und dem 
Aeußeren der dortigen Weber aufgeprägt- aschfahle Ge- 
sichtsfarbe, apathischer Gesichtsausdruck, eingedrückte Brust, 
schlaff herabhängende Arme, schleppender Gang kennzeich- 
nen schon von weitem die meisten Gebirgsweber."? Nicht 
nur die schlechte Arbeitsweise, auch die vollkommen ungenü- 
gende Ernährung war die Ursache des furchtbaren Aus- 
sehens der Heimarbeiter, ihrer ständigen Krankheiten und 
ihres frühen Todes. Sie lebten meistens von Kaffee, der früh 
gekocht und mittags nur aufgewärmt wurde. Abends gab es 
wieder Kaffee oder Kartoffeln. Im Adlergebirge gar wurde 
Kaffee als Luxusgetränk betrachtet und nur an Sonntagen 
getrunken. Statt Butter wurde Leinöl verwendet. „Früh 
wird gewöhnlich die Suppe für den ganzen Tag gekocht und 
dann zwei- bis dreimal täglich aufgewärmt . . . Fleisch 
kommt in den meisten Weberfamilien nur an den hohen 
Feiertagen auf den Tisch,' doch werden gewöhnlich nur 
Fleischabfälle gekauft." Wenn 21mal Wassersuppe und 
21mal Kartoffeln gegessen sind, so sagten die Bewohner 
des Adlergebirges, so ist die Woche um. Unter die- 
ser Lebens-, Arbeits- und Ernährungsweise litten — das 
muß stets beachtet werden -- nicht nur die Erwachsenen, 
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sondern die Kinder, vom zartesten Alter angefangen. Von 
1200 Schachtelmachern in den Bezirken Bischofteinitz und 
Taus waren die Hälfte schulpflichtige Knaben und Mäd- 
chen. Die Arbeitszeit stieg von täglich vier Stunden bet 
sechsjährigen, bis 16 Stunden bei 13jährigen Kindern. 
„Häufig werden von fünf Uhr früh bis neun Uhr abends, 
nicht selten aber bis Mitternacht oder die ganze Nacht hin- 
durch Schachteln gemacht."' Frühzeitig wurden die Kinder 
von Krankheiten heimgesucht. Ueber die zarten Kräfte 
hinausgehende körperliche Arbeit, mangelhafte Schulbil- 
dung, Hunger und Krankheit waren die goldene, die fröh- 
liche, die selige Kinderzeit dieses Geschlechtes. „In den mei- 
sten Wohnstuben der Weber findet man in den Frühjahrs- 
monaten an Diphtheritis, Scharlach, Masern u. dgl. erkrankte 
Kinder. Daneben arbeiten sorglos die Väter, Mütter und 
Geschwister ... In solch vergifteter Atmosphäre verbringen 
viele Hunderte von Weberfamilien, darunter die Kinder 
vom zartesten Alter angefangen, ihr ganzes Leben,- kein 
Wunder daher, wenn das Dahinsiechen solcher Individuen 
schon in ihrer frühesten Jugend beginnt." 

Die Ansammlung der Menschen in Industriestädten und 
-öörfern verschärfte die bestehende Wohnungsnot. Die 
gesteigerte Nachfrage nach Wohnungen trieb die Grundrente 
in die Höhe und steigerte die Mieten. So mußten sich die 
arbeitenden Menschen mit kleinen und gesundheitswidrigen 
Wohnungen bescheiden. In ein- und zweiräumigen Woh- 
nungen lebten in Brüx und Aussig 67, in Trautenau 70, in 
Asch und Fischern 72, in Turn 78 Prozent der Bevölkerung. 
In Fischern und Trautenau wohnten mehr Menschen in 
ein- als in zweiräumigen Wohnungen. In Kellern wohn- 
ten in Brüx und Karlsbad drei, in Teplitz vier, in Gablonz 
gar fünf Prozent der Bevölkerung. In Trautenau und 
Gablonz waren neun bis zehn Prozent der Einwohner 
Aftermieter und Bettgeher? Die gesundheitlichen Zustände 
der Wohnungen spotteten jeder Beschreibung, die Sterblich- 
keit in den Proletariervierteln wuchs (im Wiener Arbeiter- 
viertel Favoriten war sie neunmal so groß wie in der 
inneren Stadt), das Familienleben wurde zerstört. Ein im- 
mer größerer Teil des Arbeiterlohnes wurde von der Woh- 

» Ebenda S. 120/121. 
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nungsmiete verschlungen. Auf dem Parteitage von 1907, 
wo die Wohnungsfrage von Winarsky erörtert wurde, wur- 
den ein Reichswohnungsgesetz, Enteignungsrecht, Erwer- 
bung von Grund und Boden durch die Gemeinden, För- 
derung von Baugenossenschaften verlangt. Zur elenden 
Lebenshaltung der Arbeiter waren Wohnungsnot und 
Wohnungsteuerung hinzugetreten. 

Auch unter der Ausbeutung durch überlange Arbeits- 
zeit hatte die Arbeiterschaft bei der schlechten Ernährung 
zu leiden. 1906 gab es nach amtlichen Erhebungen noch im- 
mer 263.000 Arbeiter und 144.000 Arbeiterinnen, die langer 
als 10 Stunden arbeiteten. Vor dem Kriege war die 
Arbeitszeit in der Großindustrie zumeist zehn Stunden, in 
vielen Betrieben wurde noch 10)4 und 11 Stunden gear- 
beitet. Viel arger aber waren die Verhältnisse im Klein- 
gewerbe und — wie wir oben gesehen — in der Heimindu- 
strie, diesem alten Ausbeutungsgebiete der kapitalistischen 
Gesellschaft, in die hineingeboren ein Leben voll Elend bis 
zum Tode bedeutete. Ueberarbeit, schlechte Ernährung und 
Wohnungsnot untergruben die Gesundheit der Bevölke- 
rung, die Tuberkulose, dieser Würgengel des Proleta- 
riats, holte sich massenweise seine Opfer aus den Reihen der 
Arbeiterschaft. „Erschreckend . . . sind die Verheerungen, 
welche die Tuberkulose unter den Hilfsarbeitern aller Be- 
rufsgruppen anrichtet. In der Bekleidungsindustrie und in 
der Industrie der Getränke ging mehr als ein Viertel der 
verstorbenen Hilfsarbeiter an Tuberkulose zugrunde und 
in weiteren vier Berufsgruppen hustete sich mehr als der 
fünfte Teil der Verstorbenen zu Tode."" 1907 entfielen 
unter den Glasschleifern Böhmens 75 Prozent aller Todes- 
fälle auf die Tuberkulose. „Daß ... fast 80 Prozent von den 
an der Schwindsucht Gestorbenen den arbeitenden Klassen 
angehören, das muß alles fein verschwiegen werden, damit 
das Volk nicht zu störrisch werde und auch etwas von dem 
Wohlsein und dem langen Leben der Wohlhabenden ver- 
lange. Sie sollen täglich beten: Und gib uns unser täglich 
Brot und — ein langes Leben auf Erden, aber sie sollen 
nicht wissen, daß das lange Leben ein Monopol der Für- 
sten und Großen und Fanatiker der Ruhe ist." So sprach 
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einer der bedeutendsten Mediziner seiner Zeit, Rudolf 
Virchow. 

Je größer die Arbeitsintensität wurde, desto zahlreicher 
wurden die Erkrankungen überhaupt, denen die arbei- 
tende Klasse ausgesetzt war. Von hundert männlichen Mit- 
gliedern der Krankenkassen Oesterreichs erkrankten in den 
Jahren 1891—1895 47.4, 1896—1900 52.2, 1901—1905 53.8 und 
1906 bis 1910 aber 56.7. Bei den Arbeitern der chemischen 
Industrie betrug in dem letztgenannten Zeitraum das Er- 
krankungsprozent 82.1, ln der Zündwarenindustrie sogar 
90.8!il In dieser Industrie richtete eine der furchtbarsten 
Berufskrankheiten, die der Kapitalismus kennt, die Phos- 
phornekrose, die Arbeiter massenweise zugrunde, eine Krank- 
heit, welche in einer Vereiterung und Abstoßung der Kiefer- 
knochen besteht, zum Verlust des Augenlichtes, zu dauern- 
der Entstellung und häufig zum Tode führte Viktor 
Adler und der Wiener Universitätsdozent Dr. Ludwig 
Telecky waren es, denen das größte Verdienst daran 
zufällt, daß die Verwendung von weißem und gelbem 
Phosphor in der Zündwarenfabrikation seit 1. Jänner 1912 
gesetzlich verboten war. Die stockende industrielle Entwick- 
lung, die Hunderttausenden von Menschen keine Beschäfti- 
gung bot, der schwere Lebenskampf derjenigen, die so 
„glücklich" waren Arbeit zu haben, trieb die Menschen aus 
dem „dankbaren Vaterland". Im ersten Jahrzehnt des 
neuen Jahrhunderts wanderten aus Oesterreich mehr als 
zwei Millionen Menschen allein nach Amerika aus, sieben- 
mal so viel als aus dem volkreicheren Deutschen Reiche. 

Selbst wenn man der Auffassung zuneigt, daß der 
Kampf ums Dasein in der menschlichen Gesellschaft Härten 
mit sich bringen und die Masse der Menschen zugunsten 
einiger starker Individualitäten zu freudlosem Dasein, 
zum Erleben der Hölle schon auf Erden verurteilen muß 
und daß dies alles unabänderlich sei — vor der Ausbeu- 
tung der Kinder im „Jahrhundert des Kindes" muß 
selbst der eifrigste Verteidiger der bürgerlichen Gesellschaft 
verstummen. Noch 1909 waren in Böhmen 30.5 Prozent der 
Kinder — ein Drittel aller Kinder überhaupt — erwerbs- 

11 Anton Schrammel: „Ein Ruf der Arbeiterschaft der Chemischen, 
Gummi- und Papierindustrie nach Arbeiterschutzl' Wien 1914. S. St. 
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tätig. Ein beträchtlicher Teil entfiel auf Sie Landwirtschaft 
und die Textilindustrie, aber auch in der Glas- und Porzel- 
lanerzeugung und in Ziegelbrennereien waren Kinder be- 
fdßftißt. SBon ane« Giß ad)t#ngen ßtnöent wetzen 
17.5 Prozent erwerbstätig. Wie verlogen müssen doch den 
Heimarbeitern im Erzgebirge die Lieder von der „seligen" 
Kindheit oder Jugendzeit geklungen haben, da — wie uns 
eine Schriftstellerin erzählt — in manchen Gegenden Kinder 
auch an Schultagen sechs bis acht Stunden klöppeln mußten, 
an schulfreien Tagen sogar bis 14 Stunden!" Im Bezirke 
Graslitz klagten die Lehrer, daß die Kinder infolge der 
Nachtarbeit ganz abgestumpft in die Schule kommen. Der 
Stundenlohn für die Kinder betrug 4% bis 5% Heller. 
Auch im Bömerwalde gab es Orte, wo 90 bis 95 Prozent 
der Kinder klöppeln mußten. Was wußten die von den 
Freuden der Jugend? „Wenn die Kinder glücklicher Gegen- 
den draußen das Vieh hüten oder Fuhrmannle spielen, im 
Wasser waten oder Häuser bauen, die gleich wieder ein- 
fallen, muß das arme Kind in der schwülen Luft der Stube 
und dem Schmutz des Klein- und Flüsterklatsches sitzen, 
seine Glieder still halten und die Brust zur Arbeit beugen. 
So fangen sie schon, einerlei ob Knabe oder Mädchen, mit 
vier bis fünf Jahren an und so geht es fort — bei manchen 
bis ans Ende ihrer Tage."" Was sind alle Wunderwerke 
der Technik, die der Kapitalismus geschaffen, gegenüber den 
Millionen von Menschenleben, die eine erbarmungslose 
Ordnung, kaum daß der Mensch das Licht der Welt erblickt, 
in den Abgrund stößt? 

Trotzdem durch die wirtschaftliche Entwicklung die Lage 
der Arbeiterklasse in den Jahren vor dem Weltkriege er- 
schwert wurde, setzten die herrschenden Klassen dem Ausbau 
des gesetzlichen A r b e i t e r s ch u tz e s zähen Wider- 
stand entgegen. Am deutlichsten ersieht man dies aus dem 
Leidensweg der Alters- und Jnvaliöitätsversicherung. 
Schon Koerber hatte die Verpflichtung der Gesellschaft an- 
erkannt, für den Arbeiter, der ein ganzes Leben lang seine 
Kräfte im Dienste des Unternehmertums verbraucht hat 
oder invalid geworden war, zu sorgen. Seit dem Jahre 
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1901 ward die Erfüllung dieser Pflicht verheißen. Im Jahre 
1908 legte die Regierung dem Abgeorünetenhause einen 
diesbezüglichen Gesetzentwurf vor, dessen Beratung aber 
anfangs Mai dank Ser Obstruktion der Deutschraüikalen, die 
als Erben der Liberalen die Vertretung der bürgerlichen 
Klasseninteressen übernommen hatten, verhindert worden 
war. Die begreifliche Empörung der Arbeiter darüber kam 
in vielen Versammlungen zum Ausdruck. Auf Kranken- 
kassentagungen und Parteitagen wurde an dem Regie- 
rungsentwurf sachliche Kritik geübt. Auf dem Parteitage 
1909 bekämpfte Reumann als Referent insbesondere die 
Absicht, den Arbeitern die Selbstverwaltung der Sozial- 
versicherungseinrichtungen zu rauben, sowie die Absicht der 
bürgerlichen Parteien, das Reformwerk überhaupt zu ver- 
schleppen. Das alte Oesterreich sollte indessen die Verwirk- 
lichung dieser alten Forderung der Arbeiterklasse nicht er- 
leben. 

Die Ergebnisse der sozialpolitischen Arbeit dieser Aera 
sind äußerst dürftig, wenn es den sozialdemokratischen Ab- 
geordneten in den letzten Jahren vor dem Kriege auch ge- 
lang, einige Reformen durchzusetzen: so die Regelung der 
Lohnzahlung im Bergbau, die Ausdehnung der Unfallver- 
sicherung im Baugewerbe, die Einschränkung der Nacht- 
arbeit der Frauen, die Regelung der Rechtsverhältnisse 
der Angestellten, das Verbot der Verwendung von weißem 
Phosphor, den Schutz vor Bleivergiftungen und des 
Lebens und der Gesundheit der Arbeiter (§ 74 -er Gewerbe- 
ordnung) und das Seuchengesetz. Nicht durchgesetzt werden 
konnte die große Reform der Sozialversicherung, das Ge- 
setz über den Zehnstundentag, das Gesetz über die Kinder- 
arbeit, über den Schutz der Jugendlichen und das Bäcker- 
schutzgesetz. Auf den letzten Parteitagen vor dem Kriege 
beschäftigte man sich immer wieder mit dem Stillstand der 
sozialpolitischen Gesetzgebung, so 1912 und 1913 in Wien. 

Den sozialpolitischen Reformen wandten auch die Ge- 
werkschaften ihre Aufmerksamkeit zu, deren Entwick- 
lung in dieser Zeit, immer wieder unterbrochen durch 
Wirtschaftskrisen und die Spaltungsarbeit der Separatisten, 
worüber im Zusammenhange noch zu sprechen sein wird, 
keine günstige war. Von ungefähr einer halben Million 
Mitgliedern, die der Wiener Gewerkschaftskommission an- 
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geschlossen waren, waren die Gewerkschaften vom Beginn 
dieses Zeitraumes bis 1909 auf 415.000, bis 1910 auf etwa 
400.000 gesunken. 1911 ging es wieder vorwärts, die finan- 
zielle Rüstung machte Fortschritte, der Mitgliederstand be- 
trug 421.000, 1912 sogar 428.000 (davon etwa 50.000 Frauen!). 
Die kritischen wirtschaftlichen Verhältnisse unmittelbar vor 
dem Kriege brachten eine wenn auch geringe Absplitterung. 
1918 betrug der Mitgliederrückgang etwa ein Prozent. Was 
in dieser für die Arbeiter schweren Zeit ihre gewerkschaft- 
lichen Organisationen geleistet haben, möge nur ein Bei- 
spiel dartun: Im Jahre 1918 wurden mehr als zwei Mil- 
lionen Kronen an Unterstützung für Arbeitslose ausge- 
zahlt. Die Verschärfung der Klassenkämpfe zeigte sich in der 
wachsenden Bedrohung des Koalitionsrechtes, die von den 
Gerichten ausging. Arbeiter, die ihre Kollegen zum Eintritt 
in die Organisation bewegen wollten, wurden wegen Er- 
pressung verurteilt. Der vorbereitete Entwurf des neuen 
Strafgesetzbuches enthielt einige das Koalitionsrecht gleich- 
falls bedrohende Bestimmungen. Der Parteitag von 1912 
beschäftigte sich in einem Referate Beers mit diesen be- 
denklichen Erscheinungen. Die Unternehmer bereiteten den 
Gewerkschaften in kleinlicher Art auf Schritt und Tritt 
Schwierigkeiten, anerkannte gewerkschaftliche Vertrauens- 
männer gab es in den wenigsten Betrieben. 

Aehnlich wie in den politischen vollzog sich in den ge- 
werkschaftlichen Organisationen der Zusammenschluß der 
deutschen Arbeiter Böhmens. In einer Gewerkschaftskon- 
ferenz, die am 26. September 1912 stattfand, wurde beschlos- 
sen, die Reichenüerger Gewerkschaftskommission einstweilen 
als Zentralstelle für das deutsche Gebiet Böhmens anzu- 
erkennen. 

Die vielen gewerkschaftlichen Kämpfe in diesem Zeit- 
raum anzuführen, würde über den Rahmen dieser Arbeit 
hinausgehen. In den Jahren des guten Geschäftsganges 
endeten die meisten Lohnkämpfe mit Erfolg für die Ar- 
beiter und so gelang es, das Lohnniveau der Arbeiterschaft 
zu erhöhen. Die Steigerung der Preise machte freilich nicht 
nur die errungenen Erfolge zunichte, sondern verschlechterte 
noch die Lebenshaltung der Arbeiter. Dagegen gelang es 
in steigendem Maße das Arbeitsverhältnis kollektiv zu 
regeln, mit einzelnen Unternehmern Arbeitsverträge ab- 
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zuschließen. Gruppen- oder Jndustrieverträge waren je- 
doch in Böhmen vor dem Kriege fast unbekannt. Im Früh- 
jahr 1913 liefen zahlreiche wichtige Tarifverträge ab, deren 
Erneuerung nur mit großer Mühe durchgesetzt werden 
konnte. Besonders in der Metallindustrie und im Bauge- 
werbe nahmen die Lohnbewegungen einen gewaltigen Um- 
fang an. Daß es trotz des Widerstands der Unternehmer- 
organisationen gelang, wichtige Verträge mit Erfolg zu er- 
neuern, mußte als eine bedeutende Leistung angesehen 
werden. Gegen die Gewerkschaften und ihre Vertrauens- 
männer gelangten Mittel zur Anwendung, wie sie bis da- 
hin nicht gekannt wurden. Streikbrecher wurden mit Re- 
volvern versehen, ganze Streikbrecherorganisationen auf- 
gestellt. Zu welchen Folgen das führte, bewies der furcht- 
bare Vorfall, der sich am 28. Feber 1914 in Bodenbach ab- 
spielte, wo der Vertrauensmann der dortigen Buchdrucker 
Johann Solinger von dem Streikbrecheragenten Paul 
K e i l i n g erschossen wurde. Die bürgerlichen Geschworenen 
sprachen den Mörder von der Anklage des Mordes frei 
und verurteilten ihn bloß zu acht Monaten Arrest. Die 
Mordtat hatte unter den Arbeitern furchtbare Erregung 
hervorgerufen, die noch gesteigert wurde, als am 11. April 
der Sekretär der Grazer Schneidergewerkschaft K o s e l 
durch ein Attentat schwer verletzt wurde. Auch da bewies 
das Gericht seine Verläßlichkeit gegenüber dem Unter- 
nehmertum: es sprach den Angeklagten frei. 

Die Schärfe des Klassengegensatzes zeigte sich bei einem 
Lohnkampf, auf den wir wegen seiner Bedeutung für das 
deutsche Gebiet Böhmens mit einigen Worten zurückkom- 
men wollen, beim Streik der Bergarbeiter 1912. Die Teue- 
rung hatte die Lebenslage der Arbeiter gesenkt und sie ver- 
langten im März 1912 Lohnerhöhungen. Die Antwort der 
Unternehmer war vollkommen ablehnend. Hierauf wurden 
neuerliche Forderungen überreicht, aber auch diese wurden 
brutal abgewiesen. Nicht einmal verhandeln wollten die 
Unternehmer. Dabei war der Lohnanteil des Arbeiters von 
57.55 Prozent der geförderten Kohle von 1890 bis 1910 auf 
41.97 Prozent gesunken, der Anteil des Unternehmers je- 
doch von 42.45 auf 58.08 Prozent gestiegen. Daraufhin trat 
der größte Teil der Bergarbeiter der beiden großen Kohlen- 
reviere Deutschböhmens in Streik, etwa 35.000 Menschen 
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feierten. Unter den Organisatoren des Streikbruchs befand 
sich diesmal auch Simon S t a r ck. Im April kam schließlich 
unter Vermittlung der Regierung ein Ausgleich zustande, 
die Arbeiter erhielten eine Lohnzulage von etwa acht Pro- 
zent, viel zu wenig angesichts der herrschenden Teuerung. 
Es wurde immer schwerer, den Kampf gegen die Teuerung 
mit gewerkschaftlichen Methoden allein zu führen. 

Die Arbeiter versuchten durch ihre Organisation als 
Konsumenten sich der Teuerungswelle entgegenzuwerfen. 
Der Parteitag von 1907 machte es den Parteimitgliedern 
zur Pflicht, den Konsumvereinen anzugehören. Damit 
war der letzte Rest des Mißtrauens der Sozialdemokratie 
gegenüber den Konsumvereinen, wovon wir in den voran- 
gehenden Abschnitten erzählen konnten, geschwunden. Die 
Konsumvereine nahmen in dieser Zeit einen bedeutenden 
Aufschwung, weil die Bevölkerung in der Zeit steigender 
Warenpreise immer mehr die Notwendigkeit der genossen- 
schaftlichen Organisation der Verbraucher erkannte. 1908 
waren im Zentralverbande österreichischer Konsumvereine 
419 Konsumgenossenschaften mit etwa 250.000 Mitgliedern 
organisiert, 1912 schon 540 Vereine mit fast 300.000 Mit- 
gliedern. Von Jahr zu Jahr stieg der Umsatz und bewegte 
sich in den Jahren vor dem Kriege um die Ziffer von 100 
Millionen. Diese aufsteigende Entwicklung konnte auch 
durch die Separatisten nicht aufgehalten werden, die seit 
1910 im überwiegend deutschen Gebiete tschechische Konsum- 
vereine gründeten. 

Aus der sozialen Entwicklung von 1907 bis 1914 hebt 
sich als das bestimmende Merkmal die Verschärfung 
der Klassengegensätze hervor. Weltteuerung, Zoll- 
schutz und Preisvereinbarungen der Erzeuger erhöhen die 
Preise, senken die Lebenshaltung und verschärfen den 
Gegensatz zwischen Besitzenden und Besitzlosen. Nicht nur 
die Bourgeoisie, auch das Kleinbürgertum, das in den acht- 
ziger und neunziger Jahren den Kampf der Arbeiter gegen 
die Großunternehmer mit Wohlwollen verfolgt hat, ge- 
rät in den schärfsten Gegensatz zur Arbeiterklasse und ver- 
bindet sich mit dem Großbürgertum. Die Bauern müssen 
unter dem Drucke der Landflucht den landwirtschaftlichen 
Arbeitern höhere Löhne gewähren. Bringt sie das schon 
in Gegensatz zur Arbeiterklasse, so noch mehr -er Kampf 
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um die Preise der Lebensmittel, wobei sich die Bauern der 
Führung der Großgrundbesitzer unterwerfen. Die Kauf- 
leute in den Städten verfolgen mit Neid die Entwicklung 
der Konsumvereine. „So sehen Kleinbürger und Bauern in 
der Arbeiterschaft ihren Feind. Verbanden sich in den acht- 
ziger Jahren Kleinbürger und Bauern mit dem Feudal- 
adel gegen die Bourgeoisie, so verbünden sie sich jetzt mit 
der Bourgeoisie gegen das Proletariat." (Otto Bauer.) 
Diese Entwicklung verändert das Wesen der bürgerlichen 
Parteien. Die ehemaligen antikapttalistischen Parteien der 
Christlichsozialen und Deutschradikalen werden nun zu 
Jnteressenvertretern des Bürgertums und stellen sich den 
kapitalistischen Regierungen zur Verfügung. Die Verschär- 
fung der Klassengegensätze, die Scheidung der politischen 
Parteien in die Lager des Bürgertums und der Arbeiter- 
schaft drückt — abgesehen von den nationalen Kämpfen, die 
wir gesondert betrachten werden — dem politischen Leben 
Oesterreichs in den letzten Friedensjahren seines Bestandes 
den Stempel auf. 

Zwölftes Kapitel: 

Oesterreichs innere Politik. 

Am 17. Juni 1907 trat das erste Parlament des allge- 
meinen gleichen Wahlrechtes zusammen, auf das sich hoff- 
nungsvoll die Blicke der Massen richteten. Daß diese Hoff- 
nungen enttäuscht wurden, lag an den Nationalitäten- 
kämpfen, dieser Todeskrankheit der Monarchie, sowie an der 
Tatsache, daß die Machtentfaltung des Proletariats die 
Sammlung -er bürgerlichen Kräfte nach sich zog und die 
Vertreter der Arbeiterschaft bei allen Forderungen auf die 
Mauer stießen, welche die bürgerlichen Parteien gemeinsam 
aufgerichtet hatten, um den weiteren Vormarsch des Prole- 
tariats zu hemmen. Der gewaltige Erfolg, den die Sozial- 
demokratie bei den Wahlen errungen hatte, trübte zunächst 
den Blick für die großen Schwierigkeiten, die bei der eigent- 
lichen sozialen Ausnützung der gewonnenen Wahlschlacht 
entstehen mußten. So kamen die Delegierten auf dem den 
Wahlen folgenden Parteitag in Wien zu Ende September 
— wir haben es nunmehr nur noch mit Parteitagen der 
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deutschen Sozialdemokratie Oesterreichs zu tun 
— in gehobener Stimmung zusammen. Der Mann, der 
die Schwere künftiger Kämpfe erkannte, war der nüchternste 
Kopf der österreichischen Sozialdemokratie, Viktor Adler, 
der gleich von vornherein darauf aufmerksam machte, daß 
die Partei im Parlament einem Kartell aller nichtprole- 
tarischen Parteien gegenüberstehe. Er sah ein, daß nunmehr 
an einen stürmischen Fortschritt des Proletariats nicht mehr 
zu denken sei. Nur Schritt für Schritt könne man dem Ziele 
näherkommen. Wenn man dies ausspreche, so sei dies kein 
Opportunismus. „Darin unterscheidet sich der falsche Op- 
portunismus vom echten: Der echte Opportunismus geht 
seinen Weg zum Ziele, der falsche Opportunismus opfert 
das Ziel wegen augenblicklicher Vorteile." Da die Wände 
des Kurienparlaments gefallen sind, zeigen sich erst die 
großen Probleme, die Stück für Stück weggeräumt werden 
müßten. 

Für die deutsche Sozialdemokratie Böhmens war eines 
dieser Probleme die Erringung des allgemeinen 
Wahlrechtes auch in den Landtag. In Prag war 
es schon im August zu Stratzenkunogebungen gekommen, 
für den 8. September war eine große Konferenz der Sozial- 
demokratie Deutschböhmens einberufen. Diese Konferenz, 
an der auch Vertreter -er tschechischen Sozialdemokratie teil- 
nahmen, gab anläßlich des Zusammentrittes des Landtages 
einen Aufruf heraus, in dem gegen die Verschleppung der 
Landtagswahlreform leidenschaftlich protestiert wurde. Die 
bürgerlichen Parteien wurden beschuldigt, „die Privilegien 
des Feudaladels und der besitzenden Klassen hinter ver- 
logenen Schlagworten eines nationalen Schutzes vor dem 
Anspruch der arbeitenden Klassen auf das gleiche Recht zu 
verschanzen". Die Ungerechtigkeit des damaligen Wahl- 
systems sei nur daran aufgezeigt, daß der Steueranteil des 
Großgrundbesitzes an den gesamten Landessteuern 1.7 Pro- 
zent, sein Anteil an den Landtagsmandaten aber 29 Pro- 
zent betrug. Nicht weniger als 880.000 erwachsene Männer 
waren vom Wahlrecht ausgeschlossen, obzwar die Summe 
der indirekten Steuern, die zum größten Teil von den 
Nichtwählern geleistet wurden, in den letzten fünfzig Jahren 
sich versiebenfacht hatte. Am 12. September begaben sich 
Seliger und Nsmec zum Ministerpräsidenten, um die Be- 
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seitigung des schreienden Unrechts zu fordern. Der 
Ministerpräsident Beck mußte zugeben, daß eine zeitgemäße 
Umgestaltung des Wahlrechtes in den böhmischen Landtag 
notwendig sei. Am Tage des Zusammentrittes des Land- 
tages — am 16. September — ging eine Abordnung der 
deutschen und tschechischen Sozialdemokratie zum Oberst- 
landmarschall, überall im Lande fanden Massenversamm- 
lungen statt. In der Prager Versammlung sprach auch ein 
deutscher Redner, Josef Seliger, der erklärte, daß die 
deutschböhmischen Arbeiter den Prager Arbeitern treu zur 
Seite stehen werden. Auf dem Parteitage sprach 14 Tage 
später E l ö e r s ch über den Kampf um das Landtagswahl- 
recht und bekämpfte die Absicht der Regierung, die Reform 
durch Einführung einer fünften Kurie abzutun. In einer 
Entschließung forderte der Parteitag die Beseitigung der 
oligarchischen Scheinautonomie der Länder durch eine wirk- 
liche Selbstverwaltung. 

Der Kampf um das Landtagswahlrecht wurde erschwert 
durch den im November 1908 vollzogenen Rücktritt der 
Negierung. Becks Rücktritt stellt in der Geschichte Oester- 
reichs vor dem Kriege einen wichtigen Augenblick dar. D i e 
parlamentarische Demokratie des Bürger- 
tums war an den nationalen Gegensätzen 
gescheitert, Oesterreichs Fortentwicklung zur Demo- 
kratie, welche die notwendige Folge des gleichen Wahl- 
rechtes hätte sein müssen, war abgeschnitten. Das folgende 
Ministerium B i e n e r t h (1908 bis 1911) war die Re- 
gierung des Adels, des Finanzkapitals und des General- 
stabes, dazu bestimmt, die Mittel für die militärischen 
Rüstungen aufzubringen. Es ist die historische Schuld des 
deutschen Bürgertums, diese Regierung gestützt zu haben. 
Daß in der Zeit einer so rückschrittlichen Regierung die 
Wahlreformarbeiten des böhmischen Landtages nicht vom 
Fleck kamen, war selbstverständlich. Die Beteiligung an dorr 
in diesem Jahre stattgefunöenen Wahlen in den Landtag 
war schwach, die Bevölkerung interessierte sich nicht um den 
mumifizierten Vertretungskörper des „glorreichen" König- 
reiches. Der Sozialdemokratie, der' stärksten Partei des 
Landes, gelang es nicht, auch nur ein Mandat zu erobern. 
Dabei wurde die finanzielle Lage des Landes immer be- 
drohlicher, Jahr für Jahr wies der Lanöesvoranschlag eine 
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Schuld von etwa zwanzig Millionen auf, die Landesschuld 
überschritt den Betrag von einer Milliarde Kronen. Die 
Landesanstalten waren in einem trostlosen Zustande. Es 
gab zu wenig Krankenhäuser, die bestehenden waren höchst 
mangelhaft eingerichtet und hatten zu wenig Aerzte. In 
ganz Deutschböhmen gab es keine Irrenanstalt, in der 
Prager Irrenanstalt schliefen von 1200 Irren 400 auf 
Strohsäcken, auf 110 Geisteskranke entfiel eine Badewanne, 
die den Kranken gereichte Milch war gewässert. Von 2063 
Schwachsinnigen waren nur 70 in einer Anstalt, die an- 
deren liefen als Bettler herum. Das Land besaß keine 
Blindenanstalt, kein Taubstummeninstitut, keine Anstalt 
für Epileptiker. 3000 Blinde ernährten sich vom Betteln, 
von 5600 Taubstummen waren nur 600 in einer privaten 
Anstalt untergebracht. Angesichts dieser schandhaften Ver- 
hältnisse wandte sich die Aufmerksamkeit der Arbeiterschaft 
immer mehr der sozialen Verwaltung zu, deren 
Ausbau in einem Aufruf der deutschen und tschechischen 
Sozialdemokratie zu Beginn des Jahres verlangt wurde. 
Es war für die Arbeiterschaft unerträglich, zuschauen zu 
müssen, wie alle Einrichtungen des Landes verfielen und 
der größte Teil der Bevölkerung macht- und tatenlos zu- 
sehen mußte. Als der neugewählte Landtag im September 
zusammentrat, fanden wieder in den Städten Versamm- 
lungen statt, wieder begab sich eine Abordnung zum Mini- 
sterpräsidenten. Die Regierung wollte die Landtagsparteten 
zur Schaffung einer fünften Kurie mit 43 Mandaten be- 
wegen, aber die Deutschbürgerlichen wollten Verhandlun- 
gen des Landtages nicht zulassen, so lange die nationale 
Zweiteilung des Lanöesausschusses nicht durchgeführt 
worden war. Daraufhin wurde der Landtag — am 16. Ok- 
tober 1908 — vertagt. Die Gegensätze zwischen den Deutsch- 
bürgerlichen und der Sozialdemokratie wurden dadurch 
aufs höchste gesteigert. Ein Aufruf der Sozialdemokratie 
beschuldigte die deutschen Landtagsparteien, daß sich die 
deutschbürgerliche Obstruktion nicht gegen die Regierung, 
nicht gegen die Tschechen, sondern gegen das Recht der 
Arbeiter wende, in den deutschböhmischen Städten kam es 
zu schweren Zusammenstößen zwischen beiden Lagern, wo- 
bei die Deutschnationalen in Häusern, wo sich Einrich- 
tungen der Arbeiter befanden, die Fenster einschlugen. In 



den nächsten Jahren gelang es nicht, die Beratung der 
Wahlreform vorwärtszubringen. Im Herbst 1909 scheiterte 
der Versuch den Landtag arbeitsfähig zu machen, wieder 
an der Obstruktion der Deutschbürgerlichen. Im Feber 
1910 verrammelten die Obstruktionisten durch Einbringung 
von 50 Dringlichkeitsanträgen abermals die Verhandlung 
der Wahlreform. Dabei brach das Land finanziell völlig zu- 
sammen, es stellte eine Reihe von Zahlungen ein, sogar die 
Zahlung der Diäten für die Abgeordneten. Die Verwal- 
tung kam zum Stillstand, 300 Irre sollten aus der Lanües- 
anstalt entlassen werden, geisteskranke Sträflinge wurden 
in die Irrenanstalt nicht mehr aufgenommen. Diese Zu- 
stände schienen die Obstruktion mürbe zu machen und am 
30. September 1910 kam es zu einer Landtagstagung. Aber 
die Deutschbürgerlichen setzten der Wahlreform wochenlang 
einen solchen Widerstand entgegen, daß der Landtag Ende 
November abermals vertagt werden mußte. 

Aber nicht nur in Böhmen, sondern auch in anderen 
Kronländern konnten die Landtage wegen der Obstruktion 
irgendeiner nationalen Minderheit keine Beratungen 
pflegen, keine Beschlüsse fassen, auch die Arbeiten des Reichs- 
rates waren vollkommen lahmgelegt. Immer mehr zerfraß 
Oesterreichs Toöeskrankheit Gesetzgebung und Verwaltung. 
Am 6. Feber 1909 mutzte der Reichsrat wegen der tschechi- 
schen Obstruktion vertagt werden, die Beratungen der 
für die Arbeiter bedeutsamen Gesetzentwürfe über die 
Alters- und Invalidenversicherung, die Reform der Kran- 
ken- und Unfallversicherung, die Verhandlungen über den 
Kampf gegen Teuerung und Wohnungsnot mußten abge- 
brochen werden. In dem Aufruf, den die Partei nach Schluß 
der Parlamentssession erließ, wurde darauf hingewiesen, 
daß durch die Beiseiteschiebung des Parlaments die Re- 
gierung allmächtig geworden sei. Deshalb werden die Ar- 
beiter zum Kampf gegen die Alleinherrschaft der Bürokratie 
und für die Rechte des Vvlksparlaments aufgerufen. Seit 
1907 wurde die Sozialdemokratie die eifrigste Vorkämpferin 
für die Rechte des Parlaments. Im Juli wurde der Reichs- 
rat abermals geschlossen, die Agrarier benützten die Ob- 
struktion dazu, die Handelsverträge mit den Balkanstaaten 
und damit die Einfuhr von Vieh und Fleisch zu ver- 
hindern. Es war bezeichnend, daß die tschechischen Agrarier 
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und slowenischen Klerikalen nicht Obstruktion gemacht hat- 
ten, als sich die Regierung Rekruten und Steuern bewil- 
ligen ließ, sondern als über die Balkanhandelsverträge ver- 
handelt werden sollte. „Die erbärmlichste Selbstsucht der 
Teuerungspatrioten" hatte sich, wie in dem sozialdemokra- 
tischen Aufruf stand, hinter nationale Forderungen ver- 
steckt. Die Arbeiterschaft gab die Antwort auf die Vertagung 
des Reichsrates in großen Kundgebungen. Ebenso fanden 
anläßlich der Wiedereröffnung des Parlaments im Sep- 
tember sozialdemokratische Massenversammlungen statt. Die 
bürgerlichen Klassen waren infolge des nationalen Macht- 
kampfes unfähig, wie Seitz auf dem Parteitage dieses 
Jahres ausführte, das Parlament in Besitz zu nehmen. 
„Unsere Aufgabe ist," so kennzeichnete er treffend die poli- 
tischen Schwierigkeiten der Sozialdemokratie, „einesteils 
den parlamentarischen Kampf zu führen gegen unsere Klas- 
sengegner, andernteils aber das Kampffeld zu verteidigen, 
auf dem wir unsere Schlachten zu liefern haben." So mußte 
also die Sozialdemokratie die Rechte des Parlaments ge- 
genüber der Macht der Bürokratie verteidigen. Da aber 
dieses Parlament kaum eine fruchtbare Arbeit im Interesse 
der Arbeiterschaft leistete, begannen die Massen das Ver- 
trauen zum „Volkshaus" zu verlieren. Bemerkenswert war 
auf diesem Parteitag die Auseinandersetzung wegen der 
Audienz, die Pernerstorfer als sozialdemokratischer Vize- 
präsident des Abgeordnetenhauses beim Kaiser Franz Josef 
gehabt hatte. Der Wortführer der radikalen Richtung unter 
-er Reichenberger Arbeiterschaft, Straffer, erklärte, daß 
das Vorgehen Pernerstorfers dem Empfinden des Prole- 
tariats nicht entsprochen habe. Der Kaiser habe ihn empfan- 
gen wie ein Grandseigneur seine Untergebenen kommen 
läßt. Adler hingegen verteidigte Pernerstorfers Gang in 
die Hofburg. „Der Weg von der alten Habsburger-Tradition 
bis zum Empfang des sozialistischen Vizepräsidenten ist auch 
ein Stück Weg, der gegangen werden mußte." Dennoch war 
die Ueberzeugung allgemein, daß Pernerstorfer ein zweites 
Mal zum Kaiser nicht gehen sollte. 

Im Winter schien es, als ob das Haus des allgemeinen 
gleichen Wahlrechtes dennoch den Weg nach aufwärts fin- 
den werde. Am 15. Dezember 1909 begannen die tschechischen 
Agrarier abermals mit der Obstruktion und überreichten 



Präsidium 37 Dringlichkeitsanträge. Die sozialdemo- 
kratischen Abgeordneten erwiesen sich hier als die zähesten 
Perteibtger beb parlamentes Sie feßtcn eë 5«#, baß baë 
Haus ununterbrochen versammelt blieb. Die sozialdemo- 
kratischen Abgeordneten wurden tu zwei Schichten geteilt 

^ag und Nacht Dienst hatten. Die Sitzung begann am 
Mittwoch den 15. Dezember um 11 Uhr vormittags und 
bauerte 5të Samëtag ben 18. ^eaember um 1 Ußr nacbtë. 
86 Stunden war das Haus versammelt gewesen, die Sitzung 
endigte gleichsam mit einem Theatercoup. Sie wurde näm- 
lich durch einen Antrag der den Obstruktionisten nahe- 
Menben (Brüden (Antrag Ärel-ßramaf) auf Reform 
ber ®e|4aftëorbnnng beë Slbgeorbnetenbanfeë beenbiat 
bet òieObstrultion künftighin überhaupt unmöglich machen 
sollte. Es hatte sich gezeigt, daß die Macht der Obstruktioni- 
sten nicht unüberwindlich sei. 

Daß das Parlament aber nicht zu gedeihlicher Arbeit 
kommen konnte, lag an der Krise des Staates selbst die 
immer unlbébarer mürbe. Bte Btelfältigfett ber nationalen 
S^ettfragen oerßtnberte immer mieber längere bon 

% Arbeit edítate Tagungen beë parlamenté. Bar eé n#t bte bentf^tf(W(ßtMe @rage, meitße baë Parlament 
ai, bcr Arbeit jmberte, mar eë mieber eine anbere. So 
musite am 5. Juli 1910 das Parlament wieder vertagt 
werden, weil bie Slowenen die Errichtung einer italieni- 
schen Rechtsfakultät nicht zulassen wollten. Angesichts dieser 
vergeblichen Bemühungen, das Parlament zu irgend einer 
fruchtbaren Arbeit zu bringen, wurden die Massen von 
einer tiefen Parlamentsmüdigkeit und Parlamentsverdroi- 
senheit erfüllt. (Ein Zeichen hiesür war die Niederlage der 
Lvzialdemokratie bei der Nachwahl in Gablonz im Sev- 
àber 1910, wo der sozialdemokratische Kandidat um fast 

WWWWW 
großen Staatëproblemen mit Unoerftônbntë gegenüber, 
ftanb, begann m btefer Perteilung ber Ptacßt ami#en 
Parlament und Bürokratie einen Vorteil zu erblicken es 

îo zu regieren. Dem Hose und dem General- 
stab handelte es sich nur um die Aufbringung der Mittel 
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der Militärforderungen, welche auch nur zu oft die ärgsten 
nationalen Obstruktionisten bewilligten, alles andere war 
den herrschenden Mächten mehr oder weniger gleichgültig. 

So nahm der Verfall des Parlaments, welcher in Wirk- 
lichkeit nur ein Flammenzeichen für den Verfall des 
Staates war, seinen Fortgang. Am 27. März 1911 wurde 
das Haus abermals vertagt, diesmal, weil die Tschechen 
das Budgetprovisorium obstruierten. Nun ging B i e n e r t h 
noch weiter. Am 31. März wurde das Haus aufgelöst und 
das Budgetprovisorium und das Rekrutenkontingent durch 
kaiserliche Verordnung (§ 14 der Verfassung) festgesetzt. So 
unrühmlich endete das erste Haus des allgemeinen Wahl- 
rechts, das einstens mit so stolzen Hoffnungen begrüßt 
worden war. An seiner Bahre stand hohnlachend der Ver- 
treter des deutschen Bürgertums, der Justizminister 
Hochenburger, der noch 1898 gerufen hatte, man solle 
diejenigen, welche mit dem § 14 regieren, an den Laternen- 
pfahl hängen. Jetzt regierte er selber damit. Es war eine 
moralische Abdankung. „Mit dem schimpflichsten Verfas- 
sungsbruch endet die Tagung des ersten Parlaments des 
gleichen Wahlrechtes", so hieß es in dem Aufruf, mit dem 
sich die sozialdemokratischen Abgeordneten an die Bevölke- 
rung wandten. Wohl war es den Sozialdemokraten gelun- 
gen, die Gesetzwerdung einiger kleinerer sozialpolitischer 
Vorlagen zu ermöglichen. So die Errichtung des Woh- 
nungsfürsorgefonds, das Verbot der Nachtarbeit der 
Frauen, das Verbot der Verwendung von weißem Phos- 
phor, das Handlungsgehilfen- und Ladenschlußgesetz, das 
Staatsdienergesetz, die Erhöhung der Bezüge der Alt- 
pensionisten, Unterhaltsbeitrüge für Reservisten, die Straf- 
gesetznovelle, die Ausgestaltung des Gewerbeinspektorats, 
Schutz der Arbeiter gegen Bleivergiftungen, Abschaffung 
der Waffenübungen im letzten Dienstjahr. Aber eine Reihe 
wichtiger Gesetzentwürfe war im Herrenhause zurückgehal- 
ten oder stak in den Ausschüssen (vor allem die Sozialver- 
sicherung) und in der Bevölkerung, insbesondere in der 
Arbeiterschaft, war die Enttäuschung über die Unfrucht- 
barkeit des Parlaments groß. So waren die Umstände, 
unter denen die Wahlen vor sich gingen, für die Sozial- 
demokratie nicht die günstigsten. Das wußte die Regierung. 
Es war auch ihre Absicht, die Sozialdemokratie zu schwächen, 
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die sich den Militärforderungen am heftigsten entgegen- 
gestellt hatte und der Herabsetzung der Macht des Parla- 
ments durch die bürokratisch-militaristische Kamarilla, die 
aus den alternden Kaiser immer mehr Einfluß gewann, 
entgegentrat. 

Anfangs April wurden die H a u p t w a h l e n für den 
18. Juni, die Stichwahlen für den 20. Juni ausgeschrieben. 
Vierzehn Tage nach der Wahlausschreibung trat eine 
Reichskonferenz zusammen, welche die Kandidatenliste ge- 
nehmigte und einen Aufruf an die Wähler erließ. „Wir 
wollen ein starkes und arbeitsfähiges Parlament" hieß es 
darin. „Wir fordern die Beseitigung des § 14, die Erweite- 
rung der Rechte des Parlaments gegen die Krone und die 
Bürokratie, die Befreiung der Schule vom klerikalen Joch." 
Der Aufruf schloß mit den Worten, welche die Wahlparole 
der Partei enthielten: „Gegen die Regierung des § 14! 
Gegen die Pläne des Militarismus! Gegen die volksfeind- 
lichen Steuerpläne! Gegen die kapitalistische Ausbeutung! 
Gegen den Lebensmittel- und Wohnungswucher!" Im Mai 
begannen die Wählerversammlungen. Ohne Uebertreibung 
kann gesagt werden, daß der Wahlkampf von 1911 ein 
Klassenkampf war. Während 1907 unter dem befeuernden 
Eindruck des abgeschlossenen siegreichen Wahlrechtskampfes 
die Sozialdemokratie politisch farblose Wähler angezogen 
hatte, wandte sich ein Teil dieser Mitläufer, vom Volks- 
parlament enttäuscht, von der Partei ab. Dazu kam noch, 
daß die Wahlen im Zeichen der Sammlung der bürger- 
lichen Parteien vor sich gingen: sowohl im tschechischen 
Volk (abgesehen von Mähren) als auch im deutschen (abge- 
sehen vom Wiener bürgerlichen Freisinn) stellte sich der 
Sozialdemokratie ein Block bürgerlicher Parteien entgegen. 
Der Wahlkampf wurde gegen die Sozialdemokratie mit 
äußerster Schärfe geführt, der wirtschaftliche Druck der 
Unternehmer verband sich mit der Macht der Staatsver- 
waltung, um der Partei die Wähler abspenstig zu machen. 
Das Schlagwort des Bürgertums war, daß die Sozial- 
demokratie „nationalen Verrat" geübt habe, an vielen 
Orten kam es insbesondere am Stichwahltag zu blutigen 
Zusammenstößen. Trotzdem gelang es der Partei, in Wien 
einen bedeutenden Erfolg zu erringen und die christlich- 
sozialen Führer fast durchwegs zu schlagen. Dagegen waren 
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in Deutschböhmen Verluste an Stimmen und insbesondere 
an Mandaten zu verzeichnen. Insgesamt erhielten die 
sozialdemokratischen Kandidaten aller Nationen 1,043.297 
Stimmen, das ist sogar noch um 3000 Stimmen mehr als 
1907, davon die deutsche Sozialdemokratie 842.439 (das ist 
um etwa 20.000 Stimmen mehr als 1907). Die tschecho- 
slawische Sozialdemokratie erhielt 357.623 Stimmen, die 
tschechische Sozialdemokratie, d. i. die tschechischen Zentra- 
listen, die, wie wir noch erzählen werden, eine eigene 
Partei gegründet hatten, 19.367 Stimmen. (Beide tschechi- 
schen Parteien zusammengenommen verloren gegen 1907 
rund 23.000 Stimmen.)* Gewählt wurden 82 sozialdemo- 
kratische Abgeordnete (gegen 87 im Jahre 1907), hievon 44 
deutsche (gegen 50 bisher). An deutschen sozialdemokrati- 
schen Stimmen wurden in Böhmen 165.519 abgegeben gegen 
168.846 im Jahre 1907. Wäre nach dem Verhältniswahlrecht 
gewählt worden, hätte die Sozialdemokratie ihren Besitz- 
stand, selbst in Böhmen, behauptet. So gingen infolge des 
Bürgerblocks acht Mandate verloren und nur eines konnte 
gewonnen werden. Gewählt wurden in der Hauptwahl 
D ö t s ch (Eger), L ö w (Karlsbad), G l ö ck e l (Joachimstal- 
Stadt), Palme (Joachimstal-Land), Seliger (Teplitz), 
Rieger (Letschen), H-anusch (Kratzau) und Schäfer 
(Reichenberg). In der Stichwahl eroberte noch Hille- 
brand für die Partei das Ascher Mandat? Dagegen gingen 
verloren der Wahlbezirk Dux (Beer), die beiden Aussiger 
Mandate (Schrammel und Beutel), das Gablonzer Man- 

' In zwei Wahlbezirken standen sich deutsche und tschechische Sozial- 
demokraten gegenüber. 

« ? Oswald Htllebranb, der langjährige Führer der Sozialdemo- kratie, Westböhmens, stammt nicht aus Böhmen, sondern ist ein Kind 
Schlesiens. In dem kleinen Städtchen Hotzenvlotz wurde er am 7. August 
1879 geboren. Dort besuchte er auch die Volks- und Bürgerschule. Die 
Gewalt btnreikienver Rede, die später seine Zuhörer in den Bann zog, und 
sein starker Idealismus machten sich schon damals insosern bemerkbar, als 
rr nn Kreise seiner Altersgenossen als Prediger auftrat. Im Alter von 
15 Jahren kam er in die^ Lehrerbildungsanstalt nach Troppau, wo er von 
einem Krei» alldeutscher Studenten geistig beeinflußt wurde. Seine erste Be- 
rührung mit sozialdemokratischen Arbeitern war eine scharfe Auseinander- 
setzung, die er, der damals Alldeutsche, im Zubörerraum des schlesischen 
Landtags mit Sozialdemokraten hatte. Diese Auseinandersetzung endete 
mit einer Einladung an Hillebrand zu einer Diskussion, die den entschei- 
denden Wendepunkt in Hillebrands Leben bildete: Er wurde Sozialdemo- 
krat. Das bedeutete damals für einen Schüler einer Lehrerbildungsanstalt 
in Oesterreich Aechtung durch seine Mitschüler und Verfolgung durch die 
Professoren. Diese erreichten es, daß Hillebrand sein damaliges Ziel, 
Lehrer zu werden, nicht erreichte. Wurde er aber auch nicht Lehrer in 
dem Sinne, wie es seine Eltern gewünscht und er es selber zunächst ver- 
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bat (Bösmüller), Tetschen-Stadt (Reitzner) und Rumburg 
(Hannich). Waren die Mandatsverluste auch schmerzlich, so 
war die Zahl der sozialdemokratischen Stimmen so achtung- 
gebietend, daß von einem erheblichen Rückgang der Bewegung 
keine Rede sein konnte. Der Anteil der gültigen sozial- 
demokratischen Stimmen an den Gesamtstimmcn Deutsch- 
böhmens war von 1907 bis 1911 trotz der absoluten Ab- 
nahme infolge der geringeren Stimmenabgabe von 38.7 auf 
89.4 Prozent gestiegen. Die Partei hatte fast 40 Prozent der 
Stimmen, aber nur 16 Prozent der Mandate erhalten. Der 
Verlust an Mandaten war dem Wahlsystem 
und dem Bündnis der bürgerlichen Parteierl 
bei den Stichwahlen zu danken. 

Daß die Wahlen keine Niederlage der Sozialdemokra- 
tie gewesen, bewiesen gleich die unmittelbaren Folgen. 
Bienerth, der der Ritter Georg der bürgerlichen Gesellschaft 
hatte sein wollen, mußte infolge der Niederlage, welche die 
Sozialdemokratie seinen Stützen, den Christlichsozialen, in 
Wien bereitet hatte, zurücktreten. Mit ihm trat einer der 
eifrigsten und böswilligsten Gegner der Arbeiterklasse vom 

LM -LññáWLSK-'''Ä « 
î » "Lte. ?bn Höhepunkt seiner dortigen Tätigkeit bildete der Wahlkampf des Jahres 1901, in welchem er sich dem alldeutschen Kandidaten geradezu 
an die Fersen Heftete und ihm in jeder Versammlung entgegentrat. Das 

MRHHi 
und auf den Landesvarteitagen galt se,n besonderes Interesse der Partei- 

®,äi Ä Ä fe'e 
presse. 
... Mn dem glänzenden Siege, den Hjllebranü für die Partei anläßlich der Wahlen in das Abgeordnetenhaus im Jahre 1911 errang, ist oben die 
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Schauplatze ab, dessen Wirken für Oesterreich verhängnis- 
voll gewesen ist. Es war kein Ruhm für das deutsche Bür- 
gertum, daß es dieser Regierung bis an deren Ende treu 
gedient hatte. Nun versuchte man den Kurs zu ändern, der 
neue Ministerpräsident Gautsch, der wenn auch unfrei- 
willige Vater des gleichen Wahlrechts, sollte einer neuen 
Koalition der bürgerlichen Parteien der großen Nationen, 
einem parlamentarischen Ministerium die Wege 
ebnen. Bald aber kehrte man zu dem System der militari- 
stisch-bürokratischen Regierung zurück, für die sich in der 
Person der Grafen S t ü r g k h ein diensteifriger Leiter 
fand. Eine „höchst unerhebliche Persönlichkeit von sehr 
mäßiger Kraft" (V. Adler) hatte er, der ehemalige Liberale, 
als Unterrichtsminister dem Klerikalismus Tür und Tor 
geöffnet, war bei seinen Wählern in Mißkredit gekommen, 
weswegen man ihn für das Amt eines Ministerpräsidenten 
besonders geeignet ansah. Dem Parlament des allgemei- 
nen Wahlrechts stand er mit unverhohlener Feindschaft 
gegenüber und kaum ein Regierungschef hat seit Beginn 
des verfassungsmäßigen Lebens die Rechte des Parlaments 
so mißachtet wie er. Die Sozialdemokratie brachte ihm, 

teten Kreisen bekannt wurde er als einer der energischesten Bekämpfer der 
Todesstrafe, worüber er seinerzeit eine eingebende, das Problem nach allen 
Serien hin beleuchtende Abhandlung im „Kampfs geschrieben bat. 

Wie alle Vertrauensmänner der sozialdemokratischen Arbeiterschaft, 
widmete auch Hillebrand seine Arbeit im Kriege oor allem der Presse und 
den schweren wirtschaftlichen und sozialen Sorgen der Arbeiterbevolkerung. 
besonders der Ernährungsfrage und der Fürsorge für die Angehörigen der 
Eingeruckten. Grobe Aufgaben traten dann nach dem Kriege an ihn heran. 
Als die Deutschen Böhmens darangingen, ihr Selbstbestimmungsrecht zur 
Wirklichkeit zu machen, und aus dem freien Willen der gewählten Ber- 
ttetei der deutschböhmischen Bevölkerung eine Landesregierung mit dem 
Sitze in Reichenberg die Verwaltung des Landes übernahm, wurde Oswald 
Hillebrand Mitglied dieser Landesregierung. Die österreichische National- 
versammlung bestimmte ihn auch in jenen Tagen zu einem ihrer Vertreter 
nt dem geplanten konstituierenden Parlament des Gefamtdeutfchtums in 
Weimar Bei den Wahlen in den Jahren 1820 und 1925 wurde er als 
Listenfuhrer des Wahlkreises Karlsbad in das tschechoslowakische Abgeord- 
netenhaus gewählt, wo er sowohl in politischen Fragen, als auch insbeson- 
Aete ganase %nr (Waltuna Dei Dents #en @*nle Ofteiß Daß BBoit ei. 
griff. Auf allen Parteitagen der Deutsche» sozialdemokratischen Arbeiter- 
partei in der Tschechoslowakischen Republik, im Abgeordnetenbause, in 
Hunderten von grogen Versammlungen und Konferenzen hat er immer 
wieder die Zuhörer mit seinen flammenden Worten hingerissen. Stach dem 
Tobe Josef Seligcrs wurde er der zweite Vorsitzendestellvertreter der Par- 
tei, nach dem Tode Cermaks deren erster Vorsitzendestellvertreter. Ende 
1823 wurde er von einer schweren Krankheit ergriffen, am 4. Juni 1928 
tat er seinen letzten Atemzug. 
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während dessen Regierungszeit Oesterreich in den Krieg 
eintrat, das stärkste Mißtrauen entgegen. Mit der Zeit 
wurde er zur Geißel Oesterreichs, dem der größte Teil der 
Bevölkerung Haß und Verachtung entgegenbrachte? 

Die Arbeit des Parlaments blieb weiter unfruchtbar, 
wenn man die Bewilligung der Mittel für militärische Rü- 
stungen zu Wasser und zu Lande nicht etwa für eine beson- 
ders nützliche Beschäftigung einer gesetzgebenden Körper- 
schaft erklärt. Die österreichischen Staatsmänner waren mit 
Blindheit geschlagen, auch Gautsch zeigte, daß seine Politik 
von 1905 und 1906 nur eine Episode gewesen war. Er 
wußte in seiner dritten Ministerpräsidentschaft nichts von 
den schweren Sorgen der großen Massen des Volkes — wie 
Seitz in seinem parlamentarischen Bericht auf dem Partei- 
tage in Innsbruck 1911 ausführte —, er stand den Ideen, 
die das politische Leben der Massen bewegten, verständnislos 
gegenüber. Bezeichnend für seine Stellung zur Sozialdemo- 
kratie in dieser letzten Zeit seines aktiven politischen Wir- 
kens war, daß er, als am 5. Oktober 1911 im Abgeordneten- 
hause ein Dalmatiner auf den Justizminister Hochenburger 
während einer Rede Viktor Adlers schoß, diesem die mora- 
lische Schuld an dem Attentat zuschieben wollte. 

Daß Stürgkh sich nicht besonders bemühte, das Parla- 
ment zu fruchtbringender Arbeit im Interesse der arbei- 
tenden Massen zu bewegen, liegt nach dem Gesagten auf der 
Hand. Es lag ihm wenig daran, daß im Oktober 1912 die 
Ruthenen und Südslawen obstruierten, diese wegen des 
Ausnahmszustandes in ihrem Gebiete, jene wegen der 
ruthenischen Universität, und daß im Dezember die Tsche- 
chischraüikalen das Parlament lahmzulegen bemüht waren. 
Am 19. Dezember wurde eine 66stünöige Sitzung des Abge- 
ordnetenhauses beendigt, in der die tschechischradikale Ob- 
struktion niedergerungen wurde. (Der Abgeordnete Fresl 
hatte 16 Stunden gesprochen.) Aber selbst wenn das Parla- 
ment von der Obstruktion nicht bedrängt ward, brachte die 
parlamentarische Arbeit der Bevölkerung kaum etwas, so 
daß R e n n e r in seinem parlamentarischen Bericht auf dem 
Parteitage in Wien 1912 von einer Vielgeschäftigkeit spre- 
chen konnte, bei der nicht viel herauskäme. In der Bevöl- 

* Stürgkh ist am 21. Oktober 1916 erschossen worden. 
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kerung wurde die Niedergeschlagenheit immer größer. In 
einer Rede im Abgeordnetenhause am 21. Mai 1913 sagte 
Adler, daß niemals, so lange er politisch denken könne, 
eine solche Verdrossenheit, Verstimmung, ja solche Ver- 
zweiflung in der Bevölkerung Oesterreichs geherrscht habe. 
Niemals aber wäre der Pessimismus so berechtigt und tief 
empfunden gewesen. Die herrschenden Mächte wußten nicht 
ein noch aus: sie schwankten zwischen der parlamentarischen 
Koalition, die an den nationalen Gegensätzen scheiterte, und 
Ser bürokratischen Diktatur, welche man schließlich als die 
Oesterreich angemessene Regierungsform ansah, da das 
Reich in die große Katastrophe des Krieges taumelte. 

Nun begann der Zweifel, ob das Parlament des glei- 
chen Wahlrechtes, das die Sozialdemokratie in jahrelangem, 
schwerem Kampfe den Völkern Oesterreichs errungen hatte, 
auch wert sei, erhalten zu werden, in den Reihen der Partei 
selbst sich zu regen. Auf dem letzten Parteitage vor dem 
Kriege, 1913 in Wien, wurde zwei Tage lang über die 
Frage diskutiert, ob die Sozialdemokratie gleichfalls zur 
Waffe der Obstruktion greifen solle, um ihre Forderungen 
durchzusetzen. In mehreren Anträgen wurde verlangt, daß 
die sozialdemokratischen Abgeordneten die Militärvorlagen 
so lange obstruieren sollten, so lange nicht die wichtigsten 
verlangten Arbeiterschutzgesetze beschlossen wären. Der Re- 
ferent Seitz bezweifelte es, ob die Sozialversicherung kom- 
men werde, wenn die Sozialdemokratie mitobstruiere. Es 
sei besser, wenn die bürgerliche Mehrheit die Gesetze be- 
schließe, als wenn ihr der Absolutismus die Zustimmung 
erspare. Die Obstruktion „ist unanwendbar zum Erpressen 
irgendwelcher positiver Gesetze ... sie ist aber selbstverständ- 
lich anwendbar als Abwehrmittel gegenüber einem Gesetz, 
das uns einen unverbesserbaren Schaden zufügen würde 
und das durch den § 14 nicht verhängt werden kann". So 
wären die deutschen sozialdemokratischen Abgeordneten 
bereit, jeden Angriff auf das Koalitionsrecht durch Ob- 
struktion zu verhindern. Eine Reihe von Rednern trat 
in der Erörterung, in welcher die Wirkungen und Fol- 
gen der Obstruktion nach allen Seiten ernst geprüft wur- 
den, für eine radikalere Politik im Parlamente ein. Den 
Abgeordneten wurde vorgeworfen, eine Politik der Hofräte 
zu betreiben und daran erinnert, daß die P a r l a m e n t s- 
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Verdrossenheit in Partei Verdrossenheit umschlage. An 
diese Bemerkung anknüpfend erklärte Seliger, daß auch 
den Abgeordneten der Ekel über die parlamentarischen Zu- 
stände bis zum Halse gestiegen sei. Dennoch könne die Ob- 
struktion „kein Instrument der parlamentarischen Aktion 
der Sozialdemokratie in dem Parlament des allgemeinen 
Wahlrechts" sein. In dem Augenblick, wo die Sozialdemo- 
kraten Obstruktion trieben, stünden alle Feinde des allge- 
meinen Wahlrechtes auf ihrer Seite. Zum Schluß wies der 
Redner treffend darauf hin, daß die sozialdemokratische Ob- 
struktion nur im Zusammenhang mit einer Ak- 
tion der Massen erfolgen könnte: „Das Kampfmittel 
der Obstruktion im Parlament kann nichts anderes sein als 
das parlamentarische Mittel der proletarischen Revolution 
außerhalb des Parlaments." Friedrich Adler er- 
klärte gegenüber der Niedergeschlagenheit mancher Ver- 
trauensmänner, man möge sich an der Sozialdemokratie 
Deutschlands ein Muster nehmen, die ohne nennenswerte 
positive Erfolge Jahr für Jahr gearbeitet habe und sich nicht 
durch das Fehlen eines Augenblickserfolges niederdrücken 
ließ. A u st e r l itz hob hervor, daß die Sozialdemokratie die 
Unfruchtbarkeit der Parlaments und damit die Obstruktion 
beklage und daß man die Obstruktion nicht durch Obstruk- 
tion heilen könne. Die Wurzel des Uebels liege tiefer: „Das 
Urteil der Arbeiter über das Parlament ist nichts anderes, 
als das Urteil über den Staat Oesterreich." Bauer setzte 
zunächst die Aufgabe eines sozialdemokratischen Abgeord- 
neten auseinander: „Schätzen Sie die Tätigkeit der Abgeord- 
neten nicht danach, was sie nach Hause bringen, behandeln 
Sie Ihre Abgeordneten nicht als Agenten, die im Parlament 
für Sie Geschäfte abzuschließen haben, schätzen Sie Ihre Abge- 
ordneten danach, was sie beitragen zur Entfesselung der 
Klassengegensätze." Und er schloß mit der richtigen Bemer- 
kung, daß die Geschichte der Arbeiterklasse nicht auf dem 
Franzensring,» sondern Lurch das große Weltgeschehen der 
kapitalistischen Entwicklung entschieden werde. In richtiger 
Diagnose von Oesterreichs Krankheit sagte Viktor 
Adler: „Die Geschichte hat Oesterreich und seine Völker 
gegenwärtig in ein Uebergangsstadium, in einen krankhaf- 

4 Dort befand sich das Abgeordnctenbaus. 
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ten Zustand gebracht, von dem man nicht weiß, ob für dieses 
Staatsgebilde und mit ihm ein Weg möglich ist." Renner 
wiederum führte aus, daß sich die Arbeiterschaft nicht allein 
auf das Parlament verlassen, sondern ihre Selbsthilfe in 
Gewerkschaften und Genossenschaften nicht geringer schätzen 
dürfe. Schließlich gelang es, eine Resolution zu finden, die, 
ohne das Problem zu verwischen, doch allgemeine Zustim- 
mung fand. Die wesentliche Stelle dieser vom Sekretär 
der öeutschböhmischen Landesorganisation Karl Lermak 
beantragten Entschließung lautete: „Der Parteitag lehnt 
die Obstruktion als ein normales Mittel der parlamen- 
tarischen Taktik ab. Die Obstruktion ist nur unter 
besonderen Umständen, nur als äußer st es 
Mittel parlamentarischer Abwehr anwendbar." So war 
von nun an der Standpunkt der Sozialdemokratie zur Ob- 
struktion fest umrissen und vom Parteitag gebilligt. 

Den Verfall Oesterreichs schilderte auf diesem Partei- 
tag auch Friedrich A u st e r l i tz in einem Referat über „die 
Reaktion in Justizpraxis und Justizgesetzgebung". Er 
mußte darauf verweisen, daß die Preßfreiheit unter dem 
Justizminister Hochenburger, insbesondere während des 
Balkankrieges, fast ausgerottet wurde. Wenn die Sozial- 
demokraten die Freiheit der Meinung und Kritik mit aller 
Kraft verteidigen, so seien sie die Bahnbrecher einer besse- 
ren Zukunft. Für den Durchschnittsösterreicher sei die Ver- 
achtung alles dessen, was man Gesetz nennt, bezeichnend. 
„Jedes feste, bestimmte, deutlich umrissene Gesetz ist dem 
typischen Oesterreicher einfach ein Greuel." Austerlitz deckte 
in diesem Referat meisterhaft die sozialen Grundlagen des 
Rechtes auf, erklärte das Verbrechen als soziale Erschei- 
nung und schilderte die Justiz als Klassenjustiz. Die 
Verwahrlosung des Rechtes war eben eine 
der stärksten Verfallserscheinungen des 
st erbenden Staates. 

Auch der Verfall des Landes Böhmen machte 
rasche Fortschritte. Schon 1911 erklärten sich die Kredit- 
institute, welche bisher dem Lande Vorschüsse geleistet hat- 
ten, zu weiteren Geldaushilfen außerstande. Für 1913 war- 
der Abgang im Landeshaushalt mit 36 Millionen ver- 
anschlagt. Ende Juli 1913 stand das Land buchstäblich vor 
dem Konkurs, die Banken gaben kein Geld her, der Landes- 
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ausschuß konnte seine Beamten nicht bezahlen. Da griff die 
Regierung ein. Am 26. Juli 1913 wurde der Landtag mit- 
tels kaiserlichen Handschreibens aufgelöst und eine aus 
Staatsbeamten zusammengesetzte Kommission eingesetzt, die 
das Land zu verwalten hatte. Die Mittel dazu boten ihr 
die gleichzeitig verordnete Erhöhung der Landesumlagen 
und die Einhebung der Landesbierauflage. So war das 
Ergebnis des Kampfes zwischen Deutschen und Tschechen, 
daß an die Stelle der Landesautonomie der 
unverhüllte Absolutismus trat. Die Verfassung 
des Landes lag in Scherben, der Landtag, der sich einst ver- 
maß, neben dem Reichsrat in Wien und der Repräsentan- 
tentafel in Budapest der dritte gleichberechtigte Faktor der 
Gesetzgebung im Bunde dreier unabhängigen Staaten- 
grnppen zu sein, war mit einem kräftigen Fußtritt fort- 
gestoßen. Deutsche und tschechische bürgerliche Parteien 
standen vor einem Trümmerhaufen: Der Bodenkultur, der 
Verkehrsentwicklung, dem Fortschritt des Handels, der In- 
dustrie und des Gewerbes war die fördernde Unterstützung 
entzogen worden. Die Aufgaben der sozialen Fürsorge- 
tätigkeit waren unerfüllt geblieben, das Bolksschulwesen 
war verwüstet, die Lehrer darbten und hungerten. In dem 
Aufruf, den die Landesparteivertretung erließ, wurde die 
Schuld an den eines Kulturlandes unwürdigen Verhält- 
nissen der Regierung und den nationalen Parteien zuge- 
schoben. Alle Ausgleichsverhandlungen, die etwa geplant 
wären und nicht mit der Wahlreform beginnen würden, 
wurden als Volksbetrug von vornherein verurteilt. „Keine 
Rückkehr zum verkrachten Privilegienwahlrecht!" Im Lande 
fanden überall große Versammlungen statt, in denen die 
Arbeiterschaft ihre Ansprüche bei der Neuordnung der Ver- 
hältnisse im Lande anmeldete. Tatsächlich erklärte auch die 
Regierung, daß die Wahlreform einen unlösbaren Bestand- 
teil des Ausgleiches der Nationen bilden müsse. 

Die beste Antwort auf all die Ereignisse der letzten 
Jahre im Lande Böhmen war der Landesparteitag 
der deutschen Sozialdemokratie Böhmens, der am 28. S ep- 
tember 1913 in Teplitz-Schönau tagte. Es war 
nicht nur die denkwürdigste, sondern auch die größte 
Tagung der deutschen Sozialdemokratie 
Böhmens vorher und nachher. 456 Delegierte waren 



versammelt. Ueber den Zusammenbruch der bürgerlich- 
nationalen Politik in Böhmen sprach Otto Bauer. Er 
stellte ihn als einen Teil des allgemeinen österreichischen 
Zusammenbruches hin. Wohl streben die deutschbürger- 
lichen Parteien, da sie die Tschechen nicht beherrschen kön- 
nen, doch wenigstens danach, sich selbst zu regieren. Aber 
die nationale Autonomie in Böhmen ist nicht zu verwirk- 
lichen ohne vollständige Umwälzung der Verfassung nicht 
nur im Lande, sondern im ganzen Reiche. Der Kampf der 
öeutschbürgerlichen Parteien gelte nicht nur den Tschechen, 
sondern habe auch den Zweck, den Arbeitern die Tore zum 
Landtag zu versperren. Die wahre Selbstverwaltung müßte 
auf möglichst kleine national einheitliche Körperschaften 
gegründet werden. Alle Aufgaben des Landtages und 
Landesausschusses müßten auf nationale Kreistage und 
Kreisausschüsse übertragen werden. Diese Kreistage wären 
kein Objekt des nationalen Kampfes. Hier wären die Tsche- 
chen, dort die Deutschen allein. Bauer wies aber darauf 
hin, daß es um viel mehr gehe, als um die Ordnung im 
Lande Böhmen allein. „Dieses Oe st erreich muß 
anders werden, wenn es überhaupt sein soll 
. . . son st wird dieser Staat aufgehen in den 
Flammen einer großen europäischen Umge- 
staltung." In seinen Schlußworten stellte Bauer gleich- 
sam den Herrschenden ein Ultimatum: „Wir wollen nicht 
unsere Hoffnungen setzen auf eine Katastrophe, wir wollen 
noch einmal den anderen den Weg zeigen, wie man den 
Staat umbauen könnte, damit man in ihm leben kann. 
Hören sie uns nicht, dann gilt als letztes Wort der Satz 
von Marx: Die Proletarier haben nichts zu verlieren als 
ihre Ketten,' sie haben eine Welt zu gewinnen." Eine auf- 
rüttelnde, von tiefem Erfassen des Problems zeugende Rede 
hielt Josef Seliger über „die Bedeutung der autonomen 
Verwaltung für die Arbeiterschaft Böhmens". „Mit der Ver- 
waltung verknüpft ist unser ganzes Sein, unser Aufstieg 
auf allen Gebieten des sozialen Lebens. In der Landes- 
verwaltung steckt nichts, was nebensächlich oder untergeord- 
net wäre, darin steckt das meiste, was zu tun ist, um das 
Volk glücklich und besser zu machen." Das Bild, das Seliger 
von den Verhältnissen im Lande gab, war niederschmet- 
ternd. Die trockenen Ziffern der Statistik wurden zur 
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furchtbaren Anklage gegen die Unfähigkeit der bürgerlichen 
Parteien und die Volksfeinölichkeit der Landesverwaltung. 
„Scham überkam uns, als uns durch dieses Referat zum 
ersten Male so recht klar und übersichtlich der ganze Jam- 
mer böhmischer Verwaltungsschande zum Bewußtsein 
gebracht wurde", so schrieb damals ein Parteiblatt. Es war 
auch eine Schande. Das Schulwesen Böhmens gehörte zu 
dem rückständigsten in ganz Oesterreich. 55 Prozent der 
Schulen in Deutschböhmen waren zweiklassig, einzelne 
Schulklassen wiesen einen Besuch bis 94, 98, ja sogar 122 
Schüler auf. Die Fürsorge für Taube, Stumme und 
Schwachsinnige lag ganz darnieder. Während andere Grön- 
länder für schwachsinnige Kinder große Beträge auswarfen, 
gab Böhmen keinen Heller. Die Lehrer waren schlecht 
bezahlt, die Krankenhäuser überfüllt, die Kranken mußten 
auf der Landstraße elend zugrunde gehen. Die Armen- 
pflege stand im Zeichen des Bettelsacks, das Land hatte eine 
einzige Gebäranstalt, keine Landeswaisenanstalt, kein 
Landessiechenhaus, keine Anstalt für Blinde, Taube 
Stumme, Epileptiker. Es gab keine Landesanstalt für 
Jugendfürsorge, ja kein Heller wurde für Jugendfürsorge 
ausgegeben. „Darum wollen wir," erklärte Seliger die 
soziale Verwaltung aus dem Landtag herausreißen, denn 
dort kann ste nicht erfüllt werden,- wirwollensieauf 
õ i e K r e r s v e r t r e t u n g e n st e l l e n, weil sie dort erst 
möglich ist." Seligers Rede bedeutete nicht nur einen 
bedeutsamen Fortschritt in der geistigen Entwicklung dieses 
Mannes, sondern auch ein weiteres geistiges Eindringen 
der Partei in die Aufgaben der Verwaltung. 

Unter großer Begeisterung beschloß der Lanüespartei- 
tag die Herausgabe eines Manifestes an die Arbeiter. 
Dasselbe beginnt mit einer Darstellung des Zusammen- 
bruchs der Landesverfassung und -Verwaltung. Dann wird 

Reichsratv. Schuld ist euere politische Taktik, die gegen 
den deutschen Arbeiter herzlos und hochmütig verfährt, um 
ihn m Rechtlosigkeit zu erhalten, die aber jeder Regierung 
m liebedienerischer Knechtseligkeit ergeben ist, um die 
Gunst von oben zu erhandeln!" Im Sinne der Ausführun- 
gen der Referenten wird sodann die Forderung nach natio- 
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naler Autonomie, sozialer Verwaltung, gleichem Wahl- 
recht in den Landtag und demokratischer Kreisverwaltung 
erhoben und begründet. Dieses Programm kann nicht „er- 
bettelt und abgeschmeichelt werden, es muß erkämpft 
werden durch die Massen des arbeitenden Volkes". 
Zu diesem Kampf ruft das Manifest auf. Mit Ser Errin- 
gung des Wahlrechtes ist erst die Hälfte der notwendigen 
Verfassungsreform erfüllt: die Demokratisierung der Ge- 
setzgebung. Nun gelte es das größere Werk zu tun: die 
Demokratisierung und Sozialisierung der Verwaltung durch 
die nationale Autonomie. Das Manifest umschrieb dann die 
Aufgabe der Arbeiterschaft folgendermaßen: „Eine neue 
Aufgabe ist gestellt, eine neue Kraftepoche bricht an. Voll 
Mut und Kraft wird die deutsche Arbeiterklasse ihr Helden- 
werk zu Ende tun: die Freiheit und Selbstregierung 
unseres Volkes voran! Die Arbeiter der anderen Nationen 
werden folgen!" Und zum Schluß die kühnen prophetischen 
Worte: „Oe st erreich wird sein ein freier Bund 
freier Völker, oder es wird nicht sein!" Mit 
Begeisterung wurde das Manifest einstimmig angenommen. 
„Als sich die Versammlung zur Abstimmung über das 
Manifest erhob, da war es, als wenn ein heiliger Schwur 
von Hunderten tapferen Streitern im Beginne der Schlacht 
geleistet wird." So schrieb ein Teilnehmer. 

Nachdem noch Schäfer über die nächsten Aufgaben 
der Partei gesprochen hatte, wurde beschlossen, die Arbeiter 
in Versammlungen zum Kampfe aufzurufen. In einer 
befeuernden Rede des Vorsitzenden Glöckel wurden noch- 
mals die Ergebnisse der Tagung den Delegierten zu Be- 
wußtsein gebracht und diese erhebendste Tagung des deutsch- 
böhmischen Proletariats von Hainfeld bis zum Weltkriege 
geschlossen. In großen Versammlungen berichteten die 
Delegierten nach dem Parteitag über den Verlauf der 
Beratungen. Hätte nicht die drohende Kriegsgefahr bald 
darauf jede andere Sorge verdrängt und wäre nicht der 
Krieg ausgebrochen, der Teplitzer Landesparteitag wäre der 
Ausgangspunkt schwerer Kämpfe um die Neuordnung in 
Böhmen geworden. 

In Wien ging der Zersetzungsprozeß des 
Parlaments inzwischen weiter. Im Winter 1913 auf 
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1914 war die Tätigkeit des Abgeordnetenhauses wochenlang 
Lurch Sie ruthenische Obstruktion lahmgelegt. Gerade in der 
3fjtr wo à Arbeitslosigkeit am größten war, wo die Be- 
willigung von Krediten für die Unterstützung Arbeitsloser 
die Lebensfrage Zehntausender war, wurde das Parlament 
geschlossen. Am 16. März 1914 vertagte der Ministerpräsi- 
dent die Volksvertretung. Die Regierung wollte angesichts 
der drohenden auswärtigen Verwicklungen freie Hand 
Wen 5emtmßte M mit Wfe W § 14 alle non 6er 
^^tarverwaltung geforderten Kredite. Den Staatslenkern 
Deßerret# #lenen Me paar 0eüer für Me SlrBeitSIofcn 
cttie nicht zu rechtfertigende Ausgabe, während sie in das 
Danaidenfaß militärischer Rüstungen Million auf Million 
warfen. Obwohl im Mai über Anregung der Sozialdemo- 
ircttett seist aUe Parteien sich in einer Oömännerkonferenz 
für die Einberufung des Parlamentes aussprachen, ließ 
es der parlamentsfeinöliche Stürgkh beim alten: Mit 
dem § 14 war leichter zu regieren. Daß das Reich vor 
der Entscheidung über seine weitere Existenz stand, davon 
hatten weder Oesterreichs Staatsmänner noch die öeutsch- 
Bürßerlt4en Meten eine %$nung. aßer Me @o&W= 
demokratre. „Der Zusammenbruch des Reiches," so schrieb 

î^^tzer „Freiheit" schon am 15. November 1913, „die 
chaotischen Wirren in beiden Saaten, der hoffnungslose 
Niedergang der Länder, der wilde Kampf der Nationen 
— all das sind uns nur die Flammenzeichen, die uns an- 
kündigen, daß wir der Stunde schon nahe sind, in der unter 
dem ehernen Zwange großer weltgeschichtlicher Ereignisse 
entschieden werden wird, ob dieses Oesterreich sich noch um- 
bilden kann zu einem Bund der freien Donauvölker, oder 
ob es in den Flammen aufgehen muß und wir Bürger 
werfen eines großen, freien ©enteimoefenë 6er 6eutf#n 
Nation, das sich dehnen wird, soweit die deutsche Zunge 

Ein Dutzend Jahre nach diesem Ausspruch kann noch 
nicht gesagt werden, ob diese Voraussicht sich voll erfüllen 
wird. Aber die Entscheidung für Oesterreich war kaum nach 
einem Jahrfünft gekommen: Es ging auf in den Flam- 
men einer großen europäischen Umgestaltung! 
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Dreizehntes Kapitel: 

Die nationalen Kämpfe. 

Das Stück Demokratie, das den Völkern Oesterreichs 
1907 ward, schien zunächst den Machtkampf der Nationen in 
den Hintergrund gedrängt zu haben. Deutsches und tsche- 
chisches Bürgertum vereinigten sich mit dem polnischen 
Adel, um Oesterreich parlamentarisch zu regieren, an die 
Stelle feudal-bürokratischer Regierungen trat die Regie- 
rung der Parlamentsmehrheitck Der Kampf um die Wahl- 
reform hatte sogar einen Augenblick Krone und Proletariat 
zusammengeführt. Die Krone erblickte im allgemeinen 
gleichen Wahlrecht in Ungarn die stärkste Waffe gegen die 
Unabhängigkeitsbestrebungen des magyarischen Kleinadels 
(Gentry), in Oesterreich wieder ein Mittel, um den Natio- 
nalitätenkampf einzudämmen. Vielfach sah man im 
neuen Wahlrecht den Beginn des Umbaues der feudal-ab- 
solutistischen Monarchie in einen Donaubundesstaat freier 
Völker. In dieser Zeit erschienen die Hauptwerke der Ver- 
ben bedeutenden Theoretiker in der Nationalitätenfrage, 
nicht nur der Sozialdemokratie Oesterreichs, sondern der 
sozialistischen Internationale, des Deutschmährers Karl 
Renner und des Wieners Otto Baue r? Renner glaubte, 
-atz die Macht der Krone und die internationale Gesinnung 
der Arbeiterklasse stark genug sein könnten, um den Umbau 
Oesterreichs, die Anpassung der feudalen Nationalitäten- 
monarchie an die Demokratie und an das durch sie gestärkte 
Streben der Nationen nach Selbstregierung, zu vollführen. 
Auch Otto Bauer glaubte, datz im Rahmen der österreichisch- 
ungarischen Völkergemeinschaft eine Lösung des Nationa- 
litätenproblems gefunden werden könne, datz „das Natio- 
nalitätsprinzip als Regel der Staatenbildung in das Na- 
tionalitätsprinzip als Regel der Staatsverfassung" um- 
schlagen könne. Beide erwiesen sich nicht nur als ernste 

1 Otto Bauer: „Die österreichische Revolution." Wien 1923. 

Otto Bauer: „Die Nationalitätenfrage und die Sozialdemokratie. 
Wien 1907. 



ggf«áSSíV-Hí: 
NMZMW 
öer Lösung Ses natronalen Problems verschüttet. Als die 

Legierung Beef 1908 ate 9Mmtörfoiöeiwi= 
ßett des Hofes und Generalstabes nicht ohne weiteres ver- 

MM 
parlamentarrsche Regierung Beck und vernichtete damit die 
bescherdenen Ansätze des Bölkerfriedens. Die Gefahr eines 

S.«® %Ä mm 
216 



1  
L*ZL. 

deutsche Sozialdemokratie wollte den Umbau Oesterreichs 
in einen Bund freier und gleichberechtigter Völker und 
trat dem Streben des deutschen Bürgertums nach der Vor- 
herrschaft im Staate entgegen. In Böhmen enthüllte die 
Sozialdemokratie den Nationalismus der Deutschbürger- 
lichen als die spanische Wand, hinter der sich deren Arbei- 
terfeindschaft verbarg. Eine wüste Hetze wurde gegen die 
sozialdemokratische Arbeiterschaft entfesselt, auf den Stra- 
ßen und Plätzen Deutschböhmens kam es im Herbst 1908 
zu Zusammenstößen zwischen Nationalisten und Soziali- 
sten. Die Obstruktion der Tschechen im Reichsrat und der 
Deutschen im Landtag peitschte den nationalen Haß auf, in 
Deutschböhmen kam es zu Ausschreitungen gegen die Tsche- 
chen, in Prag gegen die Deutschen. Im Winter 1908/09 kam 
es in Prag Sonntag für Sonntag zu Kundgebungen gegen 
die Deutschen, am 2. Dezember 1908 wurde über die Lan- 
deshauptstadt das Standrecht verhängt. Die Rufe der 
Sozialdemokratie zur Besonnenheit verhallten. Die Landes- 
parteivertretung hatte am 30. Juni 1908 eine Resolution 
beschlossen, in der sie ihre Bereitwilligkeit erklärte, am 
nationalen Ausgleichswerk mitzuarbeiten. Der Weg dazu 
sei die nationale Autonomie, welche eng verknüpft sei mit 
dem gleichen Wahlrecht in die Landtage. Die tschechische 
These von der Einheit und Unteilbarkeit des Landes Böh- 
men wird abgelehnt. „Für die deutsche Sozialdemokratie 
Böhmens gibt es keine Kronländer und kein Staatsrecht", 
sondern bloß „das lebendige Recht der beiden 
Nationen auf S e l b st b e st im m u n g". Als erste 
Maßregel zum nationalen Ausgleich erscheinen das gleiche 
Wahlrecht in den Landtag und national abgegrenzte Kreise. 
In dem Streit um die Aemter werden deutsche Beamte 
für die deutsche, tschechische Beamte für die tschechische Be- 
völkerung verlangt. Die allgemeine Doppelsprachigkeit wird 
als überflüssig bezeichnet. Alle Aemter der Deutschen sollen 
sich des Deutschen als „innerer Amtssprache" (Sprache des 
Verkehrs der Aemter untereinander), alle tschechischen 
Aemter der tschechischen „inneren Amtssprache" bedienen. 
„Womit dem Amt der Charakter eines nationalen Besitz- 
tums verliehen werden kann, ist klar, es gibt nur ein Mit- 
tel hiezu: das Amt in den Besitz der Nation überzuführen." 
(Josef Seliger.) In der Zeit der furchtbarsten Auspeitschung 
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der nationalen Leidenschaften, am Tage nach der Verhän- 
gung des Standrechtes über Böhmens Landeshauptstadt, 
da das Parlament von nationalen Stürmen widerhallte, 
erhob sich Viktor Adler im Abgeorönetenhause und rechnete 
mit den nationalen Heißspornen von beiden Seiten ab. 
Voll edlen Zornes rief er ihnen das Wort Grillparzers von 
-er Humanität, die sich zur Nationalität entwickelt und bis 
zur Bestialität gediehen sei, entgegen. Den deutschen Natio- 
nalisten aber sagte er, daß das deutsche Volk in Oesterreich 
niemals seine Freiheit erringen könnte, wenn auch die an- 
deren Nationen nicht frei würden. Wahrhaft staatsmännisch 
klingen die Worte Jahre später, nachdem sie gesprochen 
wurden: „Wir wollen für die Deutschen die Autonomie, die 
volle Selbstregierung von der Gemeinde bis hinauf zum 
Staate. Weil wir aber unser Volk hinaufführen wollen zu 
jener Höhe der Demokratie und Selbstregierung, darum 
wissen wir auch, daß wir das nie erreichen können, wenn 
wir nicht auch allen anderen Völkern dieselbe Selbstregie- 
rung gönnen." In dem wüsten Chaos fanden sich die sozial- 
demokratischen Abgeordneten aller Nationen noch einmal 
zusammen und verlangten in einem Antrage im Jänner 
1909 im Abgeordnetenhause die Einsetzung eines Nationa- 
litätenausschusses, -er sich mit der Vorbereitung der Gesetz- 
entwürfe über die Regelung der nationalen Frage im all- 
gemeinen und des Schutzes der nationalen Minderheiten 
im besonderen befassen sollte. Die „bürgerlichen Parteien", 
so hieß es in diesem Antrage, „haben in jahrzehntelangem 
Kampfe die wichtigste nationale Frage ungelöst gelassen: 
die Sicherung der nationalen Rechte durch Gesetze. Das 
Recht der Nationen beruht heute auf Verordnungen, die 
immer wieder für unwirksam erklärt, auf Gewohnheiten, 
die immer wieder durchbrochen werden, auf gerichtlichen 
Auslegungen, die ewig schwanken — keine Nation ist ihres 
Rechtes gewiß". 

Trotzdem die Nationalisten alle Leidenschaften gegen 
die Sozialdemokratie losgekoppelt hatten, wichen diese nicht 
um eine Haaresbreite von ihrer grundsätzlichen Einstellung 
zur nationalen Frage ab und kämpften weiter um die 
Freiheit aller Nationen. Im Abgeordnetenhause unterzog 
am 3. Juli 1909 Seliger die Politik des bürgerlichen 
Nationalismus einer vernichtenden Kritik. Wie sehr ist in 
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Erfüllung gegangen, was der Führer der deutschböhmischen 
Arbeiterschaft damals über die Bedrückung der tschechischen 
Minderheiten in Nordböhmen sagte: 

„Ich behaupte als deutscher Sozialdemokrat, daß die 
Unterdrückung der tschechischen Minori - 
täten, namentlich das Verhalten der bürgerlichen 
Machtfaktoren im deutschen Sprachgebiet gegenüber den 
schechischen Minoritäten in der Schulfrage, nieman- 
dem mehr schadet als gerade dem deutschen 
Boise." 

Dieser Standpunkt trug den deutschen Sozialdemo- 
kraten den Vorwurf des „nationalen Verrates" zu. In 
Wirklichkeit haben sich diejenigen, welche diesen Vorwurf 
erhoben, an den Interessen der deutschen Nation am schwer- 
sten versündigt. 

Aber der Machtkampf der Nationen, dessen Träger vor 
1848 der Adel, von 1848 bis etwa 1890 das Großbürgertum 
gewesen war, hatte seit etwa 1890 das Kleinbürgertum und 
seit 1907 auch immer mehr die Arbeiterklasse ergriffen. In 
Len beiden Parlamenten der fünf Kurien, von 1897 bis 
1907, hatten die sozialdemokratischen Abgeordneten einen 
einheitlichen Klub mit einheitlicher Politik und Taktik ge- 
bildet. 1907 trat an die Stelle des Klubs ein Verband der 
Klubs der sozialdemokratischen Abgeordneten der Nationen. 
Am 26. Juni 1908 stimmten bei der Abstimmung über einen 
Antrag, der die Errichtung einer deutschen Kunstakademie 
in Prag betraf, deutsche und tschechische sozialdemokratische 
Abgeordnete verschieden. Dasselbe Schauspiel wiederholte 
sich bei einer Abstimmung über doppelsprachige Tafeln im 
Jänner 1909 und am 30. Juni 1910 bei einem Antrage über 
die Errichtung tschechischer Privatschulen in Wien. Eine 
Auseinandersetzung zwischen deutschen und tschechischen 
Sozialdemokraten über das Problem der nationalen Min- 
derheiten, welche 1909 und 1910 in dem 1907 geschaffenen 
wissenschaftlichen Organ der deutschen Sozialdemokratie, 
dem „Kampf", geführt wurde, endete statt mit einer An- 
näherung, mit das Verhältnis der beiden Parteien trüben- 
den Mißverständnissen. Bei den Wahlen 1911 hatten in zwei 
Wahlkreisen tschechische gegen deutsche Sozialdemokraten 



kandidiert, beim Zusammentritt des neuen Hauses wurde 
der Verband nicht mehr erneuert, der Klub der deutschen 
sozialdemokratischen Abgeordneten machte ebenso wie der 
tschechische seine eigene Politik. Maßlos verschärft und ver- 
giftet wurde aber das Verhältnis zwischen deutscher und 
tschechischer Sozialdemokratie durch den Kampf um die Ge- 
werkschaften, den wir bis 1907 bereits geschildert haben 
und der in dem Zeitabschnitt, von dem wir jetzt erzählen, 
zum Ende der sozialdemokratischen Gesamtpartei und zur 
völligen politischen Selbständigkeit der sozialdemokratischen 
Parteien der österreichischen Völker führte. 

Innerhalb der deutschen Sozialdemokratie war die Auf- 
fassung des nationalen Problems keine einheitliche. Das 
trat zum ersten Male auf dem Parteitage in Reichenberg 
(1909) an die Oeffentlichkeit. In derselben Rede, in der 
Straffer (Reichenberg) gegen Pernerstorfers Empfang 
beim Kaiser Bedenken erhob, erklärte er auch, daß er die 
Ansicht, wonach die Sozialdemokaten auch „gute Deutsche" 
seien, für gefährlich halte. Die Partei dürfe sich nicht des 
Wortschatzes der Gegner bedienen, weil dadurch die Gegen- 
sätze zu den Nationalisten verdeckt würden. Straffer führte 
diese Auffassung des sogenannten „intransigenten Inter- 
nationalismus" später in einer Broschüre näher aus? 
Adler betonte demgegenüber, daß die Sozialdemokraten 
nicht nur gute, sondern bessere Deutsche seien als ihre 
Gegner, daß man dem nationalen Problem nicht ausweichen 
dürfe, sondern es erfassen müsse. Dagegen herrschte in Be- 
zug auf die Abwehr der Angriffe der tschechischen Sozial- 
demokratie im Verfolge des Kampfes um die Gewerkschaf- 
ten Einmütigkeit. 

So wie das gleiche Wahlrecht den Kampf der Nationen 
für kurze Zeit in den Hintergrund gedrängt hatte, so die 
Wahlreformbewegung den Kampf der deutschen mit dem 
größten Teil der tschechischen Arbeiter um die Gewerkschaf- 
ten. Dieser Kampf trat in dem Augenblick in eine neue 
Phase, als die Leitung der tschechischen Sozialdemokratie 
den Kampf um die „autonomen" tschechischen Gewerkschaf- 
ten als eine Angelegenheit der tschechischen Sozialdemokratie 
erklärte. Am 27. und 28. März 1910 fand in Prag eine 

’ Josef Straffer: „Der Arbeiter und die Nation." ReiKenbera 1912. 
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Konferenz der tschechischen Sozialdemokratie statt, in der 
die neue Auffassung folgendermaßen formuliert wurde: 

„Die bisherige Entwicklung der Internationale wie 
der tschechischen sozialdemokratischen Arbeiterpartei be- 
fiehlt uns geradezu, uns selbständig zu machen und die 
tschechische politische Bewegung mit der gewerkschaftlichen 
zu einheitlichem Vorgehen zu vereinigen, das allein im- 
stande ist, wirksam die Interessen und Bedürfnisse des 
tschechischen Proletariats zu wahren und dieses zu einer 
unüberwindlichen Armee der sozialdemokratischen Inter- 
nationale zu schulen." 

Damit hatte sich die Leitung der tschechischen politischen 
Partei mit den autonomen tschechischen Verbänden soli- 
darisch erklärt, obwohl der größere Teil der tschechischen 
Arbeiter sich noch in den Zentralverbänden befand. (In den 
autonomen Verbänden waren 1910 etwa 50.000 Arbeiter, 
in den Zentralverbänden das Doppelte an tschechischen 
Arbeitern organisiert.) Freilich wurde das Verhalten der- 
jenigen, welche den autonomen Verbänden nicht beitreten 
wollten, nicht verurteilt, „niemand darf wegen seiner ab- 
weichenden Anschauung über die Organisationsform ver- 
ketzert oder verfolgt werden", hieß es, aber dieser Beschluß 
hielt nicht lange vor. 

Besonders scharf traten die Gegensätze sowohl zwischen 
deutschen und tschechischen Arbeitern als auch innerhalb der 
tschechischen Arbeiterschaft in Brünn hervor, wo seit 
einiger Zeit die von der tschechischen Sozialdemokratie dort- 
hin entsandten Redakteure der „Rovnost" („Gleichheit"), 
Vlastimil Tusar und Karl Vanêk, den erbittertesten 
Kampf gegen die Zentralverbände führten? Am 3. und 4. 
April 1910 trat eine Landeskonferenz der Zentralorgani- 
sationen Mährens in Brünn zusammen, welche, gezwungen 
durch die maßlosen Angriffe der „Rovnost" und dadurch, 
daß dieses Blatt ausschließlich die Ansichten der Separa- 
tisten vertrat, ein Organ gründete, den „Proletär" („Prole- 
tarier"), wo die Ansichten der Zentralisten verfochten wur- 

4 Tusar war von 1818 bis 1920 tschechoslowakischer Ministerpräsident 
und starb am 22. März 1924 in Berlin. Vanêk wurde 1919 Bürgermeister 
von Brünn und starb daselbst am 23. Feber 1924 als Angehöriger der 
Kommunistischen Partei. 
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den. So gab es in Brünn seit dem 15. April 1910 zwei 
tschechische sozialdemokratische Zeitungen, die einander 
grimmig befehdeten. Vierzehn Tage später sahen Olmütz 
und Brünn bereits zwei verschiedene Maifeierkundgebun- 
gen, eine zentralistische und eine separatistische. 

Von zwei Seiten wurde im Sommer 1910 der Versuch 
gemacht, den Streit zu schlichten. Otto Bauer machte den 
Vorschlag der nationalen Sektionierung der einheitlichen 
Gewerkschaften und die Vertretung der Gesamtpartei schlug 
die Einberufung einer Konferenz vor, wo die gewerkschaft- 
lichen Streitfragen bereinigt werden sollten. Beide Ver- 
suche scheiterten. Der Vorschlag Bauers wurde von den 
Separatisten verworfen und die Konferenz kam nicht zu- 
stande, weil die tschechoslawische Sozialdemokratie die vor- 
herige Anerkennung der autonomen Organisationen ver- 
langte. So kam der Streit vor das höchste Forum, den 
Internationalen Sozialistenkongreß, der vom 28. August 
bis 3. September 1910 in Kopenhagen tagte. 

Die Wiener Reichsgewerkschaftskommission hatte, da 
alle Versuche die Streitfrage im Lande selbst zu bereinigen, 
ergebnislos geblieben waren, beschlossen, die Entscheidung 
des Internationalen Kongresses anzurufen, und so beschäf- 
tigte in Kopenhagen zum erstenmal eine innere Frage -er 
österreichischen Arbeiterbewegung ein internationales sozia- 
listisches Forum. Dem Kongreß lagen zwei Anträge vor. 
Der eine stammte von der Wiener, der andere von der 
Prager Gewerkschaftskommission. In dem einen Antrag 
wurde die Notwendigkeit der gewerkschaftlichen Einheit fest- 
gehalten, in dem anderen vorgeschlagen, „den Antrag der 
Gewerkschaftskommission in Wien dem Internationalen 
Sozialistischen Büro als eine interne Angelegenheit der 
Parteien in Oesterreich zuzuweisen". Die Anträge wurden 
einer Kommission zugewiesen, die drei Sitzungen abhielt. 
H u e b e r begründete den Wiener Antrag, indem er vor 
allem darauf hinwies, welchen Schaden es für die Arbeiter- 
schaft bedeute, wenn deren Organisationen zersplittert, 
während die Unternehmer einheitlich organisiert sind. Der 
Separatismus bedeute eine Gefahr nicht nur für die Ge- 
werkschaften, sondern für den Sozialismus. N ê m e c sprach 
von der Geistigkeit der tschechischen Arbeiter: „Die 
tschechischen Arbeiter in ihrer Mehrheit sagen: die 
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Sache wird in Wien gemacht, vielleicht ganz gut 
gemacht, aber sie wird doch eben in Wien gemacht." 
Tusar führte aus, die Tschechen „wollen die selbstän- 
dige Organisation, damit sie die tschechischen Arbeiter 
besser organisieren und besser für den Klassenkampf 
schulen können". Otto Bauer erklärte den Separatismus 
„aus dem Geist einer Bewegung, die immer mehr nach 
nationaler Absonderung auf allen Gebieten strebt". S o u - 
kup wieder meinte, man müsse die Internationale durch 
Stärkung ihrer nationalen Bestandteile stärken. Viktor 
Adler erbat nichts mehr, als einen Mahnruf an die 
Tschechen. Das Hauptargument der Zentralisten war die 
Notwendigkeit der einheitlichen Führung der wirtschaftli- 
chen Kämpfe der Arbeiterschaft, das der Separatisten die 
notwendige Einheit von Partei und Gewerkschaft. Die Ver- 
treter aller Länder stellten sich auf die Seite der Wiener 
Kommission, so daß in der Vollsitzung des Kongresses der 
Kommissionsreferent, der Russe Plechanoff, sagen 
konnte: „In der Grundfrage selbst war sich die Kommission 
einig und es wird kaum ein anderes Beispiel in der sel- 
tenen Einmütigkeit der Auffassung in der Internationale 
geben." Viktor Adler fand im Plenum versöhnliche 
Worte für die Separatisten. Bei der Abstimmung blieben 
die Tschechen allein: mit 222 gegen 8 Stimmen wurde der 
Antrag der Kommissionsmehrheit zum Beschluß erhoben. 
Dieser Beschluß lautete: 

„Der Internationale Sozialistische Kongreß zu Kopen- 
hagen erneuert seine in Stuttgart" beschlossene Resolution 
über die Beziehungen zwischen der politischen Partei und 
den Gewerkschaften, insbesondere in dem Punkte, daß die 
Einheitlichkeit der Gewerkschaftsorganisation in jedem 
Staat im Auge zu behalten und eine wesentliche Bedin- 
gung des erfolgreichen Kampfes gegen Ausbeutung und 
Unterdrückung ist. 

In vielsprachigen Staaten müssen selbstverständlich 
die einheitlichen Gewerkschaften den sprachlich-kulturel- 
len Bedürfnissen aller ihrer Mitglieder Rechnung tragen. 

Der Kongreß erklärt ferner, daß jeder Versuch, inter- 
nationale einheitliche Gewerkschaften in national-separa- 

» 1907. 
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tistische zu zerschlagen, der Absicht dieser Resolution des 
Internationalen Sozialistenkongresses widerspricht. 

Das Internationale Sozialistische Büro und das 
Internationale Sekretariat der Gewerkschaften werden 
aufgefordert, den unmittelbar interessierten Parteien ihre 
Dienste zur Verfügung zu stellen, um die darüber vor- 
kommenden Konflikte zu ebnen, in einem Geiste der Ver- 
ständigung und der sozialistischen Brüderlichkeit." 

Gleichzeitig wurde den tschechischen Zentralisten ein 
Vertretungsrecht in der Internationale zuerkannt. 

Wer aber geglaubt hatte, daß die Separatisten den Mahn- 
ruf der Arbeiter aller Nationen beherzigen werden, erlebte 
eine schwere und bittere Enttäuschung. Die tschechische sozial- 
demokratische Presse schrieb von deutschen und tschechischen 
zentralistischen Arbeitern in einer in der Arbeiterbewegung 
seit der Spaltung der achtziger Jahre nicht gekannten Weise. 
Schon einige Monate vorher hatte die separatistische Brün- 
ner „Rovnost" die Maifeier der Zentralisten einen „Mas- 
kenzug" genannt, die Teilnehmer der Olmützer Feier be- 
kamen die Beinamen „Renegaten", „Ausfresser" der Ar- 
beiterschaft, „Aufrührer", „Denunzianten und Zuträger". 
Selbst ein Mann wie Anton N s m e c, der jahrzehntelang 
in engster Kampfgemeinschaft mit der deutschen Sozial- 
demokratie verbracht hatte, verstieg sich, kaum von Kopen- 
hagen zurückgekehrt, dazu, im August im „Právo Udu", dem 
Hauptblatt der Partei, zu schreiben: „Was die österreichi- 
schen kapitalistischen Regierungen mit ihrem ganzen büro- 
kratischen, politischen, gerichtlichen und militärischen Ap- 
parat nicht vermocht haben, das will die deutsche Sozial- 
demokratie zustande bringen: das tschechische Proletariat 
zum Schutze und zur Erhaltung des deutschen Charakters 
Oesterreichs in ihren deutschen zentralen Gewerkschaften 
und politischen Organisationen erhalten. In diesem Faktum 
muß man das Wesen unseres Streites mit den deutschen 
Genossen suchen." Wurden durch eine solche Schreibweise 
die tschechischen Arbeiter dem Nationalismus zugetrieben 
und in ihnen der Haß gegen die deutschen Arbeiter gezüch- 
tet, so war noch folgenschwerer der Ausschluß von Funk- 
tionären der Zentralorganisationen aus der tschechoslawi- 
schen Sozialdemokratie. Nun machte die Exekutive der Ge- 
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samtpartei nochmals den Versuch, eine Grundlage für eine 
Schlichtung des so häßliche Formen angenommenen Streites 
zu finden. Am 30. September beschloß die Gesamtexekntive, 
eine Vermittlungskommission zu diesem Zwecke einzusetzen. 
Am 13. November trat diese Kommission in Prag zusam- 
men. Vorsitzender war der polnische Sozialdemokrat Dr. 
Diamant, Schriftführer der Deutsche Seliger und der 
Tscheche T a y e r l e. Den streitenden Teilen wurde ein An- 
trag Adlers zur Diskussion übermittelt, in dem verlangt 
wurde „die Herstellung von gemeinsamen organisatorischen 
Einrichtungen, die sowohl die Zentralverbände als auch die 
separatistischen Organisationen umfassen und die Gemein- 
samkeit der dazu nötigen Mittel verbürgen". Die Separa- 
tisten ließen sich zur Beantwortung mehrere Monate Zeit. 
Erst am 2. März 1911 war eine separatistische Konferenz in 
Prag, welche die Antwort formulierte. Es wurde darin 
vorgeschlagen, daß in national einheitlichen Gebieten die 
Arbeiter der Organisation ihrer Nation anzugehören haben. 
In national gemischten Gebieten wird der Beitritt zu einer 
der Organisationen freigestellt. Dieser Vorschlag wurde in 
einer Konferenz der Zentralisten am 17. März abgelehnt, 
weil dies die Auslieferung von tausenden Arbeitern an die 
separatistischen Verbände zur Folge gehabt hätte. Auch der 
Gewerkschaftskongreß im Oktober 1910 hatte beschlossen, „an 
der grundsätzlichen Bedingung der einheitlichen Führung 
der gewerkschaftlichen Kämpfe aller Art sowie an der ein- 
heitlichen Verwaltung der finanziellen Mittel dieser 
Kämpfe festzuhalten". Auch private Vermittlungsvorschläge 
von Adolf Braun und Otto Bauer, die dahin gingen, 
die zentralen und autonomen Verbände durch einen orga- 
nisatorischen Ueberbau zu verbinden („Internationale Ge- 
werksgenossenschaften"), fanden keinen Anklang. 

Deswegen wurde auch der Anregung, die damals viel- 
fach gegeben wurde, zur Entscheidung des Gewerkschafts- 
konfliktes den Gesamtparteitag der österreichischen Sozial- 
demokratie einzuberufen, nicht Rechnung getragen. In 
einem Artikel im „Kampf", in welchem sich Viktor Adler 
mit dieser Frage beschäftigte, setzte er auseinander, daß den 
tschechischen Genossen der Wille zur Gemeinsamkeit fehle 
und diese Tatsache auf einem Gesamtparteitage festzustellen, 
wäre nicht nur überflüssig, sondern auch schädlich. Dieser 
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Parteitag würde der Gemeinsamkeit mehr Hindernisse be- 
reiten, als er Wege zu ihr schaffen könnte. Adler sprach 
damals das große Wort aus, daß die tschechische Sozial- 
demokratie „eine lebensgefährliche Phase in ihrer Entwick- 
lung" durchmache. 

Wenige Wochen später hatte Adler Gelegenheit, in einer 
politischen Rede die Aufgaben auseinanderzusetzen, welche 
für die deutsche Sozialdemokratie aus der ganzen Lage ent- 
standen waren. Am 25. März 1911 begrüßte Adler in 
Vodenbach den Landesparteitag der deutschen Sozialdemo- 
kratie Böhmens. Er sprach zunächst von den Gefahren, 
welche für die Gesinnung auch der deutschen Ar- 
beiterschaft entstehen. Der Streit mit den tschechischen 
Sozialdemokraten trifft die deutsche Sozialdemokratie vor 
allem deshalb, weil auch in der deutschen Arbeiterschaft 
Zweifel darüber entstehen, „ob die Internationale der Ar- 
beiterschaft ein bloßes Wort oder auch Blut und Leben und 
Wirklichkeit ist". Gegenüber der damals aufgetauchten 
Meinung, es müsse ein neues Nationalitätenprogramm der 
sozialdemokratischen Parteien Oesterreichs geschaffen bzw. 
das Brünner Programm vervollständigt werden, hob er 
hervor, daß dazu die Zeit so ungünstig sei wie nur je. Die 
deutsche Sozialdemokratie müsse die praktischen Konse- 
quenzen aus dem Brünner Programm für sich allein 
ziehen, selbstverständlich in internationalem und proleta- 
rischem Geiste. „Wenn der Brand im Hause des Nachbarn 
wütet," so kennzeichnete Adler treffend das Verhältnis der 
beiden Parteien, „müssen wir zunächst unser eigenes Haus 
retten, wenn wir auch alle bereit sind, dem andern Hilfe 
zu leisten — der von uns freilich keine Hilfe haben will." 
Auch im Bericht des Landesvertrauensmannes Seliger 
nahm der Gewerkschaftsstreit einen breiten Raum ein. In 
der Entschließung dazu wird von der Verschärfung der 
Klassengegensätze in Böhmen ausgegangen und gesagt, daß 
die Arbeiterklasse den Ansturm der Unternehmer und bür- 
gerlichen Parteien nur in voller Einheit abwehren könne. 
Deswegen werden alle Bestrebungen, die darauf abzielen, 
die Gewerkschaften zu zersplittern, verurteilt. Alle Partei- 
mitglieder werden aufgefordert, „ihre ganze Werbekraft in 
den Dienst der internationalen Gewerkschaften zu stellen 
und ihre Bemühungen für die Stärkung der gewerkschaft- 
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lichen Organisationen des Proletariats zu verdoppeln". 
Hatte sich schon früher die tschechoslawische Sozialdemo- 
kratie voll und ganz hinter die „autonomen" Gewerk- 
schaften gestellt, so ergriff nun auch die deutsche Sozial- 
demokratie im Gewerkschaftskampf in aller Form Partei. 
Aber in der Resolution wurde nicht vergessen, jeden Zweifel 
an der Bereitschaft zum gemeinsamen Kampf mit der tsche- 
chischen Arbeiterschaft zu verscheuchen. „So sehr wir den 
Zwist in der gewerkschaftlichen Organisation und seine Wir- 
kungen bedauern, so bleiben wir doch im Kampfe gegen 
Unternehmertum und Klassenstaat die treuen Verbündeten 
und Helfer wie der Arbeiter aller anderen Nationen, so 
auch des tschechischen Proletariats." 

Adlers und Seligers maßvolle Reden fanden aber 
weder die ungeteilte Zustimmung der Gewerkschaften, noch 
die des Reichenberger Flügels der Partei. Hausmann 
ging die Resolution zu wenig weit, ebenso Straffer. 
Ihnen pflichtete Iarolim bei. Schließlich stellten Krei- 
tz i ch und Hansmann einen Antrag, in dem die Parteige- 
nossen aufgefordert werden, den Separatismus überall auf 
das energischeste zu bekämpfen und die tschechischen Zentra- 
listen in jeder Weise zu unterstützen. Dagegen trat Adler 
auf: „Glauben Sie mir, wir können nichts anderes tun, 
als den Brand ausbrennen zu lassen, der bei den tschechi- 
schen Genossen ausgebrochen ist." Auch Bauer setzte aus- 
einander, daß der Kampf gegen die Separatisten nur von 
den tschechischen Zentralsten geführt werden könne. Darauf- 
hin änderte Kreibich seinen Antrag ab, so daß es zum 
Schlüsse hieß, es sei „alles daranzusetzen, um die tschechische 
Arbeiterschaft über die Schädlichkeit des Separatismus 
aufzuklären". In dieser Form wurde der Antrag auch an- 
genommen. Zum Schlüsse des Parteitages gab es eine pein- 
liche Szene. Der anwesende Vertreter der tschechischen 
Sozialdemokratie, S t i v i n, meldete sich zu Worte und er- 
klärte, daß er der letzte tschechische Sozialdemokrat sei, der 
auf einem Landesparteitage der deutschen Sozialdemokratie 
spreche, wenn der Antrag Hausmann—Kreibich durchgeführt 
werde. Die Ausführungen des Redners wurden mit eisiger 
Ruhe angehört und von Seliger sofort zurückgewiesen. 

In der tschechischen Arbeiterbewegung selbst war die 
Spaltung nicht mehr aufzuhalten. Die aus der tschechosla- 



wischen Sozialdemokratie ausgeschlossenen Zentralisten be- 
trieben aufs eifrigste die Gründung einer eigenen politi- 
schen Partei. Am 13. und 14. Mai 1911 fand in Brünn die 
Konstituierung der „Tschechischen sozialdemokratischen Ar- 
beiterpartei" (zum Unterschied von der bisherigen „Tsche- 
choslawischen") statt. Die tschechoslawische Partei schob die 
Schuld an dieser Gründung den deutschen Genossen in die 
Schuhe, die Gehässigkeit in der Polemik des „Právo Udu" 
kannte keine Grenzen mehr. So wurde erklärt, daß der 
Sozialismus der deutschen Genossen in dem Grundsatz 
gipfle, der tschechische Arbeiter solle „tributpflichtig und 
untertänig sein der deutschen Sozialdemokratie.... Die 
deutschen Genossen verlangen von uns, daß wir uns be- 
dingungslos ihrem Diktat überall und in allem unterwer- 
fen, wenn nicht, gehen sie gegen uns genau so gehässig vor 
wie unsere ärgsten Feinde". Die deutschen Sozialdemokraten 
wurden den tschechischen Arbeitern als herrschsüchtige un- 
nationale Chauvinisten hingestellt und man schreckte auch 
nicht vor der Verleumdung zurück, daß die deutsche Sozial- 
demokratie bei den Wahlen 1911 irgend jemandem gegen- 
über „gewisse nationale Verpflichtungen" übernommen 
habe. Mit Recht konnte Otto Bauer diese Schreibweise auf 
dem Bodenbacher Parteitag dahin charakterisieren, daß ein 
tschechischer Arbeiter, der vor zwei Jahren angefangen hatte 
das „Pravo Lidu" zu lesen, nunmehr ein Deutschenhasser sein 
müßte. 

Die große Auseinandersetzung über das Verhältnis 
zur tschechischen Sozialdemokratie erfolgte im Schoße der 
deutschen Partei auf dem Parteitage zu Innsbruck, die 
vom 31. Oktober bis 2. November 1911 durchgeführt wurde 
und die fesselnd st e Erörterung der natio- 
nalen Frage war, die je in der Sozialdemokratie 
Oesterreichs erfolgt ist. Eingeleitet wurde sie mit einem 
Referat Viktor Adlers über „das Verhältnis der deut- 
schen Sozialdemokratie zu den Bruderparteien in Oester- 
reich", in dem die Sorge Adlers um die Gestaltung der 
Zukunft zum Ausdruck kam. Er nannte den Konflikt einen 
ernsten, das Leben bedrohenden. Man müsse die Frage aus- 
werfen, ob sich die tschechische Sozialdemokratie als die tsche- 
chische Gruppe der Internationale oder als die sozialdemo- 
kratische Gruppe innerhalb der tschechischen Parteien fühle. 
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Zu dieser Fragestellung zwinge die Art, wie der Kopen- 
hagener Beschluß in den Reihen der tschechischen Sozial- 
demokratie aufgenommen wurde: „Das schlimmste  
was uns passiert ist, das, was uns am meisten stutzig 
machen muß und was am wenigsten ermutigend für die 
Zukunft ist, das ist die Behandlung, die die Internationale 
nach dem Kopenhagener Kongreß nicht nur in der tschecho- 
slawischen Presse, sondern auch in den offiziellen Kund- 
gebungen und Betätigungen der tschechoslawischen Partei 
erfahren hat." Als taktischen Grundsatz verkündete auch in 
Innsbruck Adler, wie ein halbes Jahr vorher in Boden- 
bach, daß sich die deutsche Sozialdemokratie bemühen müsse, 
das internationale Bewußtsein der deutschen Arbeiter zu 
erhalten und daß man jeden Hang zu Vergeltungsmaß- 
nahmen unterdrücken müsse, weil das die Arbeiter ans 
Jahrzehnte hinaus national vergiften würde. Adler ging 
in dieser Sorge um den internationalen Geist der deutschen 
Arbeiter so weit, Laß er es als unnötig erklärte, jeden 
journalistischen oder rednerischen Exzeß der Separatisten 
den deutschen Arbeitern zur Kenntnis zu bringen. Adler 
war nicht dafür, alle Beziehungen zu den Tschechen abzu- 
brechen: „Ich habe noch nicht gesehen, daß mau zum Zu- 
sammenschluß kommt, indem man Beziehungen abbricht." 
Ebenso war Adler nicht für die Gründung einer eigenen 
zentralistischen Partei der tschechischen Arbeiter. Die Zentra- 
listen hätten den Krieg innerhalb der Partei führen sollen. 
Zum Schlüsse gab Adler der Hoffnung Ausdruck, daß die 
Internationale, dank der wirtschaftlichen Notwendigkeiten, 
wieder aufgerichtet werden und daß die deutsche Sozial- 
demokratie diese schwere Aufgabe auf sich nehmen wird. 
Dabei werde man Geduld haben müssen. „Die Geduld 
ist neb st der Tapferkeit die schön st e sozial- 
demokratische Tugend." In der Resolution, die 
Adler dem Parteitage vorlegte, wird der Separatismus „als 
der internationalen Grundanschauung der Sozialdemo- 
kratie widersprechend" abgelehnt und die durch ihn be- 
wirkte Zerschlagung der gewerkschaftlichen Zentralorgani- 
sationen als praktisch verderblich erklärt. Er ist „eine ernste 
Gefährdung unseres politischen und gewerkschaftlichen 
Kampfes" und die Partei wird die Gewerkschaftsorganisa- 
tionen in ihrem Kampf gegen die Separatisten unterstützen. 



„So sehr der Parteitag diese Spaltung, die eure notwendige 
Konsequenz der separatistischen Methode ist, bedauert, so 
sehr muß er die Tatsache begrüßen, daß ein erheblicher Teil 
der tschechischen Arbeiter den Grundsätzen der Internatio- 
nale treu geblieben ist und erklärt, daß die deutsche Sozial- 
demokratie die neugegründete tschechische sozialdemokratische 
Arbeiterpartei in Oesterreich als proletarische Bruderpartei 
anerkennt und daß er ihren Anspruch, in die Gesamtpartei 
als gleichberechtigte politische Organisation aufgenommen 
zu werden, unterstützen wird." Zum Schluß wird der Wille 
zur Versöhnung betont: „Den Weg zum Frieden in zäher 
Geduld offenzuhalten, ist die unverbrüchliche Pflicht der 
deutschen Sozialdemokratie." Schließlich wird zu geeigneter 
Zeit die Einberufung der Reichskonferenz der Exekutiven 
aller sozialdemokratischen Parteien verlangt. 

Zwei Tage dauerte die Debatte, an der sich zwanzig 
Redner beteiligten und welche die Fülle der Talente und 
Individualitäten an den Tag brachte, die die deutsche So- 
zialdemokratie Oesterreichs in sich barg. Der nationale 
Flügel der Partei ebenso wie der intransigent-internatio- 
nale und das marxistische Zentrum schickten ihre besten und 
eindrucksvollsten Redner ins Treffen. Den Reigen eröffnete 
der Reichenberger Josef S t r a s s e r, der einen Antrag vor- 
legte, in welchem der Abbruch aller Beziehungen zu den tsche- 
chischen Separatisten und die Bildung einer neuen Gesamt- 
partei (ohne die Separatisten) verlangt wurde. Wie soll es 
der Arbeiter verstehen, fragte er, wenn die zentralistische 
Partei anerkannt und die separatistische ebenfalls anerkannt 
wird. „Wie soll er es verstehen, daß er den Separatismus 
als Gewerkschafter wie einen Gelben bekämpfen, im politi- 
schen Kampf aber als ebenbürtigen Parteigenossen betrach- 
ten soll?" Wilhelm Nießner verteidigte das von der 
Brünner Organisation dem Parteitag vorgelegte Memo- 
randum, worin der Standpunkt begründet wurde, die tsche- 
chische sozialdemokratische Partei (Zentralisten) als einzig 
berufene Vertreterin der tschechischen Arbeiterschaft anzu- 
erkennnen. Bei Lohnkämpfen und bei allen politischen 
Aktionen werde für die deutsche Parteiorganisation in jedem 
Orte die Frage auftauchen, mit welcher der beiden Organi- 
sationen sie zusammengehen solle. Man könne sich der Er- 
kenntnis nicht verschließen, „daß der Separatismus zum 

230 



großen Teil von unserer Schwäche, unserer Nachgiebigkeit 
und unserer Unentschlossenheit lebt". Der Wiener Univer- 
sitätsdozent Ludo Hartmann erklärte die Assimilation 
der Tschechen im deutschen Gebiet sür zweckmäßig, wes- 
wegen man sich dafür einsetzen müßte. Domes vertrat 
die Ansicht, daß sich der Separatismus in seinen programma- 
tischen Erklärungen als sozialistisch ausgebe, in seinen 
WMmtgen aßet imfoaMW# fei. ßueßei bte 
Organisation der österreichischen Sozialdemokratie nach 
Nationen für die Entstehung des Separatismus verant- 
wortlich. Bauer führte aus, daß der Separatismus seine 
Werbekraft der Kraft der nationalen Ideologie verdanke. 
Er wandte sich scharf gegen Hartmann, der die Partei einen 
Weg führen wolle, der hinunterführt auf das Niveau des 
Separatismus. Der Abwehrkampf kann nicht geführt wer- 
den als Abwehrkampf der Deutschen gegen tschechische Er- 
oberer, sondern als Abwehrkampf internationaler Sozial- 
oemokraten. Eine fesselnde Rede hielt Leuthner. Er 
stellte es als eine besondere Art des tschechischen Nationa- 
lismus hin, daß dieser in sich „die tätigste Angriffskraft und 
zugleich die Duldermiene des Verfolgten" verknüpfe. 
Austerlitz erklärte, das Wesentliche sei bei einer natio- 
nalen Forderung, ob sie in den Entwicklungstendenzen des 
Klassenkampfes liege, ob sie „proletarischen Notwendigkei- 
ten oder ob sie bürgerlichen Machtbedürfnissen entspricht... 
Das aber ist die größte Abirrung der tschechischen Sozial- 
demokratie, daß sie nun alles, was aus den Machtbedürf- 
nissen der Nation als nationale Frage entsteht, bedenkenlos 
auch als ihre eigene Sache klassifiziert und den Kampf dafür 
als allgemeine sozialdemokratische Verpflichtung deklarie- 
ren möchte". Aehnlich wie Bauer wandte sich auch Seli- 
ger gegen Hartmann. Er wies dessen Ansicht, daß die So- 
zialdemokratie ein Interesse an der Assimilation der tsche- 
chischen Minderheiten habe, „auf das allerschärfste zurück". 
Die Rede Seligers ist bemerkenswert in ihrer nüchternen 
Einschätzung gegebener Tatsachen. Die sozialdemokratischen 
Parteien, so führte er aus, stehen einander als Macht zu 
Macht gegenüber und müssen sich über die strittigen Fragen 
auseinandersetzen. Es gehe nicht an, die anderen wie irre- 
gegangene Kinder auf den richtigen Weg zu leiten. „Ich 
glaube, ein Akt der Ausschließung der Separatisten aus der 



Internationale, wenn er möglich wäre .. . wäre im letzten 
Gründe ein Schlag gegen uns selbst . . . Darum ist es das 
erste taktische Gebot für uns, Geduld zu bewahren und 
nichts zu unternehmen, was die Gegensätze verschärfen 
kann." Renner verwies darauf, daß nun auch die tsche- 
chischen Sozialdemokraten von der Idee des böhmischen 
Staates erfüllt seien. „Sie können ihr Staatsrecht nicht er- 
zwingen, so haben sie angefangen, ihr Staatsrecht zu kon- 
struieren auf dem Boden der Gewerkschaft." 

Mit geringen Aenderungen wurde schließlich die Reso- 
lution Adler, welche die mittlere Linie zwischen den An- 
schauungen hielt, genehmigt. Endgültig geregelt wurde die 
Frage des Verhältnisses zu den tschechischen Zentralisten 
in einer Sitzung der Gesamtexekutive der Sozialdemokratie 
Oesterreichs am 20. Juni 1912, in der die neue Partei in 
die österreichische Internationale aufgenommen wurde. Zu 
dieser Sitzung waren die Vertreter der tschechoslawischen 
Sozialdemokratie nicht erschienen. Sie hatten die Zusam- 
menarbeit mit den übrigen sozialdemokratischen Parteien 
aufgegeben. Einige Zeit später wurden die tschechischen Zen- 
tralisten auch in die Sozialistische Weltinternationale in 
Brüssel aufgenommen. 

Nicht einmal die drohende Kriegsgefahr hat die tschecho- 
slawische Sozialdemokratie zur Teilnahme an den Sitzun- 
gen der sozialdemokratischen Gesamtpartei Oesterreichs be- 
wogen. So war die österreichische Internationale ein Torso 
— der größte Teil der tschechischen Arbeiterschaft hielt sich 
von ihr fern — als der Krieg über Europa hereinbrach und 
mit seiner eisernen Gewalt auch das Band zerriß, das die 
sozialistischen Parteien Europas seit der Gründung der 
Zweiten Internationale im Jahre 1889 fest umspannt hatte. 

Wie der Ertrinkende sich an einen Strohhalm klam- 
merte, so glaubten noch Oesterreichs Staatsmänner in der 
Zeit, da kriegerische Konflikte überall auftraten, da der 
Boden Europas erzitterte, da die erstickende Atmosphäre in 
den Beziehungen der Staaten das Nahen des Gewitter- 
sturmes kündete, nachholen zu können, was mehr als sechs 
Jahrzehnte versäumt worden war, den deutsch-tschechischen 
Bölkerstreit durch einen Friedensschluß zu beendigen. Es 
war viel zu spät. Die Verständigungskonfereu- 
z e n, die im Mai 1910 in Wien und Prag geführt wurden, 



verliefen ergebnislos, die Hoffnung, die im September des- 
selben Jahres auftauchte, es werde möglich sein, die Verhand- 
lungen im böhmischen Landtage wieder aufzunehmen, erwies 
sich als eitel. Ein Jahr später, im September 1911, brachte 
man es schließlich so weit, daß eine ständige Kommission 
für den nationalen Ausgleich zusamentreten konnte? der 
neue Statthalter, der Führer des böhmischen Adels und 
ehemalige Ministerpräsident Fürst Franz Thun sollte das 
große Werk zustande bringen. Vom Herbst 1911 bis zum 
Frühjahr 1912 gingen die Verhandlungen weiter, die deut- 
schen Parteien wurden insbesondere von den Lehrern 
gedrängt, die vom Landtag eine Erhöhung ihrer Bezüge 
verlangten. Mitte Mai 1912 waren die Verhandlungen 
abermals gescheitert, um kurze Zeit danach wieder auf- 
genommen zu werden und Ende Juli nochmals zu schei- 
tern. Mitte Oktober 1913 — der Landtag des „glorreichen 
Königreiches" war nicht mehr, die Verfassung des Landes 
mittels kaiserlicher Verordnung beseitigt — sollten wieder 
Verhandlungen stattfinden, die aber noch weniger erfolg- 
reich waren? sie waren nämlich gescheitert, bevor sie be- 
gonnen hatten. Wenige Monate später entschloß sich die 
Regierung dazu, selbst Vorschläge zu machen. Am 23. Jän- 
ner 1914 übergab der Ministerpräsident den Parteien einige 
Ausgleichsvorlagen, enthaltend eine Neugestaltung der 
Landesordnung, eine Landtagswahlreform, welche eine 
Kurie der bisherigen Nichtwähler vorsah, sowie Vorlagen 
über den Sprachengebrauch bei staatlichen und autonomen 
(Landes-, Bezirks-, Gemeinde-) Behörden. Mitte Feber 
wurde beschlossen, die Vorlagen der Regierung in acht Sub- 
kommissionen (vier deutschen und vier tschechischen) zu be- 
raten. Alle Vorsichtsmaßregeln waren getroffen: Die Deut- 
schen und Tschechen sollten getrennt Beratungen abhalten 
und nach Abschluß ihrer Beratungen wieder mit der Re- 
gierung in Fühlung treten. Bemerkenswert bei diesen Ver- 
handlungen war, daß von den tschechischen bürgerlichen 
Parteien die tschechischen Sozialdemokraten zugezogen wur- 
den, während die deutschbürgerlichen Parteien von einer 
Zuziehung der deutschen Sozialdemokraten nichts wissen 
wollten. Trotz der Abwesenheit der deutschen Sozialdemo- 
kraten hielten sich die tschechischen Sozialdemokraten zu den 
Verhandlungen bereit. Nach wenigen Tagen war es frei- 
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lich mit den ganzen Ausgleichsverhandlnngeu aus. Noch 
einmal wurde ein Ausgleichsversuch gemacht: am 4. Juni 
1914 traten in Wien die Vertreter der deutschen und tsche- 
chischen Parteien Böhmens zusammen, diesmal war auch 
die deutsche Sozialdemokratie und zwar durch Seliger ver- 
treten. Am 18. Juni wurden die Verhandlungen nach Prag 
verlegt. Am 22. Juni kam eine Einigung dahingehend zu- 
stande, daß mit -er Weiterführung der Verhandlungen ein 
Ausschuß von Reichsratsabgeordneten betraut werden solle 
und zu diesem Zwecke der seit Monaten vertagte Reichsrat 
einzuberufen sei. Am 80. Juni verlangten die Tschechen 
die Einberufung des Landtages. Am 17. Juli traten die 
Vertreter der deutschen Landtagsparteien zusammen und 
lehnten den Vorschlag der Tschechen ab. Den Reichsrat be- 
rief der Ministerpräsident Stürgkh nicht ein. So war der 
letzte der kaum zählbaren Versuche, die im alten Oester- 
reich gemacht wurden, den Ausgleich zwischen Deutschen 
und Tschechen zustandezubringen, gescheitert. 

Wenige Tage nachdem die Teilnehmer der allerletzten 
Ausgleichskonferenz den Beratungstisch verlassen hatten, 
raste die Kriegsfurie durch Europa, trat an die 
Stelle politischer Beratungen und Demonstrationen, 
Massenversammlungen und Obstruktionslärms der blu- 
tige Krieg ganzer Erdteile,' an Stelle der Waffe der 
Kritik trat die Kritik der Waffen. In dem ungeheueren 
Wirbelsturm, in dem Europa mehr als vier Jahre hin- 
unö hergeworfen und die Monarchie in Fetzen gerissen 
wurde, ist freilich die nationale Frage in den Sudeten- 
ländern ebensowenig einer Losung zugeführt worden wie 
in den 66 Jahren von 1848 bis 1914. Nicht der feudale Ab- 
solutismus, nicht der Staat der Privilegierten, nicht die 
bürokratisch-militaristische Monarchie, nicht der Krieg von 
1914 und nicht der Friede von 1919 haben Böhmens Schick- 
salsfrage einer Lösung nähergebracht. Die stärksten Ent- 
wicklungskräfte der bürgerlichen Gesellschaft haben die ge- 
schichtslosen Nationen Oesterreichs zum Leben erweckt und 
sie in den Kampf geführt gegen die alten historischen 
Völker. Das Reich, das den Türkenstürmen im 16. und 17. 
Jahrhundert ebenso getrotzt hatte wie den Versuchen seiner 
Gegner im 18. Jahrhundert, es aufzuteilen, wie der 
genialen Kriegskunst Napoleon Bonapartes im 19. Jahr- 
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hundert, war an den nationalen Kämpfen im 20. Jahr- 
hundert zerschellt. Damit wurden die Grundlagen für den 
Kampf der Nationen verschoben, unter ganz anderen 
Bedingungen traten sich die Gegner im 
neuen Europa gegenüber. 

Vierzehntes Kapitel: 

Dem Weltkrieg entgegen! 

Die Entwicklung der kapitalistischen Wirtschaft hatte zu 
Beginn des neuen Jahrhunderts nicht nur die Völker- 
kämpfe in Oesterreich verschärft, sondern auch die Gegen- 
sätze zwischen den europäischen Staaten immer mehr ge- 
steigert. Das Streben nach Entfaltung der kapitalistischen 
Produktion, ö. i. nach größerem Profit, führt das Bürger- 
tum zur Beherrschung des innern Marktes mit Hilfe der 
Hochschutzzölle, die das Land gegen den ausländischen 
Kapitalismus absperren und der Kartelle, welche die durch 
den Schutzzoll gebotenen Möglichkeiten der Erhöhung der 
Warenpreise ausnützen sollten. Aber der innere Markt, 
dessen Aufnahmsfähigkeit in den europäischen Kulturstaaten 
im 19. Jahrhundert dadurch gesteigert wurde, daß die Er- 
zeugung für den Selbstgebrauch durch die Warenproduk- 
tion fast vollständig verdrängt wird, genügt nicht mehr. In 
die fernsten Gebiete Asiens, Afrikas und Australiens dringt 
der Kapitalismus, um Absatzmärkte zu suchen, um seine Pro- 
duktion zu vergrößern. Die europäischen Staaten versuchen 
die noch herrenlosen Länder der Welt, das heißt diejenigen 
Länder, die noch keinem Kapitalistenstaat gehören, unter 
ihre Herrschaft zu bringen, diese Länder sich als ihre wirt- 
schaftlichen Einflußsphären zu sichern oder gar politisch als 
Kolonien ihrer Herrschaft zu unterwerfen, durch Export 
von Kapital oder Waren, Zinsen oder Unternehmergewinn 
aus ihnen zu ziehen. Aber der herrenlosen Länder werden 
immer weniger, immer größer daher die Gegensätze der 
kapitalistischen Staaten, die sich ihre Absatzmärkte abzu- 
jagen suchen. Große Heere werden aufgestellt, große Flotten 
ausgerüstet, um die Kapitalisten der anderen Länder ab- 
zuschrecken und einzuschüchtern. (Imperialismus.) Seit der 
Wende vom 19. zum 20, Jahrhundert befindet sich die Welt 



in ununterbrochener Kriegsgefahr, eine Reihe von Kriegen 
lertet ein neues Zeitalter öer Weltgeschichte ein. Haben 
wlr von 1871 bis 1908 in Europa eine friedliche Entwick- 
lung ohne Kriege und Revolutionen zu verzeichnen, be- 
gann seit der russischen Revolution eine neue Epoche 
innerer Umwälzungen und kriegerischer Ereignisse. Der 
russischen Revolution von 1908 folgt die persische von 1900 
die türkische von 1908, die chinesische von 1912. Während der 
russischen Revolution erfolgt die kriegerische Auseinander- 
setzung zwischen Rußland und Japan 1904/8, auf Europa 

gnep 3Mtena mit bei %Met 1911/12, s#eßl# Me Beiöen 
Balkankriege 1912/18. Das alles war das Borspiel zum 
eigentlichen Trauerspiel: dem Weltkriege 1914 bis 1918. 

Ende Oktober 1906 erhielt die auswärtige Politik 
Oesterreichs einen neuen Leiter, den Vertrauensmann des 
Erzherzog-Thronfolgers Franz Ferdinand, den Freiherrn 
von A e h r e n t h a l. Der frische Zug, den der neue Mann 
in die österreichische Politik brachte, erwies sich als ver- 
hängnisvoll. Eine agile, auf Mehrung öer Macht Oester- 
let# atelenöe 9Wenpoiit% mußte Sem tnneil# morgen 
Staat aum SBMWngnta meröeu. @n ei^einung trat Me 
neue Politik in öer Annexion Bosniens und der Herze- 
gowina. ^ 0 

^chon am 27. Jänner 1907 hatte Aehrenthal in den 
pelegattonen, jenen %arlameniëauëf#fren, aie oei= 
sassungsmäßiges Dasein den zwischen Oesterreich und Un- 
garn gemeinsamen Angelegenheiten verdankten, den Bau 
der sogenannten Sandschakbahn angekündigt, welche 
Bosnien mit Mazedonien verbinden und damit Oesterreichs 
Einfluß auf dem Balkan weitertragen sollte. Die Erreaunà 

MMWMZ 
Beschlusse der Großmächte auf dem Berliner Kongresse von 
Oesterreich besetzt worden waren und formal noch der 
Souveränität des türkischen Sultans unterstanden. Den 
Anlaß dazu gab die Revolution, die im Juli in öer Türkei 
stattgefunden hatte und welche die von ihr durchgesetzten 

236 



Verfassungseinrichtungen auch auf die beiden von Oester- 
reich besetzten Länder ausdehnen wollte. Gleichzeitig erklärte 
sich Bulgarien, das der Oberhoheit der Türkei unterstand, 
zum unabhängigen Zarat? Der Zustimmung Rußlands und 
Italiens hatte sich Oesterreich versichert, indem es Rußland 
die Durchfahrt russischer Kriegsschiffe durch die Dardanel- 
len zugestand, während es Italien gegenüber auf gewisse 
Rechte, die es in Montenegro besaß, verzichtete. Dagegen 
wurde die Stimmung gegenüber der Monarchie in Serbien 
immer drohender, die erstrebte nationale Einigung des 
Südslawentums schien bedroht. Am 12. Oktober beschloß die 
serbische Skupschtina, sie erwarte von der Regierung, daß 
sie die bedrohten serbischen Interessen verteidigen werde, 
was noch eine ver st eckte Drohung war. Im Dezember 
aber erklärte der Fürst Nikita von Montenegro ganz offen, 
er sehe keinen anderen Ausweg als den Krieg mit Oester- 
reich. Serbien verlangte einen Hafen an der Adria und die 
Selbstverwaltung für die von Oesterreich in Besitz genom- 
menen Gebiete. Zum Zeichen, daß es den Serben mit ihren 
Forderungen ernst sei, ließ sich der Kriegsminister vom 
Parlamente Kredite bewilligen und die Regierung rief am 
13. März 1909 das zweite und dritte Aufgebot unter die 
Waffen. In Oesterreich, wo gleichfalls Reservisten einbe- 
rufen wurden, war der Generalstab zum Krieg entschlossen- 
dessen Chef, Konrad von Hötzendorf, drängte dazu. Aehren- 
thal suchte jedoch den entstandenen Streit friedlich beizu- 
legen. Die Sozialdemokratie arbeitete mit aller Kraft tn 
derselben Richtung. Am 26. März brachten die sozialdemo- 
kratischen Abgeordneten einen Dringlichkeitsantrag ein, in 
welchem verlangt wurde, die Regierung möge ihre Bemü- 
hungen um die Erhaltung des Friedens fortsetzen. Adler, 
der sich damals wie auch später mit der ganzen Kraft seiner 
Beredsamkeit für den europäischen Frieden einsetzte, be- 
gründete den Antrag, dessen Dringlichkeit vom Hause auch 
angenommen wurde. Aehrenthal war es gelungen, am 
28. Feber die Türken gegen eine Geldentschädigung zur An- 

1 Heinrich Fried t u n g : „Das Zeitalter des Imperialismus 1884 
bis 1914." Berlin. 1. Band 1918. 2. und 3. Band 1922. 

Justus H a s b a gen: „Umrisse der Weltvolitik II 1908—1914. Leipzig 

Richard C b a r m a tz: „Geschichte der auswärtigen Politik Oesterreichs 
im 19. Jahrhundert." Zweiter Teil. Von der Revolution bis zur An- 
nexion (1848—1908). Leipzig und Berlin 1914. 
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erkennung der Annexion zu bewegen und am 26. März 
erklärte sich auch Rußland dazu bereit. Es war Aehrenthals 
beste Zeit, er hatte die kriegerischen Absichten der militäri- 
schen Kreise des eigenen Landes durchkreuzt und einen 
diplomatischen Sieg errungen: am 31. März fügte sich auch 
Serbien und gab — unter dem Druck der Großmächte — 
eine Erklärung der Anerkennung der Annexion ab. 

Die militärischen Kreise, deren Wunsch, Serbien in 
blutigem Waffengange niederzustrecken, nicht erfüllt wor- 
den war, waren nun bemüht, für eine zweite Gelegenheit, 
GeiSien mtt ßiteg an ü6eiate$en, an lüften. #nt 3nnt 
1910 verlangte in Oesterreich allein -er Finanzminister 
Bilinski für Lanöheer und Marine mehr als eine halbe 
Milliarde. Im Jänner 1911 kam die Regiernug mit neuen 
Forderungen. Sie verlangte die stufenweise Erhöhung des 
Rekrutenkontingents von 103.000 auf 154.000 Mann und 
die Erhöhung des Militär- und Marinebudgets um ein 
volles Viertel. Insbesondere waren es die Forderungen 
für die Marine, welche von Jahr zu Jahr stiegen. 1897 
hatte das Marinebudget 28 Millionen Kronen betragen, 
1911 aber 123 Millionen. Vier Großkampsschiffe (Dread- 
noughts) sollten gebaut werden, die allein 310 Millionen 
kosteten. Im Frühjahr wurde die neue Wehrvorlage ver- 
handelt, Ende Juni hatte sie das Parlament genehmigt und 
den sozialdemokratischen Antrag auf durchgängige Herab- 
setzung der Militärdienstzeit von drei auf zwei Jahre ab- 
gelehnt. Trotz des erhöhten Rekrutenkontingents wurde die 
zweijährige Dienstzeit nur für einen Teil der Mannschaft 
festgesetzt. 

Die Sozialdemokratie hatte in Versammlungen und 
Kundgebungen für den Frieden und gegen die Wehrreform 
Stellung genommen und die Bevölkerung auf die Kriegs- 
gefahren, die aus dem Rüstungsfieber entstehen mußten, 
aufmerksam gemacht. Ein jahrzehntelanger Friede hatte 
den Glauben der Menschen an die Möglichkeit von Kriegen 
erschüttert, sie stumpf gemacht gegenüber den Gefahren, 
welche die moderne Waffentechnik in sich barg. Es war nicht 
leicht, die Menschen aufzurütteln und die Massen mit dem 
Bewußtsein der Gefahren, die Europa drohten, zu erfüllen. 
Daneben fand die Sozialdemokratie Zeit, sich mit dem Mi- 
litarismus grundsätzlich auseinanderzusetzen. Auf dem 
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Parteitag von 1911 sprach Hugo Schulz über die Wehr- 
reform. Er bezeichnete die militärischen Einrichtungen als 
Einrichtungen der kapitalistischen Gesellschaft und des bür- 
gerlichen Staates. „So wie das Unternehmertum die Ar- 
beitskraft der Massen für Zwecke des privaten Kapitals 
ausbeutet ... so beutet der Militarismus die Wehrkraft 
der Massen für Zwecke des kapitalistischen Systems aus." 
Schulz legte klar die Widersprüche dieses Systems in der 
entwickelten kapitalistischen Gesellschaft auseinander: „Der 
grundsätzliche Widerspruch, -er das Wesen des Militaris- 
mus in ein doppeltes Wesen zerfallen läßt, liegt darin, daß 
er zugleich ein Gewaltinstrument der herrschenden Klassen 
nach innen und außen sein muß, daß er von vornherein 
nach zwei Fronten steht und nach jeder Front eine andere 
Physiognomie zu zeigen geneigt ist. Nach innen gewandt ist 
er ein sehr vornehmer, hocharistokratischer Feudalherr . . . 
nach außen aber posiert er mit Vorliebe den Volksmann 
und nennt seine Armee das Volk in Waffen." Wie der 
Referent auseinandersetzte, habe die Sozialdemokratie nicht 
die Schaffung kleiner Söldnerheere anzustreben, wie es die 
Pazifisten wollen, sondern die Demokratisierung 
der Armee. „Unser Antimilitarismus ist nicht ein bloßer 
Gefühlsprotest gegen die Barbarei und Greuel des Mo- 
lochs, sondern etwas ganz anderes. Er ist der Ausdruck 
unseres Strebens nach Wiedereroberung der Waffengewalt 
für das Volk." Die Taktik, welche die Sozialdemokratie dem 
Militarismus gegenüber zu befolgen habe, müsse darin 
bestehen, einerseits dem militaristischen System so wie bis- 
her keinen Mann und keinen Groschen zu bewilligen, an- 
dererseits jede Gelegenheit zur Demokratisierung des 
Heeres zu benützen, um so aus der Waffe der herrschenden 
Klassen eine Waffe der Arbeiterschaft zu machen. 

Inzwischen waren neue Kriegsgefahren herauf- 
gestiegen. Am 27. September 1911 war der Krieg Italiens 
mit der Türkei ausgebrochen, in dem es sich um den Besitz 
von Tripolis handelte. Da der Krieg länger dauerte, als 
man annahm und sich für Italien große Schwierigkeiten 
ergaben, das Land zu besetzen und festzuhalten, fehlte es 
in Militärkreisen nicht an Stimmen, die wie vorher gegen 
Serbien, nun gegen Italien losschlagen wollten. Abermals 
widerstand Aehrenthal diesen militärischen Einflüssen. Die 



Sozialdemokratie veranstaltete überall Versammlungen, in 
denen gegen das Vorhaben des Generalstabes auf das 
schärfste protestiert wurde. Kaum aber war der italienische 
Feldzug gegen die Türkei beendet, da brach das Unwetter 
auf dem Balkan selbst mit aller Gewalt los. Im Frühjahr 
schon hatten unter dem Schutze Rußlands Bulgarien, Ser- 
bien und Griechenland miteinander ein Bündnis abgeschlos- 
sen, dessen Ziel die Vertreibung der Türken aus Europa 
war, im Oktober erklärten Montenegro und die drei ande- 
ren Nachbarstaaten der europäischen Türkei den Krieg. 
(Erster Balkankrieg.) 

In den ersten Wochen hatte es den Anschein, als ob die 
Heere der Balkanstaaten die Türkei über den Haufen wer- 
fen sollten, die Aufteilung der europäischen Türkei schien 
unmittelbar bevorzustehen. Die österreichische Diplomatie 
war von der geringen Widerstandskraft der Türken über- 
rascht. Die Heere der Verbündeten drangen dabei nicht nur 
gegen das Herz der Türkei, Konstantinopel, mit großer 
Schnelligkeit vor, sondern näherten sich auch immer mehr 
der Adria, und bedrohten damit den von den Regierungen 
Oesterreichs seit Jahrzehnten aufgerichteten Einfluß auf 
der Balkanhalbinsel. Am 30. Oktober 1912 erklärte nun das 
Wiener Kabinett, es könne der Forderung Serbiens nach 
einer Gebietserweiterung bis an die Adria keinesfalls zu- 
stimmen. Die Serben scherten sich um den Einspruch Oester- 
reichs nicht und besetzten am 10. November Alessio am 
Adriatischen Meere. England, Frankreich und Rußland — 
deren enge politische Zusammenarbeit bereits Tatsache 
geworden war — traten geschlossen für die von Oesterreich 
als mit dessen Interessen unvereinbar erklärte Ueberlas- 
sung eines Aöriahafens an Serbien ein, und Rußland 
veranstaltete eine Probemobilisierung, um den Forderuu- 
gen Serbiens Nachdruck zu verleihen. Daraufhin ordnete 
Oesterreich die Mobilmachung der an der Grenze Rußlands 
befindlichen drei Armeekorps an und verstärkte die im 
Süden liegenden Truppen durch Einberufung von Reserve- 
mannschaft. Italiens Unterstützung sicherte sich die Mon- 
archie durch die Erneuerung des Dreibundes. So stand sich 
Europa in zwei Heerlagern gegenüber. Bevor aber noch 
von irgend einer Seite losgeschlagen wurde, schlossen die 
Balkanstaaten am 3. Dezember mit der Türkei einen Waf- 
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fenstillstand und in London trat eine Konferenz der dor- 
tigen Botschafter der Großmächte zusammen, auf der alle 
strittigen Fragen bereinigt werden sollten, um so den euro- 
päischen Krieg zu verhüten. 

Die deutsche Sozialdemokratie erkannte die ungeheuere 
Gefahr, in der Oesterreich und ganz Europa schwebten. Am 
7. Oktober kam Ellenbogen in den Delegationen zu 
Worte und wies auf die Möglichkeiten eines Weltbrandes 
hin. Nach einem solchen Weltkriege würde Europa einer 
Wüste gleichen, aus den Ruinen des Krieges würde die 
soziale Revolution emporsteigen. Oesterreich müsse in der 
gegenwärtigen Lage eine unbedingt friedliche Politik trei- 
ben. „Das leiseste Hanöauflegen auf das kleinste Gebiet 
würde für Oesterreich einen Krieg nach drei Fronten sofort 
nachziehen." Am 15. Oktober erschien ein Aufruf aller sozial- 
demokratischen Parteien Oesterreichs — mit Ausnahme der 
tschechoslawischen Sozialdemokratie, die auch hier ihre 
eigenen Wege ging — worin mit Besorgnis festgestellt 
wurde, daß die Gefahr eines Weltkrieges nie größer war 
als in jenen Tagen. Die Aufgaben der österreichischen 
SBalionpoIWE muiöen tm (Begenfa* &%: SßoIMf Bei #ezi= 
schenden folgendermaßen gekennzeichnet: „Die Völker 
Oesterreichs haben nur ein Interesse am Balkan: fried- 
lichen Warenaustausch mit den Balkanvölkern . . . Nicht 
Krieg gegen Serbien, sondern Kampf gegen die agrarische 
Hungerpolitik — das ist die Balkanpolitik, die wir brau- 
chen." In dem Augenblick, da Serbien in den türkischen 
Sandschak, aus dem Oesterreich 1908 seine Besatzungstrup- 
pen herausgezogen hatte, einmarschieren und die Wiener 
Regierung den Serben deswegen den Krieg erklären wollte, 
rief der Aufruf den Herrschenden zu, daß der ganze 
Sandschak nicht die Knochen eines österreichischen Arbeiters 
wert sei. Der Aufruf schloß mit der eindeutigen Losung, in 
welcher die Politik der Sozialdemokratie damals zusam- 
mengefaßt werden konnte: „Der Balkan den Balkan- 
völkern!" In zahllosen Versammlungen wurde dieser 
Standpunkt vertreten und auf dem Ende Oktober statt- 
gefundenen Parteitag von Adler eingehend begründet. 
Auch er erkannte in seinem Referat über den Krieg und 
die Internationale bis ins einzelne die furchtbaren Folgen 
eines europäischen Krieges: „Wir stehen vor der Gefahr, 
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öaß die Greuel, die sich im Kriege des Balkans zutragen, 
nach Europa herübergeschleppt werden, daß wir in einen 
Krieg hineingetrieben werden, der verwüstet, was das 
Resultat jahrhundertelanger Arbeit ist. Wir stehen davor, 
daß der jahrelange mühselige Aufbau aller Vorkehrungen, 
aller Maßregeln, aller Einrichtungen zur Hebung der 
Lebenshaltung Ser Arbeiter in einem Moment hinwegge- 
blascn werden von der Barbarei des Krieges. Wir stehen 
vor den Gefahren, daß Zehntausende und Hunderttausende 
bluten müssen für eine Sache, die sie nichts angeht. Ja wir 
stehen vor der Gefahr, daß in einer Zeit, wo die arbeiten- 
den Schichten ohnehin durch Lebensmittelteuerung und 
alles, was damit zusammenhängt, Wohnungsteuerung, das 
ganze Massenelend, das sich in der letzten Zeit mit geradezu 
gesteigerter Brutalität in jeder einzelnen Familie gel- 
tend macht, öaß zu ihm noch der Krieg kommt, die Arbeits- 
losigkeit, deren Grenzen sich gar nicht übersehen lassen und 
daß unser ganzer kultureller und politischer Zustand, er 
möge so hoch oder so niedrig eingeschätzt werden, wie man 
will, zurückgeworfen werden auf unabsehbare Zeit, auf 
einen Standpunkt, von dem aus neue Arbeit erst in Jahr- 
zehnten einen Wiederaufbau ermöglicht." Er warnte die 
Herrschenden vor dem Kriege, der für sie „ein Sprung ins 
Dunkle und Düstere, ein Sprung in das Unabsehbare" wäre 
und stellte sich äußerst kritisch gegen die Türkenfreundschaft 
von Regierung und deutschem Bürgertum, welche die 
Slawen in unversöhnliche Opposition gegen den Staat 
trieb. ,,.... wir können meines Erachtens", so führte 
Adler in richtiger Einschätzung der Entwicklungskräfte aus 
dem Balkan aus, „unsere Hoffnung nicht mehr setzen auf 
die zermorschte Macht des türkischen Reiches, sondern wir 
müssen unsere Hoffnungen setzen nicht auf das Vergehende 
und Verfallende, sondern auf das kommende, werdende und 
hoffentlich kräftig werdende Volk Bulgariens und Ser- 
biens." Der zum Beschluß erhobene Antrag endete ähnlich 
wie der kurz vorher erlassene Aufruf der Partei: „Keine 
Einmengung in den Balkankrieg! Der Balkan den Balkan- 
völkern! Erhaltung des Friedens!" 

Aber nicht nur die österreichische Sozialdemokratie, auch 
die sozialistische Internationale war mit aller Kraft be- 
müht, die Kriegsgefahr abzuwenden, die Massen in den 
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Kampf für den Frieden zu führen. Am Sonntag den 18. 
November 1912 sahen Europas Hauptstädte mächtige Frie- 
denskundgebungen des Proletariats. In Berlin sprachen 
an diesem Tage Jaurès, O'Grady und Renner, in Paris 
Scheiüemann, Pernerstorfer, Vandervelde, Macdonald und 
Rubanowitsch, in London Frank, Anseele, Longuet, Quelch, 
Barnes, in Amsterdam Molkenbuhr und Adler. Wenige 
Tage später traten (am 24. November) die Vertrauens- 
männer der Proletarier aller Länder zu einem internatio- 
nalen Sozialistenkongreß im Baseler Münster zusammen. 
Orgelspiel leitete diese, für die meisten Teilnehmer ein- 
drucksvollste und gewaltigste Kundgebung, an der sie in 
ihrem Leben teilgenommen haben, ein. Von gewaltigem 
Pathos und höchster sittlicher Empörung erfüllte, von 
glühender Beredsamkeit und überzeugender Gewalt ge- 
tragene Reden folgten, die das grauenhafte Gespenst des 
Krieges zeichneten und die Massen zur Verteidigung der 
europäischen Kultur aufriefen. Die Führer des Proletariats 
verschiedener Länder waren es, die von der Kanzel 
sprachen: Haase-Deutschland, Keir Hardie-England, Greu- 
lich-Schweiz, Sakasoff-Bulgaren, Viktor Adler-Oesterreich, 
Jaurès-Frankreich, Daszynski-Polen. Der Franzose Jean 
Jaurès, der glänzendste Redner seiner Zeit, zitierte die 
Worte des deutschen Dichterfürsten Friedrich Schiller: 
Vivos voco, mortuos plango, fulgura frango! „Vivos voco — Ich 
rufe die Lebenden zur Verteidigung des vom Mord be- 
drohten Lebens. Mortuos plango — Ich beweine die unge- 
zählten Toten, die auf den furchtbaren Schlachtfeldern am an- 
deren Ende Europas liegen, deren Verwesungsgeruch zu uns 
dringt, wie die Reue über die Untaten. Fulgura frango — 
Ich zerschmettere die kriegerischen Blitze, die in den Wolken 
leuchten und Gefahr verkünden!"^ An zwei Tagen — dem 
24. und 25. November 1912 — berieten die Delegierten über 
die Kriegsgefahr. Das Ergebnis war ein Manifest, das zu- 
nächst an die früheren Beschlüsse Internationaler Kongresse 
in Stuttgart (1907) und Kopenhagen (1910) erinnerte, in 
öenen die Haltung der Sozialdemokratie zum Kriege fol- 
gendermaßen umschrieben war: 

2 An der historischen Kundgebung baben ans Dentschböhmen teilge- 
nommen: Karl Lermak, Oswald Hillebrand, Anton Jarolim, Franz Palme. 
Anton Schäfer, Josef Seliger. 
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„Droht der Ausbruch eines Krieges, so sind die 
arbeitenden Klassen und deren parlamentarische Vertre- 
tungen in den beteiligten Ländern verpflichtet, unterstützt 
durch die zusammenfassende Tätigkeit des Internatio- 
nalen Büros, alles aufzubieten, um durch die Anwen- 
dung der ihnen am wirksamsten erscheinenden Mittel 
den Ausbruch des Krieges zu verhindern, 
die sich je nach der Verschärfung des Klassenkampfes und 
der Verschärfung der allgemeinen politischen Situation 
naturgemäß ändern. 

Falls der Krieg dennoch ausbrechen sollte, ist es die 
Pflicht, für dessen rasche Beendigung einzu- 
treten und mit allen Kräften dahin zu streben, die 
durch den Krieg herbeigeführte wirtschaftliche und poli- 
tische Krise zur Aufrüttelung des Volkes aus- 
zunutzen und dadurch die Beseitigung der kapi- 
talistischenKlassen Herrschaft zu beschleunigen." 

Dann wurden die Aufgaben der einzelnen sozialisti- 
schen Parteien angesichts der damaligen europäischen Lage 
gekennzeichnet. Am Schlüsse wendet sich der Kongreß an 
das Proletariat der ganzen Welt: 

„So wendet sich der Kongreß an Euch, Proletarier, 
und Sozialisten aller Länder, daß Ihr in dieser entschei- 
denden Stunde Euere Stimme vernehmen lasset! Ver- 
kündet Eueren Willen in allen Formen und in allen 
Orten, erhebt Eueren Protest mit voller Wucht in den 
Parlamenten, vereinigt Euch in Massen zu großen Kund- 
gebungen, nützt alle Mittel aus, die Euch die Organisation 
und die Stärke des Proletariats in die Hand geben! 
Sorgt dafür, daß die Regierungen beständig den wach- 
samen und leidenschaftlichen Friedenswillen des Prole- 
tariats vor Augen haben! Stellt so der kapitalistischen 
Welt der Ausbeutung und des Massenmordes die pro- 
letarische Welt des Friedens und der Verbrüderung der 
Völker entgegen!" 

So war die auswärtige Politik der Sozialdemokratie 
aller Nationen auf die gleiche Linie gebracht, die Kraft 
des Proletariats in einer Richtung in Bewegung gesetzt: 
sie galt der Erhaltung des Friedens. Das Prole- 
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tariat von 1912 und 1913 war die größte Frieöensmacht, 
die die Welt vor dem großen Kriege am Werke sah. 

Während es so vorläufig gelang, die Gefahr eines 
Weltbrandes abzuwenden, erreichte die Londoner Kon- 
ferenz nicht ihr Ziel, dem Krieg Ser Balkanstaaten ein 
Ende zu fetzen. Am 7. Jänner 1918 wurde die Konferenz 
ergebnislos geschloffen, da Bulgarien auf der Abtretung 
Adrianopels bestand, was die Türken um keinen Preis zu- 
geben wollten. Damit begann der Krieg von neuem. 
(Zweiter Balkankrieg.) Bald aber sahen die Bal- 
kanstaaten, daß sie die Türkei nicht völlig niederwerfen 
konnten. Wohl fiel am 6. März Adrianopel, aber es gelang 
den Serben und Bulgaren nicht, bis zur Hauptstadt der 
Türkei vorzudringen. So kam es am 16. April abermals 
zum Waffenstillstand. Nur im Westen der Balkanhalbinsel 
wurde noch um Skutari gekämpft. Obwohl Oesterreich die 
Einverleibung Skutaris in den montenegrinischen Staat 
nicht zu dulden erklärt und die Botschafterkonferenz die 
Stadt dem neu zu gründenden albanischen Staat zugewiesen 
hatte, ließen die Serben und Montenegriner von der Be- 
lagerung der Stadt nicht ab. Abermals wollte der öster- 
reichische Generalstabschef Conrad an Serbien und Monte- 
negro den Krieg erklären, und als am 23. April Skutari 
siel, schien der Kriegsausbruch unmittelbar bevorzustehen. 
Oesterreich erklärte die Räumung Skutaris erzwingen zu 
wollen. Nun drängten die Großmächte den Montenegriner- 
fürsten Nikita nachzugeben, am 3. Mai erklärte sich dieser 
zur Räumung der Stadt bereit, am 14. Mai rückten die 
Truppen der Großmächte in das heiß umstrittene Gebiet 
ein. Auch die anderen zwischen den Balkanstaaten einer- 
seits, der Türkei andererseits strittigen Fragen gelang es 
zu bereinigen, am 27. Mai wurde in London der Vorfriede 
unterzeichnet. 

Aber die Völker Europas konnten nicht aufatmen. In 
dem Augenblick, da die Balkanstaaten der Türkei die Beute 
abgejagt hatten, entstand der Streit um deren Verteilung. 
Rußlands Vermittlung schlug fehl und die Balkanstaaten 
rüsteten, den Streit untereinander mit Waffengewalt aus- 
zutragen. Am 29. Mai bereits hatten Serbien und Griechen- 
land ein Bündnis gegen ihren bisherigen Verbündeten 
Bulgarien abgeschlossen und auch Rumänien, das sich bisher 
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nicht eingemischt hatte, stellte seine Ansprüche. Am 28. Juni 
begann der dritte Balkankrieg. Nach vier Wochen 
war Bulgarien dem vereinten Ansturm seiner Gegner — 
Serbien, Griechenland, Rumänien — erlegen. Am 80. Jnli 
mußte es den Waffenstillstand unterzeichnen, am 10. August 
den Frieden von Bukarest abschließen, der das Uebergewicht 
Serbiens und Rumäniens auf dem Balkan festlegte. 

Aber das Jahr 1913 sollte nicht zu Ende gehen, ohne 
nicht noch einmal Oesterreich hart an den Rand des Krieges 
zu führen. Die Botschafterkonferenz in London hatte, wie 
bereits erzählt, die Schaffung eines selbständigen Staates 
Albanien beschlossen, welcher indessen von Serbien besetzt 
war. Am 24. September machte Serbien mobil, um das 
Land zu behaupten, am 2. Oktober forderte die österreichisch- 
ungarische Regierung Serbien auf, Albanien zu räumen. 
Die serbische Regierung lehnte ab. Daraufhin forderte 
Oesterreich am 19. Oktober die Räumung binnen acht Stun- 
den, am 20. Oktober nahm Serbien an, womit die Gefahr 
eines Krieges — auf einige Monate verscheucht war. 

Die österreichische Regierung benützte die kritische 
Situation der beiden Jahre 1912 und 1913 immer wieder 
dazu, vom Parlament die Bewilligung zu großen 
Rüstungsausgaben zu erhalten. Im Oktober 1912 forderte 
sie einen Rüstungskredtt von 205 Millionen Kronen, eine 
für damalige Zeiten unerhört hohe Summe. Ein ernstes 
Anzeichen dafür, daß die Regierung mit dem Kriege rech- 
nete, war aber die Vorlage des Kriegsleistungsgesetzes im 
Dezember. Durch das Gesetz wurde die Bereitstellung aller 
Staatsbürger bis zu 50 Jahren für Zwecke des Krieges 
festgelegt. Im Herbst 1913 kam die Regierung mit noch 
größeren Militärforderungen als ein Jahr zuvor. Für die 
Marine (Bau von Ueberdreadnoughts) wurden 426 Mil- 
lionen, für Rekruten-Mehrkosten 150 Millionen, für die 
Mobilisierung 360 Millionen, zusammen fast eine Mil- 
liarde verlangt, die Anzahl der Rekruten sollte abermals 
um 40.000 Mann erhöht werden. Die Sozialdemokratie 
kämpfte mit aller Kraft gegen diesen Rüstungswahnsinn 
und gegen die Vergeudung des Volksvermögens, waren 
doch in wenigen Jahren die kostspieligsten Kriegsschiffe 
altes Eisen geworden. Der sonnige 1. Mai 1913 war den, 
Kampf gegen Rüstungen und Kriegsgefahr geweiht, in 
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Volksversammlungen, im Parlamente, auf Parteitagen 
wurde der nimmermüde, zähe Kampf geführt. Auf dem 
letzten Parteitage vor dem Weltkriege, der vom 31. Oktober 
bis 4. November 1913 in Wien stattfand, befaßte sich Abg. 
Leuthner in einem mehrstündigen Referat mit den 
ungeheuren Rüstungen für Heer und Marine. „Der 
Militarismus hat von dem Staat vollständig Besitz ergrif- 
fen, er zerrüttet seine Finanzen, gräbt die Quellen der 
Steuerkraft ab und entzieht den sozialen und kulturellen 
Reformen alle Mittel, -rückt die breiten Schichten des arbei- 
tenden Volkes ins tiefste Elend und treibt sie übers Meer. 
Der Militarismus ist zum einzigen Inhalt unseres Staats- 
lebens, unserer Staatstätigkeit geworden." Erschüttert 
sahen diejenigen, die den Kampf um den Frieden als den 
Kampf um die europäische Kultur ansahen, daß das Staats- 
schiff mit vollen Segeln in die Katastrophe steuere. 

So bricht das Jahr des Unheils heran. Im April wur- 
den neue Militärkredite verlangt. Für die Umbewaffnung 
der Artillerie, für neue Großkampfschiffe, Torpedo- und 
Unterseeboote sollten 426 Millionen aufgebracht werden. 
Die Regierung hatte bereits darauf verzichtet, die Kredite 
vom Abgeordnetenhause bewilligt zu erhalten, am 24. März 
war eine kaiserliche Verordnung erschienen, durch welche 
die Regierung ermächtigt wurde, eine Anleihe von 375 Mil- 
lionen Kronen aufzunnehmen, die zum größten Teile 
Rüstungsausgaben diente. Ebenso wurde ohne Zustimmung 
des Parlaments das Rekrutenkontingent erhöht. Die mili- 
tärische Diktatur warf ihre Schatten voraus. 

Am 1. Mai 1914 erhob das Proletariat seine warnende 
Stimme. Es war ein düsterer Tag: kühl und regnerisch. 
Trotzdem war die Beteiligung der Arbeiterschaft massen- 
haft. Der Tag galt dem Protest gegen Kriegsrüstung und 
Kriegshetze, dem Kampf gegen den Absolutismus, für die 
Demokratie, für die Selbstregierung der Völker und für 
die alte Forderung der Sozialdemokratie seit dem 1. Mai 
1890, den Achtstundentag. In der Entschließung wurde eine 
ausreichende Hilfe für die unglücklichen Opfer der Kriegs- 
krisen der letzten Jahre verlangt. Die Hilfe, die der Staat 
den Arbeitslosen drei Monate später brachte, war — der 
Krieg. 
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Wenige Tage vor der Kriegserklärung, es war am 
24. Juli, da das Ultimatum an Serbien ergangen war, 
erscholl der Ruf der Sozialdemokratie innezuhalten in dem 
gefährlichen Spiel, noch einmal, obzwar die Verfasser 
schon wußten, daß das Verhängnis kaum mehr aufzuhalten 
war. Es blieb nichts anderes übrig, als die Verantwortntlg 
an dem blutigen Drama vor der Geschichte festzustellen. In 
dem Aufruf der sozialdemokratischen Abgeordneten, der 
übrigens zum Teil beschlagnahmt wurde, hieß es: 

„Wir sind überzeugt, daß für alles, was Oesterreich- 
Ungarn im Interesse des Schutzes seiner Staatlichkeit 
begehrt, die Erfüllung im Frieden zu erreichen war und 
immer noch wäre und daß keine staatliche Notwendigkeit, 
keine Rücksicht auch auf ihr Ansehen die Großmacht 
zwingt, die Bahnen der friedlichen Verständigung zu ver- 
loffen. BeëWG erKöreit mir im tarnen Sei ar5ette«6en 
(Bluffe, erklären eg aI8 Me Vertreter 6er Mutzen 
beiter in Oesterreich, daß wir für diesen Krieg die Ver- 
antwortung nicht übernehmen, daß wir für ihn und für 
alles, was ihm an furchtbar ernsten Folgen entsprießen 
mag, denjenigen die Verantwortung zu- 
schieben, die den verhängnisvollen Schritt, 
der uns vor den Krieg stellt, ersonnen, 
unter st ü tz t und gefördert haben." 

Die Ohren der Herrschenden waren für Warnungen 
tüuB, Desterres# %r5etterKaffe f#ma5, *** &em ^ 
der Geschichte in die Speichen zu fallen. „Heute sehen wir, 
baß Me (Brüste, Me awn Kriege Mönßte*, ftöifer waren 
aI3 mir". SDag mar Me quäle*6c Wenntntß am Zage 6er 
Kriegserklärung. . 

Es war die nationale Revolutron im Suden des 
Reiches, die den Anlaß gab zum gewaltigsten Blutver- 
gießen, das die Welt gesehen. Aus dem Zusammenprall des 
nationalen Kampfes der Südslawen mit der österreichisch- 
ungarischen Monarchie ging der Weltkrieg hervor? 

Wie kein anderes großes Volk Europas waren die 
Südslawen zu Beginn des 20. Jahrhunderts staatlich zer- 
rissen. In Oesterreich lebten Slowenen und Serbokroaten 
in drei Kronländer, Krain, das Küstenland und Dalmatien 

: Otto Bauer: „Dte österreichische Revolution." Wien 1923. 



zersplittert, ein Teil lebte unter ungarischer Herrschaft 
(Kroatien), ein Teil gehörte beiden Staatshälften der 
Monarchie und keiner an (Bosnien und die Herzegowina), 
ein Teil bildete unter Serbien und Montenegro selbstän- 
dige Staaten und ein Teil lebte unter türkischer Oberherr- 
schaft in Mazedonien. Die wirtschaftliche Entwicklung des 
19. Jahrhunderts hatte zunächst zürn Sturz der Herrschaft 
der türkischen Grundherrenklasse in Alt-Serbien und zur 
wirtschaftlichen und politischen Befreiung des serbischen 
Bauern geführt. Noch bedeutsamer aber war die Entstehung 
eines Bürgertums bei Slowenen, Kroaten und Serben, 
welches der Träger der nationalen Kultur, der geistige 
Führer des Volkes und sein Vorkämpfer im Kampfe um 
seine Freiheit und Einheit wurde. Das Jahr 1908 bedeutet 
den Beginn der südslawischen Revolution: Die Dynastie 
Obrenowitsch in Serbien wird gestürzt, an Stelle des 
dynastischen Absolutismus tritt die Herrschaft der serbi- 
schen Bürger- und Bauernklasse. In Mazedonien erheben 
sich die Serben gegen die Türken und in Kroatien bringt 
e9 Me poItti#e #%tfe beit W bei ßantpf aml#en 
Magyaren und Kroaten in ein entscheidendes Stadium tritt. 
1905 kommt es zur politischen Einigung zwischen den Ser- 
ben und Kroaten, womit ein jahrzehntelanger, aus der 
verschiedenen geschichtlichen Entwicklung der beiden Völker 
hervorgegangener Stammeskampf sein vorläufiges Ende 
findet, 1912 tritt eine ähnliche politische Verständigung 
zwischen Kroaten und Slowenen ein. Die nationale Revo- 
lution des Südslawentums findet nun kräftige Nahrung 
an den Gegensätzen zwischen Serbien und Montenegro 
einerseits, Oesterreich andererseits. Der serbisch-österrei- 
chische Handelskrieg von 1906 bringt die serbischen Bauern 
tu #me%e 9W imb ßöiEt #611 W GW» 
Destelle#. Bie mtitestoit aWnteuß 1908 mtb bie beiettß 
erzählten Ereignisse während der Balkankriege 1912/18 
reißen den Abgrund zwischen den beiden Gegnern vollends 
auf. Der Krieg ist nur eine Frage der Zeit geworden, er 
bedarf nur eines Anlasses. 

Da erschießt ein serbischer Revolutionär am 28. Juni 
1914 in Sarajewo den Erzherzog-Thronfolger und seine 
Gemahlin. Nun halten die österreichischen Staatsmänner 
den Augenblick für gekommen, den gewünschten Feldzug 
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gegen Serbien zu unternehmen. Am 23. Juli richtet Oester- 
reich-Ungarn an die serbische Regierung ein Ultimatum, 
in welchem die gerichtliche Untersuchung gegen die an dem 
Anschlag beteiligten serbischen Staatsbürger unter Mit- 
wirkung österreichischer Beamter und die Unterdrückung 
der auf Losreißung südslawischen Gebiets von Oesterreich- 
Ungarn gerichteten Bestrebungen verlangt wird. Die ser- 
bische Regierung nimmt das Ultimatum nicht in seiner 
Gänze an, worauf Oesterreich-Ungarn am 28. Juli Serbien 
den Krieg erklärt. 

Die Entwicklung der europäischen Politik in den letzten 
Jahren aber weitet den serbisch-österreichischen Feldzug 
zum Weltkriege aus, die nationale Revolution des 
Südslawentums verbindet sich mit den weltwirtschaftlichen 
und weltpolitischen Gegensätzen der Mächte. 

Nach dem Zusammenbruch der Vorherrschaft Napoleons 
in Europa hatten sich in der Heiligen Allianz Rußland, 
Oesterreich und Preußen zusammengefunden, um die feu- 
dale Ordnung auf dem europäischen Festlande aufrechtzu- 
erhalten. (1815.) Der Bund zwischen den absoluten Mo- 
narchien Oesterreich und Rußland, durch den noch 1849 die 
ungarische Revolution niedergeworfen worden war, wurde 
durch den Krimkrieg (1853—1856) erschüttert, in welchem 
Oesterreich den Russen im Kampfe gegen England und Frank- 
reich keine Waffenhilfe leistete. Das Bündnis zwischen 
Oesterreich und Preußen aber ging im Kampfe um die Vor- 
herrschaft in Deutschland in Brüche. (1866.) Aber Deutsch- 
land errang seine Einheit im Kriege gegen seinen französi- 
schen Nachbarn (1870/71) und der Gegensatz, der sich daraus 
zwischen den beiden Mächten ergab, übte auf die europäische 
Politik von 1871 bis 1914 den tiefsten Einfluß aus. Wohl 
gelang es Bismarck, eine Zeitlang Frankreich in Europa 
zu isolieren und Deutschland Bundesgenossen zu sichern. 
1879 schloß er das Bündnis mit Oesterreich, welch letzteres 
infolge seines Gegensatzes zu Rußland auf dem Balkan 
einen Rückhalt brauchte. 1882 wurde dieses Bündnis durch 
den Beitritt Italiens zum Dreibund erweitert, weil 
Italien in seinem Ausdehnungsdrang in den Mittelmeer- 
ländern auf den Widerstand Frankreichs stieß. 

Aber schon zu Beginn der neunziger Jahre begannen 
sich die Gegner Deutschlands, dessen wirtschaftliche und 
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politische Macht immer mehr wuchs, zu sammeln. Während 
noch Bismarck trotz des Bündnisses mit Oesterreich Ruß- 
land durch den sogenannten Rückversicherungsvertrag neu- 
tralisiert hatte, erneuerte -essen Nachfolger diesen Vertrag 
nicht mehr und trieb Rußland in die Arme Frankreichs, 
so daß es zu dem für Deutschland gefährlichen Bündnis 
seines östlichen und westlichen Nachbarn kam. (1891.) Ent- 
scheidend aber wurde der Gegensatz zwischen Deutschland 
und England. Als Deutschland seinen überseeischen Besitz 
immer mehr ausdehnte und seine Flotte vermehrte, ver- 
suchte England, sich zunächst durch ein Bündnis zu sichern. 
(1902.) Als Deutschland dies ablehnte, näherte sich England 
den Franzosen und regelte die mit Frankreich bestehenden 
kolonialen Schwierigkeiten, derentwegen es 1898 beinahe 
zu einem Kriege Frankreichs gegen England gekommen 
wäre. Am 8. April 1904 kam es zwischen den beiden Staaten 
zur Entente cordiale, die bald darauf durch eine Militär- 
konvention noch gefestigt wurde. Gerade damals aber wurde 
das französisch-deutfche Verhältnis infolge der Marokko- 
krisis neuerdings getrübt. (1905.) Schon damals standen 
England, Frankreich und Rußland zusammen und auch 
Italien war mehr auf seiten Frankreichs als Deutschlands. 
Um nun Rußland in die neue Mächtegruppierung hineinzu- 
ziehen, verständigte sich England mit Rußland über die 
Interessen beider Staaten in Vorderasien (1907), welche ihr 
gegenseitiges Verhältnis seit Jahrzehnten getrübt hatten. 
In der Annexionskrise 1908/9, in der Marokkokrise von 
1911 und während der Balkankriege hielt der neue Drei- 
verband fest zusammen, Europa stand sich in zwei Heer- 
lagern gegenüber. Die Gefahr, daß bei irgend einem Streit 
durch das System von Bündnissen geradezu automatisch ein 
allgemeiner europäischer Konflikt entstehen mußte, wuchs. 
Dieser Fall ergab sich nach dem Ultimatum Oesterreichs an 
Serbien. Am 28. Juli erklärte Oesterreich den Serben den 
Krieg. Drei Tage später macht Rußland mobil. Am 1. Au- 
gust erklärt Deutschland an Rußland, am 3. August an 
Frankreich den Krieg. Am 4. August folgt die Kriegser- 
klärung Englands und Belgiens an das Deutsche Reich, 
am 6. August die Oesterreichs an Rußland. 

So wurde durch die nationale Revolution der Süd- 
slawen Oesterreich in einen Krieg gegen seinen russischen 
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uní» serbischen, balö auch montenegrinischen (7. August 
1914), später italienischen (23. Mai 1915) und rumänischen 
(16. August 1916) Nachbarn hineingerissen. Dieser Krieg 
rief die nationale Revolution der übrigen Völker Oester- 
reich-Ungarns hervor, die zum Ende des Reiches führte. 
1913 hatte Otto Bauer geschrieben: „Oesterreich wird in 
einen Bundesstaat autonomer Nationen verwandelt wer- 
den oder es wird aufhören zu sein." Als dies Dynastie und 
deutsches Bürgertum erkannten, war es zu spät: Oester- 
reich hörte auf zu sein. 

Fünfzehntes Kapitel: 

Parteiorganisation nnd Parteipresse. 

Nachdem der Kampf um das gleiche Wahlrecht beendigt 
war, ging die Partei daran, ihr Haus zu bestellen. Auf 
dem den ersten Wahlen in das Volkshaus folgenden Par- 
teitag (1907) gab sich die Partei ein neues Organisations- 
statut. Die neue Verfassung der Partei sah die Gliederung 
nach Lokal-, Bezirks-, Kreis- und Landesorganisationen 
vor, wobei jedoch die Kreisorganisationen nicht unbedingt 
gebildet werden mußten. In Böhmen blieben sie freilich 
auch weiterhin der politische Schwerpunkt des Parteilebens. 
Die materiellen Mittel sollte die Parteizentrale weiterhin 
durch eine Reichsparteisteuer von zwei Hellern pro Mit- 
glied zugewiesen erhalten, der Beitrag an die Landes-, Be- 
zirks- und Lokalorganisation sollte wenigstens 20 Heller 
betragen. Die Beiträge sollten nunmehr auf Quittungs- 
karten, die zugleich Mitgliedsbücher waren, bestätigt wer- 
den. Im Gebiete jeder Bezirksorganisation sollte — 
mußte aber nicht — ein politischer Verein bestehen. 

Nach Abschluß des Parteitages fand eine deutschböh- 
mische Landeskonferenz statt (am 5. Oktober 1907), die für 
die Zukunft der Landesorganisation von entscheidender Be- 
deutung wurde. In dieser Konferenz gelang es nämlich, 
eine lebenskräftige Organisation zu schaffen. Seliger 
hielt eine Rede, in welcher er betonte, daß der Mangel 
eines starken wirtschaftlichen und politischen Zentrums für 
die deutschböhmische Landesorganisation eine große Schwie- 
rigkeit bedeute. Aber dennoch sei die Landesorganisation 
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aus politischen und organisatorischen Gründen notwendig. 
Politisch schmiede der Kampf um das Lanütagswahlrecht die 
deutschböhmischen Organisationen zu einer Einheit. Aber 
auch organisatorisch brauche man die Landesorganisatwn. 
„Wohl sind die Kreisorganisationen natürliche Gebilde, dre 
in der ökonomischen und sozialen Struktur sowie in der 
æaitettmMtton #6 feste BSurael Wen; ao# mti Grannen 
Me Banaeßorßantfatton, um W ßanae Bona Bizmen noH= 
ständig zu organisieren und den industriell weniger ent- 
wickelten Gebieten unsere Hilfe bringen zu können? Die 
Konferenz stimmte den Ausführungen Seligers zu und die 
Schaffung der Landesorganisation — die finanziell auf der 
Abführung von zehn Prozent der Mitglieösbeiträge beruhte 
— wurde beschlossen. Gleichzeitig wurde die Einteilung der 
Kreise folgendermaßen festgesetzt: Trautenau-Landskron, 
Gablonz-Hohenelbe, Reichenberg-Leipa, Warnsdorf, Aussig, 
Teplitz-Saaz, Karlsbad-Eger und Südböhmen. Die Landes- 
parteivertretung sollte aus sieben Mitgliedern bestehen, von 
denen vier die Exekutive und drei die Kontrolle bildeten, 
et* aei %efuttbe mar %nfftß=%eplt%. 3ß&$rena no# nor 
wenigen Jahren die politische Führung der deutschböhmi- 
schen Sozialdemokratie bei der Kreisorganisation Reichen- 
berg gelegen war, verschob sich nun die Leitung der Landes- 
partei teils infolge der industriellen Entwicklung des Elbe- 
gebiets sowie Nordwestböhmens, teils infolge der über- 
loßenaen ^erfönIt#;ett @ofef Seltßerß 5te%er. @3 sonnte 
auch gar kein Zweifel darüber sein, daß Seliger der Vor- 
sitzende der Landespartei werden mußte, seine Führung 
war unbestritten. Ihm stand als Schriftführer, später als 
Sekretär der Landesorganisation der vor kurzem aus Wien 
nach Deutschböhmen gekommene ehemalige Handlungsge- 
Gtlfe ßarl Cer mal aus Sette. Biese öetaen mtnner, aeren 
Wirken im Zusammenhange noch gedacht werden muß, 
waren cs, welche der Landesorganisation Leben eingeflößt 
haben und sie betreuten, bis diese in der Deutschen sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei in der Tschechoslowakischen 
Republik aufging (1919)? 

Die übrigen Mitglieder der Landesvarteivertretung waren Heinrich 

« «Bodenbach) nnd Sannt Neumann (Aussig dazu 



Mit -er formalen Schaffung -er Lanöesorganisation 
waren -ie Schwierigkeiten nicht behoben. Erst allmählich 
vermochte sie sich dank der Persönlichkeit Seligers, -er auf 
allen Kreiskonferenzen anwesend war, durchzusetzen. Für 
den Eingang der finanziellen Mittel wurde durch die Aus- 
gabe einer einheitlichen Landesmarke gesorgt, welche die 
Kreise von der Landesexekutive zu beziehen gezwungen 
waren. So konnte Seliger auf dem Lanöesparteitag in Prag 
(31. Jänner und 1. Feber 1909) sagen, daß sich die Landes- 
organisation tief in das Bewußtsein der Parteigenossen 
eingegraben habe. Auf diesem Parteitag kam es auch zur 
Gründung neuer Kreisorganisationen, nämlich Plan- 
Tachau, Bodenbach-Vöhm.-Leipa und Eger. In den nun 
bestehenden elf Kreisen gab es etwa 60 Bezirks- und 650 
Lokalorganisationen mit annähernd 25.000 Organisierten. 

Einen weiteren Schritt nach vorwärts machte die Par- 
teiorganisation durch die Beschlüsse des im selben Jahre 
stattgefundenen Reichenberger Parteitages, wo der Entwurf 
Seligers die Grundlagen der Beratungen bildete. Zweierlei 
wurde dort festgesetzt: Es sollte der politische Verein überall 
die Grundlage der politischen Organisation sein und jedes 
Mitglied eine im ganzen Reiche gleiche Mitgliedskarte mit 
einer einheitlichen Beitragsmarke erhalten. Damit war die 
Partei erst wirklich eine straff organisierte Ver- 
waltungseinheit mit einer leicht kontrollierbaren, 
gut funktionierenden Kassagebarung geworden. Die Be- 
schlüsse des Reichenberger Parteitages wurden — es ist dies 
ein Beweis für die Schlagfertigkeit der Organisation — in 
kurzer Zeit auch durchgeführt. Vom l. Jänner 1910 wurden 
die Beiträge überall mit der gleichen Marke bestätigt und 
bis zum nächsten Parteitage (1911) waren 88 Prozent aller 
Mitglieder Angehörige politischer Vereine. Die Gesamtzahl 
der in der deutschen sozialdemokratischen Partei Oesterreichs 
Organisierten betrug damals fast 150.000. Finanziell von 
Bedeutung war die Schaffung eines Wahlfonds, der pro 
Mitglied mindestens zwanzig Heller vierteljährlich betrug 
und wovon die Hälfte dem Zentralwahlfon-, die Hälfte bei 
der Bezirksorganisation verblieb. 

Auch auf dem Lanöesparteitag in Boöenbach (März 
1911) konnte ein weiteres Wachstum der Parteiorganisation 
in Deutschböhmen festgestellt werden. Die Anzahl der Be- 
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zirksorganisationen war in den letzten zwei Jahren von 
60 auf 72, die der Parteimitglieder von weniger als 25.000 
auf etwa 85.000 gestiegen. Eine wesentliche Stärkung erhielt 
die Landesorganisation dank der Errichtung eines selbstän- 
digen Landessekretariats, dessen Leitung in den Händen 
Karl Lermaks lag. 

Die eintretenden ungünstigen politischen Verhältnisse 
— insbesondere die Verschärfung der nationalen Kämpfe 
— setzten nicht nur der Ersassung neuer Wählermassen 
durch die Sozialdemokratie ein vorläufiges Ziel (was in 
den Wahlen von 1911 zum Ausdruck kam), sondern brach- 
ten sogar einen leichten Rückgang in der Zahl derjenigen, 
welche sich durch die Entrichtung der Parteisteuer als Par- 
teimitglieder bekannten. Der Bericht der Parteivertretung 
an den Wiener Parteitag von 1912 verzeichnet einen Mit- 
gliederrückgang in einem Jahre von 146.623 auf 145.524, 
der noch größer gewesen wäre, wenn der Rückgang in der 
Anzahl der männlichen Mitglieder nicht gemildert worden 
wäre durch die Zunahme der weiblichen. (Abnahme der 
Männer um 8000, Zunahme der Frauen um 2000.) Dieser 
Parteitag nahm nun nochmals eine Aenderung des Partei- 
statuts vor. Unter anderem handelte es sich um die Wahlen 
der Delegierten zum Parteitage. Schon das Wiener Statut 
von 1907 hatte dem Delegierungsrecht der Lokalorganisatio- 
nen ein Ende gemacht und dieses nur den Bezirks-, Kreis- 
und Landesorganisationen zugestanden. Nun tauchte 1912 
der Gedanke des Proportionalwahlrechtes bei den Wahlen 
der Parteitagsabgeordneten auf. Der Parteitag hat das 
nicht genehmigen können. „Es wäre sehr bedauerlich," sagte 
der Referent Seitz, „wenn nicht alle Organisationen, die 
nach den Grundsätzen der Sozialdemokratie und für sie 
wirken, vertreten wären. Diese Vertretung stört aber eine 
rein verhältnismäßige Vertretung." 

In den letzten Jahren vor dem Kriege hielt der geringe 
Rückgang der Anzahl der Mitglieder an. Von 1912 auf 
1913 ging die Zahl der Parteimitglieder in ganz Oesterreich 
von etwa 145.000 auf 142.000 zurück, davon in Böhmen von 
40.294 auf 40.193, ebenso die Anzahl der Lokalorganisatio- 
nen von 725 auf 691. „Wenn wir in dieser Zeit der Wirt- 
schaftskrise, die noch ungemein verschärft worden ist durch 
den politischen Niedergang in Oesterreich, unsere organisa- 
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torische Stärke auf dieser Höhe halten konnten, so ist das 
wohl der beste Beweis für die innere Kraft und Stärke 
unserer Organisation." So meinte Seliger 1913. Aus der 
politischen Verdrossenheit konnten die Massen nicht einmal 
durch den leidenschaftlichen Kampf der Sozialdemokratie 
gegen die Kriegsgefahr aufgerüttelt werden, die Menschen 
ahnten nicht die Größe der Katastrophe, in die sie von den 
herrschenden Mächten geführt wurden? 

Einen Lichtblick auch in den letzten Jahren vor dem 
Kriege bedeutet das Wachstum der sozialdemokratischen 
Frauenbewegung. Ueberall, wo die Möglichkeit vor- 
handen war, wurden freie politische Frauenorganisationen 
gebildet, die ihre Zentrale im Franenreichskomitee hatten. 
Selbst in den Jahren 1911 bis 1914, da die Anzahl der orga- 
nisierten Männer sank, stieg die Anzahl der weiblichen 
Parteimitglieder, die 1912 etwa 14 Prozent der Gesamtmit- 
gliedschaft betrugen. Das Blatt der sozialdemokratischen 
Frauen hatte vor dem Kriege eine Auflage von etwa 30.000. 
Seit 1912 gab es jährlich einen Frauentag, welcher der Auf- 
rüttelung der politisch noch gleichgültigen Frauen diente. 
Seit 1908 gab es auch in Deutschböhmen Landesfrauenkon- 
ferenzen und eine Lanöesfrauenorganisation. Die erste 
Landesvertrauensperson war Fanni Neumann (Aussig). 
1912 gab es in Deutschböhmen 71 sozialdemokratische 
Frauenorganisationen mit 4231 organisierten Sozialdemo- 
kratinnen. 

Von ebensolcher Bedeutung wie die Frauenorganisa- 
tion war für die Partei die Organisierung der Inge n d. 
Bon den Anfängen der Jugendorganisation in Deutschböh- 
men haben wir bereits gesprochen. Im ganzen übrigen 
Oesterreich war die Jugendorganisation nicht stärker als in 
Deutschböhmen allein. Das Jahr des Aufschwunges der 
Jugendorganisation ist 1908. Während 1903 in ganz 
Deutschböhmen nur in 4 Orten, 1907 erst in 9 Orten eine 
Jugendorganisation bestanden hatte, schnellte 1908 die An- 
zahl der Gruppen auf 36 empor. Auch in den ferneren 
Jahren bis zum Kriegsausbruch hielt die günstige Entwick- 
lung der Jugendorganisation an. 1911 gab es in Deutsch- 

2 Nicht vergessen sei, Satz am 12. Feber 1918 der volkstümliche Führer 
der Wiener Sozialdemokratie, Franz S ch u h m e i e r, ermordet wurde. Er 
war den deutschböhmischen Arbeitern aus Versammlungen, die er hier gebal- 
ten, bekannt. 
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böhmen 191 sozialdemokratische Jugendgruppen, im ganzen 
übrigen Oesterreich nur 115. 1913 waren in Deutschböhmen 
6833 Jugendliche sozialdemokratisch organisiert, im übrigen 
deutschen Oesterreich nur 5229. Seit dem 20. Oktober 1907, 
an welchem Tage die erste Landesjugendkonserenz in 
Königsberg an der Eger getagt hatte, gab es auch eine 
Landesjugendorganisation, deren erster Vertrauensmann 
der Aussiger Rudolf Müller war. 

Aber nicht nur die jugendlichen Arbeiter, auch die Kin- 
der des Proletariats wurden im Geiste der Gemeinschaft er- 
zogen. Das war die besondere Aufgabe der „K inder- 
freunde", einer proletarischen Organisation, die von 
Graz ihren Ausgang nahm und in Böhmen 1906 zuerst im 
Aussiger Gebiete Fuß faßte. So wurden auch die Kinder in 
den erhebenden Aufstieg des Proletariats einbezogen, die 
Kulturerrungenschaften der Arbeiterklasse den Arbeiterkin- 
dern nutzbar gemacht? 

Seit 1907 stellte sich die Partei eine neue große Auf- 
gabe: die systematische Bildungsarbeit unter den 
Parteimitgliedern. War die Partei in der Zeit der Wahl- 
rechtskämpfe gewachsen, so galt es nun, die Neugewonnenen 
mit dem Sinn des Sozialismus vertraut zu machen. Durch 
das allmähliche Absterben der Bildnngsvereine und die Zu- 
nahme der politischen Aufgaben der Partei entstand die 
Gefahr, daß sich die Massen einzig und allein mit den Sor- 
gen des Alltags befassen und den wissenschaftlichen Grund- 
lagen des Sozialismus zu wenig Aufmerksamkeit schenken. 
Seit 1908 bestand bei der Parteivertretung eine eigene 
„Zentralstelle für das Bildungswesen", deren tatkräftiger 
Leiter Dr. Robert Danneberg war. Es wurden zunächst 
Vortragsreihen veranstaltet, in denen nicht nur aktuelle 
Fragen, sondern die allgemeinen Grundlagen der sozialde- 
mokratischen Politik erörtert wurden. 1912 wurde ein wei- 
terer Fortschritt dadurch erzielt, daß sich auch bei den Kreis- 
und Bezirksorganisationen eigene Ausschüsse bildeten, deren 
Aufgabe die Pflege der Bildungsarbeit war. Durch Samm- 
lung von Unterrichtsanleitungen, Neueinrichtungen auf 
dem Gebiete der Büchereien (Vereinigung der kleinen Bü- 

* Der Begründer dieser Bewegung ist Anton A f r i t s ch (Grap, ihr 
erster Vorkämpfer in Böhmen Wenzel Karl lNestomttz). 
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chereien -er verschiedenen Arbeiterorganisationen zu Zen- 
tralbibliotheken) und mehrwöchige Parteischulen wurde 
den Vertrauensmännern ebenso wie der Masse der Arbei- 
terschaft Gelegenheit geboten, auf allen Wissensgebieten Er- 
oberungen zu machen. Die Generation sozialdemokratischer 
Mitglieder vor dem Weltkriege hat dadurch ihre Kenntnisse 
erweitert, ihr soziales Weltbild vertieft. Daß die Partei die 
große Aufgabe, die ihr angesichts der schlechten Schulbildung 
der Arbeiterschaft zufiel, erkannte, dafür seien die Worte 
angeführt, die der Referent über die Bildungsarbeit auf 
dem Parteitage von 1912 sprach: „Die verdammte Bedürf- 
nislosigkeit, von der schon Lassalle gesprochen hat, ist auch 
in geistiger Beziehung zu bekämpfen. Wir müssen die 
Arbeiter nicht nur nach höheren Löhnen, nach kürzerer 
Arbeitszeit, nach besseren Wohnungen begehrlich machen, 
sondern auch nach geistigen Gütern, nach der sozialistischen 
Bildung, die wir für den Kampf brauchen." So wuchs die 
sozialdemokratische Bewegung nicht nur in die Breite, son- 
dern auch in die Tiefe, sie war nicht nur an der Arbeit, das 
Proletariat von den wirtschaftlichen, sondern auch von den 
geistigen Fesseln zu befreien, in die es der Kapitalismus 
geschlagen hatte, die Arbeiter aus ihrer materiellen Not, 
sondern auch aus ihrer geistigen Enge herauszuführen. 

Ein Mittel der Bildung und Aufklärung der Arbeiter- 
schaft war seit jeher die sozialdemokratische Presse. Die 
Wahlrechtsbewegung brachte auch hier einen großen Auf- 
schwung. 1904 hatte die Auflage der in Deutschböhmen ein- 
bis zweimal wöchentlich erscheinenden Parteipresse 22.000 
betragen, 1909 aber 42.000. 1912 verfügte die Partei in ganz 
Oesterreich über 27 politische Blätter. In dem Jahre vor- 
dem Kriege betrug die Durchschnittsauflage der Partei- 
blätter in Deutschböhmen über 46.000. 1911 stellte der in 
Gablonz erscheinende „Gebirgsbote" sein Erscheinen ein,' 
1909 wurde der „Volksbote" nach Bodenbach verlegt. Seit 
1911 erschien in Wien ein Massenagitationsblatt: „Das 
Volk." 

Das wichtigste und zugleich schwierigste Presseproblem 
der deutschböhmischen Sozialdemokratie war die Schaffung 

* Die erste Nummer des Gablonzer „Gebirgsboten" erschien am 22. Ok- 
tober 1896, die letzte am 29. September 1911. Der erste Redakteur war 
Robert Köhler. 



eines sozialdemokratischen Tagblat- 
tes für Deutschböhmen, zu dem es jedoch 
in dem ganzen geschilderten Zeitabschnitt nicht gekommen 
ist, trotzdem dessen Notwendigkeit allgemein anerkannt 
worden war. Die Ursachen dieser Schwierigkeiten waren 
dieselben, die sich der Entstehung der -eutschböhmischen 
Landespartei in den Weg gestellt hatten: die unglückliche 
geographische Lage des langgestreckten, zerrissenen deut- 
schen Sprachgebietes in Böhmen und das Fehlen eines 
Zentrums der Arbeiterbewegung des Landes, welches stark 
genug gewesen wäre, die Grundlage für die Verbreitung 
eines täglich erscheinenden Arbeiterblattes zu werden. Seit 
1901 beschäftigte, wie bereits berichtet wurde, dieses 
Problem die Partei. Je mehr nach 1907 die Partei in die 
Lanöespolitik eingriff, desto mehr machte sich das Fehlen 
eines Blattes bemerkbar, in welchem im Namen der gesam- 
ten deutschböhmischen Arbeiterschaft Tag für Tag auf das 
schwere Unrecht, das ihr angetan wurde, aufmerksam 
gemacht werden konnte. Seit 1907 gab es auch eine lebens- 
kräftige Landespartei, die aber kein Organ hatte. Auf dem 
Prager Parteitag von 1909 wurde die Frage des gemein- 
samen Lanüesorgans vom Referenten über die Parteipresse 
Oswald Hillebrand eingehend behandelt. „Wir haben 
kein Organ," so meinte er, „das sozusagen der sichtbare 
Ausdruck unseres Gesamtwillens ist." Wo sollte aber dieses 
Lanöesorgan erscheinen? Nach der Meinung des Referen- 
ten konnte ein Tagblatt in Deutschböhmen niemals über 
den Rang eines Provinzblattes hinauskommen. Es konnte 
nur Bedeutung erlangen, wenn es dort erschien, wo die 
Fäden der Politik zusammenliefen, in Prag. Auch Adler 
und Austerlitz sprachen sich für die Gründung eines Landes- 
organs aus. Gegen Prag als Erscheinungsort machte sich 
freilich schon die Opposition der Reichenberger geltend. In 
einer Resolution erklärte der Parteitag „die Schaffung eines 
gemeinsamen Tagblatts für Deutschböhmen für ein drin- 
gendes Erfordernis und eine zwingende Notwendigkeit der 
Partei." Die Landesparteivertretung wurde beauftragt, die 
Vorbereitungen zu treffen und das Ergebnis zur endgül- 
tigen Entscheidung einem neuen Landesparteitag vorzu- 
legen. Der Frage des Erscheinungsortes wich die Resolu- 
tion aus. 



Die Lanüesparteivertretung war entschlossen, -en ihr 
gewordenen Auftrag auszuführen. Am 6. Feber 1910 wurde 
die Schaffung eines Gründungsfonds für das Lanüesorgan 
beschlossen und als Datum des Erscheinens der 1. Jänner 
1911 in Aussicht genommen. So schien alles in bester 
Ordnung. 

In den Kreisen der führenden Vertrauensmänner war 
der Zweifel daran, ob ein täglich erscheinendes Lanüesorgan 
in Prag, wo es angesichts der geringen Zahl der deutschen 
Arbeiter in der Landeshauptstadt nicht die gewünschte 
breite Grundlage für seine Verbreitung haben konnte, 
niemals geschwunden. Je näher der Termin rückte, der für 
das Erscheinen des Blattes in Aussicht genommen war, 
desto stärker wurden die Bedenken. So standen sich auf dem 
Landesparteitag in Bodenbach (1911) verschiedene Auffas- 
sungen gegenüber. Ein Antrag Aussiger Delegierter ver- 
langte die Herausgabe des Blattes in Prag ab 1. Oktober 
1911, ein zweiter Antrag, von den Reichenbergern gestellt, 
bezweckte die Aufhebung des Prager Beschlusses nach 
Gründung eines Lanüesorgans. Wohl wurde der zweite 
Antrag abgelehnt und der erste mit Mehrheit angenommen, 
aber in Wirklichkeit entsprach den Wünschen der Delegier- 
ten am meisten ein Antrag Seliger - Lermak - Hillebranü, 
der auch einstimmig zum Beschluß erhoben wurde und der 
den Kreisorganisationen freistellte, selbst an die Heraus- 
gabe eigener Tagblätter zu schreiten, wenn das gemeinsame 
Lanüesorgan bis zum 1. Oktober 1911 nicht tatsächlich er- 
scheinen werde. 

Die Wahlen in das Abgeordnetenhaus im Sommer des 
gleichen Jahres schufen eine Lage, welche die Herausgabe 
des Blattes am 1. Oktober unmöglich machte. Während der 
Wahlbewegung gab die Reichenberger Kreisorganisation ihr 
Blatt täglich heraus, wobei es auch nach den Wahlen blieb. 
(Das Blatt führte den Namen „Vorwärts".) Damit war 
die Gründung eines gemeinsamen Tagblat- 
tes der Sozialdemokratie Deutschböhmens 
unmöglich geworden, dem Landesparteitag von 
Aussig 1912 blieb nichts anderes übrig, als „die Herausgabe 
eines gemeinsamen Tagblattes für Deutschböhmen gegen- 
wärtig für undurchführbar" zu erklären. 
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In der Unmöglichkeit der Schaffung eines gemeinsamen 
Organes spiegeln sich die Schwierigkeiten des politischen 
Wirkens der Sozialdemokratie Deutschböhmens anschaulich 
in dem hier geschilderten Zeitabschnitt und in den späteren 
Epochen ihrer Geschichte wieder. 

Sechzehntes Kapitel: 

Josef Seliger und Karl Lermak. 

Seit der Jahrhundertwende trat innerhalb der Ver- 
trauensmänner der deutschböhmischen Arbeiterschaft Josef 
S e l i g e r s starke Persönlichkeit immer mehr in den Vor- 
dergrund, seit dem siegreichen Kampf um das allgemeine 
Wahlrecht war er der unbestrittene Führer, der es blieb 
bis zu seinem Tode. In ihm verkörpert sich der Aufstieg der 
Arbeiterklasse seines Heimatlandes, sein Leben ist ein Stück 
Arbeiterbewegung selbst, seine Persönlichkeit hat in der 
Politik der deutschböhmischen Arbeiterklasse tiefe Spuren 
gezogen. Eine Geschichte der Sozialdemokratie Böhmens 
wäre Stückwerk, ohne daß man des Lebens und Wirkens 
ihrer stärksten geistigen Kraft gedenken würde. 

Durch die Wirtschaftsentwicklung und wohl auch durch 
eigene Schuld war das trotzige Bauerngeschlecht der Seliger, 
das jahrhundertelang in Preußisch-Schlesien gewesen war, 
um Haus und Hof gekommen, die kapitalistische Hausindu- 
strie bot ihm harten Lebenserwerb? Seligers Vater, der den 
gleichen Namen trug, hatte in unermüdlicher Arbeitsfron 
in Schönborn bei Reichenberg dem Walde ein schmales 
Ackerstück abgerungen und darauf ein Haus gebaut. Wenn 
er um sechs Uhr morgens in die Spinnerei ging, hatte er 
schon auf dem Felde gearbeitet. Ihm half seine gleich arbeit- 
same wie empfindsame Frau Anna, die ihr reiches Gemüts- 
leben auf ihren Sohn Josef vererbte. In dem einsamen, am 
Waldrande gelegenen Häuschen, von dessen Fenstern man 
die Türme der Stadt Reichenberg sah, erblickte dieser am 
17. Feber 1870 als sechstes Kind seiner Eltern das Licht der 
Welt. In der zweiklassigen Schule seines Heimatortes ge- 
noß der wißbegierige Knabe seine Ausbildung, ein Jahr 

> Emil Strauß: „Josef Seligers Anfange." „Sozialdemokrat" (Prag) 
18. Oktober 1938. 
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lang war er bei einer tschechischen Familie in der Nähe von 
Jungbunzlau, wo er auch die Schule besuchte. Noch in der 
Schulzeit mußte er die Schwere des Lebens für den Arbeiter 
der kapitalistischen Gesellschaft erkennen und nach Schluß 
des Unterrichtes am väterlichen Webstuhl für den Unter- 
halt der Familie mitforgen. Gerne hätte er nach dem Ans- 
tritt aus der Volksschule weiterstuöiert — die Mittel der 
Familie reichten nicht dazu. Voll Bitternis darob erfüllt, 
mußte er den väterlichen Beruf ergreifen, erst am häus- 
lichen Webstuhl, später in der Fabrik in einem Nachbarorte 
sich sein Brot verdienen. 

Aus der Zeit des Handwerks hatte sich der Brauch 
herübergerettet, daß der Bursche, der seine Lehrlingszeit 
hinter sich hatte, zum Wanöerstab griff. So wie für die 
Arbeiterführer des Geschlechtes vor ihm, wurde auch die 
Zeit der Wanderschaft für Josef Seliger entscheidend. 1887 
und 1888 arbeitete er in Deutschland, wo die Arbeiterschaft 
weit vorgeschrittener und klassenbewußter war und wo 
Seliger den ganzen staatlichen Machtapparat als Instru- 
ment der Klassenherschaft kennen lernte. So wurde sein 
Klassenbewußtsein, das sich zum erstenmal in einem natio- 
nalen Turnverein aufgebäumt hatte, als ein paar Bürger- 
söhnchen sich vom Kinde des armen Webers das „Du" ver- 
baten, gestärkt und vertieft. Nach seiner Rückkehr in die 
Heimat sehen wir ihn schon im Arbeitergesangverein und 
im Arbeiterbildungsverein. Bon nun an suchte er Gesellig- 
keit und Geistesbildung in den Organisationen seiner 
Klasse. 

In die Zeit der Wiedervereinigung der einundeinhalb 
Jahrzehnte von Bruderkämpfen zerspaltenen Arbeiterbe- 
wegung fallen Josef Seligers politische Anfänge. Der mäch- 
tige Strom der Begeisterung, der damals durch alt und 
jung ging, hat auch ihn mitgerissen und ihm alle Qualen 
tragen geholfen, welche ein engstirniges Unternehmertum 
gerade für die Begabtesten unter den Arbeitern übrig hatte, 
bloß weil sie hell auszusprechen den Mut hatten, was die 
andern dunkel empfanden. So wurde er von Fabrik zu 
Fabrik gejagt und mußte sich eine Zeitlang als Kellner im 
Wirtshause einer Kleinstadt fortbringen. Gerade in jener 
Zeit hat er unablässig daran gearbeitet, die Lücken seiner 
Geistesbildung auszufüllen. Bald war er so weit, daß er 



den anderen etwas zu sagen wußte. Zmn ersten Male ist 
er am 30. November 1890, noch nicht 21 Jahre alt, aufge- 
treten? Die führenden Vertrauensmänner horchten auf, 
als sie den jungen Textilarbeiter von Spinoza und Kant 
reden hörten. Bald drang sein Ruf über die Grenzen des 
engen Belmatli(ßen ©eMeleë ßtnaua, 1892 sprießt er feßon 
i» 6er metieren ÜntgeWng ^eteßen6ergë, 1898 sogar feßon m 
SßeftBBßmen. S)en Seplißer æertrauenëmânneru Wile 6er 
feurige Jüngling in einer großen iBerfammlung, 6te am 
20 August 1898 in Kleinaugezd bei Teplitz stattgefunden 
Wie, so gefallen, baß ße ißn naeß %epliß Beriefen? SW 
November 1898 stand er tagsüber hinter dem Verkausstrsch 
des kleinen Konsumvereinsladens in Eichwald bei Teplitz, 
wahrend er abends in Versammlungen abgearbeiteten aber 
hoffenden Menschen das Evangelium ihrer Sendung pre- 
btgte. Sange sollte Seliger freiließ Bleßl unB Snder nteßt 
verkaufen. Schon im Feber 1894 vertauschte er das Laden- 
pult mit dem Redaktionstisch. Am 15. Feber 1894 erschien 
die erste Nummer der „Volksstimme", mit ganzen 30 Gul- 
6en „®rün6ung8fapttal" tnß Beben gerufen. SKBeleße 93or= 
stellung der 24jährige Redakteur von seiner Aufgabe hatte, 
zeigt das Programm, das er in der ersten Folge der „Volks- 
stimme" entwickelte: „Sie wird, indem sie die Lupe der 
Kritik an die Einrichtungen des heutigen Gesellschaftslebens 
setzt, rücksichtslos die Schäden und Gebrechen, unter denen 
das Volk zu leiden verurteilt ist, klarlegen, sowie dieselben 
aus ihre wahren Ursachen zurückführen. Dabei wird sie aber 
auch die Wege angeben, welche das Volk zu wandeln hat, 
um aus diesem Leben voll Elend, voll Entbehrung und 
Knechtschaft zu einem wahren und freien Menschentum zu 
gelangen." Seine Belefenßett erßeltt 6arau8, Baß er au 
Zeugen für seine Ausführungen schon in den ersten Num- 
mern des Blattes Shakespeare, Heine und Herwegh aus- 
ruft und seine historischen Kenntnisse gehen daraus hervor, 
daß er die Massen durch die Erinnerung an die Geschichte 
der großen französischen Revolution zu entflammen sucht. 

- In Ratschendorf bei Reichenberg. 

rozesli. „Pravo Udu“ (Prag) nom 2S. Feber M26. 
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Wenn ôte Staôt einen neuen Bürgermeister bekommt, hält 
er öen Lesern einen geschichtsmaterialistischen Vortrag über 
öie Bedeutung der Persönlichkeit im öffentlichen Leben, naht 
ein Feiertag, erörtert er ôte Haltung der Sozialdemokratie 
zur Religion, wird das Budget beraten, klärt er die Ar- 
beiter über ihr Interesse an Staatshaushalt und Steuer- 
gesetzgebung auf, wenn die Getreidepreise steigen, ist dies 
ein Anlaß, über die Funktion der Börse zu schreiben, wenn 
die Völker hinten in der Türkei aufeinanderschlagen (tür- 
ftf^^=ßrted^t#er ßtteg 1897), erläutert er ôte %eôeutiwa 
der auswärtigen Politik für das Proletariat. Ueber den 
Nahmen der politischen Journalistik hinausgreifend, läßt 
er Literatur und Kunst nicht außer acht und widmet der 
Erstaufführung von Hauptmanns „Webern" eine eingehende 
Betrachtung. Mit eisernem Fleiß eignet er sich — der zur 
Zeit der Uebernahme der Redaktion mit den Schwierig- 
keiten der Sprache, ja der Rechtschreibung zu kämpfen hatte 
— die völlige Beherrschung seiner Muttersprache an, seine 
Darstellungsweise wird lebhaft und anschaulich. So hielt 
er dem sterbenden Vierkurienparlament 1896 folgenden 
Nachruf: „So schmählich es gelebt, so jammervoll elend geht 
es in den Tod. Kraft- und saftlos siecht es dahin, wie ein 
alter lebensmüder Greis, der an Marasmus zugrunde 
geht und dessen Leib den üblen, penetranten Geruch der 
Fäulnis um sich verbreitet, noch ehe er verscharrt ist. Und 
wie zum Hohngelüchter erhält es seinen Totenschein schon 
ausgestellt, noch ehe es eigentlich gestorben ist. Schwarz auf 
weiß wird ihm bestätigt, daß sein Lebensfaden abgeschnitten 
ist." (Die Wahlreform war nämlich schon Gesetz geworden.) 
Treffend spöttelt auch Seliger über den nationalen Streit 
in Oesterreich: „Wie der Hund, der nach seinem Schwänze 
hascht, drehen wir uns seit mehr als einem Jahre im Kreise 
um den Sprachenstreit herum und wenn wir einen Moment 
innehalten, bemerken wir, daß wir um keinen Schritt 
weitergekommen sind, was uns in diesem komischen Lande 
trotz allem nicht daran hindert, den Kreiseltanz von neuem 
zu beginnen." Sittliche Empörung führt seine Feder, wenn 
er des Arbeitslosen Erwähnung tut. „Schwerer als den 
Verbrecher die Verurteilung zu langjährigem schweren 
Kerker, schwerer und härter trifft oft den Arbeiter das Los 
des Hinausgeworfenseins aufs Pflaster, trifft ihn das 
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Urteil der aufgezwungenen Arbeitslosigkeit .... Die bür- 
gerliche Gesellschaft jedoch mag es nicht leiden, wenn das 
Elend hervorkommt aus seinen Höhlen und Winkeln, wenn 
es hinzutreten wagt vor diese Gesellschaft, und darum hat 
sie auch ihre bestellten und bezahlten Organe, welche bei 
jeder Gelegenheit es verhindern sollen, daß die Arbeiter 
sich zusammenfinden, um ihr Elend zu zeigen." Aus dem 
mit den ärmlichsten Mitteln erhaltenen Blatte — wie oft 
war kein Geld da, den kärglichen Wochenlohn des Redak- 
teurs zu zahlen — sprach der unerschütterliche Glaube an 
die Sieghaftigkeit der sozialistischen Idee: „Das arbeitende 
Volk wird nicht eher ruhen, bis ein Maientag gekommen 
ist, wo jeder Klassenunterschied aufgehört hat, wo die Men- 
schen sich als freie, gleichberechtigte und glückliche Wesen 
betrachten können und wo von der letzten Turmspitze dieser 
Erde das Banner der Freiheit, der Gerechtigkeit und der 
Gleichheit wehen wird." Der wissenschaftliche Sozialismus 
war ihm kein totes Schema, er konnte für das, was schon 
vor ihm ähnlich ausgesprochen wurde, als Journalist immer 
neue Wendungen finden. So schrieb er einst anläßlich des 
Gedenktages der Revolution von 1848: „Die Ideale der 
bürgerlichen Demokratie sind durch die Dampfschlote und 
Essen der Fabriken längst in die Wolken hinauf verpufft." 
Bon tiefer Erkenntnis des österreichischen Problems zeugt 
der Satz, den er 1897 schrieb, als man inmitten des wüsten 
nationalen Chaos nach einer eisernen Hand rief, welche die 
zerfahrenen Verhältnisse in Ordnung bringen sollte: Für 
Oesterreich sei nicht eine eiserne Hand, sondern ein kluger 
Kopf notwendig. Mit leidenschaftlicher Gründlichkeit, Un- 
ermüdlichkeit und Geschicklichkeit bekämpfte er gewisse lokale 
Mißstände, zog gegen die einflußreichsten Menschen des 
bürgerlichen Lebens zu Felde und freute sich, wenn im 
Kampfe die Splitter flogen. Seine scharfe Feder brachte ihn 
oft mit dem Gerichte in Streit. Schon 1894 büßte er eine 
dreiwöchige Arreststrafe ab, die er einem Artikel über 
das Wahlunrecht zu verdanken hatte. Die längste Gefäng- 
nisstrafe traf ihn wegen eines Artikels über eine Ge- 
meindeangelegenheit: Vom 17. November 1899 bis zum 
2. Juni 1900 saß er im Teplitzer Bezirksgericht, wohl dem 
fidelsten Gefängnis, das damals in Böhmen bestand und wo 
kürzere oder längere Urlaube nichts Ungewöhnliches waren. 



Ein ehrendes Denkmal für Josef Seliger wird stets 
seine Haltung in der nationalen Frage bleiben. 
Schon 1894 verteidigte er anläßlich der Eröffnung einer 
einklassigen tschechischen Schule in Teplitz Las Recht der 
tschechischen Bevölkerung gegen das dortige Bürgerblatt. 
1896 schüttete er die volle Schale seines Zornes und Hohnes 
über die Liberalen aus, die vor den Behörden auf den 
Knien rutschten, um das Verbot einer tschechischen Ver- 
sammlung zu erwirken. Wir werden noch sehen, wie er 
seiner grundsätzlichen Stellungnahme zum nationalen Pro- 
blem treu geblieben ist und das Recht der Nationen 
auf Selbstbestimmung zu Zeiten der Herr- 
schaft des deutschen ebenso wie des tschechi- 
schen Bürgertums verfochten hat. 

Aber Seliger war nicht nur Journalist, sondern auch 
Agitator und Organisator. Jahrelang ist er Woche für Woche, 
beinahe Tag für Tag in Versammlungen hinausgezogen, 
hat in Sitzungen alle Sorgen der Arbeiterbewegung er- 
wogen, hat den Gewerkschaften sein Augenmerk gewidmet 
— er war jahrlang Obmann der Gruppe der Textilarbeiter 
in Teplitz —, betreute die Krankenkassa des Teplitzer Be- 
zirkes jahrzehntelang als Obmann und ebenso den Teplitzer 
Arbeiterkonsumverein. 

So rückte er in den Reihen der Vertrauensmänner 
der österreichischen Sozialdemokratie immer mehr in den 
Vordergrund: 1894 hat der damals 24jährige auf einem 
Parteitage mit großer Beöachtsamkeit die schwierige Frage 
des Generalstreiks erörtert, von da an fehlte er auf keiner 
größeren Tagung der österreichischen Arbeiterschaft. 27jährig 
wird er schon Mitglied der Parteikontrolle, mit 28 Jahren 
ist er Parteitagsreferent über die deutschnationale Bewe- 
gung, wobei er für den Führer dieser Partei, Karl Hermann 
Wolf, den Spitznamen „Maulherkules" prägt. Daß er aber 
einer der ersten Vertrauensmänner der Partei geworden 
ist, tritt auf dem historischen Brünner Parteitage (1899) 
besonders deutlich hervor, wo dem 29jährigen die Ehre zu- 
teil wird, der Referent über den wichtigsten Punkt der 
Tagesordnung, die Nationalitätenfrage, zu sein. 

Gerade dieser rasche Aufstieg aber führte zum vorüber- 
gehenden Aufgeben seiner Teplitzer Stellung. Streitigkeiten 
mit Vertrauensmännern der Teplitzer Kreisorganisation 



— insbesondere mit -ein damaligen Reichsratsabgeordneten 
Eduard Zeller, der Seliger sowohl an Festigkeit -es 
Charakters als auch an Begabung nachstand — zwangen 
ihn, seine Tätigkeit anderswohin zu verlegen. Er ging nach 
seiner Heimat Reichenberg, wo er seit Anfang Juli 1900 
als Redakteur des „Freigeist" tätig war? Aber auch dort 
war seines Bleibens nicht lange, weil er alles, was ihm 
für die Arbeiterbewegung nützlich schien, mit ungestümer 
Leidenschaft verwirklichen wollte. So schied er schon im 
November von Reichenberg und nahm eine Parteistellung 
außerhalb Böhmens, in Floridsdorf bei Wien an. Das 
Wirken in Niederösterreich gehörte nicht zu den schönsten 
Erinnerungen seines Lebens. „Mein rechtes Arbeitsfeld ist 
es nicht", schrieb er damals in einem Briefe an seinen 
Freund? Eine verzweifelte Stimmung bemächtigte sich 
seiner. Wenn er nicht in voller Tätigkeit sein konnte, hatte 
er keine Freude am Leben. „Ich habe weder Lust zum 
Faulenzen, noch entspricht es meiner Neigung, mich dafür 
von der Partei bezahlen zu lassen."« Es war für ihn eine 
Erlösung, als er wieder nach Böhmen zurückgehen konnte. 
Vom Mai 1901 wirkte er in Komotau als Sekretär der 
Eisenbahnerorganisation, bis ihn die Teplitzer im Herbst 
wieder zur Leitung der „Freiheit", die an Stelle der „Bolks- 
stimme" getreten war, zurückriefen. Von da an blieb er bis 
an sein Lebensende der unbestrittene Führer der Arbeiter- 
schaft nicht nur des dortigen Gebietes, sondern des deutschen 
Proletariats Böhmens überhaupt. 

Das kommt unter anderem darin zum Ausdruck, daß 
er seit 1901 bei jeder in Teplitz stattfindenden Wahl, sei es 
in den Landtag oder in den Reichsrat, als Kandidat der 
Sozialdemokratie auftritt. Ob die Wahl für ihn aussichts- 
voll war oder nicht, er hat sich in den Wahlkampf mit voller 
Kraft gestürzt und das bei Wahlen rege politische Interesse 
zur Aufrüttelung der Massen benutzt. Bei den Wahlen in 
das Abgeordnetenhaus 1901 unterlag er in dem Teplitzer 
Städtebezirk ebenso wie im Landgemeindebezirk Teplitz— 
Dux—Bilin bei den Landtagswahlen. Bei einer Ersatzwahl 

* Bemerkenswert ist, das; er dort die Frage der Schasfung eines sozial- 
demokratischen Tagblattes in Deutschböhmen auswarf. 

5 Brief an Franz I. Jellinghauer in Weivert vom S. Feber 1901. 
» An ebendenselben am 8. Avril 1901. 
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in den Landtag 1902 nnd bei den allgemeinen Landtags- 
wahlen 1908 verlor er die Schlacht immer wieder gegen den 
Führer -er Deutschnationalen, Karl Hermann Wolf. Einen 
glänzenden Sieg erfocht er jedoch bei den ersten Wahlen 
nach dem allgemeinen gleichen Wahlrecht 1907, wo er den 
industriellen Landgemeindebezirk im ersten Wahlgang er- 
oberte. Anch 1911 hielt er das Mandat für die Partei fest. 
Er hat immer den engsten Kontakt mit den Wählern ge- 
sncht, sein Wirken war in dieser Hinsicht beispielgebend. So- 
fort nach seiner Wahl hielt er eine große Wählerversamm- 
lung ab, nnd kanm war die erste Session des nenen Parla- 
ments geschlossen, eilte er in seinem Wahlbezirke von Ort 
zn Ort, um seinen Wählern Rechenschaft abznlegen. Er hat 
jahrelang jede Sitznngspanse von zwei oder drei Tagen 
dazn benntzt, uw die Reise von Wien nach Teplitz zn unter- 
nehmen nnd mit den Bertranensmännern im besonderen 
sowie mit der Arbeiterschaft im allgemeinen in Verbindung 
zn sein. Seliger hat im Parlament viel gelernt, er dringt 
in seiner Anffassnng der politischen Probleme tiefer, seine 
Reden und Aufsätze werden gehaltvoller. Immer bleibt er 
Journalist mit Leib und Seele, immer hat er das Bedürf- 
nis von dem, was er gesehen und gelernt, den Arbeitern 
zu erzählen. Im Juni 1908 zeigte die Regierung den Mit- 
gliedern der Delegationen die Werften und Kriegsschiffe 
der österreichischen Marine, um die Volksvertreter den 
Wünschen der Marineverwaltung gefügiger zu machen. 
Seliger wurde durch das Gesehene nicht aus einem Saulus 
ein Paulus. Wie er schrieb, hat das Gesehene in ihm „aufs 
neue die Ueberzeugung gekräftigt, daß es keine größere 
Kulturarbeit geben kann als die, den Kampf gegen den 
Krieg bis zu dessen völliger Ausrottung mit allen gebotenen 
Mitteln und mit ganzer Energie zu führen.... So 
konnten die Delegierten der Reihe nach beobachten, wie der 
Marinismns durch Tausende fleißige Hände ungeheuere 
Werte schafft, wie er in Riesenmengen von Stahl und Eisen 
die Kräfte und den Schweiß von Menschenlegionen auf- 
stapelt und wie er dann die metallenen Kolosse dazn ver- 
wendet, die Kulturarbeit ganzer Generationen von Ge- 
schlechtern und die Menschen selbst zu Tausenden mit einem 
Schlage zu vernichten und wie er weiter sinnt und schafft, 
um immer mehr und mehr die Technik des Menschen- 



mordes und der Kulturvernichtung zu vervollkommnen 
und immer raffiniertere Methoden dieses traurigen Metiers 
ausbildet." 

Sein Wirken in der Zeit, da er Abgeordneter des 
Wiener Reichsrates war, war umfassend innerhalb und 
außerhalb des Parlaments. Seit 1907 war er als Vor- 
sitzender der Landesparteivertretung offiziell der Führer 
der deutschen Sozialdemokratie des Landes und auch im 
Parlament innerhalb der sozialdemokratischen Abgeordneten 
und den Gegnern gegenüber der Repräsentant der deut- 
schen Arbeiterschaft Böhmens. Als solcher hat er in Zei- 
tungen und Zeitschriften ebenso wie bei Konferenzen, 
Parteitagen und im Parlament zu allen Fragen, die das 
Interesse der deutschböhmischen Arbeiterschaft berührten, 
das Wort ergriffen. In der kurzen Lebensskizze, die hier 
gegeben werden kann, kann die Vielfältigkeit dieses Wir- 
kens im einzelnen gar nicht aufgezeigt werden, umsomehr, 
als in den vorhergehenden Kapiteln der Stellungnahme 
Seligers zu den verschiedensten Problemen der österreichi- 
schen Politik öfters gedacht worden ist. Insbesondere der 
nationalen Frage galt seit 1907 sein besonderes Interesse, 
als Führer der deutschen Sozialdemokratie Böhmens hatte 
er oft die Stellung der Partei zu diesem Kernproblem des 
alten Oesterreich zu kennzeichnen? Von besonderer Be- 
deutung war seine bereits erwähnte Rede, die er am 3. Juli 
1909 im Abgeordnetenhause hielt und wo er die Aufgabe 
der nationalen Politik der Sozialdemokratie kurz und klar 
umschrieb: 

Die deutsche Arbeiterklasse zur Mitbesitzerin, zur 
Mitverwalterin, zur Mitgenießerin der deutschen Kultur- 
güter zu erheben, aus den Hintersassen der Nation freie, 
gleichberechtigte, vollwertige Nationsgenossen zu machen, 
ist das Ziel unserer nationalen Politik, der wir deutschen 
Sozialdemokraten dienen werden mit der ganzen Kraft, 
die uns die Liebe zu unserem armen, ausgebeuteten, 
arbeitenden deutschen Volke gibt. 

Seliger hat diese Auffassung zeitlebens nicht geändert. 
Er hat nicht anders gesprochen, als durch die Ereignisse des 

7 „Josef Seliger über die nationale Frage." „Sozialdemokrat" (Prag) 
»om 17. Oktober 1928. 



Jahres 1918 die Deutschen in den Sudetenländern der tsche- 
chischen Herrschaft unterworfen worden sind. Seliger ist sich 
treu geblieben. Er verlangte für die deutsche Arbeiterschaft 
ein Jahrzehnt später dasselbe. So schrieb er 1919: 

Der Nationalitätenstaat oder der übernationale Staat 
ist an sich durchaus kein Hindernis für die Machtentfal- 
tung des Proletariats und seinen Kampf um die Demo- 
kratie und seine letzten großen Ziele. Aber die Bedin- 
gung ist, daß dieser Staat auf dem Willen der Nationen 
beruht, die ihn bewohnen, daß sie ihn begründen aus 
dem Rechte ihrer freien Selbstbestimmung, daß er in 
diesem Sinne ein Rechtsstaat und kein Gewaltstaat sei? 

-i- 

Als das europäische Trauerspiel 1914 seinen Anfang 
nahm, hat Josef Seliger keinen Augenblick geschwankt, im 
Sinne der Beschlüsse der internationalen Sozialistenkon- 
gresse für die rascheste Beendigung des Krieges einzutreten? 
Schon am 2. September 1914 wandte er sich in dem Blatte, 
dessen Leitung ihm auch im Kriege anvertraut war, gegen 
die allzu eifrigen Patrioten, die bei jeder Gelegenheit 
Siegesdemonstrationen veranstalteten, am 20. Oktober 1914 
schrieb er gegen die Phrase vom Durchhalten, im Frühjahr 
1915 trat er mit aller Leidenschaft den imperialistischen 
Kriegszielen der Bourgeoisie entgegen. Sein besonderes 
Interesse galt im Kriege dem Ernährungsproblem, 
worüber er eine ganze Reihe sachkundiger Aufsätze in der 
„Freiheit" und in der „Arbeiterzeitung" schrieb. Im 
Teplitzer Bezirke sowie im Lande Böhmen war es in den 
verschiedenen Ausschüssen seine tatkräftige Persönlichkeit, 
die auf die Beseitigung der Mißstände und auf die 
Erfassung und gleichmäßige Verteilung der Vorräte 
an Lebensmitteln drang. Je länger aber der Krieg 
dauerte, je geringer die Vorräte wurden, desto 
schwieriger wurde die Arbeit jener Vertrauensmänner, die 
das grenzenlose Elend der Bevölkerung mitansahen und 
mitempfanden und doch nicht helfen konnten. „Was soll da 

* „Warum kämpfen wir für das Selbstbestimmungsrecht unseres 
Volkes?"' Teplid-Schonau 1919. 

° Seligers Leben von 1914 bis 1920 fällt autzerbalb des Rabmens dieser 
Arbeit. Deshalb nur die kurze Skizze. 
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werden?" fragte Seliger am 18. Feber 1917 in einem 
Briefe." „Für den, der fein persönliches Schicksal 
bewußt so tief verschlungen hat mit dem seiner Gemein- 
schaft, wie das bei einem Sozialdemokraten eben der Fall 
ist, ist diese Frage geradezu eine Schicksalsfrage, die ihn in 
diesem Augenblick mit tiefer Traurigkeit erfüllen muß. 
Elend auf allen Seiten, kein Ausblick auf Besserung, im 
Gegenteil, wachsende Verschärfung der Not — das Bewußt- 
sein, nichts ändern zu können und doch am Ende mitver- 
antwortlich gemacht oder gehalten zu werden, ohne daß man 
die Möglichkeit hätte, diesem Irrtum zu begegnen; das ist 
entsetzlich." Als dann die Dinge immer ärger wurden, die 
lange Dauer des Krieges die Menschen zur Verzweiflung 
brachte und der Widerstand der Arbeiter sich zu regen be- 
gann, erkannte Seliger mit dem Instinkt des Politikers die 
bevorstehende Auflösung der bestehenden Machtverhältnisse 
und die kommende soziale Krisis. „ ... ich habe das Ge- 
fühl," so schrieb er am 24. Jänner 1918," „daß wir kritischen, 
sehr, sehr kritischen Zeiten entgegengehen, bei denen es viel- 
leicht nicht darauf ankommen wird, wie die Grade der 
Macht, der politischen und wirtschaftlichen Kraft abgestuft 
sind, wo man nicht darnach fragen wird können, was wir 
zu leisten imstande sind, sondern wo uns die Verhältnisse 
hineintreiben werden in einen Wirbel, in dem es einfach 
gelten wird, alle Sehnen bis zum Aeußersten anzuspannen, 
um das Höchstmaß an Kraft herauszuholen, unbesehen und 
unbefragt, ob es Erfolg haben wird oder nicht." 

Seliger erkannte nicht nur, daß mit dem Ende des 
Krieges für die Arbeiter aller Nationen ein kritischer 
Augenblick kommen werde, sondern sah auch mit Sorge 
dem Schicksal der deutschen Arbeiter in den Sudetenländern 
entgegen. Seinen Standpunkt, den er in der Vorkriegszeit 
bezogen hatte, brauchte er weder während des Krieges 
noch in der Zeit, da der vorausgesagte „Wirbel" eingetre- 
ten war, zu ändern. Es war eine Vorahnung kom- 
mender Schicksalsgemeinschaft der Sudetendeutschen, welche 
die Vertrauensmänner der deutschen Sozialdemokratie 
Böhmens, Mährens und Schlesiens am 16. und 17. Sep- 
tember 1916 in Brünn zu einem sudetendeutschen Arbeiter- 

" An Ernst Hirsch. 
" An Karl Settz lWien). 



tage zusammenführte. „Wie wir für alle Nationen das 
Selbstbestimmungsrecht fordern," erklärte dort Seliger 
als Hauptreferent, „so wollen wir auch jeden Versuch ab- 
wehren, der nicht auch dem deutschen Volke auf seinem 
Boden dasselbe Recht gewährleistet, und wir sind fest ent- 
schlossen, einer solchen Lösung entgegenzuwirken, die uns 
Deutsche in den Sudetenländern von der Gesamtheit des 
deutschen Volkes in Oesterreich loslösen würde." Eine solche 
Lösung würde die Deutschen „in die Lage einer hoffnungs- 
losen Minderheit bringen", den „Machtkampf der bürger- 
lichen Klassen aufs neue entfachen . . . Der nationale 
Kampf würde permanent gemacht werden und das Prole- 
tariat ohnmächtig, an seinen wirtschaftlichen Interessen so 
zu arbeiten, wie es notwendig ist . . . Hier gibt es nur 
einen Weg: den Weg der völligen Gleichheit aller Nations- 
angehörigen innerhalb der Nation, wie das Selbstbestim- 
mungsrecht aller Nationen innerhalb des Staates." Auch 
hier hat sich Seliger als weit vorausblickender Politiker 
erwiesen. 

Als dann der Herbst 1918 gekommen war, hat er getan, 
was er seinen Grundsätzen und seiner sozialistischen 
Ueberzeugung gemäß tun mußte. Er hat die Fahne des 
Selbstbestimmungsrechtes Deutschböhmens erhoben und als 
Landeshauptmannstellvertreter der deutschböhmischen Lan- 
desregierung die Eigenverwaltung des Landes zu begrün- 
den versucht. Er hat bis zum Friedensschluß, der das 
Schicksal des Deutschtums in den Sudetenländern besiegelte 
und die Befürchtungen, die Seliger schon 1916 gehegt hatte, 
zur Wahrheit machte, mit aller Kraft dafür gekämpft, dieses 
Schicksal abzuwenden, weil er in der Entfesselung der 
nationalen Kämpfe im neuen Staat das stärkste Hindernis 
für den Fortschritt der Arbeiterklasse sah. „Die Befreiung 
-er Nationen von der drohenden neuen nationalen Fremd- 
herrschaft ist hier die herrschende Frage der unmittelbarsten 
Gegenwart und diese mutz zunächst entschieden werden, be- 
vor das Proletariat dazu schreiten kann, die Demokratie zu 
erkämpfen und die Sozialisierung durchzusetzen."" Der 
Kampf um das Selbstbestimmungsrecht war ihm nichts 
anderes als der Kampf um den Weg zur Demokratie und 

" Josef Seliger: „Warum kämpfen wir für das Selbstbestim- 
mungsrecht unseres Volkes?" Teplib-Schonau 1919. 
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zum Sozialismus. Was anderen Deutschen nicht erspart 
blieb, wurde auch ihm zuteil: wochenlang saß er in St 
Germain en Laye zusammen mit der österreichischen Frie- 
öensöelegation, ohne irgendwie im Interesse seines Lan- 
des tätig sein zu können. Bitter beklagte er sich über die 
Nichtigkeit des Zwecks seines Aufenthaltes daselbst: „Ich 
komme mir vor wie eine Henne, die auf Porzellaneiern 
sitzt, nur mit dem Unterschied, daß mir sogar die Illusion 
des Brütens fehlt."^ 

Als dann durch das Diktat der Ententemächte die deut- 
schen Gebiete Böhmens, Mährens und Schlesiens, ohne daß 
man ihre Bewohner gefragt hätte, dem tschechoslowakischen 
Staat einverleibt wurden, mußte das deutsche Proletariat 
sein Feld bestellen. In den Tagen vom 30. August bis 3. 
September 1919, da in Teplitz-Schönau der gründende Partei- 
tag der Deutschen sozialdemokratischen Arbeiterpartei in 
der Tschechoslowakischen Republik stattfand, stand Seliger 
als der erste Führer der Partei da, sah man, wie gewaltig 
der Mann mit seiner Aufgabe gewachsen war. In der präch- 
tigen Rede, mit der er die Tagung eröffnete, umriß er die 
großen Aufgaben der Partei mit den knappen, klaren Wor- 
ten: „Unser Kampf wird darum gehen, daß über die geistigen 
Interessen einer Nation niemand zu entscheiden hat als 
diese Nation selbst." Und denjenigen, die von den Sudeten- 
deutschen ein Bekenntnis zum neuen Staat verlangten, in 
den man sie wider Willen gezwängt, warf er das mannhafte 
Wort hin, daß sich der Staat das Bekenntnis seiner Bewohner 
zu ihm erobern müsse. Den Höhepunkt der Beratungen dieses 
Parteitages bildete das von großen geschichtlichen Gesichts- 
punkten getragene Referat über „die deutsche Sozialdemo- 
kratie in der Tschechoslowakischen Republik". Seliger erwies 
sich darin ebenso als Mann von Grundsätzen wie als Poli- 
tiker, der mit den gegebenen Kräfteverhältnissen zu rechnen 
weiß. Der Gewalt der Friedensverträge setzte er die Gesetze 
der Geschichte entgegen: „So wenig je eine Entscheidung 
der Gewalt in der Geschichte Ewigkettsgeltung gehabt hat, 
so wenig wird auch diese Entscheidung, weil sie durch Ge- 
walt gefällt wurde, Ewigkeitsgeltung haben." Die deutsche 
Sozialdemokratie müsse festhalten an dem Selbstbestim- 

" Brief vom 27. Mai 1919. 
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mungsrecht aller Völker, dieser magna Charta aller unter- 
drückten Völker, gegeben von der sozialistischen Internatio- 
nale. Freilich müsse das deutsche Proletariat der Su- 
detenländer auch den von der Gewalt gegebenen Tatsachen 
Rechnung tragen. „Wir werden uns also auf den Boden 
stellen, auf den uns die Gewalt gedrängt hat." Auf diesem 
Boden aber lebt auch ein tschechisches Proletariat, und dre 
Herstellung der Kampfgemeinschaft mit ihm werde erfolgen 

EEZ' War Josef Seliger wenig mehr als ein Jahr ver- 
gönnt, die neue Partei, deren Vorsitzender er nun war, zu 
führen und so dem sudetendeutschen Proletariat durch das 
Gestrüpp tausender Schwierigkeiten den Weg zum Fort- 
schritt zu bahnen. Der Macht seiner Persönlichkeit ist es 
wenige Tage vor seinem Tode gelungen, die Gegensätze, die 
schon fast überall die Einheit der Sozialdemokratie gesprengt 
hatten, noch einmal zu überbrücken. In der Karlsbader 
Deklaration, so genannt weil in der weltberühmten Kur- 
stadt der Parteitag versammelt war, auf dem die Geister rn 
der Partei miteinander rangen (8. bis 7. Oktober 1920), 
hatten sich Kommunisten und Sozialdemokraten ein gemein- 
sames Bekenntnis erarbeitet, wie es damals wohl einzig 
in den Ländern mit entwickelter sozialer Bewegung da- 
stand. In zwei großen Reden verteidigte er das sozialdemo- 
kratische Programm, mit übermächtiger Anstrengung den 
ßöipei amtngenb, ben bte tOblt# ßamIWt Getettë et= 
griffen hatte. Mit all seiner geistigen Kraft, der Wucht 
seiner ganzen Persönlichkeit warf er sich den Wortführern 
der kommunistischen Fraktion entgegen und sprach — ein 
Held auf dem Schlachtfeld des Klassenkampfes — die Worte, 
die feine Anhänger aufrichteten wie keines der anderen 
Worte, die in den heißen Redeschlachten mehrerer Tage 
gesprochen wurden: „Und wenn alle das Programm von 
Reichenberg" akzeptieren, so bleibe ich allein übrig als der 
Sozialdemokrat, nur zu dem Zwecke, damit ein winziger 
Rest der alten Kraft erhalten bleibe, zum Wiederaufbau 
der proletarischen Bewegung in diesem Lande." 

Ein hartes Schicksal hat es ihm nicht vergönnt, diesen 
Wiederaufbau mitzumachen und mitzuerleben. Auf der 

" Das der sogenannten Linken (vom Avril 1920), ans der sich später 
die kommunistische Partei entwickelte. 
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Höhe seines Lebens hat ihn der Tob mitten aus der Arbeit 
gerissen, ihm die Knochenhand auf den beredten Mund 
gelegt, die Feder aus seiner Hand genommen. Am 18. 
Oktober 1920, kaum vierzehn Tage nach dem großen Tref- 
fen zu Karlsbad, ist er in Deplitz-Schönau der Blutvergif- 
tung, an der er wochenlang gelitten hatte, erlegen. Was 
Karl Marx von Ferdinand Lassalle gesagt, gilt auch von 
ihm: Er starb im Triumph, als Achilles . . . 

Josef Seliger war der größte Politiker, öer öer deutsch- 
böhmischen Arbeiterklasse entsprungen ist. Er war Fleisch 
von ihrem Fleisch und Blut von ihrem Blut, in seinem 
Aufstieg sahen Deutschböhmens Arbeiter ihr eigenes Stre- 
ben, und niemand hat das, was sie dunkel empfanden, so 
klar ausgesprochen wie er, hat alle Empfindungen und Ah- 
nungen ihres Unterbewußtseins geweckt. Er war nicht der 
Führer, der als ein anderer über den Massen stand, in 
seinem ganzen Dasein lebte er in und mit den Massen, sein 
Denken war der bewußt gewordene Instinkt der Massen. 
Der Sozialismus war ihm, obwohl er ein Mensch gewesen, 
öer wie sein Lehrer Viktor Adler niemals den Blick für die 
den Revolutionär hemmenden Tatsachen des Lebens ver- 
lor, nicht nur Theorie, sondern gewaltig st es Erleb- 
nis geworden, der all die schlummernden Kräfte geweckt, 
die in ihm verborgen gelegen waren, und ihm die Energie 
verliehen, aus einem Textilarbeiter, der nichts als eine 
zweiklassige Volksschule besucht hatte, der Führer der größ- 
ten Partei des suöetendeutschen Volkes geworden zu sein. 
Nicht nur im Alltag politischen Gleichmaßes, sondern auch in 
kritischer Zeit bewährte er sich als Führer von Weitblick und 
Entschlossenheit. Er erkannte nicht nur das Richtige, er 
hatte auch den Willen, danach zu handeln. Er hat nicht nur 
politischen Verstand und starken Willen gezeigt, er hat in 
der Politik die Größe und Stärke seines Charakters erwie- 
sen — es gibt für einen Politiker menschlich nichts Größeres. 
Deswegen genoß er das grenzenlose Vertrauen der Arbei- 
ter. Die deutschen Arbeiter haben seine Liebe zu den 
Opfern einer brutalen Gesellschaftsordnung und eines 
unglücklichen geschichtlichen Schicksals mit Liebe, seine 
Treue mit Treue gelohnt. Er verdient es, nicht vergessen 
zu werden — solange Deutschböhmens Arbeiter um ihre 
Befreiung kämpfen werden. Er verdient es, daß seiner 
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gedacht wird — an dem Tage, wo, wie er selbst einst schrieb, 
„jeder Klassenunterschied aufgehört hat, wo die Menschen 
sich als freie, gleichberechtigte und glückliche Wesen betrach- 
ten können und wo von der letzten Turmspitze dieser Erde 
das Banner der Freiheit, der Gerechtigkeit und der Gleich- 
heit wehen wird". 

* 

Neben Seliger stand als dessen getreuer Helfer, jahre- 
lang mit ihm durch engste persönliche Arbeitsgemeinschaft 
verbunden, Karl Lermak. Es war eine Verkörperung 
des Bundes, den Arbeiter und Angestellte in dem Kampfe 
um ihre Befreiuung geschlossen hatten, daß der eine der 
beiden leitenden Männer der öeutschböhmischen Arbeiter- 
bewegung ein Arbeiter, der andere ein A n g e st e l l t e r 
war. Lermak, der jüngere von den beiden, war am 26. Mai 
1881 in Wien zur Welt gekommen und hatte schon im Va- 
terhaus Bekanntschaft mit der sozialistischen Bewegung 
geschlossen. Sein Vater, ein aus Böhmen nach Wien ein- 
gewanderter Schuhmacher, war ein opferbereiter Mann, der 
sich oft für die Arbeiterbewegung hatte einsperren lassen 
und der seinen Sohn Karl schon als Knaben in Versamm- 
lungen mitnahm. Nach dem Besuch der Volks- und Bürger- 
schule wurde Karl Lermak Handlungsgehilfe und war zu- 
nächst in Klagenfurt, später in Wien in seiner Berufsorga- 
nisation tätig. Damit er sich dieser Tätigkeit ohne Rücksicht 
auf seinen Privatberuf widmen könne, wurde er zunächst 
in der Verwaltung der „Arbeiterzeitung", später im Sekre- 
tariat des Zentralvereines der kaufmännischen Angestellten 
Oesterreichs in Wien beschäftigt. 

Den Wendepunkt in seinem Leben bedeutet das Jahr 
1907, da er in die Redaktion der „Freiheit" nach Teplitz 
berufen wurde. Von da an gehörte er der deutschböhmischen 
Arbeiterschaft und wurde bald einer ihrer ersten Ver- 
trauensmänner. Den ihm entsprechenden Wirkungskreis 
erhielt er im September 1911, zu welchem Zeitpunkt er mit 
der Leitung des eben errichteten Landessekretariats der 
Sozialdemokratie Deutschböhmens betraut wurde. Welche 
Schwierigkeiten zu überwinden waren, um die Kreisorga- 
nisationen des Landes zu einer festgefügten Gemeinschaft 
zu verbinden, wurde schon erzählt. Neben Seliger fällt 



Cerntaï hiebei bas Hauptverdienst der Ueberwindung dieser 
Schwierigkeiten zu, und neben seinem Freunde und Mei- 
ster wurde er, der in allen Bezirken Deutschböhmens 
herumkam, der bekannteste sozialdemokratische Vertrauens- 
mann des Landes. 

Aber erst nach dem Kriege trat Lermaks Vielseitigkeit 
und Begabung recht hervor. Als Leiter des Pressebüros der 
Reichenberger Landesregierung war er abermals in Seligers 
Nähe, der ihn immer wieder zu Rate zog, und als sich die 
deutsche Sozialdemokratie in der Tschechoslowakei konstituiert 
hatte, war ebenso selbstverständlich, daß Josef Seliger ihr 
Vorsitzender, wie daß Karl Lermak ihr Sekretär wurde. Auch 
als Abgeordneter hat er seit 1920 seine Geschicklichkeit im 
Verhandeln und sein sicheres Gefühl, in schwierigen Lagen 
den für die Partei richtigen Weg zu gehen, bewährt. Nach 
dem Tode Seligers ist er in der Bewegung naturgemäß 
noch mehr hervorgetreten, in der Internationale war er 
oft der Vertreter seiner Partei, dem Exekutivkomitee der 
Internationalen Arbeitsgemeinschaft Sozialistischer Par- 
teien (1922—1923) hat er als Mitglied angehört. Vielfältig 
waren die Gebiete seiner Tätigkeit für Deutschböhmens 
Arbeiterklasse, aus deren Mitte ihn in jungen Jahren am 
31. Oktober 1924 ein tödliches Herzleiden riß. 

Auch Karl Lermaks Name wird in der öeutschböhmi- 
schen Arbeiterklasse weiterleben. Wohl hatte er nicht die 
mitreißende Wucht der Persönlichkeit Josef Seligers und 
stand ihm auch an Tiefe des Erfassens der politischen Pro- 
bleme in all ihren Zusammenhängen nach. Seine Begabung 
lag auf dem Gebiete der Organisation und Taktik. Nicht 
mit Unrecht hat man ihn einen „Organisationskünstlcr" 
genannt, und es gab kaum ein Gebiet der Organisation der 
Arbeiterklasse, dem er nicht liebevolle Aufmerksamkeit und 
starkes Interesse zugewandt hätte. Zum Politiker befähig- 
ten ihn ein klarer Kopf, ruhige Ueberlegung, kühle Sachlich- 
keit, hohes Verantwortlichkeitsbewußtsein und ein wunder- 
barer Instinkt, in den kompliziertesten, oft nur Fachleuten 
zugänglichen Fragen das für die Arbeiterklasse Nützliche 
und Entscheidende herauszufinden. 

Seliger und Lermak haben Jahrzehnte hindurch der 
deutschböhmischen Arbeiterbewegung, ihrer Politik und 
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Organisation den Stempel ihres Geistes aufgedrückt. Dank 
dem wunderbaren Spiel der Zusammenarbeit zweier ver- 
schiedener Naturen konnten die politischen Möglichkeiten, 
welche die kapitalistische Entwicklung der Arbeiterklasse bot, 
voll ausgenützt werden. Die großen Linien der Entwicklung 
der Klassen und Nationen können von der größeren oder 
geringeren Begabung der Menschen nur wenig verschoben 
werden, aber die soziale Entwicklung bietet den Menschen 
einen so weiten Rahmen, daß innerhalb derselben der durch- 
dringenden Geistigkeit kraftvoller Führer jene Möglichkeit 
des Wirkens bleibt, zu der Menschengeist und Menschen- 
wille berufen sind. 

* 

Mit dem großen Weltbranöe, der 1914 ausbrach, Europa 
an den Rand des Abgrundes brachte und die jahrhunderte- 
alte Kultur der europäischen Völker in seinen Flammen 
zu verzehren drohte, beginnt eine neue Epoche der Arbei- 
terbewegung auch in Deutschböhmen. Wie stark die verschie- 
denen Entwicklungskräfte sind und zu welchen Ergebnissen 
die sich kreuzenden Entwicklungstendenzen der Zeit führen 
werden, liegt in der Dämmerung künftiger Jahrzehnte 
verborgen. Die deutsche Arbeiterbewegung Böhmens muß 
sich in einem dichten Gestrüpp, das die Geographie und 
Geschichte des Landes ihr in den Weg gelegt haben, zurecht- 
finden. Die Arbeiterklasse Deutschböhmens hat an dem 
weltgeschichtlichen Aufstieg des Proletariats in dem letzten 
Jahrhundert teilgenommen, sie hat große Organisationen 
geschaffen — Partei, Gewerkschaften, Genossenschaften, ver- 
schiedene Kulturorganisationen — sie hat Frauen, Jugend- 
liche, ja sogar Kinder im mächtigen Strom sozialistischer 
Geistigkeit mitgerissen, aus verelendeten Sklaven Kultur- 
menschen gemacht, Hunderttausende in den Bannkreis der 
Kultur einbezogen. Sie hat gegen die Klassen, welche alle 
politische und wirtschaftliche Macht besaßen, deren geistiger 
Reichtum die Ergebnisse einer jahrhundertealten Kultur- 
entwicklung bilden, auf dem politischen Kampffelüe Boden 
gewonnen und ist immer tiefer in die gesellschaftlichen Pro- 
bleme eingedrungen, welche durch die industrielle Revolu- 
tion der Menschheit gestellt wurden. Es war im Sinne 
Lassalles ein weltgeschichter Sonnenaufgang, der sich da 
vollzog. 

278 



Freilich, -er Aufstieg der Arbeiterklasse hat sich, wie an 
der Erzählung der Geschichte von drêiviertel Jahrhunderten 
gezeigt wurde, nicht stetig und in gleichem Grade, sondern 
unter Ueberwindung gewaltiger Schwierigkeiten vollzogen, 
wobei zeitweiliger Stillstand, ja Rückschritt nicht aus- 
geschlossen waren. Auch von der sozialen Revolution der 
deutschböhmischen Proletarierklasse gilt der Satz von Marx: 

„Bürgerliche Revolutionen, wie die des achtzehnten 
Jahrhunderts, stürmen rascher von Erfolg zu Erfolg, 
ihre dramatischen Effekte überbieten sich, Menschen 
und Dinge scheinen in Feuerbrillanten gefaßt, die 
Ekstase ist der Geist jedes Tages,' aber sie sind kurzlebig, 
bald haben sie ihren Höhepunkt erreicht, und ein langer 
Katzenjammer erfaßt die Gesellschaft, ehe sie die Resultate 
ihrer Drang- und Sturmperiode nüchtern sich aneignen 
lernt. Proletarische Revolutionen dagegen, wie die des 
neunzehnten Jahrhunderts, kritisieren beständig sich selbst, 
unterbrechen sich fortwährend in ihrem eigenen Laufe, 
kommen auf das scheinbar Vollbrachte zurück, um es wie- 
der von neuem anzufangen, verhöhnen grausam-gründlich 
die Halbheiten, Schwächen und Erbärmlichkeiten ihrer 
ersten Versuche, scheinen ihren Gegner nur niederzuwer- 
fen, damit er neue Kräfte aus der Erde sauge und sich 
riesenhafter ihnen gegenüber wieder aufrichte, schrecken 
stets vor Neuem zurück vor der unbestimmten Ungeheuer- 
lichkeit ihrer eigenen Zwecke, bis die Situation geschaffen 
ist, die jede Umkehr unmöglich macht und die Verhältnisse 
selbst rufen: Hie Rhodus, hie salta!15 

Durch das Unverständnis, das gerade das deutsche Bür- 
gertum den aus der kapitalistischen Entwicklung entsprin- 
genden demokratischen Kräften neuer Klassen und Natio- 
nen, welche die Bühne der Geschichte betraten, entgegen- 
brachte, ist das deutsche Volk in einen Zusammenbruch 
geführt worden, welcher in seinen Folgewirkungen die 
Schwierigkeiten für den politischen und allgemein-geistigen 
Aufstieg der arbeitenden Klassen des deutschen Volkes in 
Böhmen, seiner Hand- und Kopfarbeiter, vervielfältigt hat. 
Aber weder dies, noch die Verschärfung der Nationalitäten- 

" Karl Marx: „Der Achtzehnte Brumaire des Louis Bonaparte." 
Vierte Auflage. Hamburg 1907. 
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kämpfe nach dem Weltkrieg vermögen die sozialen Entwick- 
lungstendenzen der kapitalistischen Wirtschaft in den Sude- 
tcnländern in ihren notwendigen politischen Folgewirkun- 
gen zu beseitigen. Mit dem Fortgang der Wirtschaftsent- 
wicklung ist die Machtentfaltung des Proletariats aufs 
engste verknüpft. Die wirtschaftliche Entwicklung erneut 
immer wieder den Gegensatz der Arbeiterklasse zu den Be- 
sitzenden. Je mehr die arbeitenden Schichten kulturell 
emporgehoben werden, desto unerträglicher werden für sie 
Unsicherheit der Existenz, üppiger Reichtum Weniger, die 
wirtschaftliche Unterdrückung einer überwältigenden Mehr- 
heit durch eine kleine Minderheit. Mit innerer Gesetzmäßig- 
keit schreitet die arbeitende Menschheit ihrem Ziele entgegen, 
eine neue Ordnung der menschlichen Gesellschaft zu begrün- 
den, deren Träger die klassenlose, befreite Menschheit sein 
wird. Es gibt keine Epoche der Weltgeschichte, die nicht unter 
schmerzlichen Geburtswehen der alten Zeit aus deren 
Schoße hervorginge. Und so gilt von dem künftigen Wege 
der deutschen Arbeiterklasse Böhmens, was von den großen 
Aufgaben zukunftsfroher Geschlechter aller Jahrhunderte 
gegolten hat und ewig Geltung haben wird: Es ist ein Weg 
nach Golgatha, aber er muß gegangen werden! 



Anhang I. 

Nationalitätenprogramm der Sozialdemokratie 
Oesterreichs. 

lBeschlossen auf dem Parteitage zu Vrünn 1899.) 

Da die nationalen Wirren in Oesterreich jeden politischen 
Fvrtschrit und jede kulturelle Entwicklung der Völker lähmen, 
da diese Wirren in erster Linie auf die politische Rückständigkeit 
unserer öffentlichen Einrichtungen zurückzuführen sind und da 
insbesondere die Fortführung des nationalen Streites eines jener 
Mittel ist, durch die die herrschenden Klassen sich ihre Herrschaft 
sichern und die wirklichen Volksinteressen an jeder kräftigen 
Aeußerung hindern, 

erklärt der Parteitag: 
Die endliche Regelung der Nationalitäten- und Sprachenfrage 

in Oesterreich im Sinne des gleichen Rechtes und der Gleichbe- 
rechtigung und Vernunft ist vor allem eine kulturelle Forderung, 
daher im Lebensinteresse des Proletariats gelegen,- 

sie ist nur möglich in einem wahrhaft demokratischen Gemein- 
wesen, das auf das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht ge- 
gründet ist, in dem alle feudalen Privilegien im Staate und in 
den Ländern beseitigt sind, denn erst in einem solchen Gemein- 
wesen können die arbeitenden Klassen, die in Wahrheit die den 
Staat und die Gesellschaft erhaltenden Elemente sind, zu Worte 
kommen,- 

die Pflege und Entwicklung der nationalen Eigenart aller 
Völker in Oesterreich ist nur möglich auf der Grundlage des 
gleichen Rechtes und unter Vermeidung jeder Unterdrückung, 
daher mutz vor allem anderen jeder bürokratisch-staatliche Zentra- 
lismus ebenso wie die feudalen Privilegien der Länder bekämpft 
werden. 

Unter diesen Voraussetzungen, aber auch nur unter diesen, 
wird es möglich sein, in Oesterreich an Stelle des nationalen 
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Habers nationale Orbnnng zn setzen, nnd zwar nnter Anerken- 
nnng folgender leitender Grundsätze: 

1. Oesterreich ist umzubilden in einen demokratischen Natio- 
nalitätenbunbesstaat. 

2. An Stelle der historischen Kronländer werden national ab- 
gegrenzte Selbstverwaltungskörper gebildet, deren Gesetzgebung 
und Verwaltung durch Nationalkammern, gewählt ans Grund 
des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechtes, besorgt wird. 

3. Sämtliche Selbstverwaltungsgebiete einer und derselben 
Nation bilden zusammen einen national einheitlichen Verband, 
der seine nationalen Angelegenheiten völlig autonom besorgt. 

4. Das Recht der nationalen Minderheiten wird durch ein 
eigenes, vom Neichsparlament zu beschließendes Gesetz gewahrt. 

5. Wir erkennen kein nationales Vorrecht an, verwerfen 
daher die Forderung einer Staatssprache,' wie weit eine Vermitt- 
lungssprache nötig ist, wird das Reichsparlament bestimmen. 

Der Parteitag, als das Organ der internationalen Sozial- 
demokratie in Oesterreich, spricht die Ueberzeugung ans, daß auf 
Grundlage dieser leitenden Sätze eine Verständigung der Völker 
möglich ist; 

er erklärt feierlich, daß er das Recht jeder Nationalität auf 
nationale Existenz und nationale Entwicklung anerkennt; 

bah aber die Völker jeden Fortschritt ihrer Kultur nur in 
enger Solidarität miteinander, nicht im kleinlichen Streit gegen- 
einander erringen können, daß insbesondere die Arbeiterklasse 
aller Zungen im Interesse jeder einzelnen Nation, wie im In- 
teresse der Gesamtheit an der internationalen Kampfgenossenschaft 
und Verbrüderung festhält und ihren politischen und gewerkschaft- 
lichen Kampf in einheitlicher Geschlossenheit führen muß. 
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Anhang II. 

Programm der sozialdemokratischen Arbeiterpartei 
in Oesterreich. 

(Beschlossen auf dem Parteitage zu Wien 1901.) 

Die sozialdemokratische Arbeiterpartei in Oesterreich erstrebt 
für das gesamte Volk ohne Unterschied der Nation, der Rasse und 
des Geschlechtes die Befreiung aus den Fesseln der ökonomischen 
Abhängigkeit, der politischen Unterdrückung und der geistigen 
Verkümmerung. Die Ursache dieser unwürdigen Zustände liegt 
nicht in den einzelnen politischen Einrichtungen, sondern in der 
das Wesen des ganzen Gesellschaftszustandes bedingenden und 
beherrschenden Tatsache, daß die Arbeitsmittel in den Händen ein- 
zelner Besitzer monopolisiert sind. Der Besitzer der Arbeitskraft, 
die Arbeiterklasse, gerät dadurch in die drückendste Abhängigkeit 
von den Besitzern der Arbeitsmittel mit Einschluß des Bodens, 
der Grotzgrundbesitzerklasse und der Kapitalistenklasse, deren poli- 
tische und ökonomische Herrschaft im heutigen Klassenstaate ihren 
Ausdruck findet. 

Der technische Fortschritt, die wachsende Konzentration der 
Produktion und des Besitzes, die Vereinigung aller ökonomischen 
Macht in den Händen der Kapitalisten und Kapitalistengruppen 
hat die Wirkung, immer größere Kreise früher selbständiger 
kleiner gewerblicher Unternehmer und Kleinbauern ihrer Pro- 
duktionsmittel zu enteignen und sie als Lohnarbeiter, Angestellte 
oder als Schulbknechte direkt oder indirekt in die Abhängigkeit 
von den Kapitalisten zu bringen. Es wächst die Masse der Prole- 
tarier, es steigt aber auch der Grad ihrer Ausbeutung, und da- 
durch tritt die Lebenshaltung immer breiterer Schichten des ar- 
beitenden Volkes immer mehr in Gegensatz zu der rasch steigen- 
den Produktivkraft seiner eigenen Arbeit und zu dem Anschwellen 
des von ihm selbst geschaffenen Reichtums. Die der Planlosigkeit 
der kapitalistischen Produktionsweise entspringenden Krisen mit 
ihrem Gefolge von Arbeitslosigkeit und Elend beschleunigen und 
verschärfen diese Entwicklung. 
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Je mehr aber die Entwicklung des Kapitalismus das Prole- 
tariat anschwellen macht, desto mehr wird es gezwungen und be- 
fähigt, den Kampf gegen ihn aufzunehmen. Immer mehr macht 
die Verdrängung der Einzelproduktion auch den Einzelbesitz über- 
flüssig und schädlich, während zugleich für neue Formen genos- 
senschaftlicher Produktion auf Grund gesellschaftlichen Eigentums 
an den Produktionsmitteln die notwendigen geistigen und ma- 
teriellen Vorbedingungen geschaffen werden. Zugleich kommt das 
Proletariat zum Bewußtsein, daß es diese Entwicklung fördern 
und beschleunigen muß, und daß der Uebergang der Arbeits- 
mittel in den gemeinschaftlichen Besitz der Gesamtheit des Volkes 
bas Ziel, die Eroberung der politischen Macht das Mittel seines 
Kampfes für die Befreiung der Arbeiterklasse sein muß. Nur das 
zum Klassenbewußtsein erwachte und zum Klassenkampf organi- 
sierte Proletariat kann der Träger dieser notwendigen Entwick- 
lung sein. Das Proletariat zu organisieren, es 
mit dem Bewußtsein seiner Lage und seiner Auf- 
gabe zu erfüllen, es geistig und physisch kampf- 
fähig zu machen und zu erhalten, ist das eigent- 
liche Programm der sozialdemokratischen Arbei- 
terpartei in Oesterreich, zu dessen Durchsetzung sie sich 
aller zweckdienlichen und dem natürlichen Rechtsbewuhtsein des 
Volkes entsprechenden Mittel bedienen wird. 

Die sozialdemokratische Arbeiterpartei in Oesterreich wird in 
allen politischen und ökonomischen Fragen jederzeit das Klassen- 
iuteresse des Proletariats vertreten und aller Verdunkelung und 
Verhüllung der Klassengegensätze, sowie der Ausnützung der Ar- 
beiter zugunsten von bürgerlichen Parteien energisch entgegen- 
wirken. 

Die sozialdemokratische Arbeiterpartei in Oesterreich ist eine 
internationale Partei: sie verurteilt die Vorrechte der Nationen 
ebenso wie die der Geburt und des Geschlechtes, des Besitzes und 
der Abstammung und erklärt, daß der Kampf gegen die Aus- 
beutung international sein muß wie die Ausbeutung selbst. Sie 
verurteilt und bekämpft alle Einschränkungen der Freiheit der 
Meinungsäußerung, sowie jede Bevormundung durch Staat und 
Kirche. Sie erstrebt gesetzlichen Schutz der Lebenshaltung der ar- 
beitenden Klassen, und sie kämpft dafür, dem Proletariat auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens möglichst großen Einfluß zu 
verschaffen. 

Von diesen Grundsätzen ausgehend, fordert die sozialdemo- 
kratische Arbeiterpartei in Oesterreich zunächst: 

1. Allgemeines, gleiches, direktes und geheimes Wahlrecht in 
Staat, Land und Gemeinde für alle Staatsangehörigen ohne 
Unterschied des Geschlechtes vom 20. Lebensjahr an,' Proportional- 
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Wahlsystem,- Vornahme der Wahlen an einem gesetzlichen Ruhe- 
tage,- dreijährige Gesetzgebungsperioden,- Diätenbezug für die Ge- 
wählten. 

2. Direkte Gesetzgebung durch das Volk vermittelst des Vor- 
schlags- und Verwerfungsrechtes) Selbstbestimmung und Selbst- 
Verwaltung des Volkes in Staat, Land und Gemeinde. 

3. Abschaffung aller Gesetze, die das Recht auf freie Meinungs- 
äußerung einschränken,' insbesondere Erfüllung voller Preßfrei- 
heit durch Aufhebung des objektiven Verfahrens und der Ein- 
schränkung der Kolportage von Druckschriften,- Aufhebung aller 
Gesetze, die das Vereins- und Versammlungsrecht einschränken. 

4. Aufhebung aller Einschränkungen der Freizügigkeit, ins- 
besondere aller Vagabunden- und Schubgesetze. 

5. Schaffung und Durchführung eines Gesetzes, das Beamte, 
die die politischen Rechte von einzelnen ober Vereinen beein- 
trächtigen, einer strengen Bestrafung zuführt. 

6. Sicherung der Unabhängigkeit der Gerichte) Unentgeltlich- 
keit der Rechtspflege und des Rechtsbeistandes) Entschädigung un- 
schuldig Verhafteter und Verurteilter) Wahl der Geschworenen 
auf Grund des allgemeinen, gleichen und geheimen Wahlrechtes) 
Unterstellung aller Staatsangehörigen unter die ordentlichen Ge- 
setze und Gerichte) Abschaffung der Todesstrafe. 

7. Staatliche und kommunale Organisation des Sanitäts- 
dienstes) unentgeltliche Beistellung der ärztlichen Hilfeleistung 
und der Heilmittel. 

8. Erklärung der Religion als Privatsache) Trennung der 
Kirche vom Staate und Erklärung der kirchlichen und religiösen 
Gemeinschaften als private Vereinigungen, die ihre Angelegen- 
heiten ganz selbständig ordnen,- obligatorische Zivilehe. 

9. Obligatorische, unentgeltliche und weltliche Schule, die den 
Bedürfnissen und der Entwicklung der einzelnen Völker vollkom- 
men entspricht) Unentgeltlichkeit der Lehrmittel und der Ver- 
pflegung in den Volksschulen für alle Kinder, sowie für jene 
Schüler höherer Lehranstalten, die zu weiterer Ausbildung be- 
fähigt sind. 

10. Ersetzung aller indirekten Steuern und Abgaben durch 
stufenweise steigende Einkommen-, Vermögens- und Erbschafts- 
steuern. 

11. Ersatz des stehenden Heeres durch die Volkswehr) Er- 
ziehung zur allgemeinen Wehrhaftigkeit) allgemeine Volksbe- 
waffnung) Entscheidung über Krieg und Frieden durch die Volks- 
vertretung. 
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12. Beseitigung aller Gesetze, wodurch die Frau gegenüber 
dem Manne öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich in Nachteil ge- 
setzt wird. 

13. Befreiung der Wirtschaftsgenossenschaften der Arbeiter 
von allen ihre Tätigkeit hemmenden Lasten und Schranken. 

Als Minimum an Arbeiterschutz fordert die österreichi- 
sche Sozialdemokratie zunächst: 

1. Volle Koalitionsfreiheit, gesetzliche Anerkennung der ge- 
werkschaftlichen Organisation, gesetzliche Gleichstellung der Land- 
arbeiter durch Aufhebung der Dienstbotenordnungen. 

2. Achtstündigen Maximalarbeitstag ohne Klauseln und ohne 
Ausnahmen. 

3. Verbot der Nachtarbeit mit Ausnahme jener Betriebe, 
deren technische Natur eine Unterbrechung nicht zuläßt,- die Nacht- 
arbeit für Frauen und jugendliche Arbeiter ist jedoch ausnahms- 
los zu verbieten. 

4. Volle Sonntagsruhe in der Dauer von mindestens 36 
Stunden. 

5. Strenge Durchführung des Verbotes der Erwerbsarbett 
von Kindern unter 14 Jahren,- ausreichende Schutzgesetze für 
Lehrlinge und jugendliche Arbeiter. 

6. Ausschluß der Frauenarbeit aus den besonders für den 
weiblichen Organismus schädlichen Betrieben. 

Alle diese Bestimmungen haben für Betriebe jeder Art und 
Stufenleiter (Großindustrie, Transportgewerbe, Handwerk, Han- 
del, Hausindustrie, Land- und Forstwirtschaft) zu gelten. 

Ausbau des Gewerbe-Jnspektorats,- Vermehrung der In- 
spektoren, denen exekutive Befugnisse zu geben sind,- Mitwirkung 
der Arbeiterorganisationen an der Kontrolle der Durchführung 
des Arbeiterschutzes durch die von ihnen gewählten Inspektoren 
und Jnspektorinnen. 

Ueber Unternehmer, die das Arbetterschutzgesetz übertreten, 
sind strenge Strafen zu verhängen, die nicht in Geldstrafen um- 
gewandelt werden dürfen. 

Die Arbeiterversicherung ist einer durchgreifenden Reform 
zu unterziehen, durch Einführung einer allgemeinen Alters- und 
Invalidenversicherung sowie Witwen- und Waisenversorgung zu 
ergänzen und unter durchgängiger Selbstverwaltung der Ver- 
sicherten einheitlich zu organisieren. 
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